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Von Ratten und Menschen

Es bedarf keiner geringen, geschweige denn ausführlichen Reflexion, um
zu bemerken, daß es zwischen der Art der Ratten, ihr Überleben zu
gestalten, und der Art des Menschen, dasselbe zu tun, keinerlei
Verwandtschaft oder Ähnlichkeit gibt, wechseln doch die Ratten bei
einem grundlegenden Mangel oder einer entsprechenden Überlebensnot
einfach den Gegenstand oder im erforderlichen Fall den Ort ihrer
Ernährung, um sich andernorts und mit neuer Beute zu Lasten der
übrigen Welt ihres Fraßes zu versichern.

So setzt demgegenüber der Mensch doch viel gründlicher und
umfänglicher zugleich und mithin ergiebiger und erschöpfender an, um
sich seiner Ernährung und seines Überlebens aufs entschiedenste sicher
sein zu können, er wechselt seinen Schritt.

Ihre Schattenblick-Redaktion


3. Mai 2019
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Gemeinsame Pressemitteilung 

Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

AntiAtomBonn

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

Bund für Umwelt und Naturschutz (BUND) - Kreisgruppe Cuxhaven

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Bündnis AgiEL - AtomkraftgegnerInnen im Emsland

Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus"

Bürgerinitiative für ein Cuxhaven ohne Atomtransporte

Laka, Documentatie- en onderzoekscentrum kernenergie, Amsterdam (NL)

Natur- und Umweltschutzverein (NUG) Gronau

SOFA (Sofortiger Atomausstieg) Münster

Lingen/Münster/Bonn, 7. Mai 2019

RWE-Hauptversammlung

RWE-Chef Schmitz antwortet AtomkraftgegnerInnen:

"Letzter" Brennelementewechsel im AKW Lingen erst in 2022

- Hofft RWE auf Laufzeitverlängerungen?



Aufgrund von beunruhigenden Auskünften der RWE-Spitze während der
RWE-Hauptversammlung am letzten Freitag in Essen warnen
Anti-Atomkraft-Initiativen und der Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU) vor einer drohenden Laufzeitverlängerung des von RWE
betriebenen AKW Lingen 2 ("Emsland") und fordern dessen sofortige
Stilllegung.

RWE will laut Konzernchef Rolf Martin Schmitz im AKW Lingen erst in 2022
den "letzten" Brennelementwechsel durchführen - nur wenige Monate vor
dem Auslaufen der gesetzlichen Stilllegungsfrist zum 31. Dezember 2022.
Dies teilte Schmitz auf Nachfrage von AtomkraftgegnerInnen während der
RWE-Hauptversammlung mit. Die Anti-Atomkraft-Initiativen befürchten nun,
dass RWE mit diesem sehr späten Termin für den Brennelementewechsel die
technischen Grundlagen für eine mögliche Laufzeitverlängerung des
AKW-Betriebs legen will.

RWE weiterhin auf Atomkurs

"Erst durch Nachfragen von AtomkraftgegnerInnen kam auf der
Hauptversammlung heraus, dass RWE sowohl bei den AKWs Lingen und
Gundremmingen wie auch bei der Urananreicherung in Gronau weiter
unbeirrt auf Atomkurs bleibt. Die Ankündigung eines weiteren
Brennelementewechsels in Lingen für das Stilllegungsjahr 2022 lässt bei
uns alle Alarmlampen anspringen. RWE sollte darauf dringend verzichten
und stattdessen den Atomausstieg unumkehrbar und sofort umsetzen," so
Matthias Eickhoff vom Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen.

Einen Präzendenzfall gibt es ebenfalls: 2015 verzichtete EON auf einen
letzten noch möglichen Brennelementewechsel beim AKW Grafenrheinfeld und
legte das AKW ein halbes Jahr vor dem gesetzlich spätest möglichen
Termin still. RWE will diesen vernünftigen Weg anscheinend nicht gehen,
zumal der RWE-Chef auf der Hauptversammlung kein eigenes konkretes
Stilllegungsdatum benennen wollte. Er verwies nur fälschlicherweise
darauf, dass der AKW-Betrieb bis Ende 2022 "gesetzlich vorgesehen" sei.
Hofft RWE auf eine politische Kehrtwende in Sachen Atomausstieg?

"Seit nunmehr einem halben Jahrhundert ist die Bevölkerung im Emsland
und weit darüber hinaus den Gefahren der in Lingen ansässigen
Atomindustrie unmittelbar ausgesetzt. Eine Laufzeitverlängerung des
Atomkraftwerks mit den damit verbundenen Risiken ist nicht hinnehmbar.
Jeden Tag wird zudem weiterer Atommüll produziert, der hier in Lingen
lagern soll und dessen Entsorgung noch immer ungeklärt ist. Wir müssen
uns auf die Zusage der Bundesregierung zum Atomausstieg verlassen
können. Das Atomkraftwerk Emsland muss sofort abgeschaltet werden, und
zwar endgültig," forderte Alexander Vent vom "Bündnis
AgiEL-AtomkraftgegnerInnen im Emsland".


Lingen-Resolution:

https://bbu-online.de/AK%20Energie/Aktuelles%20AK%20Energie/Lingen-Resolution%202019.pdf

Weitere Infos:


www.bbu-online.de, www.sofa-ms.de, www.urantransport.de

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung vom 07.05.2019

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Mai 2019 
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KOHLEALARM/595: Klimakampf und Kohlefront - nichts Genaues weiß man nicht ... (LoB)


Aktionsbündnis Stommelner Bürger "Leben ohne Braunkohle" - 6. Mai 2019

LoB hält an Appell fest



Das Aktionsbündnis Stommelner Bürger "Leben ohne Braunkohle" (LoB)
kritisiert ein Antwortschreiben des Ministerpräsidenten Armin Laschet und
hält seinen Appell weiter aufrecht.

Mit einem offenen Brief war der sogenannte Stommelner Appell mit den
Unterschriften von über 600 Bürgern und mit Unterstützung zahlreicher
Gruppierungen übersendet worden.

Mit Hinweis auf Vereinbarungen im Koalitionsvertrag wird der
Ministerpräsident darin aufgefordert, sich der Problematik der Folgeschäden
des Braunkohleabbaus anzunehmen.

Auslöser des Stommelner Appells war ein Informationsabend des
Aktionsbündnis mit dem Titel: "Die Spätfolgen der Braunkohle - Wer zahlt
die Zeche?" Dabei wurde darüber informiert, dass der Braunkohleabbau neben
den aktuellen Problemen auch in Zukunft nach seinem Ende ungeklärte Risiken
schafft. Dazu zählen neben den nicht reparablen Landschaftsschäden und
weiter auftretenden Bergschäden auch die drohende Schädigung und der
weitere Verlust von Millionen Kubikmetern wertvollen Grundwassers.

Ein Antwortschreiben des Ministerpräsidenten liegt nun vor. Das
Aktionsbündnis gibt sich damit jedoch nicht zufrieden.

In der Entgegnung dazu heißt es: "Das Deponieproblem stellt den
thematischen Schwerpunkt unseres offenen Briefes dar; Ihre Antworten auf
unsere Bitte um differenzierte Darstellung der noch ungelösten Frage,
welche Konsequenzen sich im Hinblick auf teilweise kaum eruierte Altlasten
in ehemaligen Tagebaulöchern bei Wiederanstieg des Grundwassers ergeben,
bleiben Sie weitgehend schuldig."

Gleichwohl nimmt das Aktionsbündnis das Angebot, bei Minister Prof.
Pinkwart nähere Auskünfte einzuholen, dankend an und hat dazu bereits in
einem weiten Brief den Dialog verbunden mit einer Einladung eröffnet.

"Ein unabhängiges Gutachten zur Altlastenproblematik müsste auch Prognosen
über die Kosten stellen, die im Schadensfalle (z. B. Kontamination des
wieder ansteigenden Grundwassers durch Kontakt mit den Altlasten)
entstünden.

Im Sinne der Daseinsvorsorge müssten diese, wie es das Gesetz vorsieht,
heute erfasst und beseitigt werden, um für künftige Generationen Sicherheit
zu schaffen. Es geht hier tatsächlich um die Verantwortung, die Wohlfahrt
nachfolgender Generationen zu gewährleisten.

Das von Herrn Laschet zitierte 'engmaschige Messstellennetz' kann
gegenwärtig Gefahren aufzeigen, lässt aber keinerlei Aussagen über die
Situation bei Wiederanstieg des Grundwassers zu", so Rudolf Brands (LoB) in
dem Schreiben an Minister Prof. Pinkwart.

Deshalb hält das Aktionsbündnis auch an seinem Appell an den
Ministerpräsidenten fest und fordert:

Die Folgen des Braunkohletagebaus auf die politische Agenda stellen. 

(https://weact.campact.de/petitions/stommelner-appell-folgen-des-braunkohletagebaus-transparent-machen)

Während im Bereich des Steinkohlebergbaus eine Sicherung in Form eines
Ewigkeitslastenfonds eingerichtet wurde, existiert ein solcher für das
Rheinische Braunkohlenrevier bisher nicht. Um die Folgekosten für Mensch
und Umwelt nicht auf unsere Kinder und Enkel abzuwälzen - fridays for
future lässt grüßen -, ist es an der Zeit, den Verursacher dafür in die
Pflicht zu nehmen, solange er noch greifbar ist.




Weitere Informationen:

https://lob-stommeln.de/

 * 

Quelle:

Presseinformation, Stommeln 06.05.2019

Aktionsbündnis Stommelner Bürger "Leben ohne Braunkohle"

https://lob-stommeln.de/
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / COMIC





TERMINE/1117: Gießen - Gespräch über Comics, Ästhetik und Gewalt, 14.5.2019 (idw)


Justus-Liebig-Universität Gießen - 08.05.2019

Überzeichnete Spektakel - Inszenierungen von Gewalt in
Comics

JLU-Kultursoziologe Prof. Jörn Ahrens lädt zum Gespräch über Comics,
Ästhetik und Gewalt - Neue Studie veröffentlicht

Dienstag, 14. Mai 2019, 18-20 Uhr im "prototyp", Gießen



Im Rahmen eines Roundtable-Gesprächs am Dienstag, 14. Mai 2015, wird
Prof. Dr. Jörn Ahrens, Kultursoziologe der Justus-Liebig-Universität
Gießen (JLU), seine neue Studie "Überzeichnete Spektakel.
Inszenierungen zu Gewalt in Comics" vorstellen. Im "Prototyp" in der
Georg-Philipp-Gail-Straße diskutieren Prof. Dr. Frank Thomas Brinkmann
(Professur für Praktische Theologie und Religionspädagogik der JLU),
der Comicforscher und Künstler Dr. Ole Frahm, sowie Prof. Dr. Kirsten
von Hagen (Professur für Romanische Literatur- und Kulturwissenschaft)
mit dem Autor über sein Buch.

Dabei geht es um die lange gemeinsame Geschichte von Comic und Gewalt.
Das Image als gewaltaffines Medium hat auch das Selbstverständnis des
Comics geprägt. In seiner Studie hat Prof. Ahrens sich beispielhaft
mit Inszenierungen von Gewalt im Comic und den damit einhergehenden
Techniken der Überzeichnung und des Spektakels beschäftigt. Gerade
letzteres erfährt jetzt eine Neubewertung: "Was einstmals als Ausweis
seiner 'Primitivität' galt, ist tatsächlich die besondere Kompetenz
des Comics", sagt Ahrens.

Die Veranstaltung zum "Book Release" beginnt um 18 Uhr in dem
Veranstaltungsraum "prototyp" und endet gegen 20 Uhr. Interessierte
sind herzlich eingeladen.

Termin:

Dienstag, 14. Mai 2019, 18-20 Uhr,

"prototyp", Georg-Philipp-Gail-Straße 5, 35394 Gießen

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news715236 

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution217

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Justus-Liebig-Universität Gießen - 08.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/4305: Frankfurt - Sasa Stanisic "Herkunft", 29.05.2019


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Mai 2019

Mi 29.05., 19.30 h

Sasa Stanisic: Herkunft

Moderation: Anna Engel (hr2-kultur)



Über den Zufall der Biografie

"Herkunft" von Sassa Stanisic ist ein Buch über den ersten Zufall
unserer Biografie: irgendwo geboren werden (Luchterhand). Und was
danach kommt. Herkunft ist traurig, weil Herkunft für den Autor zu
tun hat mit dem, das nicht mehr zu haben ist. Es ist ein Buch über
Sprache, Schwarzarbeit, die Stafette der Jugend und viele Sommer. Den
Sommer, als sein Großvater seiner Großmutter beim Tanzen derart auf
den Fuß trat, dass der Junge beinahe nie geboren worden wäre. Den
Sommer, in dem Angela Merkel die Grenzen öffnen ließ und der dem
Sommer ähnlich war, als er über viele Grenzen nach Deutschland floh.
Herkunft sind auch ein Flößer, ein Bremser, eine
Marxismus-Professorin, die Marx vergessen hat. Ein bosnischer
Polizist, der gern bestochen werden möchte. Ein Wehrmachtssoldat, der
Milch mag. Eine Grundschule für drei Schüler. Nationalismus. Yugo.
Tito. Eichendorff.

Den Abend moderiert Anna Engel (hr2-kultur).

In Kooperation mit dem Journal Frankfurt.

Eintritt: 12 / 8 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Mai 2019

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/4304: Berlin - EUROPA literarisch... RUMÄNIEN, mit Emil Hurezeanu, 23.05.2019


Haus für Poesie, Programmvorschau für Mai 2019

Do., 23.5.19, 19.30 Uhr

EUROPA literarisch: RUMÄNIEN

Lesung & Gespräch



mit S.E. Botschafter Emil Hurezeanu Jurist, Journalist, Publizist und
Diplomat, Berlin | Andreas von Mettenheim Botschafter Deutschlands in
Rumänien 2009 bis 2013, Berlin | Richard Kühnel, Leiter der Vertretung der
Europäischen Kommission, Berlin | Thomas Wohlfahrt Leiter Haus für
Poesie

Die Veranstaltungsreihe EUROPA literarisch ist nach vierjähriger Pause
zurück. Das erste Gespräch am 23. Mai gilt - zum Anlass der
EU-Ratspräsidentschaft Rumäniens - dem Dichter Emil Hurezeanu (geb. 1955
in Sibiu, Rumänien). Weil EUROPA literarisch auf der Idee basiert, Politik
ausgehend von Literatur zu diskutieren, und das Gespräch mit AutorInnen
sucht, die gleichzeitig politische DenkerInnen sind, ist Emil Hurezeanu
ein Glücksfall. Der Dichter und Träger mehrerer rumänischer
Literaturpreise vertritt nämlich seit 2015 sein Geburtsland als
rumänischer Botschafter in Berlin. Er war Berater des Ministerpräsidenten
und Redakteur von Radio Free Europe. 1983 fand Emil Hurezeanu in
Deutschland politisches Asyl.

Die Gedichte eines politischen Literaten werden zum Ausgangspunkt einer
empathisch-kritischen Diskussion: Welchen Weg geht Rumänien in Europa? Was
sind wechselseitige Erwartungen und Enttäuschungen? Wie meistert das Land
Modernisierung, Globalisierung und Digitalisierung? Wie kann die innere
Spaltung Rumäniens überwunden werden?

EUROPA literarisch ist eine gemeinsame Veranstaltung von Europäische
Akademie (EAB), Europe Direct Informationszentrum (EDIC), European Union
National Institutes for Culture (EUNIC), Haus für Poesie,
Schwarzkopf-Stiftung Junges Europa und Vertretung der Europäischen
Kommission. Damit soll auch das Gespräch über Europa wieder aufgenommen
werden. Für den Herbst sind Gespräche zu Finnland und seiner
Ratspräsidentschaft (Juli - Dezember 2019) und dem ausscheidenden Mitglied
Vereinigtes Königreich in Planung.

Begrenzte Teilnehmerzahl. Anmeldung bis zum 10. Mai.

Ort: Europe Direct Informationszentrum der Landeszentrale für Politische
Bildung im Amerikahaus, Hardenbergstraße 22-24, 10623 Berlin

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Mai 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1377: Berlin - Eurovision Poetry, Dean Atta und Miruna Vlada im Gespräch mit Max Czollek, 20.05.19


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Mai 2019

Reihe o Eurovision Poetry

Vor der Wahl

Mo 20.5., 19:30 Uhr

7 EUR / erm. 4 EUR



Dean Atta und Miruna Vlada im Gespräch mit Max Czollek

Dichten bedeutet, sich einzumischen. In der dreiteiligen
Reihe »Eurovision Poetry« suchen europäische Lyriker*innen nach einer
Sprache für »Europa«. Kurz vor den Europawahlen hat der Lyriker Max
Czollek heute den britischen Autor Dean Atta und die rumänische
Autorin Miruna Vlada nach Berlin eingeladen. Beider Lyrik zeichnet
sich durch eine Auseinandersetzung mit der Realität
gesellschaftlicher Unterdrückung aus, welcher sie ihren eigenen
lyrischen Widerstand und ihre eigene Vision gegenüberstellen.

Im Anschluss spielt die elektronische Band L.ME.RA. Ihre
Sounds kommen vom Turmbau zu Babel direkt nach Berlin - die
Europawahl kann kommen.

In englischer Sprache mit deutscher Simultanübersetzung

von Lilian-Astrid Geese

Eine Veranstaltung in Zusammenarbeit mit der Allianz Kulturstiftung

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Mai 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / AMNESTY INTERNATIONAL





AKTION/1907: Briefe gegen das Vergessen, Mai 2019


www.amnesty.de/mitmachen/briefe-gegen-das-vergessen

Briefe gegen das Vergessen - Aktion des Monats Mai 2019

- Ver. Arab. Emirate - Rashid Hussain Brohi

- China - Dong Guangping

- Eritrea - Ciham Ali Ahmed



Täglich werden Menschen weltweit festgenommen, bedroht, gefoltert,
getötet. Weil sie ihre Meinung sagen, sich für die Menschenrechte in
ihrem Land einsetzen oder mit friedlichen Mitteln ihre Regierung
kritisieren. Gewaltlose politische Gefangene verschwinden oft für
Jahre hinter Gittern - ohne faires Gerichtsverfahren und unter
unterschiedlich schwierigen Haftbedingungen. Die Gefahr, dass sie
vergessen werden, ist groß. Darum brauchen sie unseren Schutz, unsere
Solidarität, unseren Einsatz!

Aus diesem Grund startet Amnesty International sogenannte "Briefe
gegen das Vergessen". Sie geben den Gefangenen Hoffnung und zeigen den
Verantwortlichen, dass die Gefangenen nicht in Vergessenheit geraten
sind. Die "Briefe gegen das Vergessen" wirken durch ihre enorme
Anzahl.

Wir brauchen Ihre Unterstützung. Gegen das Vergessen. Beteiligen Sie
sich an den Briefen gegen das Vergessen!


VEREINIGTE ARABISCHE EMIRATE


Rashid Hussain Brohi

Der 23-jährige Rashid Hussain Brohi wurde am 26. Dezember 2018 von
Sicherheitskräften der Vereinigten Arabischen Emirate festgenommen.
Das Auto des pakistanischen Staatsbürgers wurde von zwei Fahrzeugen
ausgebremst und angehalten. Die zivil gekleideten Fahrer der beiden
Wagen zeigten Abzeichen vor, die sie als Angehörige des emiratischen
Geheimdienstes auswiesen. Sie legten jedoch keinen Haftbefehl vor, als
sie Rashid Hussain Brohi in Gewahrsam nahmen.

Seitdem ist Rashid Hussain Brohi nur noch einmal gesehen worden. Am
29. Dezember um etwa 1 Uhr nachts stürmten bewaffnete
Sicherheitskräfte, die Rashid Hussain Brohi im Gewahrsam hatten, das
Haus seiner Verwandten, wo sie nach seinem Pass suchten. Seine Familie
versucht, Informationen zu seinem Verbleib zu erhalten und hat bereits
Anfragen an die entsprechenden offiziellen Stellen der Vereinigten
Arabischen Emiraten gestellt. Bisher haben die Behörden jedoch
keinerlei Auskünfte über seinen Aufenthaltsort, die Gründe für seine
Inhaftierung oder mögliche Anklagen gegen ihn preisgegeben.

Die anhaltende willkürliche Inhaftierung von Rashid Hussain Brohi ohne
Kontakt zur Außenwelt kommt dem Verschwindenlassen gleich. Da die
emiratischen Behörden wiederholt versucht haben, den Pass von Rashid
Hussain Brohi in ihren Besitz zu bringen, liegt die Vermutung nahe,
dass sie seine Überstellung an Pakistan planen. Während seiner Zeit in
Pakistan war Rashid Hussain Brohi bei der Nationalen Bewegung
Belutschistan (Baloch National Movement) aktiv, die sich für die
Unabhängigkeit Belutschistans einsetzt. Deshalb besteht Grund zur
Sorge, dass bei einer Rückführung nach Pakistan sein Leben in Gefahr
ist.

Bitte schreiben Sie höflich formulierte Briefe an den
emiratischen Außenminister und fordern Sie ihn auf, den Aufenthaltsort
von Rashid Hussain Brohi bekanntzugeben und ihm regelmäßigen und
vertraulichen Kontakt zu seiner Familie und einem Rechtsbeistand
seiner Wahl zu gestatten. Bitten Sie ihn zudem, sicherzustellen, dass
er nicht entgegen völkerrechtlicher Vorschriften nach Pakistan
abgeschoben wird und dass jegliche gegen ihn erhobenen Anklagen in
einem öffentlichen und fairen Verfahren verhandelt werden.

Schreiben Sie in gutem Arabisch, Englisch oder auf Deutsch
an:

His Highness

Sheikh Abdullah bin Zayed bin Sultan Al Nahyan

Minister of Foreign Affairs and International Cooperation

King Abdullah bin Abdul Aziz Al Saud Street

Al Bateen, Abu Dhabi

VEREINIGTE ARABISCHE EMIRATE

Twitter: @ABZayed

(Anrede: Your Excellency / Exzellenz / His Highness)

(Standardbrief Luftpost bis 20 g: 0,90 EUR)

Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an:

Botschaft der Vereinigten Arabischen Emirate

S. E. Herrn Ali Abdulla Mohamed Saeed Alahmed

Hiroshimastraße 18-20, 10785 Berlin

Fax: 030 - 51 65 19 00

E-Mail: berlinemb.amo@mofaic.gov.ae

(Standardbrief: 0,70 EUR)


Dein Appell

Exzellenz,

der 23-jährige Rashid Hussain Brohi wurde am 26. Dezember 2018 von
Sicherheitskräften der Vereinigten Arabischen Emirate festgenommen.
Das Auto des pakistanischen Staatsbürgers wurde von zwei Fahrzeugen
ausgebremst und angehalten. Die zivil gekleideten Fahrer der beiden
Wagen zeigten Abzeichen vor, die sie als Angehörige des emiratischen
Geheimdienstes auswiesen. Sie legten jedoch keinen Haftbefehl vor, als
sie Rashid Hussain Brohi in Gewahrsam nahmen.

Seine Familie versucht, Informationen zu seinem Verbleib zu erhalten.
Bisher haben die Behörden jedoch keinerlei Auskünfte über seinen
Aufenthaltsort, die Gründe für seine Inhaftierung oder mögliche
Anklagen gegen ihn preisgegeben.

Die anhaltende willkürliche Inhaftierung von Rashid Hussain Brohi ohne
Kontakt zur Außenwelt kommt dem Verschwindenlassen gleich. Außerdem
besteht die Gefahr, dass Rashid Hussain Brohi nach Pakistan
abgeschoben wird. Dort wäre sein Leben in Gefahr.

Ich bitte Sie hiermit, den Aufenthaltsort von Rashid Hussain Brohi
bekanntzugeben und ihm regelmäßigen Kontakt zu seiner Familie und
einem Rechtsbeistand seiner Wahl zu gestatten. Zudem bitte ich Sie,
sicherzustellen, dass er nicht nach Pakistan abgeschoben wird und dass
jegliche gegen ihn erhobenen Anklagen in einem öffentlichen und fairen
Verfahren verhandelt werden.


CHINA


Dong Guangping

Am 3. Juni jährt sich das Tiananmen-Massaker zum 30. Mal: 1989
marschierten in dieser Nacht Truppen des chinesischen Militärs in
Peking ein, um die friedlichen Proteste und die Besetzung des
Tiananmen-Platzes durch Studierende zu beenden. Hunderte, wenn nicht
gar Tausende unbewaffnete Protestierende, die politische Reformen
forderten, wurden dabei getötet. Bis heute hat die chinesische
Regierung keine gründliche Untersuchung der Niederschlagung der
Proteste eingeleitet. Stattdessen verfolgt sie diejenigen, die an das
Geschehen erinnern - wie Dong Guangping. Der ehemalige Polizist wurde
1999 aus dem Polizeidienst entlassen, nachdem er einen offenen Brief
unterzeichnet und Artikel verbreitet hatte, in denen des 10.
Jahrestags des Massakers gedacht wurde. Bereits zuvor war er aufgrund
seines friedlichen Aktivismus mehrmals in China inhaftiert worden. Um
den Drangsalierungen zu entgehen, floh er im September 2015 zusammen
mit seiner Frau und seiner Tochter nach Thailand. Von dort wurde er im
November 2015 abgeschoben.

Am 13. Juli 2018 wurde Dong Guangping zu 42 Monaten Haft verurteilt.
Bereits ein Jahr vor der Urteilsverkündung war er wegen "Anstiftung
zum Umsturz" und "illegaler Überquerung der Staatsgrenze" für schuldig
befunden worden. Weder seine Familie noch die von seiner Familie
beauftragten Rechtsbeistände erhielten Informationen über das
Verfahren oder das Urteil. Seit seiner Festnahme gibt es keine
offiziellen Informationen über seinen Verbleib oder seinen
Gesundheitszustand. Dong Guangping wird ohne Kontakt zur Außenwelt
festgehalten, ihm drohen Folter und andere Misshandlungen.

Bitte schreiben Sie höflich formulierte Briefe an den Direktor des
Städtischen Büros für Öffentliche Sicherheit in Chongqing und bitten
Sie ihn darum, dass Dong Guangping umgehend freigelassen wird oder ein
faires, internationalen Standards entsprechendes Gerichtsverfahren
erhält. Bitten Sie ihn außerdem darum, sicherzustellen, dass Dong
Guangping nicht wegen der friedlichen Wahrnehmung seiner
Menschenrechte festgehalten wird.

Schreiben Sie in gutem Chinesisch, Englisch oder auf Deutsch an:


Direktor des Städtischen Büros für Öffentliche Sicherheit in
Chongqing

Deng Huilin

Chongqing Municipal Public Security Bureau

555 Huanglong Lu

Yubei Qu

Chongqing Shi 401120

VOLKSREPUBLIK CHINA

(Anrede: Dear Director / Sehr geehrter Herr Direktor)

(Standardbrief Luftpost bis 20 g: 0,90 EUR)

Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an:

Botschaft der Volksrepublik China

S. E. Herrn Ken Wu

Märkisches Ufer 54, 10179 Berlin

Fax: 030 - 27 58 82 21

E-Mail: de@mofcom.gov.cn

(Standardbrief: 0,70 EUR)


Dein Appell

Sehr geehrter Herr Direktor,

am 13. Juli 2018 wurde Dong Guangping zu 42 Monaten Haft verurteilt.
Bereits ein Jahr vor der Urteilsverkündung war er wegen "Anstiftung
zum Umsturz" und "illegaler Überquerung der Staatsgrenze" für schuldig
befunden worden. Weder seine Familie noch die von seiner Familie
beauftragten Rechtsbeistände erhielten Informationen über das
Verfahren oder das Urteil. Seit seiner Festnahme gibt es keine
offiziellen Informationen über seinen Verbleib oder seinen
Gesundheitszustand.

Der ehemalige Polizist wurde 1999 aus dem Polizeidienst entlassen,
nachdem er einen offenen Brief unterzeichnet und Artikel verbreitet
hatte, in denen des 10. Jahrestags des Massakers gedacht wurde.
Bereits zuvor war er aufgrund seines friedlichen Aktivismus mehrmals
in China inhaftiert worden. Um den Drangsalierungen zu entgehen, floh
er im September 2015 zusammen mit seiner Frau und seiner Tochter nach
Thailand. Von dort wurde er im November 2015 abgeschoben.

Ich bitte Sie hiermit, sich dafür auszusprechen, dass Dong Guangping
umgehend freigelassen wird oder ein faires, internationalen Standards
entsprechendes Gerichtsverfahren erhält. Außerdem bitte ich Sie darum,
sicherzustellen, dass Dong Guangping nicht wegen der friedlichen
Wahrnehmung seiner Menschenrechte festgehalten wird.


ERITREA

Ciham Ali Ahmed

Die 22-jährige Ciham Ali Ahmed ist seit ihrem 15. Lebensjahr in
Eritrea unter Bedingungen inhaftiert, die dem Verschwindenlassen
gleichkommen. Sie wurde in den USA geboren, ist jedoch in Eritrea
aufgewachsen und verfügt über die doppelte Staatsbürgerschaft.

Am 8. Dezember 2012 wurde Ciham Ali Ahmed festgenommen, als sie
gemeinsam mit ihrem Onkel versuchte, die Grenze zwischen dem Sudan und
Eritrea zu übertreten. Seither wird sie ohne Kontakt zur Außenwelt in
geheimer Haft gehalten. Alle, die die Grenze überschreiten, werden in
der Regel für etwa vier bis sechs Monate inhaftiert. Doch Ciham Ali
Ahmed und ihr Onkel befinden sich mehr als fünf Jahre später immer
noch ohne jeglichen Kontakt zur Außenwelt an einem unbekannten Ort in
Haft.

Es wurde nie Anklage gegen Ciham Ali Ahmed erhoben, und auch die
Gründe für ihre Festnahme und anhaltende Inhaftierung wurden nie
erläutert. Man geht davon aus, dass die Behörden sie deshalb in Haft
halten, um sie für mutmaßliche Aktivitäten ihres Vaters zu bestrafen,
dem man vorwirft, 2013 an einem Putschversuch in Eritrea beteiligt
gewesen zu sein.

Weder die US-Regierung noch andere internationale diplomatische
Vertretungen haben sich bisher zu dem Verschwindenlassen von Ciham Ali
Ahmed geäußert. Trotz wiederholter Versuche ihrer Familienangehörigen,
das US-Außenministerium in dem Fall um Hilfe zu bitten, haben sie
bisher keine Antwort erhalten.

Bitte schreiben Sie höflich formulierte Briefe an den
Präsidenten von Eritrea und fordern Sie ihn auf, den Aufenthaltsort
von Ciham Ali Ahmed bekanntzugeben und sie umgehend und bedingungslos
freizulassen. Bitten Sie ihn zudem, bis zu ihrer Freilassung ihre
Sicherheit zu garantieren.

Schreiben Sie in gutem Tigrinya, Arabisch, Englisch oder auf
Deutsch an:

Präsident Isaias Afewerki

Office of the President

PO Box 257

Asmara

ERITREA

(Anrede: Your Excellency / Exzellenz)

(Standardbrief Luftpost bis 20 g: 0,90 EUR)

Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an:

Botschaft des Staates Eritrea

Herrn Yohannes Woldu Habtemikael

Stavangerstraße 18, 10439 Berlin

Fax: 030 - 44 67 46 21

E-Mail: embassyeritrea@t-online.de

(Standardbrief: 0,70 EUR)


Dein Appell

Exzellenz,

die 22-jährige Ciham Ali Ahmed ist seit ihrem 15. Lebensjahr in
Eritrea unter Bedingungen inhaftiert, die dem Verschwindenlassen
gleichkommen.

Am 8. Dezember 2012 wurde Ciham Ali Ahmed festgenommen, als sie
gemeinsam mit ihrem Onkel versuchte, die Grenze zwischen dem Sudan und
Eritrea zu übertreten. Seither wird sie ohne Kontakt zur Außenwelt in
geheimer Haft gehalten. Alle, die die Grenze überschreiten, werden in
der Regel für etwa vier bis sechs Monate inhaftiert. Doch Ciham Ali
Ahmed und ihr Onkel befinden sich mehr als fünf Jahre später immer
noch ohne jeglichen Kontakt zur Außenwelt an einem unbekannten Ort in
Haft.

Es wurde nie Anklage gegen Ciham Ali Ahmed erhoben, und auch die
Gründe für ihre Festnahme und anhaltende Inhaftierung wurden nie
erläutert. Ich befürchte, dass sie in Haft gehalten wird, um sie für
mutmaßliche Aktivitäten ihres Vaters zu bestrafen, dem man vorwirft,
2013 an einem Putschversuch in Eritrea beteiligt gewesen zu sein.

Hiermit bitte ich Sie, dafür zu sorgen, dass der Aufenthaltsort von
Ciham Ali Ahmed bekanntgegeben und sie umgehend und bedingungslos
freigelassen wird. Ich bitte Sie außerdem, bis zu ihrer Freilassung
die Sicherheit von Ciham Ali Ahmed zu garantieren.

 * 

Quelle:

www.amnesty.de/mitmachen/briefe-gegen-das-vergessen

Herausgeber: amnesty international

Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V., 53108 Bonn

Telefon: 0228/98 37 30, E-Mail: info@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





AKTION/542: SEEBRÜCKE - Wir haben Hannover Orange gefärbt! (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Nachricht vom 8. Mai 2019

SEEBRÜCKE: Wir haben Hannover Orange gefärbt!



Die SEEBRÜCKEN aus Niedersachsen, Bremen, Hamburg und vielen anderen
Orten haben am 27. April in Hannovers Innenstadt eine gemeinsame
Demonstration veranstaltet, die unter dem Motto "Sichere Fluchtwege
jetzt - Kampf der Festung Europa!" stand.

Laut Angaben der Veranstalter kamen über 2.500 Menschen zusammen, um
ein starkes Zeichen gegen das Massensterben im Mittelmeer und die
europäische Abschottungspolitik zu setzen, und machten so die
Demonstration zu einem Riesenerfolg. Laut, entschlossen und vielfältig
wurde gefordert:

"Wir hören nicht auf, bis kein Mensch mehr im Mittelmeer ertrinkt und
alle Schiffe wieder frei sind."

Mit dabei war auch die von Seebrücke organisierte Proteststaffel für
Humanität und Solidarität [1], die zur Zeit durch deutsche Städte
tourt, und die zusammen mit vielen anderen Protestaktionen am 19. Mai
in einer großen europaweiten Demonstration gipfeln wird. Im Folgenden
publizieren wir dazu den Aufruf von SEEBRÜCKE:

Europaweite Demo am 19. Mai: #1EuropaFürAlle

Wir rufen auf zu den Demonstrationen unter dem Motto EIN EUROPA FÜR
ALLE - DEINE STIMME GEGEN NATIONALISMUS, weil wir für ein ganz anderes
Europa einstehen, das nicht identisch ist mit der heute existierenden
EU.

- Ein Europa, das tatsächlich offen für alle ist und in das Menschen
nicht mit Schlauchbooten, sondern mit Fähren und Flugzeugen kommen
können.

- Ein Europa, in dem Nationalität und Hautfarbe keine Rolle spielen
und in dem niemand in Lagern leben muss.

- Ein Europa, in dem alle die gleichen Rechte haben, egal ob schon
ihre Großeltern hier gelebt haben oder sie gerade erst angekommen
sind.

- Ein Europa, in dem niemand Angst haben muss, weder vor rassistischer
Diskriminierung, noch vor sozialem Elend oder davor, zurück in Not und
Bürgerkrieg geschickt zu werden.

Wir verstehen unseren Aufruf zu den Demonstrationen am 19. Mai als
einen Aufruf zum Protest und zum Widerstand: Gegen rechte Parteien,
ihren Rassismus und Nationalismus ebenso wie gegen die Politik der EU.

Wir wollen insbesondere gemeinsam mit all den Menschen auf die Straße
gehen, denen das Wahlrecht in Deutschland und der EU vorenthalten wird
und die staatlichem und gesellschaftlichem Rassismus ausgesetzt sind.
Denn Demokratie besteht nicht im Wählengehen allein - und Veränderung
zum Guten kommt nicht von oben.

Die Außengrenzen der Europäischen Union sind ein Massengrab.
Zehntausende Menschen sind beim Versuch, in Europa Schutz vor
Verfolgung, Krieg und Elend zu finden, ums Leben gekommen. Das Sterben
im Mittelmeer ist kein unvermeidliches Unglück, sondern das Resultat
einer gezielten Politik der Abschreckung und des Sterbenlassens. Die
Behinderung und Kriminalisierung der freiwilligen Seenotrettung ist
die Spitze des Eisbergs dieser inhumanen Politik.

Die Europäische Union feiert sich gern für ihren Einsatz für Frieden
und Menschenrechte. Wir finden jedoch, dass es nichts zu feiern gibt
angesichts der Toten im Mittelmeer und angesichts der Mitverantwortung
der EU für die weltweiten Fluchtursachen: Mitverantwortung durch
Rüstungsexporte, durch eine Handelspolitik, die das Elend in vielen
Ländern des Südens verschlimmert oder durch die Tatenlosigkeit beim
Klimaschutz. Der Friedensnobelpreis, den die EU 2012 erhalten hat, ist
eine Farce und hätte längst schamvoll zurückgegeben werden müssen.

Nicht das Erstarken faschistischer und rechter Parteien in vielen
Ländern Europas ist dafür verantwortlich, dass aus Europa eine Festung
geworden ist, vor deren Mauern die Menschen ertrinken. Es ist genau
umgekehrt: Es waren die Parteien der Mitte, die für Jahrzehnte der
Abschottungspolitik und Jahrzehnte einer unsozialen, neoliberalen
Politik zu Lasten der Mehrheit verantwortlich sind. Sie erst haben den
Boden bereitet, auf dem jetzt die Hetze von Orban und Salvini, von Le
Pen und Gauland gedeiht.

Die SEEBRÜCKE ist eine Bewegung von unten, die sich engagiert für
sichere Fluchtwege, für unbehinderte Seenotrettung und für ein Ende
des Sterbens an den europäischen Grenzen.

Die SEEBRÜCKE fordert ein Ende der Zusammenarbeit mit der so genannten
libyschen "Küstenwache", die Menschen in schlimmste Internierungslager
mit Folter und Misshandlungen zurück bringt. Ebenso protestieren wir
gegen die Verschiebung der Flüchtlingsabwehr nach Süden, was die
Opferzahlen in den Wüsten steigen lässt. Wir wenden uns damit sowohl
gegen die Politik der EU, der Bundesregierung als auch gegen alle
rechten und rassistischen Parteien.

Sehr viele Städte in Deutschland haben sich zu sicheren Häfen erklärt
und damit ihre Bereitschaft bekundet, aus Seenot Gerettete
aufzunehmen. Diesen Worten müssen nun Taten folgen! Es gibt ein
Netzwerk solidarischer Städte in ganz Europa.

Möglich gemacht hat dies das kollektive Engagement hunderttausender
Menschen. Auf sie setzen wir unsere Hoffnungen. Ihre Stimme muss noch
lauter werden.

DAMIT EIN EUROPA FÜR ALLE WIRKLICHKEIT WERDEN KANN.

Dieses Youtube-Video gibt Eindrücke des 27.04. aus Hannover
wieder:

https://youtu.be/qmY9X42hXLQ

Alle weiteren Infos gibt es auf auf seebruecke.org:

https://seebruecke.org/

und ein-europa-fuer-alle.de:

https://www.ein-europa-fuer-alle.de/


Anmerkung:

[1] https://seebruecke.org/proteststaffel-fur-humanitat-und-solidaritat/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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INTERNATIONAL/266: Guatemala - "Marsch der Würde" erreicht Guatemala-Stadt (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Guatemala 

"Marsch der Würde" erreicht Guatemala-Stadt






[image: Indigene Frau auf dem Marsch - Foto: Prensa Comunitaria]

Der 'Marsch der Würde' ist am 1. Mai in Quetzaltenango gestartet

Foto: Prensa Comunitaria



(Guatemala-Stadt, 8. Mai 2019, telesur) - Der "Marsch der Würde" hat
am Mittwoch, 8. Mai, nach acht Tagen die guatemaltekische Hauptstadt
erreicht. Mit dem Marsch haben 1.500 guatemaltekische Bäuer*innen,
Indigene und Mitglieder sozialer Bewegungen gegen Korruption, aber
auch gegen Kriminalisierung und Verfolgung seitens der Regierung
demonstriert. Zudem versuchten sie mit dem Marsch ihre Rechte und ihr
Land zu verteidigen, von dem sie teilweise von Unternehmer*innen
vertrieben worden sind.

Nach Angaben der Vereinigung zum Schutz der
Menschenrechtsverteidiger*innen in Guatemala UNDEFEGUA (Unidad de
Protección a Defensores y Defensoras de Derechos Humanos en Guatemala)
sind im Januar und Februar dieses Jahres über 300 Anzeigen wegen
Landraubs eingegangen.

Der "Marsch der Würde", der von Gruppen von Landaktivist*innen
organisiert wurde, ist am 1. Mai in Quetzaltenango im Westen
Guatemalas gestartet und über 100 Kilometer bis in die Hauptstadt
gelaufen, wo die Demonstration am Mittwoch auf dem Hauptplatz enden
sollte.

Ausführlicher Bericht über den Beginn des Marsches:

http://www.prensacomunitaria.org/los-pasos-de-un-pueblo-cansado-de-la-corrupcion-y-la-impunidad/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/marsch-der-wuerde-erreicht-guatemala-stadt


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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AUFRUF/061: Freiheit für Julian Assange und Chelsea Manning - (Komitee zur Verteidigung von Julian Assange und Chelsea Manning)


Komitee zur Verteidigung von Julian Assange und Chelsea Manning - 5. Mai
2019

Aufruf: Freiheit für Julian Assange und Chelsea Manning!



Am 11. April 2019 wurde Julian Assange, der Mitgründer der
Enthüllungsplattform WikiLeaks, aus der ecuadorianischen Botschaft in
London geschleppt und ins Belmarsh-Gefängnis gebracht, nachdem Ecuador das
politische Asyl für Asssange aufgehoben hatte. In Isolationshaft gefangen
gehalten, werden ihm seine Rechte verwehrt, Besuch von einem Anwalt oder
Familienmitgliedern zu erhalten. Die Trump-Regierung drängt auf seine
Auslieferung an die USA, wo ihm die Todesstrafe droht.

Die Verhaftung von Julian Assange ist eine lange geplante und politisch
motivierte Aktion. Assange ist zur Zielscheibe geworden, weil er das getan
hat, was Journalisten tun sollten: die Wahrheit zu enthüllen. Zusammen mit
seinen Mitstreitern sowie der ebenfalls inhaftierten Whistleblowerin
Chelsea Manning hat Assange Verbrechen aufgedeckt, die in imperialistischen
Kriegen begangen wurden und zum Tod von mehr als einer Million Menschen
geführt haben.

Die Enthüllungen von WikiLeaks reichen vom Nachweis der Folter im
US-Gefangenenlager Guantánamo über die Aufdeckung massenhafter
Steuerhinterziehung von Superreichen und illegaler Überwachungsmaßnahmen
bis hin zu den umfassenden Leaks über die Kriegsverbrechen der USA und
ihrer Verbündeten im Irak und in Afghanistan. Allein im Irakkrieg hat
WikiLeaks 15.000 Tötungen von Zivilisten nachgewiesen, die zuvor vom
US-Militär unter Verschluss gehalten worden waren. Hinzu kamen unzählige
Einzelheiten über das brutale Vorgehen des US-Militärs gegen Männer, Frauen
und Kinder.

Wegen dieser Enthüllungen hat das US-Verteidigungsministerium bereits im
Jahr 2008 verlangt, dass man WikiLeaks diskreditieren und seine
Protagonisten verfolgen müsse. In der Folge wurden die Server der
Enthüllungsplattform angegriffen und gesperrt und zahlreiche Spendenwege
gekappt sowie WikiLeaks die Webadresse entzogen.

Als Sprecher und Gesicht von WikiLeaks stand Julian Assange von Anfang an
im Focus dieser Verfolgung. So wurden längst abgeschlossene Ermittlungen
wegen minder-schwerer Vergewaltigung in Schweden plötzlich wieder
aufgenommen, um einen Vorwand für die Auslieferung des WikiLeaks-Gründers
in die USA zu schaffen. Vor dem Hintergrund dieser Drohung flüchtete
Assange in die Botschaft von Ecuador in London, dessen damalige Regierung
ihm politisches Asyl gewährte und die ecuadorianische Staatsangehörigkeit
verlieh.

Bei der Entscheidung Ecuadors spielte auch die Tatsache eine Rolle, dass
Schweden in dem begründeten Verdacht steht, schon lange bei der
Misshandlung von Gefangenen und bei deren Überstellung in rechtswidriger
Weise mit den USA zusammenzuarbeiten. Sogar der UN-Ausschuss gegen Folter
hat Schweden in verschiedenen Beschlüssen eine "vollständige Kapitulation"
vor den US-Behörden bei illegalen Überstellungen und Folter attestiert.
Assanges Befürchtung, dass er von Schweden an die USA ausgeliefert und dort
wegen seiner Beteiligung an der Veröffentlichung sensibler militärischer
und diplomatischer Daten durch WikiLeaks zum Angeklagten in einem Verfahren
wird, das Verfolgung und unbeschränkte Einzelhaft einschließt (so wie es
laut dem UN-Sonderberichterstatter für Folter im Fall von Chelsea Manning
geschehen ist), ist daher begründet.

Assange bot den schwedischen Strafverfolgungsbehörden sogar an, nach
Schweden zu reisen, um mit ihnen zu kooperieren und die Vorwürfe gegen ihn
zu entkräften, wenn der schwedische Staat ihm garantiere, dass er nicht in
die USA ausgeliefert werde. Diese Garantie wurde ihm jedoch verweigert.

Nun wurde er unter neuen Vorwänden festgenommen, und es droht ihm die
Auslieferung in die USA, wo im Geheimen längst weitere Anklagepunkte nach
dem Spionagegesetz gegen ihn vorbereitet werden, die mit dem Tod bestraft
werden können. Allein die Tatsache, dass die Vereinigten Staaten - ein
Land, das Folter praktiziert, die Todesstrafe verhängt und außerhalb des
internationalen Rechtssystems agiert - Assanges Auslieferung fordern,
zeigt, dass das Gesuch des WikiLeaks-Gründers um politisches Asyl
vollkommen gerechtfertigt war.

Von den Mainstreammedien verbreitete Behauptungen, Assange solle lediglich
aufgrund einer harmlosen Anklage wegen gewaltsamen Eindringens in 
Computersysteme ausgeliefert werden und sei demnach gar nicht in Lebensgefahr,
werden von Äußerungen des US-Justizministerium widerlegt. Das Ministerium
stellte klar, dass es wegen der "Beschaffung und Verbreitung geheimer
Informationen" gegen Assange ermittle. Dieser Tatvorwurf könnte zu einer
Anklage nach dem Spionagegesetz und letztlich zur Todesstrafe für Assange
führen. Bereits einen Monat vor Assanges Verhaftung wurde in den USA
Chelsea Manning verhaftet und ins Gefängnis gesteckt, weil sie sich
geweigert hatte, gegen Assange auszusagen. Die mutige Whistleblowerin hatte
dabei geholfen, Kriegsverbrechen der USA im Irak und in Afghanistan
öffentlich zu machen. Manning wurde die längste Zeit ihrer Gefängnisstrafe
in Isolationshaft gehalten. Ihr Anwalt erklärte, dass ihr zudem angemessene
medizinische Versorgung verwehrt worden sei.

Am 2. Mai 2019 wurde Assange von einer Richterin am Southwark Crown Court
in London zu fast einem Jahr Gefängnis verurteilt, weil er mit seiner
Flucht in die ecuadorianische Botschaft im Jahr 2012 gegen Kautionsauflagen
verstoßen habe. Das Urteil zielt offenkundig darauf ab, Assange
wegzusperren und ihm Besuch und Gespräche unter vier Augen zu verwehren,
während die USA an seiner Auslieferung arbeiten. Die Richterin beschuldigte
den Journalisten, der sich in der Londoner Botschaft Ecuadors praktisch
sieben Jahre in Gefangenschaft befand, seine "privilegierte Position zur
Verhöhnung des Rechts zu benutzen" und "auf der ganzen Welt [seine]
Geringschätzung für die Rechte dieses Landes zur Schau zu stellen". Dabei
hat sogar der Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen festgestellt, dass
Assange "willkürlich und für unverhältnismäßig lange Zeit seiner Freiheit
beraubt worden" sei.

Sollte Assange in die Vereinigten Staaten ausgeliefert werden, wäre das
keine legale Überstellung, sondern es käme einer illegalen Verschleppung
("rendition") gleich ähnlich dem Vorgehen der USA gegen
"Terrorverdächtige", die auf den Straßen Europas oder des Nahen und
Mittleren Ostens gekidnappt und mit Handschellen und einer Plastiktüte über
dem Kopf in ein US-amerikanisches Folterlager ("black site") oder nach
Guantánamo Bay geflogen wurden. In den Vereinigten Staaten erwartet den
WikiLeaks-Gründer kein fairer Prozess, sondern ein Schauprozess, dessen
Ausgang sehr wahrscheinlich bereits feststeht.

Julian Assanges Auslieferung in die Vereinigten Staaten ist ein massiver
Angriff auf die Pressefreiheit und auf grundlegende demokratische Rechte.
Sie würde sich gegen alle Menschen richten, die Staatsverbrechen wie
völkerrechtswidrige Kriege, illegale Massenüberwachung oder die obszöne
Bereicherung der Superreichen auf Kosten der arbeitenden Bevölkerung
aufdecken und anprangern.

Gleichzeitig mit der Verfolgung von Julian Assange und Chelsea Manning
intensivieren die USA ihre Bemühungen für einen Regimewechsel in Venezuela
und verschärfen den Konflikt mit Russland, China und dem Iran. Mit der
Verfolgung und Inhaftierung von Assange und Manning, die 
US-Kriegsverbrechen dokumentiert und enthüllt haben, wollen die USA die
Opposition gegen ihre weltweiten völkerrechtswidrigen und kriminellen
Kriege zum Schweigen bringen.

Umso widerwärtiger ist die Schmutzkampagne, die in den Mainstreammedien
gegen Assange geführt wird und die von Vergewaltigungsanschuldigungen über
Vorwürfe, ein russischer Agent zu sein, bis hin zu Spott und Häme über
seinen gesundheitlichen Zustand nach dem Martyrium in der Botschaft reicht.
Auch viele deutsche Medien haben nicht nur klammheimlich, sondern ganz
offen ihre Freude über Assanges Verhaftung zum Ausdruck gebracht.

Der Kampf für die Freiheit von Julian Assange ist nicht nur nach
Überzeugung von Kristinn Hrafnsson, Chefredakteur von WikiLeaks, der
"bisher größte Kampf für die Pressefreiheit im 21. Jahrhundert".

Das Komitee zur Verteidigung von Julian Assange und Chelsea Manning
verurteilt die Verhaftung von WikiLeaks-Gründer Julian Assange aufs
Schärfste.

Wir fordern die sofortige und bedingungslose Freilassung von Julian
Assange, der Whistleblowerin Chelsea Manning und aller mutigen Menschen,
die das Ausmaß der völkerrechtswidrigen und brutalen Kriege und Verbrechen
der USA und ihrer Verbündeten enthüllt haben.

Wir fordern alle Menschen auf, den internationalen Kampf für die Freiheit
von Julian Assange und Chelsea Manning nach Kräften zu unterstützen!




Die Liste der Erstunterzeichner ist einzusehen unter:

http://blog.globale-gleichheit.de/?cat=40

 * 

Quelle:

Komitee zur Verteidigung von Julian Assange und Chelsea Manning
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AUSSTELLUNG/119: Borken - "Johanna Reiss - Leben, um davon zu erzählen" vom 15. bis 29. Mai 2019


Kreis Borken

Ausstellung "Johanna Reiss - Leben, um davon zu erzählen" vom 15.
bis 29. Mai im Kreishaus in Borken

Einblicke in das Leben eines jüdischen Mädchens während des Zweiten
Weltkriegs



Kreis Borken/Borken. Annie de Leeuw aus Winterswijk, die jetzt Johanna
Reiss heißt, musste während des Zweiten Weltkrieges als junges
jüdisches Mädchen in den von Deutschland besetzen Niederlanden
untertauchen, um zu überleben. Sie und ihre Schwester haben sich fast
drei Jahre lang in Usselo, heute Enschede, versteckt. Ein umgebauter
Wandschrank diente als Notversteck. Die Ausstellung "Johanna Reiss -
Leben, um davon zu erzählen" beschäftigt sich mit der Geschichte von
Annie de Leeuw beziehungsweise Johanna Reiss, die
niederländisch-amerikanische Autorin von "Und im Fenster der Himmel".
Vom 15. bis 29. Mai ist die Ausstellung im Kreishaus in Borken,
Burloer Straße 93, zu sehen. Die Eröffnung findet dort am Mittwoch,
15. Mai, um 16 Uhr statt.

"Leben, um davon zu erzählen" vermittelt durch Fotos, einen
Interviewfilm mit Johanna Reiss sowie einen originalgetreuen Nachbau
des Versteckschrankes einen authentischen Einblick in das Leben von
Annie. Johanna Reiss hat die Ausstellung gemeinsam mit dem "Kolle Kaal
Förderverein" und der "Vereniging Het Museum" zusammengestellt.

Die Ausstellung kann während der Öffnungszeiten der Kreisverwaltung
(montags bis mittwochs von 8 bis 16 Uhr, donnerstags von 8 bis 18 Uhr
und freitags von 8 bis 12.30 Uhr) besucht werden. Der "Kolle Kaal
Förderverein" bietet Schulen auf Anfrage auch eine Führung an.
Interessierte Klassen können sich unter Tel. 02861/61523 oder per Mail
an info@kolle-kaal-foerderverein.de bei dem Verein melden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 29. April 2019

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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KURSUS/176: Berlin - Dichten zwischen Wahrheit und Lüge - Fake News, Bullshit, Betrug, 20.05.19


Haus für Poesie, Programmvorschau für Mai 2019

Mo., 20.5.19, 17.00 Uhr

Dichten zwischen Wahrheit und Lüge

Fake News, Bullshit, Betrug

Workshop



SelbstVERSuche Lyrikwerkstatt für alle von 18 - 99 mit Asmus Trautsch
Autor und Philosoph, Berlin

Die offenen Werkstätten der SelbstVERSuche stehen dieses Mal im Zeichen
der Debatte um Fake News. Wir erkunden die Zusammenhänge von Sprache und
Körper. Durch beides lässt sich Wahres ausdrücken. Mit beidem lässt sich
lügen. So auch in der Lyrik: Sie gehört ins Sachbuchregal, schreibt Monika
Rinck. Und laut Ingeborg Bachmann ermutigen Schriftsteller andere zur
Wahrheit. Andererseits wird den Dichtern seit Platon das Lügen
unterstellt. Und sie selbst führen vielfach und gerne hinters Licht. Eine
Dichtung, in der es keine Formen der Abweichung von Wahrheitsaussagen
gäbe, wäre karg und öd.

Im Workshop widmen wir uns dem Verhältnis von Wahrheit und Lüge im
Gedicht. Zudem soll es um die aktuelle Frage gehen, wie die Poesie zu
Falschnachrichten, Verschwörungstheorien und Propaganda steht, die seit
einigen Jahren den öffentlichen Diskurs, vor allem im Internet, bestimmen
und die Bereitschaft zu Wut- und Hassbotschaften steigern. Ein Workshop
mit Abgründen, aus denen wir uns gemeinsam wie einst Baron von Münchhausen
am eigenen Schopf herausziehen werden.

Der Dichter und Philosoph Asmus Trautsch führt in diesem Workshop ins
Thema ein, beantwortet Fragen und bietet in gemeinsamen
Schreibexperimenten die Gelegenheit, Ausdruck zu finden für Lügenmärchen,
Unsinn, Irreführung - und den Widerstand dagegen.

Vorkenntnisse sind nicht erforderlich. Begrenzte Teilnehmerzahl.

Anmeldungen bitte unter mitmachen@haus-fuer-poesie.org

Eintritt: 8/6 EUR

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Mai 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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LESUNG/6413: Stuttgart - Autor im Gespräch, Feridun Zaimoglu "Die Geschichte der Frau", 20.05.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Mai 2019

Montag, 20.05.19, 19.30 Uhr

Die Geschichte der Frau

Feridun Zaimoglu

Veranstaltungsreihe: Autor im Gespräch

Lesung und Gespräch

Moderation: Wolfgang Niess



In seinen frühen Texten "Kanak Sprak" und "Koppstoff" schreibt
Feridun Zaimoglu von den "Misstönen vom Rande der Gesellschaft" und
bringt migrantische Lebenswelten von Männern und Frauen in
verdichtetem Zaimoglu-Sound in die großen Feuilletons und in die
Köpfe vieler begeisterter Leser*innen. In seinem neuen Roman "Die
Geschichte der Frau" erzählt er das Leben von zehn außerordentlichen
Frauen vom Zeitalter der Heroen bis in die Gegenwart. Es sind
Menschen, deren Sicht auf die Dinge nicht oder nur unzureichend
überliefert wurden, die überwiegend schweigend unsichtbar blieben
oder dekorativ im Bild standen, die aber zugleich exemplarisch sein
können für unsere jeweiligen Verfasstheiten von Gesellschaft, für
unser Verständnis vom Zusammenleben. Zaimoglu lässt sie sprechen -
klar und laut: von Antigone über Judith bis Valerie Solanas, von
Zippora 1490 v. Christus, Schwarze Frau des Moses, über Lisette
Bielstein 1849, der roten Fabrikantentochter, bis zur Welt von
Zaimoglus Mutter Leyla 1965, Gastarbeiterin der ersten Stunde.
Feridun Zaimoglu, geboren 1964 im anatolischen Bolu, aufgewachsen in
Deutschland. Er schreibt für überregionale Feuilletons, erhielt
zahlreiche Preise für seine Romane und lebt in Kiel.

In Zusammenarbeit mit der Volkshochschule, der Stadtbibliothek und
dem Deutsch-Türkischen Forum Stuttgart

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Mai 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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AUSSICHTEN/8634: Und morgen, den 10. Mai 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 10.05.2019 bis zum 11.05.2019 +++






[image: Jean-Luc 8634 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Sonne, Wolken, kurze Schauer,

auch für Jean-Luc Grünhaut gilt:

Regenjacke, das ist schlauer,

wenn dabei der Hals auch schwillt.
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STANDPUNKT/015: Adrianopel - Eine Warnung der Geschichte? (Ingolf Bossenz)


Adrianopel - Eine Warnung der Geschichte?

Ein Vergleich der spätantiken Völkerwanderung mit der Migrationskrise des
21. Jahrhunderts kann nachdenklich machen

von Ingolf Bossenz, April 2019



War alles schon einmal da? Und ist nur vorübergehend verweht? "Fortwährend
löst sich ein Blatt aus der Rolle der Zeit, fällt heraus, flattert fort -
und flattert plötzlich wieder zurück, dem Menschen in den Schoß. Dann sagt
der Mensch 'ich erinnere mich' ..." So beschreibt Friedrich Nietzsche
(1844-1900) in seinem Werk "Vom Nutzen und Nachteil der Historie für das
Leben" (1874) die periodische Präsenz des vermeintlich Entschwundenen.
Worte, die auf den ein paar Jahre später formulierten zentralen Gedanken
des deutschen Dekadenzphilosophen von der Ewigen Wiederkunft des Gleichen
verweisen.

In der Tat zieht die rastlose Suche nach passenden Parallelen zum
Gegenwärtigen im Geschichtlichen als wahre Ur-Kunde ihre Spur durch die
Jahrhunderte und -tausende menschlichen Existierens. So waren
beispielsweise die Verfasser des Neuen Testaments bemüht, ihre Texte durch
Konkordanz mit den heiligen jüdischen Schriften zu legitimieren und zu
sakralisieren, besonders durch Verweis und Bezug auf den Tanach, der später
von der christlichen Kirche als Altes Testament kanonisiert wurde.

Eine Epoche, die seit dem Mittelalter bis heute als wohl bedeutendster und
wahrhaft unerschöpflicher Steinbruch zur Gewinnung kohärent konturierter
geschichtlicher Gegenstücke dient, ist zweifellos die Ära des Imperium
Romanum. Mit anderthalb Millennien Daseinszeit ist das Römische Reich, das
sich in seinem Hochglanz von Britannien bis Ägypten und von Mauretanien bis
Armenien erstreckte, eines der stabilsten staatspolitischen Gebilde, das je
von Menschen geschaffen wurde. Aufstieg, Verfall und Untergang dieses
Riesenreiches werden seither paradigmatisch auch zur Ausleuchtung aktueller
Zustände in Staaten, Staatengruppen, Gesellschaften und Regionen bemüht.

2015 erreichte die vor allem muslimische Massenmigration bis dato
ungekannte Ausmaße und Auswirkungen in und auf Deutschland sowie ganz
Europa, mithin auf das sogenannte Abendland. Seither bahnte sich damit auch
ein altes, strittiges, gleichwohl wirkmächtiges Schlagwort den Weg in die
Medien- und Meinungswelt: Völkerwanderung. Hatte doch dieses Ereignis, das
im Jahr 375 n. Chr. durch den Einfall der Hunnen aus Zentralasien in die
südrussische Steppe ausgelöst worden war, maßgeblich zum Fall der Weltmacht
Rom beigetragen. Droht nun, im 21. Jahrhundert, die "Islamisierung"
Europas? Die Sorge davor fand hierzulande immerhin ihren Niederschlag in
Namen und Aktivität einer als rechtspopulistisch geltenden Bewegung PEGIDA -
Patriotische Europer gegen die Islamisierung des Abendlandes. Die
Zentralthese des Bestsellers, den der britische Historiker Peter Heather
(geb. 1960) bereits 2005 mit seinem Buch "The Fall of the Roman Empire"
(dt. Titel "Der Untergang des Römischen Weltreichs", 2007) vorgelegt hatte,
entfaltete ihre ganze aktuelle Brisanz erst zehn Jahre später mit dem
Beginn der Großen Wanderung 2015. Auf der Flucht vor den Horden der Hunnen
waren 376 n. Chr. gotische Verbände bis an die Donaugrenze des Imperiums im
Gebiet des heutigen Bulgarien vorgestoßen. Rom gewährte den auf dieser
Balkanroute Kommenden - in Abkehr von bisheriger Politik - bereitwillig
Aufnahme, weil, so Heather, Kaiser Flavius Valens "in dieser Flutwelle
verdrängter Menschen eine große Chance sah". Skeptiker und Warner wurden
abgebügelt.

Der römische Historiker Ammianus Marcellinus konstatierte: "Diese
Angelegenheit gab mehr zur Freude Veranlassung als zur Furcht. Hoben doch
die erfahrenen Schmeichler das Glück des Kaisers hoch in den Himmel. Denn
aus den entferntesten Ländern bringe es so viele Rekruten und biete sie
wider Erwarten an, dass er seine eigenen mit den fremdstämmigen
Streitkräften vereinigen und sich ein unbesiegbares Heer schaffen könne.
Anstelle des Mannschaftsersatzes, dessen Kosten jährlich nach Provinzen
bezahlt würden, käme jetzt eine große Menge Goldes ein." Wie bemerkte doch
Katrin Göring-Eckardt (Grüne) angesichts der jüngsten Zuwanderungswelle:
"Wir kriegen jetzt plötzlich Menschen geschenkt." Und Martin Schulz (SPD)
erklärte: "Was die Flüchtlinge zu uns bringen, ist wertvoller als Gold."
Doch auch in der Spätantike, das macht Historiker Heather deutlich, trieb
die Einströmenden nicht nur die Suche nach Sicherheit an, sondern ebenso
die "Hoffnung auf Partizipation am Wohlstand" der römischen Wirtschaft,
Gesellschaft und Kultur.

In Besprechungen, die Heathers Werk mit frisch gefirnisster Gegenwärtigkeit
versahen, finden sich forsche Vergleiche zwischen den hunnischen
Heerscharen und den Terrorkolonnen des "Islamischen Staates", die die von
ihnen jeweils bedrängten Völkerschaften brutal vor sich hertrieben. Auch
Angela Merkels demonstrativer Trotz-Kurs ("... nun sind sie halt da") vom
Herbst 2015 passt als Parallele zum politischen Poltern im 4. Jahrhundert.
Auch damals kam es umgehend zu reichlich Problemen mit den Neubürgern und
ebenso reichlicher Kritik daran. Denn "diese Angelegenheit", die laut dem
Historiker Ammianus Marcellinus zunächst "mehr zu Freude Veranlassung gab
als zur Furcht", ging gründlich schief.

Politische Falschwertungen und militärische Fehleinschätzungen,
ungeschützte Reichsgrenzen und innere Unruhen führten zum sogenannten
Gotenkrieg. Wie Heather erklärt, lag der Hauptgrund für den Aufstand "in
der Nahrungsmittelknappheit und den Schwarzmarktaktivitäten am Ufer der
Donau". Die Goten, die sich als Siedler und nicht als Bittsteller sahen,
verfügten "über keinerlei Möglichkeiten, ihre Nahrungsmittel selbst
anzubauen, denn Landvergabe war in dem Abkommen (mit den römischen Behörden
- I.B.) nicht geregelt worden". Drohender Hunger als Druckmittel auf die
Immigranten überlagerte deren auf eine Perspektive gerichtete Eingliederung
in die imperiale Gesellschaft. Inkompetenz, Kurzsicht und Korruption der
"betreuenden" Beamten taten ein Übriges zum Scheitern jeglicher
Integration. Entsprechend niedrig war die Bereitschaft der Zugereisten,
eine römische Leitkultur zu akzeptieren. Hatte Rom früher
Einwanderungswillige "weiträumig über das Reich verteilt" (Heather), kam es
nun zur Bildung faktischer Parallelgesellschaften.


Markstein des Niedergangs

Programmiert war damit, so Peter Heather, "der Weg für ein militärisches
Kräftemessen", das sich nur zwei Jahre nach Öffnung von Roms Donaugrenze
vollzog: Am 9. August 378 trafen 30.000 Römer auf 25.000 Goten nahe
Adrianopel (heute Edirne, die westlichste Großstadt der Türkei). 20.000
gefallene Krieger bedeckten am Ende die Walstatt, unter ihnen Kaiser
Valens. Sieger waren die Goten; Roms Truppen erlitten die schwerste
Niederlage gegen germanische Verbände seit der Arminiusschlacht im Jahr 9
n. Chr. und ihr größtes militärisches Fiasko seit der Schlacht von Cannae
(Südost-Italien) 216 v. Chr., in der das karthagische Heer unter Hannibal
eine zahlenmäßig weit überlegene römische Streitmacht vernichtete. Die
Katastrophe, an deren Beginn die Hoffnung auf "eine große Chance" stand,
war zweifellos ein Fall jener von Karl Marx erwähnten "geschichtlichen
Ironie", bei der "fromme Wünsche in ihrer Realisation ins grade Gegenteil
umschlagen".

Das Desaster von Adrianopel gilt gemeinhin als Markstein des nun folgenden
Niedergangs römischer Geschichtsgröße und Weltgeltung. In immer neuen
Invasionen berannten germanische Völker, darunter die hernach
sprichwörtlichen Vandalen, die Macht und die Herrlichkeit des Imperiums.
410 eroberten und plünderten westgotische Truppen unter Alarich Rom. 70
Jahre später besiegelte die Ermordung von Kaiser Julius Nepos, Westroms
letztem legitimen Herrscher, den "Untergang des römischen Reiches" (ein
Diktum, das sich historisch auf den Westen des 395 geteilten Reiches
bezieht; das oströmische Reich, Byzanz, fand sein Ende erst 1453 mit der
Eroberung Konstantinopels durch die Osmanen).

Ob und wie sich das Szenario um den "Gotenkrieg" vom 4. Jahrhundert in
Europa wiederholen könnte, beschäftigte indes schon vor über 200 Jahren den
britischen Historiker Edward Gibbon (1737-1794), der in seinem Hauptwerk
"The History of the Decline and Fall of the Roman Empire" gleichfalls den
Untergang Roms analysiert hatte. Sein Fazit: Sollte Europa tatsächlich
einem ähnlichen Ansturm ausgesetzt sein, dem es nicht mehr begegnen könne,
liege sein Heil in der Flucht über den Atlantik - in Amerika winke eine
neue und lichte Zukunft ...

Letztlich sind die vor über anderthalb Jahrtausenden stattgehabten
Ereignisse heute Teil eines Florilegiums von Parallelen und
Pseudo-Parallelen, das im Urgrund der Ungewissheit des Künftigen und der
Unmöglichkeit historischer Prophetie wurzelt. Dazu gehören
ebenso - mit anderer agitatorischer Stoßrichtung - der gebetsmühlenhafte
Verweis auf einstige europäische Migrationsbewegungen wie die Einwanderung
von französischen Hugenotten nach Preußen im 17. Jahrhundert oder die von
Polen ins Ruhrgebiet im 19. Jahrhundert sowie die Rückblende auf die Trecks
der vertriebenen und ausgesiedelten Deutschen nach dem Zweiten Weltkrieg.
Gerade angesichts gänzlich anderer und anders zu bewertender ethnischer,
religiöser, politischer, ökonomischer und sozialer Konditionen und
Konstellationen der neuen Großen Wanderung überrascht das forsche "Fürchtet
euch nicht", das in verschiedenster Verpackung vom medialen Hauptstrom in
die Kanäle der veröffentlichten Meinung gedrückt wird. Unangemessen, ja,
grundlos (in zweifacher Hinsicht) sei die Furcht - vor: steigender
Kriminalität, sinkender Sicherheit, importiertem Antisemitismus,
sukzessiver Islamisierung, schrumpfenden Sozialkassen,
Parallelgesellschaften und No-go-Zonen. Und immer davor: das Epitheton
"angeblich".

Nicht zu übersehen ist, dass der deutsche Rechtsstaat durch die anhaltende
Migration einer starken Belastung unterliegt. So befand im Februar 2017 das
Oberlandesgericht Koblenz: "Die rechtsstaatliche Ordnung in der
Bundesrepublik ist in diesem Bereich ... seit rund eineinhalb Jahren außer
Kraft gesetzt." Mit "diesem Bereich" gemeint ist "die illegale Einreise ins
Bundesgebiet", die, so die Richter, "momentan de facto nicht mehr
strafrechtlich verfolgt" wird. Als Konsequenz aus offenen Staatsgrenzen
werden Fußgängerzonen, Fanmeilen und Volksfeste mit Placebo-Pollern gegen
Terroranschläge umgrenzt, eine gleichsam in Beton gegossene Botschaft: Wir
schaffen das!

Indes: Wie die aktuelle, von schulterklopfender Selbstvergewisserung
("Deutschland als ein Land der Hoffnung und der Chancen", Merkel) und
propagandistischen Parolen ("Der Islam gehört zu Deutschland") begleitete
Migrationskrise ausgeht, ist völlig offen. Ob sie dereinst selbst als
hilfreiche oder abschreckende historische Parallele bemüht werden wird -
dieses Urteil obliegt kommenden Generationen, die, wie stets in der
Geschichte, die dann vollendeten Tatsachen nur noch interpretieren können.



Der Autor ist Journalist und lebt in Berlin. Er schreibt u.a. über
religionsphilosophische und kirchenpolitische Themen.

 * 

Quelle:

Ingolf Bossenz, April 2019

Der Schattenblick veröffentlicht diesen Artikel mit der freundlichen

Genehmigung des Autors.

Erstveröffentlicht in Die Tagespost vom 25. April 2019, S. 17

https://www.die-tagespost.de/feuilleton/Adrianopel;art310,197579
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MELDUNG/393: Professorin Süder Happelmann und der Deutsche Pavillon auf der Kunstbiennale in Venedig (idw)


Hochschule für Künste Bremen - 08.05.2019

HfK Bremen-Professorin Süder Happelmann und der Deutsche Pavillon auf der
Kunstbiennale in Venedig

Deutscher Pavillon auf der 58. Kunstbiennale in Venedig eröffnet:
HfK Bremen-Professorin mit der Steinkopf-Maske hinterfragt den Sinn von
Künstler*innen-Identitäten und zeigt kollektive Schaffensprozesse



Am Freitag, dem 10. Mai 2019, findet die feierliche Eröffnung des
Deutschen Pavillons auf der Biennale di Venezia statt. Die HfK
Bremen-Professorin Natascha Sadr Haghighian ist mit der künstlerischen
Bespielung des Deutschen Pavillons betraut. Für diese Aufgabe schuf sie
eine Kunstfigur namens Natascha Süder Happelmann, stets mit einer
Steinkopf-Maske unkenntlich gemacht, mit der sie bereits im Vorfeld für
Furore sorgte und ihr Thema der Künstler*innen-Identität exponierte.

Einen Tag später startet am 11.Mai die weltweit größte Kunstausstellung
unter dem Titel "May You Live In Interesting Times" in ihre 58. Saison.
Vom 11. Mai bis zum 24. November wird die globale Kunstwelt in die
weltbekannte Lagunenstadt strömen.

Die Professorin für Bildhauerei - Natascha Sadr Haghighian ihr
eigentlicher Name - lehrt seit 2014 an der Hochschule für Künste Bremen
Bildhauerei. Ihre oftmals politisch zugespitzten Arbeiten trugen ihr den
Ruf ein, auch schwierigste Themen künstlerisch verarbeiten und
gesellschaftlich aufrüttelnd darstellen zu können. In ihrer Begründung der
Auswahl hob die Kuratorin des Deutschen Pavillons, Franciska Zólyom, die
künstlerische Positionierung hervor, "die ästhetische und
wissenschaftliche Konzepte, soziale oder politische Zustände nicht nur
analysiert oder kommentiert, sondern diese auch aktiv verändert und ihr
Rollenverständnis sowie ihre Handlungsweise für den jeweiligen
Arbeitsprozess neu gründet".

Die Happelmann-Berufung war eine große Überraschung. Die Kunstwelt hatte
auf den Namen für die renommierte und deshalb auch Kunstmarkt relevante
Berufung gewartet und konnte den Namen Happelmann erwartungsgemäß nicht
einordnen. Das war gewollt und bereits Teil der Strategie für den Auftritt
in Venedig selbst. Irritation ist das Konzept: Natascha Süder Happelmann
alias Sadr Haghighian geht es um künstlerische Inhalte, um politische
Aussagen, nicht um einzelne Personen. Schon gar nicht um ihre eigene. Als
individuelle oder kollektive künstlerische Position - für den Deutschen
Pavillon arbeitet sie mit sechs Musiker*innen/Komponist*innen zusammen -
lässt sie immer wieder ihre Praxis in politische, gesellschaftliche
Prozesse einfließen.

Die Medien griffen das Thema Künstler*innen-Identität auf. Zuletzt
erwartete die SPIEGEL-Kulturredakteurin Ulrike Knöfel, dass Natascha Süder
Happelmann das Publikum des Deutschen Pavillons auch in Venedig selbst
überrumpeln werde, da sie sich erfolgreich den Konventionen entziehe: Weg
vom Künstler*innen-Ego und hin zur kollektiven Intelligenz, weg vom
traditionellen Ausstellungsformat hin zur musikalisch unterlegten
Performance. Bei Süder Happelmann sei nichts sicher, da sie keine
Erwartungen erfüllen wolle.

Prof. Eva Quante-Brandt, die für die HfK Bremen zuständige Senatorin der
Hansestadt Bremen, freute sich schon bei den Hochschultagen über den
Venedig-Auftritt: "Das ist eine riesige Ehre. Solche Beteiligungen von
HfK-Angehörigen zeigen, dass die Qualität der Hochschule für Künste auf
höchstem internationalen Niveau ist und wir uns in Bremen mit ihrer
Förderung auf dem richtigen Weg befinden."

Die HfK Bremen hat bereits im Vorfeld die Präsentation in Venedig
begleitet: In der Vortragsreihe Freie Kunst war Franciska Zólyom, die
Kuratorin des Deutschen Pavillons, im Dezember 2018 an der HfK Bremen zu
Gast. Die Kuratorin berichtete über das künstlerische Konzept und ihre
Beweggründe für die Berufung der HfK-Professorin. Unter dem Titel "Don't
Call Me Names" problematisierte Zólyom die Wirkung von 
Künstler*innen-Identitäten auf die Wahrnehmung der Arbeiten und der 
Künstler*innen selbst. Die Wirkmacht von Sprache ist weitreichend: 
Begriffe, Bezeichnungen und Namen dienen der eindeutigen Zuordnung und 
schreiben Identitäten als etwas Fixierendes fest. Franciska Zólyom: "Sie 
grenzen Daseinsformen, Orte und Personen voneinander ab. An den Grenzen, 
die sie ziehen, entstehen zum Teil gewaltsame Konflikte. Jenseits von 
Gleichheit und Gleichberechtigung naturalisieren sie Zustände, nehmen
Statuszuweisungen vor und schaffen Lebenswirklichkeiten - und je nachdem,
wer sie verwendet, reproduzieren oder verfestigen sie diese."

Die HfK Bremen nimmt die Biennale-Teilnahme ihrer Professorin zum Anlass,
eine Summer School vor Ort abzuhalten. "Beyond Repair" findet vom 12. bis
28. Juni statt und gibt drei Studierenden-Gruppen die Gelegenheit, zum
Thema "Ruinöse Räume" zu arbeiten. Den 60 HfK-Studierenden und
Professor*innen aus den Bereichen Kunst und Design sowie Musik schließen
sich weitere Gruppen von der Staatlichen Hochschule für Gestaltung
Karlsruhe, der Hochschule für Grafik und Buchkunst Leipzig und der
Università Iuav di Venezia an.

Das Programm der Summer School thematisiert am historischen Ort der
jahrhundertealten Stadt Venedig die Vergänglichkeit. "Das Studienprogramm
'Beyond Repair' hat drei Teile, die darauf angelegt sind, den historischen
Kontext und den konzeptuellen Rahmen verschiedener ruinöser Räume und
Konzepte zu untersuchen, Verbindungen und Resonanzen zwischen ihnen zu
verstehen und ihre scheinbare Unveränderbarkeit und natürliche Gegebenheit
in Frage zu stellen. Es geht um die Trauer über das, was nicht repariert
werden kann, und zugleich darum, Strategien des Überlebens, temporäre
widerständige Formationen und unvorhergesehene Nutzungen ruinöser Räume zu
betrachten, zu entwerfen, zu praktizieren."

Von der HfK Bremen werden Prof. Ingo Vetter (Bildhauerei mit klassischen
Werkstoffen), Asli Serbest (Temporäre Bauten), Mona Schieren (Theorie und
Geschichte der Kunst), Ashkan Sepahvand (Artistic Research) und Martin
Schulz (Kunstgeschichte, Theorie und Geschichte ästhetischer Praxis) u.a.
anwesend sein. Geplant sind Seminare, Inputs, Walks und Performances zu
den zeitlich aufeinanderfolgenden Gruppen "Architektur/Raum",
"Akkumulation" und "Individuum/Körper(-praktiken)". Zusätzlichen
wissenschaftlichen Input liefern die externen Expert*innen Andreas Müller
(Kooperative für Darstellungspolitik), die Kunsthistorikerin Angela
Vettese, Avery Gordon (Professorin der Soziologie an der University of
California, Santa Barbara) und die Schriftstellerin und Kuratorin Nida
Ghouse.

Eine gemeinsame Leser-Reise der HfK Bremen mit dem Weser-Kurier gibt auch
der Bremer kulturinteressierten Öffentlichkeit Gelegenheit, den Deutschen
Pavillon und die 58. Kunstbiennale unter fachkundiger Begleitung aus der
Nähe kennen zu lernen.

HfK-Rektor Prof. Roland Lambrette freut sich auf der Eröffnungsfeier über
"das wichtige Signal für die künftige Rolle der HfK Bremen. Die Arbeit im
Deutschen Pavillon gibt einen starken Impuls für die Entwicklung der HfK
als Ganzes und für Freie Kunst im Besonderen."

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2224

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Künste Bremen, 08.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FÜHRUNG/982: Braunschweig - "Ruth Baumgarte - Vision Afrika. Turn of the Fire", 15.5.19


"After Work-Führung" mit dem Museumsdirektor Dr. Peter Joch

Sonderausstellung "Ruth Baumgarte - Vision Afrika. Turn of the Fire"



Braunschweig. Museumsdirektor Dr. Peter Joch präsentiert im Rahmen
einer "After Work-Führung" am Mittwoch, 15. Mai, um 18.30 Uhr seine
persönlichen Lieblingsstücke aus der Sammlung des Städtischen Museums,
Haus am Löwenwall, Steintorwall 14, und aus der Sonderausstellung
"Ruth Baumgarte - Vision Afrika. Turn of the Fire". Im Anschluss sind
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer eingeladen, bei einem Glas Sekt
miteinander ins Gespräch zu kommen und den Arbeitstag ausklingen zu
lassen. Das Getränk ist im Eintrittspreis enthalten.

Die Sonderausstellung ist noch bis zum Sonntag, 7. Juli zu sehen.
Präsentiert wird der expressive Afrika-Zyklus der international
renommierten Künstlerin Ruth Baumgarte. Rund 70 Ölbilder, Aquarelle
und Zeichnungen sind in der Ausstellung zu sehen. Zuletzt war der
Afrika-Zyklus im Ludwig Museum Koblenz (2017/18) und im Marmorpalast
des Ludwig Museum im State Russian Museum, St. Petersburg (2018) zu
sehen.

Das Städtische Museum, Haus am Löwenwall, ist dienstags bis sonntags
von 10 bis 17 Uhr geöffnet. Der Eintritt beträgt fünf Euro für
Erwachsene, Ermäßigung (für Schüler, Studierende, Auszubildende,
Menschen mit Behinderung, Rentner sowie Inhaber des "Braunschweig
Passes") 2,50 Euro. Kinder von sechs bis 16 Jahren zahlen zwei Euro.
Schulklassen und Kinder bis sechs Jahren haben im Städtischen Museum
freien Eintritt. Das Städtische Museum ist uneingeschränkt
barrierefrei.

Das Städtische Museum nimmt teil an der MuseumsCard der Braunschweiger
Museen. Sie ermöglicht einmalig freien Eintritt sowie dauerhaft
ermäßigten Eintritt bei Folgebesuchen für ein Jahr in den sieben
größten Museen Braunschweigs. Die Museumscard kostet 22 Euro und ist
auch im Städtischen Museum erhältlich. Alle Infos unter
www.braunschweig.de/museumscard.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 8. Mai 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AUFBAU/571: Frauen*streik - Organisieren, statt reformieren


aufbau Nr. 97, Mai/Juni 2019

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

Frauen*streik: Organisieren, statt reformieren



STREIK Die Kampagne zum Frauen*streik am 14.06. in der Schweiz ist
in vollem Gange und bewegt viele. Wichtige Fragen werden gestellt und
gesellschaftlichen Analysen gemacht. Jetzt heisst es, nicht bei Worten
zu bleiben, sondern auch in der Praxis die entsprechenden Antworten zu
entwickeln.



(agf) Der Frauenkampf entwickelt aktuell eine ungeheure Dynamik
und bewegt Frauen weltweit. In Zürich waren wir dieses Jahr an der
traditionellen Frauen*demo über 2000 Frauen, die sich auch trotz
massivem Bullenaufgebot nicht abschrecken liessen. In Winterthur fand
am 8. März erstmalig ein Abendspaziergang statt, wo sich über 300
Frauen* lautstark die Strasse nahmen. Und auch in Basel blieb es zum
Frauenkampftag nicht ruhig. Seit einigen Jahren beobachten wir, dass
der Frauenkampf weltweit an Fahrt gewinnt. Von der Ni una
menos-Bewegung Südamerikas, über die Frauenrevolution in Rojava bis
zur #metoo Bewegung: überall leisten Frauen Widerstand. Der
Frauenstreik ist weiterer Ausdruck davon und es entwickelt sich eine
potenzierende Wechselwirkung. Für uns als revolutionäre
Frauenkämpferinnen stellt sich nun die Frage, wie wir auf dieses
Potential reagieren. Es ist also auch der Moment inne zu halten, um
ein paar Überlegungen zur Diskussion zu stellen.


Kämpfe verbinden

Der Frauenkampf hat die Kraft gesamtgesellschaftliche Fragen
aufzuwerfen. Dies lässt sich an den aktuellen Debatten, welche rund um
den Frauen*streik geführt werden, deutlich ablesen. Die mehrheitlich
von Frauen geleistete Sorge- und Hausarbeit wird ebenso kritisch
betrachtet, wie die herrschende Lohnungleichheit und die prekären
Arbeitsverhältnisse in feminisierten Arbeitssektoren. Die Kampagne zum
14. Juni ist weit davon entfernt, ein klassischer Streik zu sein. Bis
anhin dominieren politische Diskussionen rund um die
geschlechtsspezifische Arbeitsteilung. Dies ist eine Stärke, welche
aber auch ihre Krux beinhaltet.

Stärke, weil mit dieser Diskussion grundlegende, antikapitalistische
Forderungen aufgeworfen werden. Die geschlechtspezifische
Arbeitsteilung ist einer der Grundpfeiler des Kapitalismus. Die ganze
Wirtschaftsmaschinerie funktioniert nur, wenn sie mit der Arbeitskraft
versorgt wird, welche im Privaten und nicht lohnförmig (re)produziert
wird. (Vgl. Füreinander sorgen - noch immer Frauenarbeit ?! Nr. 96)
Und diese Reproduktionsarbeit ist zu einer überwältigenden Mehrheit
Frauenarbeit. Ein Umstand, der sich nur dank der herrschenden
Frauenunterdrückung durchsetzen lässt. Wird diese Arbeitsteilung
angegriffen und die Forderung nach einer Kollektivierung der
Reproduktionsarbeit aufgestellt, wird die Frage aufgeworfen, wie wir
als Gesellschaft überhaupt leben und produzieren wollen. Nicht nur ein
Teil der Frauen, sondern alle Menschen, egal welchen Geschlechts und
welchen Alters, sind davon betroffen. Der Kapitalismus mit seinen
patriarchalen Strukturen als Ganzes wird auseinandergenommen.

Krux an diesem besonderen Nährboden des Frauen*streiks 19 ist die
mangelnde Fokussierung auf real geführte Arbeitskämpfe. Denn genauso
wie die Ausbeutung unserer Arbeitskraft im Privaten stattfindet, sind
Frauen auch einer verschärften Ausbeutung am Arbeitsplatz ausgesetzt.
Wenn dort gestreikt wird, ist das Sand im Getriebe, welcher die
kapitalistische Profitmaschinerie stört. Der Protest lässt sich dann
nicht mehr auf Kämpfe in unserer «Freizeit» reduzieren, Geld geht
verloren. Deswegen erscheint es uns wichtig, diese Kämpfe zu
verbinden. Unser Ziel muss sein, die Isolation der Einzelnen zu
durchbrechen. Wir können uns unter den Kolleginnen vernetzen, und am
Tag selber eine reelle Gegenmacht aufbauen.


Gegen reformistische Tendenzen stehen

Was die Bewegung rund um den Frauen*streik so spannend und kraftvoll
macht, ist das Zusammenkommen dieser zwei Ebenen, welche an den
Grundfesten des kapitalistischen Systems rütteln. Das lässt sich auch
an der ironischen Tatsache feststellen, dass der Frauenstreik 1991
seinen Ursprung bereits in der Kritik am Gleichstellungsgesetz fand.
Real lässt sich die gesetzlich zugesicherte Gleichstellung jedoch noch
lange nicht sehen. Heute ist das Gleichstellungsgesetz kein Thema
mehr. Die Frauen haben sich von der Illusion verabschiedet, dass
irgendein Gesetz ihre tatsächliche Lebensrealität nachhaltig
verbessert.

Errungenschaften der Frauen sollen nicht missachtet werden, sie sind
wichtige Etappen und helfen der Entwicklung von Bewusstsein und
Kampfkraft. Dabei muss aber immer im Blick behalten werden, dass
solange es bei Reformen innerhalb der bestehenden Geschlechter- und
Produktionsverhältnissen bleibt, immer neue Widersprüche entstehen. So
zum Beispiel, wenn man die Forderung nach ökonomischer Unabhängigkeit
und mehr Frauen in der Lohnarbeit betrachtet. Heute ist der Anteil der
Frauen in der Erwerbsarbeit in der Schweiz bei etwa 90%.
Dementsprechend kommen bürgerliche Forderungen nach mehr Frauen in
Führungspositionen auf. Dies ist in der bürgerlichen Öffentlichkeit
ein viel zu dominantes Thema, angesichts der Widersprüche, welche
diese Entwicklung nach sich zieht. Denn immer mehr Hausarbeit, welche
historisch nicht lohnförmig und von den Frauen gemacht wird, wird dann
von denen, die es sich leisten können, günstig oder gar schwarz
eingekauft. So kommt es, dass besonders Migrantinnen in die Bresche
springen. Und wer dann für ihre Kinder sorgt, oder ihre Eltern pflegt,
während sie in der Schweiz 24h Pflegedienst erbringen, fragt niemand.
Neue Widersprüche entstehen und der Reformismus findet keine Antwort
darauf.


Bruchposition festigen

Deshalb bietet nur eine klare Klassenposition eine Perspektive für
alle. Nur mit ihr werden die grundlegenden Widersprüche und
Unterdrückungsformen des Systems sichtbar und damit auch prozesshaft
passende Antworten gefunden, um die Unterdrückung zu überwinden. In
der aktuellen Debatte zum Frauen*streik in der Schweiz werden viele
solcher Strukturen hinterfragt. Es herrscht aber die Gefahr bezüglich
der gewählten Methode um diese Widersprüche aufzuzeigen - der
Streikform - in reinem Verbalradikalismus verfangen zu bleiben. Wenn
es darum geht, der gemachten Analysen entsprechende Schlüsse zu
ziehen, müssen wir Strategien finden, reale Gegenmacht aufzubauen.
Zentral dafür ist die Frage der Organisierung. Jede für sich alleine
oder gemeinsam, aber als spontan auftretender Ausbruch von Empörung,
ist ein revolutionärer Prozess nicht voranzutreiben. Ein Gegenpol zu
den Herrschenden können wir nur gemeinsam und organisiert aufbauen.
Aber nicht nur strategisch, auch methodisch ist klar, dass sich eine
solidarische Gesellschaft ohne Ausbeutung und Unterdrückung nur durch
einen kollektiven Aushandlungsprozess entwickeln lässt. Aus
Frauenperspektive beinhaltet der Organisierungsprozess nochmals eine
spezielle Qualität. Es sind diese Strukturen, welche uns Frauen ein
Selbstbewusstsein und das Erleben der eigenen Wirkungsmacht entwickeln
lassen. Gegen die patriarchale Unterdrückung erobern sich die Frauen
durch ihre Kämpfe den Raum zurück.

Organisierung alleine bedeutet aber noch nicht Gegenmacht. Ebenso Teil
davon ist eine der Analyse entsprechende Praxis. Wenn wir von der
Notwendigkeit der Revolution zur Beantwortung der herrschenden
Probleme sprechen, gilt es auch eine entsprechende Praxis zu
formulieren. Wir wollen nicht nur stören, wir wollen verändern!

 * 

Redaktion
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DAS BLÄTTCHEN/1893: Enteignung versus Vergesellschaftung


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

22. Jahrgang | Nummer 9 | 29. April 2019

Enteignung versus Vergesellschaftung

von Jürgen Leibiger



Es war eine Sternstunde der Geschichte, als Solon, ein an die Spitze des
Athener Stadtstaats gelangter Feldherr, im Jahr 594 vor unserer
Zeitrechnung seine Reformen verkündete. Er sah in der "Geldgier und
Überheblichkeit der Reichen" die Wurzel der herrschenden Übel und
Bürgerkriege. Solon setzte eine neue Verfassung durch und verbot die
Schuldsklaverei. Schuldsklaven mussten freigelassen und ihre Schulden
gestrichen werden; ihre Gläubiger wurden faktisch teilweise enteignet. Es
war wohl, abgesehen von der Eroberung fremder Territorien und der
Versklavung ihrer Einwohner, einer der ersten schriftlich überlieferten
rechtlichen Enteignungsakte der Geschichte. Auch im römischen Reich waren
Enteignungen von Teilen der eigenen Bevölkerung an der Tagesordnung und
erfuhren juristische Begründungen. Anders hätten die Großbauten und
Infrastrukturprojekte in der Stadt Rom kaum realisiert werden können. In
den letzten Jahrhunderten des Reiches wurden immer wieder auch Güter und
anderes Privateigentum eingezogen, um die horrenden Staatsausgaben und
Militärbudgets finanzieren zu können. Das Mittelalter setzte diese
Enteignungen fort, egal ob mit oder ohne gesetzliche Grundlage. In der
Reformationszeit wurde in vielen deutschen Ländern im großen Stil die
katholische Kirche enteignet. Im Zuge der Säkularisierung fielen ihre Güter
und die Klöster den Kommunen, den Landesfürsten und dem Fiskus zu. Martin
Luther lieferte 1523 in seiner Schrift "Ordnung eines gemeinen Kastens.
Ratschlag, wie die geistliche Güter zu handeln sind" dafür eine
theologische und juristische Rechtfertigung. So wurde beispielsweise die
Leipziger Universität großzügig mit enteignetem Gut und erklecklichen
Geldbeträgen bedacht.

Vor allem aber das bürgerliche Zeitalter ist ohne Enteignungen nicht
denkbar; es ist sogar die Blütezeit der Enteignung. Einhegungen und
Bauernlegen waren nicht nur teils wilde Gewaltorgien, sie waren durchaus
auch rechtlich abgesichert, was genau so für die überseeische Landnahme
galt. In diesem Zeitalter fand die Enteignung erst so richtig Eingang in
Verfassung und Gesetzgebung. In fast keinem der ab dem späten 18.
Jahrhundert verabschiedeten zivilen Gesetz- oder Verfassungsbücher wurde
auf die ausdrückliche Möglichkeit einer Enteignung zum Zwecke des
"allgemeinen Wohls" oder in "Notlagen" gegen Entschädigung verzichtet.
Kapitalistisches Wirtschaften bedurfte diesbezüglich juristischer Klarheit
und der Abkehr von feudaler Willkür. Die Schaffung von allgemeinen
Reproduktionsbedingungen, insbesondere die Gestaltung der für die
Verwertung privaten Kapitals unverzichtbaren Infrastruktur durch den Staat
erforderte im Interesse des Gesamtkapitals immer wieder solche Enteignungen
vor allem von Immobilien. Die Entschädigungsklausel sicherte den Bestand
der betroffenen privaten Vermögen. Diese Grundsätze fanden
selbstverständlich auch Eingang in das bundesdeutsche Grundgesetz von 1949.
Artikel 14 setzte fast nahtlos an frühere deutsche Verfassungen und
Gesetzgebungen an.

Es war erneut eine Sternstunde der Verfassungsgeschichte, dass es nicht bei
diesem Artikel 14 blieb. Eingefügt wurde - weltweit sowie historisch
ziemlich einmalig - ein Artikel 15 über "Vergesellschaftung", ein
wirklicher Fremdkörper in der Verfassung eines
marktwirtschaftlich-kapitalistisch organisierten Landes. Diesbezüglich hat
die FDP, die im Zusammenhang mit dem Berliner Aufruf zu einem Volksbegehren
zur Enteignung von Wohnungsgesellschaften seine Abschaffung fordert, völlig
Recht. Um die Funktionstüchtigkeit des bestehenden Wirtschaftssystems zu
sichern, reicht der Enteignungsartikel 14 völlig aus. Deshalb wird davon,
ganz im Gegensatz zum Vergesellschaftungsartikel, der bislang keinerlei
Anwendung erfuhr, auch ausgiebig Gebrauch gemacht. Artikel 15 weist dagegen
über diese Wirtschaftsordnung hinaus. Die nach diesem Artikel möglichen
Eigentumsformen sind das "Gemeineigentum" oder "andere Formen der
Gemeinwirtschaft". Von Sozialisierung, sozialistischem Eigentum oder gar
Sozialismus ist natürlich nicht die Rede, aber immerhin wird die
Möglichkeit einer Alternative zum Privateigentum und faktisch auch zum
Staatseigentum an Grund und Boden, an Naturschätzen und an
Produktionsmitteln verfassungsrechtlich verankert. Der Artikel ist laut dem
bekannten Grundgesetzkommentar von Münch/Kunig "das fortbestehende Angebot
an denjenigen, der die augenblickliche Wirtschaftsordnung ablehnt,
innerhalb der grundgesetzlichen Ordnung und nicht außerhalb dieser für
seine Ziele zu kämpfen."

Der Artikel 15 ist das Resultat eines kapitalismus-kritischen Zeitgeistes
und eines besonderen Kräfteverhältnisses in den ersten Jahren nach 1945.
Nach der Weltwirtschaftskrise 1929/33, nach Faschismus und Krieg lag der
Sozialismus quasi "in der Luft" und sozialistische und kommunistische
Kräfte erfuhren einen beträchtlichen Aufschwung. Das galt auch für die
damalige SPD, die einen wirtschaftlichen Aufbau unter
gemeinwirtschaftlichen Vorzeichen forderte, ein Gedanke, der kurzzeitig
selbst in die CDU-Programmatik Eingang fand. Obwohl Sozialdemokraten und
Kommunisten im Parlamentarischen Rat, in dem das Grundgesetz 1948/49
verhandelt wurde, sieben Stimmen weniger als die übrigen, konservativen
Parteien hatten, waren offensichtlich genügend Mitglieder von diesen
Gedanken entweder infiziert oder gingen einen Kompromiss ein und stimmten
der Aufnahme dieses Artikels zu.

Obwohl das Ziel eines "demokratischen Sozialismus" nach wie vor im
Grundsatzprogramm der SPD und natürlich auch im Programm der Partei DIE
LINKE steht, ist die Lage heute selbstverständlich völlig anders. Abgesehen
davon, dass eine alternative Wirtschaftsordnung nicht unbedingt oder
ausschließlich mittels Enteignungen entstehen muss, hat sich der Zeitgeist
gedreht. Die SPD-Führung steht der Forderung nach einer Vergesellschaftung
der großen Wohnungskonzerne ablehnend gegenüber und nach allen bisherigen
Erfahrungen und Erörterungen schon zum Artikel 14 würde diese Forderung
höchstwahrscheinlich auch vorm Verfassungsgericht scheitern. Trotzdem ist
dieser Artikel Bestandteil des Grundgesetzes und die Berliner Initiative
ruft ihn nicht nur in Erinnerung, sondern provoziert letztlich alle
Verfassungsorgane dazu, Begründungen für ihre Entscheidungen zu liefern und
Farbe zu bekennen. Es dürfte also spannend und erhellend werden.

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 9/2019 vom 29. April 2019, Online-Ausgabe
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GRASWURZELREVOLUTION/1867: Klimakiller stoppen!


graswurzelrevolution 438, April 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Klimakiller stoppen!


RWE versucht, die Klimagerechtigkeitsbewegung einzuschüchtern.

Unsere Antwort: Laut bleiben - We don't shut up!

von Kampagne WeDontShutUp



Die Morgendämmerung setzt gerade ein. als eine kleine Gruppe von
Aktivist*innen auf das Betriebsgelände des Braunkohlekraftwerks
Weisweiler zwischen Köln und Aachen läuft. Sie bringen die
Kohleförderbänder zum Stillstand. errichten ein bekletterbares
Dreibein auf der Kohle-Förderanlage und ketten sich mit Lock-Ons auf
der Anlage fest. Zeitgleich klettern an einer anderen Stelle auf dem
Kraftwerksgelände Menschen in den Kohleverladekran, wodurch im
gesamten Kraftwerk die Bänder gestoppt werden müssen. Die
Kohleförderbänder sind die Lebensadern des Kraftwerks. Über sie wird
von den Kohlebunkern die Kohle direkt zur Verbrennung ins Kraftwerk
geleitet. Werden sie zum Stillstand gebracht, dauert es nicht lange
bis das Kraftwerk heruntergefahren werden muss. Das Kraftwerk
Weisweiler. auf der Liste der größten (CO2-Schleudern Europas auf
Platz fünf, stand an diesem Tag für mehrere Stunden nahezu komplett
still. Erst nachdem es der Technischen Einheit der Polizei gelungen
war, die aufwändigen Blockade-Konstruktionen zu räumen, konnte das
Kraftwerk wieder anlaufen.


Um sich durch Repression nicht ihre Handlungsfähigkeit nehmen zu
lassen weigerten sich die Aktivist*innen ihre Personalien anzugeben
und erschwerten die erkennungsdienstliche Behandlung. Letztendlich
konnte nur ein Teil der Aktivist*innen identifiziert werden.

Heute sehen diese sich mit einer Schadensersatzklage durch RWE
konfrontiert. Eine Repressions-Maßnahme, auf die der Energiekonzern in
diesem Ausmaß zum ersten Mal zurückgreift.

Außerdem wird ihnen Störung öffentlicher Betriebe, Widerstand und
Hausfriedensbruch vorgeworfen. Neben fünf Aktivist*innen wird auch von
einem Journalisten Schadensersatz gefordert, der die Aktion zur
Berichterstattung begleitete. Ein klarer Versuch die Pressefreiheit
einzuschränken.

Aktive Schadensbegrenzung

Der durch den Ausfall entstandene wirtschaftliche Schaden wird von RWE
auf etwas mehr als zwei Millionen Euro veranschlagt, die sich der
Konzern nun von den identifizierten Aktivist*innen einklagen möchte.
Um diesen Prozess zu begleiten, hat sich die Kampagne WeDontShutUp
gegründet.

Aus unserer Perspektive konnte ein kleiner Teil des Schadens
verhindert werden, der durch die Verstromung von Kohle überall auf der
Welt angerichtet wird. Wir verstehen die Aktion als aktive
Schadensbegrenzung. 27.000 Tonnen CO2 wurden durch die Blockade nicht
ausgestoßen. Das entspricht dem durchschnittlichen CO2-Ausstoß von
2400 Menschen in Deutschland oder 270.000 Menschen in Äthopien in
einem Jahr. 11,6 Tonnen CO2 stößt ein Mensch in Deutschland
durchschnittlich im Jahr aus. In Äthopien sind es 0,1 Tonnen. Wie
viele Länder im Globalen Süden gehört auch Äthopien - trotz des
eigenen verschwindend geringen Anteils an der Klimakrise - zu einem
der Länder mit den drastischsten Auswirkungen. Die Aktion steht in
Solidarität mit den Menschen die direkt von diesem neokolonialen und
ungerechten Machtverhältniss zwischen Globalem Süden und Globalem
Norden betroffen sind.

Klagend schreiten sie voran

Für RWE dürfte klar sein, dass sie, selbst wenn ihre Klage Erfolg hat,
nicht darauf hoffen können, dass ihren Geldforderungen Folge geleistet
wird. Sie wissen, dass bei den angeklagten Aktivst*innen keine zwei
Millionen Euro zu holen sind und diese lieber unter der
Pfändungsgrenze leben werden, als RWE Geld zu geben. Deshalb hat die
Schadensersatzklage ausschließlich den Charakter einer
Einschüchterungsmaßnahme. RWE will die vielzähligen ungehorsamen und
direkten Aktionen im Revier eindämmen.

Auch auf strafrechtlicher Ebene wird der Ton rauer. In einem
haarsträubenden Schauprozess wurde die Hambacher-Wald-Aktivistin Eule
zu neun Monaten Haft verurteilt (vgl. GWR 437). Der Richter machte von
Anfang an keinen Hehl daraus, dass sich das Urteil nicht nur gegen
Eule richtet, sondern damit die gesamte Waldbesetzung abgestraft und
abgeschreckt werden soll.

Wir sind uns sicher, dass es trotz der Aussicht auf
Schadensersatzforderungen und weitere Freiheitsstrafen auch weiterhin
Aktionen geben wird, die direkt in die Kohleverstromung eingreifen und
die Maschinerie zum Stillstand bringen. Ein Beispiel dafür ist die
Aktion #Niederausmachen, bei der im Herbst 2018 vergleichbar mit
WeShutDown ein weiteres Braunkohlekraftwerk (Niederaußem) von der
Kohlezufuhr getrennt wurde. Während die Räumung des Hambacher Walds im
vollen Gang war, wurden dafür Technische Einheiten der Polizei an
einem anderen Ort gebunden. Diesmal gelang es nicht, die Personalien
der beteiligten Aktivist*innen festzustellen.

Never trust a COP

Zeitgleich zur Aktion in Weisweiler fand in Bonn die COP23 (Conference
of the Parties), die Klimakonferenz der Vereinten Nationen, statt. Wie
auch in den Jahren zuvor, drehte sich das große Palaver der anwesenden
Klimadiplomat*innen um marktbasierte und rein technische
"Lösungsansätze". Allein die Tatsache, dass die globalen
CO2-Emissionen nach wie vor weiter steigen, entlarvt den Mythos, der
Klimawandel wäre durch marktbasierte Ansätze, wie den Emissionshandel
zu bändigen. Auch Technikgläubigkeit und die Hoffnung, dass die
"Green-economy" den Karren aus dem Dreck zieht, verspricht keine
Lösung. Danach sollen Emissionen in erster Linie durch effizienteren
Umgang mit Ressourcen eingespart werden - unter Beibehaltung des
kapitalistischen Normalzustands. Von Aktivist*innen wird die Antwort
darauf unermüdlich wiederholt: "Auf einem endlichen Planeten kann es
kein unendliches Wachstum geben". Nichts deutet zur Zeit darauf hin,
dass der sogenannte grüne Umbau innerhalb kapitalistischer
Verhältnisse stattfinden kann. Die Machtverhältnisse innerhalb der
kapitalistischen Ordnung werden weiterhin dafür sorgen, dass
beispielsweise die deutsche Autoindustrie fröhlich die größten
Kutschen mit Verbrennungsmotor produziert und Deutschland
Kohleweltmeister bleiben darf.

Und die Kohlekomission?

Angeblich haben sich nun seit dem Zeitpunkt der Aktion in Weisweiler
die politischen Begebenheiten in Deutschland grundlegend verändert.
Ist es nicht so, dass inzwischen ein Kohleausstieg in einem
gesamtgesellschaftlichen Prozess demokratisch erarbeitet wurde und
beschlossene Sache ist? Hat die sogenannte Kohlekommission (eigentlich
"Kommission für Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung") nicht
alle Akteur*innen gleichberechtigt miteinbezogen und legt jetzt einen
konsensfähigen Kompromiss vor?

Die Klimagerechtigkeitsbewegung hatte keinerlei Erwartungen an die
Verhandlungen der "Kohlekommission". Von Anfang an war klar; dass es
eigentlich darum ging, einen Konflikt zu befrieden, der den der
"Kohlekommission". Von Anfang an war klar; dass es eigentlich darum
ging, einen Konflikt zu befrieden, der den Herrschenden über den Kopf
zu wachsen drohte. Der Bewegung ist es in jahrelanger politischer
Arbeit gelungen, zu einer ernsthaften Gefahr für die Kohleindustrie
und ihre politischen Erfüllungsgehilf*innen zu werden. Kohleausstieg,
ein Schlagwort, das noch vor einigen Jahren vor allem auf Desinteresse
gestoßen ist, ist heute fester Teil öffentlicher Diskurse. Der
erfolgreiche Kampf um die letzte Rodungssaison im Hambacher Wald hat
gezeigt, dass auch radikale Positionen inzwischen Unterstützung aus
der breiten Gesellschaft erfahren. In dieser Situation blieb den
Herrschenden nicht viel mehr, als dafür zu sorgen, dass in einem
vermeintlich demokratischen Prozess ein fauler Kompromiss erarbeitet
wird. Die großen Umweltverbände haben dabei ihre Rolle ausgefüllt und
waren sich nicht zu schade, diesem Desaster-Plan die notwendige
Rechtfertigung zu liefern, obwohl viele ihrer Basismitglieder damit
nicht einverstanden waren. Jetzt kann zumindest behauptet werden, dass
2038 als endgültiges Ende der Kohle auch von denjenigen getragen wird,
die sich in der öffentlichen Wahrnehmung für die Belange der Umwelt
einsetzen.

Für die Menschen, die weltweit vom Klimawandel betroffen sind, ist der
sogenannte Kohle-Kompromiss vor allem ein Schlag ins Gesicht. Auch
hier gilt: Diejenigen, die aufgrund globaler Machtverhältnisse und
geographischer Gegebenheiten am stärksten vom Klimawandel betroffen
sind, hatten keinerlei Möglichkeiten der Einflussnahme, während den
größten Verursachern, wie RWE, bereitwillig Mitspracherecht gewährt
wurde, Für die Entschädigung von RWE und den Strukturwandel im Revier
sind Milliarden vorgesehen. Entschädigungszahlungen an diejenigen,
deren Lebensgrundlagen von Wetterextremen oder ansteigendem
Meeresspiegel zerstört werden, standen hingegen nicht einmal zur
Debatte.

In Bewegung bleiben

Es ist an uns als Bewegung, den faulen Kompromiss der Kohlekomission
zurückzuweisen und zu delegitimieren. Im Moment deutet nichts darauf
hin, dass die Klimagerechtigkeitsbewegung sich einhegen lässt und ab
sofort darauf hofft, dass die Regierung den Klimaschutz in die Hand
nimmt. Im Gegenteil, in einer hohen Frequenz gründen sich neue
Klimagerechtigkeits-Gruppen und Ende-Gelände-Ortsgruppen. Mit Fridays
for Future. Parents for Future und Xtinction Rebellion haben neue
Bewegungs-Akteur*innen die Bühne betreten (vgl. GWR 437). Es bleibt
spannend, wie sich diese in der nächsten Zeit entwickeln werden.

Auch im rheinischen Braunkohlerevier formiert sich weiter der
Widerstand. Lange bestand dort der Eindruck, dass die Betroffenen in
den Dörfern, die abgebaggert werden sollen, resigniert seien. Zwar war
bei vielen Menschen die Wut auf die Willkür von RWE und
Staatvertreter*innen zu spüren, allerdings schienen die Möglichkeiten
zur Veränderung aufgrund der vermeintlich klar abgesteckten
Machtverhältnisse im Kohlerevier zu gering. Vermutlich ermutigt durch
die neusten Entwicklungen rund um den Hambacher Wald und die
Erfahrung, wie viel Aufmerksamkeit und Solidarität Bewegungen erfahren
können, regt sich hier erneut der Widerstandsgeist. Immer mehr
Bewohner*innen beginnen, sich zusammen mit Menschen aus den
Klimagerechtigkeits-Gruppen der Städte zu organisieren. Am 23. März
gab es einen großen Sternmarsch, bei dem sich viele Menschen
symbolisch der Zerstörung entgegenstellten.

Eine Stärke der Klimagerechtigkeitsbewegung war von Anfang an,
unterschiedlich Akteur*innen zu mobilisieren und ein weites Spektrum
unterschiedlicher Aktionsformen zu entfalten, das vielen verschiedenen
Menschen eine Beteiligungsmöglichkeit bietet. Die langjährige
Erfahrung aus dem Wendland hat gezeigt: Eine breite Mobilisierung, die
verschiedenen Aktionsformen nebeneinander einen Raum gewährt, macht
den Widerstand unkontrollier- und unberechenbar.

Koordinierte Kleingruppenaktionen, wie die Blockade im Kraftwerk
Weisweiler, betten sich in eine breite Aktionschoreographie ein. Sie
sind wichtig, da sie in der Lage sind, einen direkten Effekt zu
erzielen. Sie sind ein starkes Zeichen, das die Dringlichkeit des
Klimawandels zum Ausdruck bringt und haben bei guter Vorbereitung eine
empowernde Wirkung auf die Beteiligten. Da sie die staatlichen
Zugeständnisse an legalem Protest ignorieren, taugen sie außerdem
dazu, eine weitreichendere Kritik an den herrschenden Verhältnissen zu
üben.

Die transportierte Aussage ist klar: "Eure Gesetze haben für uns keine
Relevanz, sie sichern die Zerstörung der Lebensgrundlagen ab."

Die Kampagne WeDontShutUp

Weitere Infos: 

www.wedontshutup.org

 * 

Quelle:

graswurzelrevolution, 48. Jahrgang, Nr. 438, April 2019

Herausgeber: Verlag Graswurzelrevolution e.V.

Koordinationsredaktion Graswurzelrevolution:

Breul 43, D-48143 Münster
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OSSIETZKY/1052: Feiern ist gut, Verwirklichen wäre besser


Ossietzky - Zweiwochenschrift für Politik / Kultur / Wirtschaft

Nr. 9 vom 4. Mai 2019

Feiern ist gut, Verwirklichen wäre besser

von Georg Rammer



70 Jahre Grundgesetz. Karlsruhe, Sitz des Bundesverfassungsgerichts,
ist ganz aus dem Häuschen. Vom 22. bis 25. Mai lädt die Stadt alle
Menschen zum großen VerfassungsFEST ein. Für mich eher Anlass zu
kritischen Gedanken, die ich dem Präsidenten des höchsten Gerichts
nicht vorenthalten wollte. Denn ich meine: Nichts gegen Feiern, aber
wichtiger wäre wohl die Verwirklichung der Grundrechte. Mein Brief an
Herrn Voßkuhle ist nachfolgend in Auszügen abgedruckt.

"Sehr geehrter Herr Professor Dr. Voßkuhle! [...] Erfüllt es Sie nicht
auch mit Sorge, dass zwischen den Grund- und Menschenrechten
einerseits und der erfahrbaren Realität eine wachsende Kluft besteht?
Zum Beispiel wurden und werden Millionen von Kindern über Generationen
die Rechte verweigert, die jetzt gefeiert werden sollen. Auf dem
Papier Steht: Würde und freie Entfaltung der Persönlichkeit! Verbot
jeder Benachteiligung! Eigentum zum Wohl der Allgemeinheit!
Vergesellschaftung und Gemeineigentum! Sozialer Rechtsstaat und
Volkssouveränität! Das alles klingt ja fast revolutionär. Die
alleinerziehenden Mütter mit ihren Kindern, die Minijobber und prekär
Beschäftigten haben von den schönen Worten nichts. Sie wissen doch
auch, Herr Voßkuhle: Tausende Studien zeigen die Benachteiligung
dieser Menschen, nicht nur im Einzelfall, sondern in Millionen Fällen.
Nicht weil sie ein gutes Leben in Sicherheit nicht wünschten, sondern
weil sie aufgrund ihrer sozialen Lage von einer gerechten Verteilung
der gemeinsam erarbeiteten Güter ausgeschlossen sind.

Die systematische Benachteiligung der Kinder betrifft alle
Lebensbereiche, insbesondere die Gesundheit, die Bildung, das Wohnen,
die soziale Anerkennung und als Summe all dessen die Lebenserwartung.
Das Materielle beeinflusst und beeinträchtigt das Lebensgefühl der
Betroffenen, ihre Möglichkeit der Beteiligung, die Familienstimmung;
ihr Selbstbild, ihre Selbstwirksamkeit werden davon geprägt. Das
beginnt in der Schwangerschaft. Prof. U. T. Egle fasste 2015 für das
Nationale Zentrum Frühe Hilfen zusammen: 'Nachgewiesen werden konnte,
dass sich das Risiko für in der Kindheit stark belastete Menschen
2,4-fach erhöht, vor dem 65. Lebensjahr zu sterben. Kommen mehrere
Kindheitsbelastungsfaktoren zusammen, liegt die durchschnittliche
Lebenserwartung fast um 20 Jahre unter der von unbelasteten Kindern.'

'Sozialer Rechtsstaat' verpflichtet den Staat zu gerechtem sozialen
Ausgleich und dazu, für die tatsächliche Geltung der Grundrechte für
alle zu sorgen. Beide Grundsäulen harren ebenso der Umsetzung wie die
wirtschaftlich-sozialen Menschenrechte. Die Ungleichheit hat
erschreckende Ausmaße angenommen. Über die Lebenschancen entscheiden
die sozialen Verhältnisse, in die Kinder hineingeboren werden: Ob die
Mutter alleinerziehend ist, ob die Eltern Arbeit haben oder aus einem
anderen Land kommen. Feudale Verhältnisse? Oder sind das eher die
Klassenverhältnisse, von denen der Multimilliardär Warren Buffett
sagt, es sei ein Krieg der Reichen gegen die Armen - und es sei seine
Klasse, die diesen Krieg gewinnt? Herr Voßkuhle, gibt es eigentlich
VerfassungsrichterInnen, die solche Verhältnisse aus eigener Erfahrung
kennen?

Viele Menschen wissen und spüren, dass die anstehenden GG-Feiern eine
einseitige Narration, eine Fake-Reality unterstützen sollen, die die
bestehende Ungerechtigkeit aufrecht halten - und die Reichen noch
reicher, die Ungleichheit noch größer machen sollen. Der Menschen, auf
deren Kosten sie reich werden, wird nicht gedacht. Die Politik
untergräbt ständig das Vertrauen (und das BverfG unterstützt sie
dabei) der Bevölkerung, wenn in existenziellen Fragen der Gesundheit,
des Friedens, der sozialen Gerechtigkeit salbungsvolle Reden und
prunkvolle Feiern die Verwirklichung dieser Werte ersetzen. Herr
Voßkuhle, wenn wir all die Ungerechtigkeiten und Skandale (Klima,
CumEx, Diesel, Waffenexporte, Wohnungsnot...) sehen, erkennen wir,
dass Profit, Markt und Investoreninteressen als dominierende Werte die
Würde des Menschen ersetzen.

Alle unsere Petitionen, alle engagierten Bemühungen zur Durchsetzung
der Grundrechte für alle Menschen sind bisher ohne Ergebnis geblieben.
Es ist geradezu makaber zu sehen, wie kritische Artikel zum sozialen
Rechtsstaat samt Forderungen nach Gerechtigkeit, die vor zehn oder
zwanzig Jahren geschrieben wurden, ihre volle Gültigkeit behalten
haben. 2011 schrieb ich Ihnen: "Wenn nicht eine einzelne politische
Entscheidung, sondern eine große Zahl von Gesetzen (etwa zur
Liberalisierung des Arbeits- und Finanzmarktes, zu Steuer-,
Gesundheits- und Sozialpolitik) im Ergebnis ein grundlegendes
Staatsziel, eine verpflichtende Verfassungsnorm außer Kraft setzt, wer
ist dann in der Lage und dazu verpflichtet, dem Einhalt zu gebieten?
Wenn die soziale Herkunft immer massiver die Lebenschancen bestimmt,
wenn Grundrechte faktisch nur für Einflussreiche und Wohlhabende
gelten, ist dann die Bundesrepublik Deutschland ein sozialer oder ein
bürgerlich-liberaler Rechtsstaat? Wenn das BVerfG nicht einmal bei
Vorliegen einer Klage zu den politischen Grundlagen dieser wachsenden
Ungleichheit die Realgeltung der Grundrechte und den sozialen
Ausgleich anmahnt - wer kann (und muss) dann die schleichende, aber
massive Aushöhlung der Verfassung verhindern?" Sehr geehrter Herr
Voßkuhle, ich muss wiederholen: Wie gedenken Sie beziehungsweise das
Bundesverfassungsgericht dafür zu sorgen, dass die Grund- und
Menschenrechte auch real Geltung erlangen und nicht nur auf dem Papier
erscheinen und in Feierstunden gepriesen werden? (Ich möchte dieses
Schreiben gern ebenso als offenen Brief behandeln wie Ihre Antwort.)
Mit freundlichen Grüßen, Georg Rammer"

 * 
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FEATURE/1241: Deutschlandfunk Kultur - Schokoladenträume, 11.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Schokoladenträume

Ein indigener Stamm zwischen Tradition und Gourmet-Hype

Feature von Lukasz Tomaszewski

Deutschlandfunk Kultur 2019/ca. 54'30

(Ursendung)

Feature

Samstag, 11. Mai 2019, 18.05 - 19.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



In der Sierra Nevada de Santa Marta tauchen Kolumbiens Anden in die
Karibik. Die mit Regenwald überzogenen Berge sind das Refugium des
Arhuaco-Stammes. Konquistadoren, Siedler und der Bürgerkrieg trieben
die Arhuacos in die Abgeschiedenheit, wo sie ihre Kultur und die
altertümliche Kakaosorte Businchari bewahren konnten. Europäische
Gourmets und Sterneköche feiern die Weltklasse-Schokolade aus der
wiederentdeckten Bohne und möchten die Produktion ausbauen. Die
Arhuacos kämpfen für autonomen Handel nach Regeln des ökologischen
Gleichgewichts.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 30. April 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





HÖRSPIEL/1931: Deutschlandfunk - "John Giorno - Soundpoems", 11.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

John Giorno - Soundpoems

Ein Radiostück von Gaby Hartel und zeitblom

Deutschlandfunk/SWR 2018/50'40

(Ursendung)

Hörspiel

Samstag, 11. Mai 2019, 20.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Wer sagt, dass eine sich selbst feiernde Pop-Dichtung unpolitisch ist?
Lebender Gegenbeweis ist John Giorno (geb. 1936), Poet, New Yorker
Undergroundlegende und Miterfinder der Performance Poetry. Als
Verstärker seines poetischen Eingriffs in die Gesellschaft nutzte er
die jeweils aktuellen Massenmedien und Formen der
Entertainmentindustrie: Happening, Schallplatte, Telefon, Ausstellung.
Vor einigen Jahren entdeckte Giorno seine "Soundpoems" wieder:
technisch forcierte Stimmexperimente, entstanden zwischen 1960 und
1983 im Studio und im Stadtraum New Yorks. Sie sind gleichzeitig
Ausdruck des Lebensgefühls einer Szene, Zeitkritik und Zeitgeschichte.
Unter Verwendung der Originaltapes übersetzten Gaby Hartel und
zeitblom eine Auswahl der Stücke auf Deutsch in die Atmosphäre unserer
Zeit.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 30. April 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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KURSUS/1902: Unna - "Excel für Profis" vom 15.5.2019 bis 5.6.2019


Stadt Unna

VHS-Aktuell: Excel für Profis



Kreisstadt Unna. Schwerpunktmäßig werden in der Excel-Veranstaltung
Funktionen wie Logik-, Statistik- und Verweisfunktionen behandelt, die
oft in der Praxis benötigen werden. Das Excel-Seminar mit der
Kursnummer 191-4256 findet vom 15.05.2019 bis 05.06.2019 jeweils von
18:00 Uhr bis 20:15 Uhr im Raum 003 im zib in Unna statt. Die Gebühr
beträgt 60 Euro, ermäßigt 46 Euro inkl. 9,87 Euro für ein Lehrbuch.

Detaillierte Seminarbeschreibungen zum Angebot sind im aktuellen
VHS-Programmheft auf den Seiten 56/57 zu finden. Die Kurse sind auch
im Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT"
im Unterbereich "EDV und IT - Office" zu finden. Und natürlich berät
auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre gerne
Interessierte zum Kursangebot.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713
oder -714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die
Anmeldung auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. April 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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KURSUS/1901: Unna - Einstieg in das Smartphone Samsung Galaxy, 15. und 16. Mai 2019


Stadt Unna

VHS-Aktuell: Einstieg in das Smartphone Samsung Galaxy



Kreisstadt Unna. In diesem Seminar werden die Grundfunktionen am
eigenen Samsung-Gerät Schritt für Schritt erlernt. Anhand praktischer
Übungen werden die einzelnen Funktionen konkret angewendet.

Die Teilnehmenden werden Bedien- und Fingerübungen durchführen, um
das Gerät mit seiner Arbeitsoberfläche richtig zu bedienen. Im Kurs
wird zudem ein Telefonregister mit Fotos anlegt und der Gebrauch von
SMS und MMS vorgestellt. Thema in der Veranstaltung wird auch das
Arbeiten mit der Sprachsteuerung sowie mit der Foto- bzw. Filmkamera
sein. Auch das Einrichten der W-LAN-Verbindung für das Surfen im
Internet kommt nicht zu kurz. Außerdem lernen die Teilnehmenden Apps
und Sicherheitssoftware für die Geräte kennen.

Voraussetzungen: Keine Vorkenntnisse erforderlich

Mitzubringen sind: Betriebsbereites Samsung Galaxy inkl. Ladekabel und
Passwort. Außerdem ein eingerichtetes Gmail-Konto von Google mit
zugehörigem Passwort. Wer Whats-App benutzen möchte, sollte auch
dieses Konto eingerichtet haben und die Zugangsdaten mitbringen. Die
Volkshochschule haftet nicht für private Geräte.

Das Seminar "Einstieg in das Smartphone Samsung Galaxy" mit der
Kursnummer 191-4102 findet am 15.05.2019 und 16.05.2019 von 09:45 Uhr
bis 13:45 Uhr im zib in Unna statt. Die Gebühr beträgt 42 Euro.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 50 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT - Smartphone / Tablet" zu finden. Und
natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre
gerne Interessierte zum Kursangebot.

Anmeldungen zum Kurs nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder -714
entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung auch
online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 2. Mai 2019
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VORTRAG/240: Hanau - "Windows 10 individuell einrichten" für Senioren, 15. Mai 2019


Stadt Hanau

Vortrag für Senioren: Windows 10 individuell einrichten



Das Seniorenbüro Hanau bietet am Mittwoch, 15. Mai um 13.30 Uhr einen
Vortrag zur persönlichen, bedarfsgerechten Einrichtung verschiedenster
Funktionen unter Windows 10 an. Teilnehmende erhalten unter anderem
Einblick in Einrichtung von Kacheln und deren Verwaltung.

Der kostenfreie Vortrag von Beatrix Wehner dauert rund anderthalb
Stunden und findet im Seniorenbüro Raum 106 - 1. OG -, Steinheimer
Straße 1, 63450 Hanau statt. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. April 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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NEUROLOGIE/1005: Multiple Sklerose geht mit epigenetischen Veränderungen in Immunzellen einher (idw)


Klinikum der Universität München - 07.05.2019

Multiple Sklerose geht mit epigenetischen Veränderungen in Immunzellen einher



ForscherInnen des Instituts für Klinische Neuroimmunologie des Klinikums
der Universität München und der Universität des Saarlandes haben im Rahmen
der MS TWIN STUDY festgestellt, dass Multiple Sklerose mit epigenetischen
Veränderungen einhergeht.

Multiple Sklerose (MS) ist eine chronische, nicht heilbare Erkrankung des
zentralen Nervensystems, die im Verlauf der Jahre oftmals zu irreversiblen
neurologischen Ausfällen führt. Trotz intensiver Forschung sind die
Ursachen der Erkrankung noch nicht vollständig verstanden; angenommen wird
ein Zusammenspiel von genetischer Veranlagung und Umweltfaktoren als
Auslöser. Nun haben ForscherInnen des Instituts für Klinische
Neuroimmunologie des Klinikums der Universität München und der Universität
des Saarlandes im Rahmen der MS TWIN STUDY festgestellt, dass Multiple
Sklerose mit epigenetischen Veränderungen einhergeht. Die Wissenschaftler
zeigen zudem, dass Medikamente einige dieser Veränderungen beeinflussen.
Das Fachmagazin Nature Communications veröffentlicht diese medizinisch
sehr relevanten Ergebnisse am heutigen Dienstag, 7. Mai 2019.

An der MS TWIN STUDY, die am Institut für Klinische Neuroimmunologie des
Klinikums der Universität München (Dr. Lisa Ann Gerdes, Prof. Dr. Reinhard
Hohlfeld) angesiedelt ist, nahmen 45 eineiige Zwillingspaare teil. Davon
war jeweils ein Zwilling an MS erkrankt, der andere war gesund. Nur in 25
Prozent der Fälle erkranken bei eineiigen, genetisch identischen
Zwillingen beide Geschwister an MS. Diese vergleichsweise niedrige Rate
deutet darauf hin, dass genetische Faktoren relevant sind, aber nicht
hinreichend die Entstehung von MS erklären können - und somit weitere
modulierende Faktoren eine Rolle spielen.

Grundlage des Forschungsprojektes waren Hinweise, dass epigenetische
Modifikationen der DNA - das heißt Veränderungen "auf" der DNA, z.B. durch
DNA Methylierung, die Regulation von Genen verändert und somit zur
Krankheitsentstehung beitragen können. Änderungen in der DNA Methylierung
können so zu Fehlfunktionen von Immunzellen beitragen, die bekanntermaßen
eine wichtige Rolle bei der MS spielen.

Das Ziel der über fünf Jahre laufenden MS Zwillingsstudie war es, DNA
Methylierungsunterschiede zwischen genetisch gleichen Zwillingen zu finden
und zu untersuchen, ob diese Veränderungen Hinweise auf die Entstehung von
MS liefern können. Von diesen 45 Zwillingspaaren wurden in Zusammenarbeit
mit Dr. Nicole Souren und Prof. Dr. Jörn Walter von der Abteilung für
Genetik und Epigenetik der Universität des Saarlandes, Saarbrücken,
genom-weite DNA Methylierungsprofile an circa 850.000 Positionen erstellt und
statistisch ausgewertet.

"Da die eineiigen Zwillinge genetisch nahezu identisch sind, ist das eine
einzigartige Ausgangssituation, um DNA Methylierungsunterschiede innerhalb
der Zwillingspaare aufzuspüren", sagt Dr. Lisa Ann Gerdes vom Institut für
Klinische Neuroimmunologie. Das Ergebnis der Analysen: Zwillingspaare
wiesen sowohl krankheitsassoziierte als auch individuelle (nicht
krankheitsbezogene) epigenetische Unterschiede in Immunzellen des Blutes
auf. Das heißt, dass bei Multipler Sklerose epigenetische Veränderungen
auftreten und diese fanden sich auch in neuen, bislang bei MS nicht
bekannten Genen.

Möglicherweise liefern diese Daten Hinweise auf die Auslöser der Multipler
Sklerose.
Die ForscherInnen stellten außerdem fest, dass einige epigenetische
Veränderungen durch die Gabe von Medikamenten entstehen. Dies zeigt
erstmals einen Zusammenhang zwischen epigenetischen Mustern, Krankheit und
Therapie. Einige der Veränderungen waren auch noch bis zu einem Jahr nach
Absetzen der Medikamente im Blut nachweisbar. "Diese Ergebnisse sind ein
wichtiger Schritt, um mögliche Auslöser der Multiplen Sklerose, aber auch
die Wirkung von Medikamenten in Kurz- und Langzeittherapien besser zu
verstehen", sagt Gerdes.

Die MS TWIN STUDY ist seit 2012 am Institut für Klinische Neuroimmunologie
des Klinikums der Universität München angesiedelt. Mit derzeit bereits 75
teilnehmenden eineiigen Zwillingspaaren ist sie weltweit einzigartig. Von
den teilnehmenden Zwillingspaaren ist jeweils ein Zwilling an Multipler
Sklerose erkrankt ist, während der andere gesund ist. Die epigenetischen
Ergebnisse sind - als Teilprojekt der MS Zwillingsstudie - im Rahmen einer
Kollaboration mit der Abteilung für Genetik und Epigenetik der Universität
des Saarlands (Saarbrücken) entstanden. Die MS TWIN STUDY wird finanziell
von der Gemeinnützigen Hertie-Stiftung unterstützt.


Originalpublikation:

https://www.nature.com/articles/s41467-019-09984-3
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Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 4/2019

Symposium

Geringe Priorität für Gesundheit in der Stadt

von Horst Kreussler



Viertes Hamburger Symposium zur regionalen Gesundheitsversorgung.
Die Auswirkungen von Verkehrslärm werden unterschätzt.


Es gibt schon vernünftige Ansätze, um ein Ballungsgebiet wie
Hamburg weniger schädlich, ja "gesünder" zu machen. Aber insgesamt
fehlt noch viel, um den weiteren Anstieg metropolenspezifischer
Zivilisationskrankheiten einzudämmen. So könnte ein auf den Punkt
gebrachtes Ergebnis des vierten Hamburger Symposiums zur regionalen
Gesundheitsversorgung lauten. Das Institut für Versorgungsforschung in
der Dermatologie und bei Pflegeberufen des UKE (Leiter: Prof. Matthias
Augustin) hatte Wissenschaftler aus Deutschland und Schottland im Haus
des kooperierenden Hamburg Center of Health Economics am Stephansplatz
versammelt. Weitere Leiter des Symposiums waren der Geograf Prof.
Jürgen Oßenbrügge und die Meteorologin Prof. Heinke Schlünzen, beide
von der Hamburger Universität und ebenfalls maßgeblich am
Forschungsprojekt UrbMod beteiligt (multisektorales Wirkungsmodell für
gesundheitsfördernde Stadtentwicklung).

Zum problematischen Ist-Zustand der Hamburger Region mit Ausstrahlung
nach Schleswig-Holstein berichtete Prof. Markus Quante vom
HelmholtzZentrum Geesthacht und der Universität Lüneburg: "Hamburg hat
derzeit noch mit hohen Stickstoffdioxidbelastungen zu kämpfen, aber
auch Konzentrationen anderer die Luftqualität beeinflussender
Substanzen sind nicht unbedeutend."

Eher unterschätzt werden, wie es scheint, die Auswirkungen des
Verkehrslärms von Kraftfahrzeugen, Zügen und Flugzeugen. Die
Lärmbelastung der Hamburger Bevölkerung liege weiterhin vielerorts
oberhalb der empfohlenen Schwellenwerte, warnte Dr. Philine Gaffron
(TU Hamburg). Prof. Rainer Guski (Universität Bochum) nannte aufgrund
großer Studien u. a. ischämische Herzkrankheiten und Depressionen als
Folge des "teilweise dramatischen Anstiegs akustischer Belastungen"
und resümierte: "Als größtes Gesundheitsrisiko kann der nächtliche
Straßenverkehr in urbanen Räumen angesehen werden."

Prof. Rainer Fehr (Universität Bielefeld, früher Gesundheitsbehörde
Hamburg) wies auf die große Bedeutung der regionalen Zusammenarbeit
bei der Gesundheitsförderung hin. Dazu gehörten neben ambulanter und
stationärer grenzüberschreitender Versorgung weitere Bereiche wie
Landwirtschaft oder Wohnungswirtschaft. So verstehe der 1900 in
Schleswig-Holstein gegründete Verband Norddeutscher
Wohnungsunternehmen seine Arbeit als Beitrag zur Gesundheitsförderung.
Und in der Wissenschaft bemühe sich HAM-NET, das Hamburger Netzwerk
für Versorgungsforschung, um die Schaffung neuer Forschungsstrukturen
in der Metropolregion.

Einen weiteren wichtigen Faktor betonte der Glasgower
Gesundheitswissenschaftler David Walsh PhD während des Hamburger
Symposiums: falsche Planungsentscheidungen von Behörden und
Politikern. Dazu kämen speziell in Glasgow etwa im Vergleich zu
Liverpool und Manchester Entindustrialisierung und Verarmung der
Bevölkerung mit der Folge einer viel höheren Sterblichkeit.

Soweit einige Aspekte des Ausgangsbefundes. Doch fragte sich mancher
Teilnehmer, ob nicht die gepriesene "Integrierte Stadtentwicklung" (d.
h. die Einbeziehung der Gesundheit) zumal in Hamburg alles besser
mache? Antwort des erfahrenen ehemaligen Direktors des UKE-Instituts
für Medizinsoziologie, Prof. Alf Trojan: Leider noch kaum ersichtlich.
Trojan hat alle Programme auf Bundes- und Landesebene überprüft und in
den über 100.000 Dokumenten kaum Hinweise gefunden: Speziell im
Hamburger "Rahmenprogramm integrierte Stadtentwicklung" (RISE) ganze
19 Nennungen (von 1822 Dokumenten) und bei über 100
Sozialraumbeschreibungen nur drei: "Es war nicht möglich, eine
offizielle Übersicht zu bekommen, ob und ggf. welche
Gesundheitsförderungsaktivitäten in den Modellgebieten von RISE eine
Rolle spielen."

Als Gründe nannte Trojan u. a. eine geringe Priorität von Gesundheit,
knappe Personalressourcen, nicht ausreichende Qualifikation der
Gesundheitsämter, zu wenig Integration. Dennoch blieb er
zuversichtlich und bezeichnete Hamburg sogar teilweise als Vorbild,
etwa beim Pakt für Prävention.

Ähnlich zuversichtlich zeigte sich die Leiterin der Landes- und
Landschaftsplanung der Hamburger Behörde für Stadtentwicklung und
Wohnen, Susanne Metz. Sie nannte für die Metropolregion, d. h.
ausdrücklich in Abstimmung u. a. mit Schleswig-Holstein, diese Punkte:
Ausbau der Magistralen (Aus- und Einfallstraßen) mit Wohnbebauung nach
dem bewährten Fächermodell Fritz Schumachers, Einbeziehung
nichtstörenden Gewerbes in Wohngebiete (wohl auch medizinische
Einrichtungen), Eindämmung des Autoverkehrs bei hoher anderweitiger
Mobilität (Radverkehr wie in Kopenhagen?), Einwohnerplanzahl ohne
Migrationszuzug bei rund zwei Millionen.

Ähnlich klang es auch in der Schlussdiskussion des Symposiums, als z.
B. Prof. Claudia Hornberg von der Universität Bielefeld die Auffassung
vertrat, Hamburg sei wohl auf dem Weg zur gesunden Stadt besser
aufgestellt als Nordrhein-Westfalen und Berlin, es bestehe aber
besonders wegen der ungleichen Verteilung der Risikofaktoren
dringender Handlungsbedarf.

Allerdings sah sie eine erhebliche Schwierigkeit darin, an die
Menschen in gesundheitlich besonders betroffenen Wohngebieten
heranzukommen ("Partizipation"). Das schien auch der dienstälteste
Experte aus der Gesundheitsbehörde, Klaus-Peter Stender, einzuräumen,
als er von Verbesserungsbedarf sprach: "Wir können die Armut nicht
beseitigen, wir brauchen daher neue Formen der transparenten
Auseinandersetzung." Wer ist 'wir'? "Wer macht am Ende eine Stadt zur
gesunden Stadt", fragte Veranstalter Augustin abschließend sicher auch
mit Blick auf die Ärzte: "Alle, die sich dafür engagieren."

Kommentierende Frage des Berichterstatters: Könnte eine Stadtregion
gesünder werden nicht nur von oben durch immer mehr Planung,
Regulierung und "Förderung Benachteiligter", sondern auch schlicht
durch Schaffung günstiger Voraussetzungen (Freiräume, Information,
gezielte Hilfestellung) für selbstverantwortliches Handeln z.B. bei
Verkehrsmittelwahl, Mülltrennung oder gesundheitsbezogenem Lebensstil?
Also Verhältnis- und Verhaltensprävention?


Info

Experten sprechen von einem "teilweise dramatischen Anstieg
akustischer Belastungen" in Städten. Folgen können u. a. ischämische
Herzkrankheiten und Depressionen sein. Nach ihrer Einschätzung werden
die Auswirkungen von Verkehrslärm unterschätzt. Auch in Hamburg gibt
es nach ihrer Ansicht Straßen, in denen etwa der nächtliche
Straßenverkehr ein Gesundheitsrisiko darstellt.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 4/2019
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2019/201904/h19044a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de
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Die Alzheimer-Forschung ist längst nicht am Ende, auch wenn erneut Studien enttäuscht haben



Nachdem Studien mit dem monoklonalen Antikörper Aducanumab sowohl zur
Prophylaxe als auch zur Frühtherapie der Alzheimer-Erkrankung negativ
ausgefallen waren und abgebrochen wurden, enttäuschten nun auch zwei
weitere Substanzen mit letztlich gleichen Zielstrukturen wie Aducanumab.
Das stärkt die Hypothese, dass die zerebralen Alzheimer-spezifischen
Amyloid-Ablagerungen kein erfolgreiches Therapietarget sind. Doch die
Alzheimer-Forschung ist damit keinesfalls am Ende. Derzeit befinden sich
andere vielversprechende Therapieprinzipien in der klinischen Testung.

Trotz großer Fortschritte und neuer Erkenntnisse zur Alzheimer-Demenz
bleibt die Suche nach Therapien, die den Ausbruch der Erkrankung
verhindern oder das Fortschreiten verlangsamen können, bislang ohne
Erfolge. Erst im März wurde eine Phase-III-Studie mit dem monoklonalen
Antikörper Aducanumab eingestellt, da keine positiven Effekte auf die
Entwicklung neurokognitiver Defizite zu verzeichnen waren. Die Antikörper
binden in Gehirnzellen lösliche Oligomere und Ablagerungen von Amyloid-β,
welches bei Alzheimerpatienten demenzbegleitend immer zu finden ist. Die
Aducanumab-Studien waren weder zur Prophylaxe noch zur Frühtherapie der
Alzheimer-Erkrankung positiv ausgefallen.

Ähnlich erging es den Forschern nun mit Verubecestat, einem sogenannten
BACE1-Blocker ("beta-site of APP cleaving enzyme"), ein Hemmer des Enzyms,
das an der Produktion von β-Amyloid beteiligt ist. Verubecestat weist eine
gute ZNS-Penetration ohne Toxizität auf und senkte in klinischen
Vorstudien die Konzentration von BACE1-Abbauprodukten im Liquor von
Patienten signifikant ab. In einer Phase-III-Studie konnte die Substanz
jedoch bei leicht- bis mittelgradiger Alzheimerdemenz das Fortschreiten
der Erkrankung nicht aufhalten. Die aktuell im New England Journal of
Medicine publizierte Phase-III-Studie [1] untersuchte nun an fast 1.500
asymptomatischen Patienten doppelblind, randomisiert, placebokontrolliert
über zwei Jahre die Therapie mit 12 oder 40 mg Verubecestat. Die Patienten
hatten per Definition keine manifeste Alzheimer-Erkrankung wie in den
anderen Studien, sondern lediglich Prodromi, d. h. uncharakteristische,
mögliche Vorzeichen der Krankheit (Gedächtnisstörungen und gering erhöhte
zerebrale Amyloid-Konzentrationen, die aber auch allein altersbedingt
auftreten können). Im Ergebnis wurde der primäre Endpunkt, messbare
Verbesserungen der kognitiven Leistungen im sogenannten "Clinical Dementia
Rating-Sum of Boxes"-Score, nicht erreicht.

Eine weitere getestete Substanz ist das entzündungshemmende, nicht
steroidale Antirheumatikum (NSAR) Naproxen. Die Rationale der
Studien-Hypothese gründete auf der Tatsache, dass es im Umfeld der Aβ-Plaques im
Hirngewebe zu Entzündungsreaktionen kommt, die möglicherweise den
neurodegenerativen Prozess beschleunigen. Außerdem wurde beobachtet, dass
das Alzheimer-Risiko bei Patienten, die aus anderen Gründen (z. B. Rheuma)
mit NSAR behandelt werden, deutlich geringer war als in der
Allgemeinbevölkerung [2]. Die INTREPAD-Studie ("Investigation of Naproxen
Treatment Effects in Pre-symptomatic Alzheimer's Disease") [3] verglich
daher über zwei Jahre bei 95 gesunden Teilnehmern (mit familiärer
Alzheimer-Vorbelastung) die Behandlung mit 2 x 200 mg Naproxen versus
Placebo. Primärer Endpunkt waren Änderungen im
Alzheimer-Progressions-Score. Im Ergebnis zeigten sich keine signifikanten positiven
Behandlungseffekte, unter Naproxen kam es allerdings zu einer höheren
substanztypischen Nebenwirkungsrate.

"Erneut erwiesen sich die zerebralen Amyloid-Plaques nicht als klinisch
effektives Therapietarget, so dass sich zunehmend die Hypothese aufdrängt,
dass Amyloid-β zwar ein Marker, aber kein direkter 'Maker' der Erkrankung
ist", erklärt Professor Dr. Agnes Flöel, Neurologin an der
Universitätsklinik Greifswald. Die Erforschung von Medikamenten, die an
anderen Therapietargets als dem Amyloid-β ansetzen, werde daher weiter
zunehmen, vermutet die DGN-Expertin. "Zurzeit sind über 30 Substanzen
gegen Alzheimer in der klinischen Testung [4] - mit ganz unterschiedlichen
molekularen therapeutischen Angriffspunkten - und viele davon befinden
sich bereits in der Phase-III-Prüfung."

Ein relativ neues Angriffsziel ist beispielsweise das Tau-Protein, welches
im Zellinneren Bestandteil der sogenannten Mikrotubuli ist. Diese
kleinsten Röhren dienen dem Stofftransport zwischen den Zellen sowie ihrer
Stabilität (Stützskelett). Bei Alzheimer-Patienten ist die Molekülstruktur
des Tau-Proteins verändert, so dass es zur Bildung von Tau-"Faserchen",
sogenannten Fibrillen, kommt, die sich in den Zellen ablagern und zum
Funktionsverlust der Zellkommunikation sowie zum Zelltod führen. Die
Substanz Leuko-Methylthioninium verhindert die Ablagerung von
Tau-Fibrillen - erste vielversprechende Studienergebnisse liegen bereits vor
[5].

Andere Phase-III-Studien untersuchen sogenannte small molecules, die
schützend in Stoffwechselprozesse der Gehirnzellen eingreifen sollen,
indem sie Kinasen (bestimmte Enzyme) hemmen (wie z. B. das Medikament
Masitinib) [6] oder bestimmte Rezeptoren blockieren (wie z. B. Azeliragon)
[7]. Weiter werden sogenannte Autophagie-Enhancer, d. h. Substanzen wie z.
B. das Spermidin, die das körpereigene Abräumen von "Zellschrott"
ankurbeln sollen, in Phase IIb-Studien an Patienten in sehr frühen Stadien
der Alzheimer Erkrankung untersucht [8].

Auch Alzheimer-Impfstoffe wurden nun, nachdem vor einigen Jahren Studien
wegen Nebenwirkungen abgebrochen werden mussten, erfolgreich
weiterentwickelt und befinden sich erneut in der klinischen Prüfung [9,
10]. Die Impfstoffe bewirken, dass das Immunsystem körpereigene
Aβ-Antikörper bildet, die β-Amyloid "erkennen" und sich der Körper selbst
dagegen wehren kann. "Sie haben zwar letztlich das gleiche Therapietarget
wie die Substanzen, die nun negativ getestet wurden, aber möglicherweise
ist die körpereigene Abwehr effektiver", so Prof. Flöel abschließend. "Die
Alzheimer-Forschung ist noch längst nicht am Ende und wir sind
optimistisch, dass einige der Substanzen, die derzeit getestet werden, zu
deutlichen Therapiefortschritten führen werden."
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Rheumatoide Arthritis: Gentests sagen Erfolgsaussichten der Therapie mit Biologika voraus



Eine frühzeitige Behandlung mit dem Immunblocker Methotrexat kann bei der
rheumatoiden Arthritis die Zerstörung der Gelenke nicht immer verhindern.
Ob der zusätzliche Einsatz eines modernen Medikaments aus der Gruppe der
Biologika sinnvoll ist, könnte in Zukunft durch Gentests ermittelt werden.
Dies zeigen neue Studienergebnisse, die jetzt in der Fachzeitschrift
"Clinical and Experimental Rheumatology" vorgestellt wurden, worauf die
Deutsche Gesellschaft für Rheumatologie e.V. (DGRh) hinweist.

Mehr als eine halbe Million Menschen in Deutschland leiden unter
entzündlichem Gelenkrheuma (rheumatoide Arthritis (RA)). Am Anfang der
Erkrankung, die meist nach dem 50. Lebensjahr beginnt, stehen Schmerzen
und Schwellungen einzelner Gelenke, die sich in den Morgenstunden kaum
bewegen lassen. Die Erkrankung wird durch eine Fehlreaktion des
Immunsystems ausgelöst. Medikamente, die das Immunsystem bremsen, können
eine Zerstörung der Gelenke verhindern.

Die meisten Patienten werden heute zunächst mit Methotrexat (MTX)
behandelt. Der Immunblocker allein ist aber oft nicht in der Lage, die
Zerstörung der Gelenke aufzuhalten. "Da einmal entstandene Schäden nicht
repariert werden, kommt es darauf an, möglichst von Anfang an die richtige
Strategie zu finden", erläutert Professor Dr. med. Hendrik Schulze-Koops,
Präsident der Deutschen Gesellschaft für Rheumatologie (DGRh) und Mitautor
der Studie.

Die Kombination von Methotrexat mit dem Biologikum Adalimumab, einem
TNF-Blocker, hatte sich in einer vorhergehenden Studie, der OPTIMA-Studie, als
gute Wahl in der Therapie von Patienten mit frühen Stadien der
rheumatoiden Arthritis erwiesen. Diese Studie hatte gezeigt, dass
Adalimumab die Ergebnisse von Methotrexat verbessern kann - allerdings
nicht bei allen Patienten. "Biologika sind sehr teuer, weshalb sie erst
bei Versagen einer alleinigen Therapie mit MTX eingesetzt werden",
erläutert Professor Schulze-Koops, Bereichsleiter Rheumaeinheit am
Klinikum der Ludwig-Maximilians-Universität in München. "Bisher gab es
keinen Anhaltspunkt vorauszusagen, bei welchen Patienten Biologika wirken
und bei welchen nicht." Die Gewissheit, dass Adalimumab den Schutz der
Gelenke verbessert, wäre laut dem Rheumaexperten ein wichtiges Argument
für den frühzeitigen Einsatz des Biologikums. Zugleich wäre es wichtig,
die Patienten zu erkennen, bei denen die Substanz keinen hinreichenden
klinischen Effekt zeigt, damit bei ihnen diese Therapie nicht eingesetzt
würde. Professor Schulze-Koops und weitere Forscher haben deshalb in einer
Studie geprüft, ob Gentests hier einen Anhaltspunkt liefern könnten.

Die Rheumaforscher haben dafür die Gene von 1.032 Patienten analysiert,
die an der OPTIMA-Studie teilgenommen hatten. Die Analyse ergab, dass drei
Gene den Erfolg der Behandlung mit Biologika auf unterschiedliche Weise
beeinflussen. Professor Schulze-Koops und das Forschungsteam untersuchten
zunächst das humane Leukozyten-Antigen HLA DBR1. "HLA DBR1 ist ein
zentraler Bestandteil des Immunsystems, und bestimmte Varianten erhöhen
das Risiko, an einer rheumatoiden Arthritis zu erkranken", so der Experte.
Bei all diesen Varianten des HLA DRB1 ist ein kurzer Abschnitt der
Proteinsequenz identisch, sie heißen daher "shared epitope".

Jeder Mensch besitzt zwei HLA-DR Gene, eines von der Mutter, eines vom
Vater. Varianten des "shared epitopes" können in keinem der elterlichen
Gene, in einem der elterlichen Gene oder in beiden vererbten Genen
vorliegen. Die Studie ergab nun, dass die Wirkung von Adalimumab mit
Methotrexat umso besser war, je mehr HLA DBR1-Genvarianten der Patient
hatte. Auf den Erfolg einer Behandlung mit Methotrexat allein hatte die
Zahl der "shared epitope"-Kopien keinen Einfluss. "Der Nachweis von
mehreren "shared epitope"-Kopien spricht deshalb für eine frühzeitige
Behandlung mit Adalimumab. Bei Fehlen einer "shared epitope"-Variante hat
die Zugabe von Adalimumab zum Methotrexat offensichtlich keinen klinischen
Effekt", sagt Professor Schulze-Koops.

Ein weiteres Argument liefert der zweite Gentest. Er weist eine Variante
im Gen "FcγRIIb" nach. Sie steigert die Chance, dass es unter der
Behandlung mit Adalimumab rasch zu einer Besserung, Remission genannt,
kommt. Patienten mit einer Variante im dritten untersuchten Gen haben
weniger Glück: Eine Mutation in "IL4R" zeigt an, dass es unter der
Behandlung mit Methotrexat allein wahrscheinlich zu einem Fortschreiten
der Gelenkzerstörung kommt. "Eine zusätzliche Behandlung mit Adalimumab
konnte dies in der Studie verhindern", berichtet Professor Schulze-Koops,
der deshalb auch diesen Gentest gerne bei seinen Patienten anwenden würde.

"Die Gentests könnten die Behandlungskosten senken und den Einsatz von
Adalimumab in der Frühphase der rheumatoiden Arthritis bei den Patienten,
bei denen ein therapeutischer Effekt erwartet werden kann, vertretbar
machen", fasst der Rheumatologe die Ergebnisse der Studie zusammen.
Professor Schulze-Koops zeigt sich zuversichtlich: "Das ist ein wichtiger
Schritt auf dem Weg zu einer personalisierten, patientenorientierten
Präzisionsmedizin."


Originalpublikation:

Skapenko A, Smolen JS, Kavanaugh A, Arora V, Kupper H, Schulze-Koops H.
Genetic markers associated with clinical and radiographic response in
adalimumab plus methotrexate-treated rheumatoid arthritis patients in
OPTIMA. Clinical and Experimental Rheumatology 2019 Apr 9. (Epub ahead of
print)

Weitere Informationen finden Sie unter

https://dgrh.de/Start/DGRh/Presse/Pressemitteilungen/Pressemitteilungen/2019/Pressemitteilung-Nr.-4-2019.html
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STUDIE/277: Phase 1-2a-Studie zur kausalen Therapie der Chorea Huntington gibt Anlass zur Hoffnung (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 07.05.2019

Phase 1-2a-Studie zur kausalen Therapie der Chorea Huntington gibt Anlass zur Hoffnung



Im New England Journal of Medicine wurde gestern eine wegweisende Studie
[1] zur Therapie der Chorea Huntington publiziert. Bei dieser erblichen,
neurodegenerativen Erkrankung entwickelt sich eine progrediente
Bewegungsstörung mit unkoordinierten Muskelkontraktionen. Eine wirksame
Therapie gibt es derzeit nicht. Nun konnte gezeigt werden, dass mit
sogenannten Antisense-Oligonukleotiden das mutierte Gen quasi stillgelegt
werden kann. Das sei ein durchaus vielversprechendes Zeichen. Ob sich das
Ergebnis auch in einen bedeutsamen klinischen Nutzen übersetzt, soll nun
eine internationale Multicenter-Phase 3-Studie klären, an der sich auch
fünf Zentren in Deutschland beteiligen.

Die Chorea Huntington beginnt schleichend und wird typischerweise mit 35
bis 40 Jahren symptomatisch (möglich aber auch schon im Kindesalter). In
Westeuropa sind ca. 7-10/100.000 Menschen betroffen [2]. Der unaufhaltsame
Untergang von Gehirnzellen (Neuronen) führt zu einer Bewegungsstörung, bei
der ausfahrende, unkoordinierte bzw. unwillkürliche Muskelkontraktionen
auftreten - bei gleichzeitig schlaffem Muskeltonus (- daher der Name
"Chorea", er stammt aus dem Griechischen und bedeutet "Tanz"). Zu Beginn
stehen eine motorische Verlangsamung sowie unterschiedlich ausgeprägte
psychische Veränderungen im Vordergrund. Die Erkrankung ist chronisch
fortschreitend, es kommt schließlich zur völligen Pflegebedürftigkeit,
Demenz und nach durchschnittlich 15 Jahren zum Tod der Patienten.

Das Huntington-Gen wird über den monogenen, autosomal-dominanten Erbgang
weitergegeben, das Erkrankungsrisiko für die Kinder der Patienten beträgt
50%. Wenn das mutierte Gen vererbt wurde, kommt die Krankheit auch immer
zum Ausbruch. Die ursächliche Genmutation liegt auf dem Chromosom 4; dort
findet sich eine pathologisch häufige Wiederholung einer
Dreibasen-Abfolge, wodurch die DNA im Zellkern nicht richtig abgelesen werden kann:
Im Genprodukt, dem Huntingtin-Protein, kommt es zur fehlerhaften
Molekülstruktur.

Für die Huntington-Erkrankung gibt es bislang keine Therapie, die den
Krankheitsverlauf aufhalten kann. Das zunehmende Verständnis der komplexen
molekulargenetischen Pathomechanismen hat jedoch endlich zur Entwicklung
verschiedener neuer Therapieansätze geführt, von denen derzeit viele
erprobt werden. "Die Therapien setzen an bestimmten Stellen des
DNA-Ableseprozesses bzw. der Huntingtin-Expression, also der Bildung des
fehlerhaften Proteins, an", erläutert Frau Prof. Christine Klein,
Präsidentin der Deutschen Gesellschaft für Neurologie (DGN) und u.a. auch
Mitglied der DFG-Senatskommission für Grundsatzfragen in der Klinischen
Forschung. Beim DNA-Ableseprozess wird im Zellkern immer zunächst
messenger-RNA (mRNA) gebildet, die sozusagen als Matrize für die
Proteinsynthese dient. Bei dem Therapieansatz mit sogenannten
Antisense-Oligonukleotiden (ASOs) wird diese Matritze und somit die Bildung von
Htt-Protein durch synthetisch hergestellte spiegelbildliche (komplementäre)
mRNA-Bausteine (Antisense-Oligonukleotide) spezifisch gehemmt. Das mutante
Htt-Gen wird praktisch stillgelegt ("gene silencing"). Da ASOs die
Blut-Hirn-Schranke nicht passieren können, müssen sie intrathekal (d. h. in den
in den Liquorraum) injiziert werden.

Im New England Journal of Medicine wurde gestern eine Phase-1-2a-Studie
[1] mit dem Oligonukleotid HTTRx publiziert (auch RG6042). Beteiligt waren
weltweit Zentren in Kanada, U.K. und Deutschland (Berlin, Bochum, Ulm). 46
erwachsene Patienten in einem frühen Erkrankungsstadium wurden 3:1
doppelblind randomisiert. 34 Patienten erhielten viermal, jeweils im
Abstand von vier Wochen verschiedene Dosierungen HTTRx intrathekal (10,
30, 60, 90 oder 120 mg), zwölf erhielten Placebo. Primärer Endpunkt war
die Sicherheit der Substanz, sekundär wurde im Liquor die Pharmakokinetik
von HTTRx sowie die Konzentrationen von Huntingtin ermittelt. Die Substanz
wurde insgesamt gut vertragen, alle Patienten durchliefen die Studie
vollständig ohne Studienabbrüche. Ernste Nebenwirkungen traten nicht auf.

Im Ergebnis führte die Behandlung mit HTTRx dosisabhängig zur Absenkung
der Htt-Konzentrationen im Liquor: Während in der Placebogruppe die
Konzentration um 10% zunahm, sank sie in den HTTRx-Gruppen mit steigender
HTTRx-Dosierung um -20%, -25%, -28%, -42% und -38% ab. Funktionelle
neurologische, kognitive und psychiatrische Tests zeigten keine
Unterschiede vom Studienbeginn bis zum Ende; auch nicht zwischen
Placebo- und den Verumgruppen. Eine (nicht-präspezifizierte) Posthoc-Analyse
verglich den Verlauf des cUHDRS-Scores ("composite Unified Huntington
Disease Rating Scale") als Maß der Krankheitsprogression mit den
Htt-Liquorkonzentrationen: In zwei von vier Teilergebnissen gab es dabei
positive Korrelationen zwischen sinkenden Htt-Werten und einer
Verbesserung des cUHDRS-Scores. Die Autoren weisen jedoch ausdrücklich
darauf hin, dass die Studie statistisch nicht für diese Analyse konzipiert
war und daher keine validen Aussagen zu einer klinischen Wirksamkeit
hinsichtlich einer Progressionshemmung gemacht werden können.

"Es ist durchaus ein vielversprechendes Zeichen, dass die Expression des
fehlerhaften Huntingtin-Proteins im Liquor reduziert werden konnte. Noch
wissen wir aber nicht abschließend, in wie weit die Htt-Konzentration
krankheitsauslösend ist oder nur einen Surrogatparameter darstellt",
erklärt Prof. Dr. med. Alexander Münchau, Leiter des Lübecker Zentrums für
Seltene Erkrankungen (ZSE), einer fachübergreifenden Einrichtung der
Universität zu Lübeck und des Universitätsklinikums Schleswig-Holstein -
Campus Lübeck. "Es muss betont werden, dass bislang der sichere Beleg
dafür fehlt, dass es durch die Senkung von Huntingtin im Liquor auch zu
einer Verbesserung des klinischen Bildes kommt. Die Patientenzahl und die
Studiendauer waren in dieser Phase-2-Studie dafür einfach noch nicht
ausreichend."

Ende letzten Jahres begann weltweit (in 15 Ländern, 46 Standorte, davon
fünf deutsche Zentren) die Phase-3-Studie "GENERATION-HD1" [3], die bis
2022 laufen soll. Insgesamt sollen 660 symptomatische Patienten
eingeschlossen werden und verschiedene Dosen RG6042 (RO7234292) gegen
Placebo getestet werden. "Das Studienprotokoll sieht neben umfangreichen
Laboruntersuchungen auch eine Reihe klinischer Tests zum motorischen,
kognitiven und psychosozialen Krankheitsverlauf vor", erklärt Prof.
Münchau, "so dass wir hoffentlich in absehbarer Zeit wissen, ob die
Therapie auch die dringend erhofften klinischen Wirkungen zeigt."


Literatur

[1] Tabrizi SJ, Leavitt BR, Landwehrmeyer BD et al. Targeting Huntingtin
Expression in Patients with Huntington`s Disease. N Engl J Med 2019 May 6
[epub]. 

DOI: 10.1056/NEJMoa1900907

[2]

https://www.dgn.org/presse/pressemitteilungen/55-pressemitteilung-2017/3519-huntington-sche-krankheit-neurologische-leitlinie-bewertet-neue-therapieansaetze


[3] A Study to Evaluate the Efficacy and Safety of Intrathecally
Administered RO7234292 (RG6042) in Patients With Manifest Huntington's
Disease. ClinicalTrials.gov Identifier: NCT03761849
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ENTWICKLUNG/1446: Projekt BioSensing - Krankheitserreger mit Hilfe der Quantentechnologie erkennen (idw)


Fraunhofer-Institut für Silicatforschung ISC - 06.05.2019

Projekt BioSensing - Krankheitserreger mit Hilfe der Quantentechnologie erkennen



Krankheiten sicher diagnostizieren, multiresistente Keime identifizieren,
beginnende Epidemien frühzeitig erkennen oder Gifte und Krankheitserreger
im Trinkwasser und Lebensmitteln schon in geringsten Konzentrationen
nachweisen - das sind große Herausforderungen und Ziele aktueller
Forschung. Eines der aussichtsreichsten Werkzeuge für diese Aufgaben sind
neuartige und stark verbesserte Biosensoren. Das Projekt »BioSensing« der
Fraunhofer-Institute für Silicatforschung ISC, und für Molekularbiologie
und Angewandte Oekologie IME sowie des Instituts für Physik der
Universität Leiden will die Grenzen moderner Biosensoren mit Hilfe der
Quantentechnologie überwinden.

Mit Biosensoren sollen noch sicherere und effizientere Diagnosen im
Bereich der Medizin ermöglicht werden. Doch die Forschung steht vor großen
Herausforderungen. Die Sensoren sollen empfindlich genug sein, um schon
kleinste Mengen an Krankheitserregern im Blut oder anderen biologischen
Flüssigkeiten zu entdecken. Gleichzeitig sollen sie spezifisch und in
Echtzeit selbst schwer zu diagnostizierende Krankheiten erkennen, damit
wirksame Therapieverfahren frühzeitig greifen können.

Im Projekt »BioSensing« - gefördert im Rahmen des Fraunhofer-Programms
»ICON« - sollen diese Aufgaben mit neuartigen, auf Quanteneffekten
basierenden Biosensoren bewältigt werden. Im Zentrum des Projekts steht
eine neuartige Klasse biologischer Nanomaterialien, sogenannte
DNA-stabilisierte Metall-Quanten-Cluster (QC-DNA), die als
»Quanten-Biosensoren« eingesetzt werden. In ihrer einfachsten Form bestehen diese
Biosensoren aus einer kurzen DNA-Sequenz, die eine Gruppe von sechs bis 15
Metallatomen, Metall-Cluster genannt, umschließt. Die Wahl der DNA-Sequenz
bestimmt die Sensoreigenschaften und legt fest welche Krankheit detektiert
wird. Die Grundstruktur eines Quanten-Biosensors kann um weitere,
spezifische Biomoleküle erweitert und somit gezielt für die Erkennung
ausgewählter Biomarker angewendet werden.

Doch wie erkennen Forscher, dass ein Quanten-Biosensor eine bestimmte
Krankheit detektiert hat? Dazu nutzen sie die Fluoreszenzeigenschaften des
Metall-Clusters. Hat eine erfolgreiche Detektion stattgefunden, ändert
sich die Wellenlänge des von den Metall-Clustern ausgesendeten Lichts. Sie
eignen sich für die Entwicklung von hochempfindlichen Sensoren in
biologischen Systemen und ermöglichen eine fortschrittliche, intelligente
und bezahlbare Therapie.

Aber solch ein Quanten-Biosensor reagiert nicht nur auf Krankheiten
(verursacht durch Keime oder auch Mutationen im Genom), sondern auch auf
wechselnde Umgebungsbedingungen, beispielsweise eine Erhöhung von
Salzkonzentrationen. Hieraus ergeben sich weitere Anwendungsmöglichkeiten,
wie etwa das Monitoring von Nahrungs- und Futtermitteln oder die Nutzung
in der Umweltanalytik. Ein erheblicher Vorteil ist dabei die
kostengünstige Herstellung der Quanten-Biosensoren.

Bisherige Tests waren auf das Labor beschränkt. Die Partner von
»BioSensing« vom Fraunhofer ISC, IME und der Universität Leiden in den
Niederlanden haben sich zum Ziel gesetzt, verschiedene Quanten-Biosensoren
zu designen und für den Einsatz auf Pilotmaßstab hochzuskalieren und für
Machbarkeitsstudien in Universitätskliniken vorzubereiten.

Langfristig gesehen planen die Partner in Folgeprojekten ein tragbares
Auslesegerät zu entwickeln, um vor Ort kostengünstig, hochempfindlich,
schnell und zuverlässig verschiedene Krankheitserreger, Giftstoffe oder
Krebszellen erkennen zu können.


Weitere Informationen

Das Fraunhofer-Programm »ICON - International Cooperation and Networking«
unterstützt bilaterale Forschungskooperationen mit internationalen
Exzellenzzentren, zum Beispiel Universitäten, und schafft Möglichkeiten,
Erkenntnisse aus der Grundlagenforschung in die Praxis zu transferieren.

Für das Projekt »BioSensing« wurde eine Kooperation mit dem Institut für
Physik der Universität Leiden aufgebaut, das von Prof. Dr. Dirk
Bouwmeester als einer der weltweit anerkannten Forscher auf dem Gebiet der
Quantenphysik geleitet wird. Der Forschungsschwerpunkt von Prof.
Bouwmeester ist die Quantenoptik und die Quanteninformation mit einem
starken Interesse an DNA-gestützten Metall-Quanten-Clustern. Durch die
grundlagenorientierte Erforschung der Eigenschaften der QC-DNA können
völlig neue Erkenntnisse quantenphysikalischer Zusammenhänge dieser
Materialien gewonnen werden, die für die Entwicklung hocheffizienter
Biosensoren notwendig sind.

Das Fraunhofer ISC wird seine langjährigen Erfahrungen in der chemischen
Materialsynthese und -charakterisierung sowie in der Entwicklung von
Biomaterialien für das Design und die Herstellung von Quanten-Biosensoren
einsetzen. Dafür untersucht die 3D-NanoCell-Gruppe unter der Leitung von
Prof. Dr. Doris Heinrich die Abhängigkeit der Quanten-Biosensor-Synthese
von den Ausgangsmaterialien und den Syntheseprozessbedingungen. Zusätzlich
werden mikrofluidische Lab-on-Chip-Systeme für die Diagnose entwickelt.

Das Fraunhofer IME mit der Arbeitsgruppe von Dr. Greta Nölke verfügt über
eine langjährige Erfahrung auf dem Gebiet der rekombinanten Protein- und
Antikörpertechnologien, der Funktionalisierung von Biomolekülen sowie der
Entwicklung von Detektionstechnologien und Assays zum Nachweis von
Pathogenen und Giftstoffen. Weitere Arbeiten umfassen zellbasierte Assays
für die Hochdurchsatzmikroskopie an biologischen Markern und für die
Bewertung der Toxizität von z. B. Nanomaterialien.

Originalpublikation:

https://www.isc.fraunhofer.de/de/presse-und-medien/presseinformationen/projekt-biosensing-krankheitserreger-mit-quantentechnologie-erkennen.html

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.isc.fraunhofer.de

http://www.3dnanocell.fraunhofer.de

http://www.ime.fraunhofer.de

http://www.universiteitleiden.nl/en/science/physics
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FORSCHUNG/291: Orthesen und Prothesen aus biobasierten Kunststoffen (idw)


Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe e.V. - 07.05.2019

Orthesen und Prothesen aus biobasierten Kunststoffen

Biobasierte Knie-Prothese besteht Dauertest nach ISO 10328



In einem Forschungsprojekt befassten sich das Fraunhofer Institut für
Produktionstechnik und Automatisierung (IPA) und die Firmen Tecnaro und
Dambeck mit Orthesen und Prothesen aus biobasierten Werkstoffen. Sie
entwickelten geeignete Biopolymer-Compounds, stellten daraus
Funktionsmuster her und testeten diese. Eine biobasierte Knieprothese
bestand erfolgreich den Dauerbelastungstest nach ISO 10328, außerdem
erwies sich der 3D-Druck von Prothesen mit Biomaterialien als
vielversprechend.

Tecnaro kam die Aufgabe zu, geeignete Biopolymere, Naturfasern und
Additive zu selektieren und daraus neue Compounds zu entwickeln.
Besonderen Wert legte der Biopolymerhersteller dabei auf eine gute
Verarbeitbarkeit im Plattenextrusionsprozess, die eine spätere
industrielle Herstellung ermöglicht. Aus den ausgewählten Werkstoffen
fertigten das Fraunhofer IPA und die Orthopädietechnik-Firma Dambeck
verschiedene Orthesen und Prothesen, die sie diversen Tests unterzogen.
Besonders vielversprechend war die Herstellung einer sog. All
Terrain-Knieprothese (AT-Knie) im Spritzgussverfahren, die bereits aus
herkömmlichen Kunststoffen auf dem Markt ist. Die Forscher stellten zwei
biobasierte Varianten aus Compounds mit einem biobasierten Anteil von 72
bzw. 100 Prozent her und erprobten sie erfolgreich nach ISO 10328 im
Dauertest mit 3 Mio. Belastungszyklen.

Ein wichtiger Meilenstein im Projekt war der 3D-Druck. Das IPA stellte mit
diesem Verfahren eine Niagara-Fußprothese inclusive einer sogenannten
Kosmetik (Nachbildung der Körperform) her. Den dafür erforderlichen
weichen Biokunststoff hatten die Forscher ebenfalls im Projekt entwickelt.
Mechanische Tests mit dem 3D-Druckmodell konnten im Projektzeitraum nicht
mehr durchgeführt werden, die Forscher halten dieses Herstellungsverfahren
jedoch für besonders interessant.

Aus dem Projekt stehen nun viele neue, biobasierte Werkstoffe zur
Verfügung, darunter transparente, wärmeformstabile, nahezu splitterfreie
oder im 3D-Druck verarbeitbare. Auch besonders hochmodulige Werkstoffe für
Anforderungen mit hoher Dimensionsstabilität und besonders weiche
Werkstoffe, die sich auch für Kinderspielzeuge eignen, wurden entwickelt.
Alle Compounds haben ein gutes Schmelzverhalten, die Viskositäten lassen
sich im Rahmen der für Polymerschmelzen typischen Werte einstellen,
außerdem wurden sie auf Unbedenklichkeit im Kontakt zum menschlichen
Körper geprüft. Die entwickelten Materialien erfüllen damit alle
Voraussetzungen für eine Serienproduktion von orthetischen und
prothetischen Bauteilen oder anderen neuen Produkten. Die Projektpartner
stellen Interessenten gerne Materialmuster zur Verfügung.

Das Vorhaben wurde vom Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft
(BMEL) über den Projektträger Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe e. V.
(FNR) gefördert. Die Abschlussberichte steht auf fnr.de unter den
Förderkennzeichen 22022012, 22016014 und 22015914 zur Verfügung.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.fnr.de/presse/pressemitteilungen/aktuelle-mitteilungen/aktuelle-nachricht/tx_news/orthesen-und-prothesen-aus-biobasierten-

kunststoffen/?tx_news_pi1%5Bcontroller%5D=News&tx_news_pi1%5Baction%5D=detail&cHash=a6739e9090345a789f7b504e2d07ad0d

https://www.fnr.de/

https://www.fnr.de/projektfoerderung/projekte-und-ergebnisse/projektverzeichnis/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution506
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LABEL/5089: Warner Music Klassik News - 9. Mai 2019 (Warner)


Warner Music Klassik-Newsletter - 9. Mai 2019



Richard Galliano - Ein Mann und sein Akkordeon - live

Seit Jahrzehnten gilt er als einer der größten
Jazz-Akkordeonvirtuosen. Kein Geringerer als Astor Piazzolla gab ihm
in den frühen Achtzigern den Ritterschlag, indem er ihm riet, die
Tango-Nuevo-Tradition auf seine eigene Art fortzusetzen: Richard
Galliano entwickelte in seiner großen Karriere den Jazz und die
französische Musette weiter. 2018 entstand in Tokio ein
faszinierender Livemitschnitt. Von Bach, Debussy, Chopin über
brasilianische Musik bis zu den unverwechselbaren Klängen von
Gallianos Heimat Frankreich eben mit Musette-Adaptionen und den
berühmten Melodien eines Michel Legrand reicht das Repertoire, das
der Virtuose an diesem, mit elektrisierender Live-Atmosphäre
angefüllten Abend bot.

VÖ: 10. Mai 2019, CD 3411369992320


Dong Hyek Lim - Porträt eines melancholischen Salonlöwen

Dass Frédéric Chopin die kurzen Klavierstücke, die er unter der
Opusnummer 28 zusammenfasste, trocken Préludes nannte, ist pures
Understatement. Das zeigt der koreanische Pianist Dong Hyek Lim
meisterhaft mit seinem Chopin gewidmeten Album, das zwei Seiten des
Komponisten gegeneinander stellt: Neben den eher introvertierten
Präludien, der poesiegeladenen Berceuse op. 57 und der Barcarolle op.
60 präsentiert Lim auch den Chopin der virtuosen Brillanz - mit den
abseits von Gesamtaufnahmen übrigens wenig beachteten Variationen op.
12.

Dong Hyek Lim im Konzert: am 25.06. spielt der Pianist in der
Hamburger Laeiszhalle - an der Seite von niemand geringerem als
Martha Argerich!

VÖ: 24. Mai 2019 , CD 0825646068883


Dong Hyek Lim & Li Young Lim - Preisgekrönt ins Zentrum
klassischer Kammermusik

Es ist vier Jahre her, dass die Juroren des
König-Elisabeth-Wettbewerbs in Brüssel begeistert einer jungen
Südkoreanerin lauschten: Die Geigerin Ji Young Lim überzeugte durch
technische Brillanz und einen ganz eigenen, warmen Ton, den eine
Kritikerin der Washington Post mit dem der samtigen Viola verglich.
Ji Young Lim gewann den ersten Preis, nachdem sie schon 2014 für die
Interpretation einer Mozart-Sonate beim Wettbewerb in Indianapolis
geehrt wurde. Mozart und der frühe Beethoven prägen das Programm
ihres neuen Albums, das sie mit dem (mit ihr nicht verwandten)
Pianisten Dong Hyek Lim aufgenommen hat.

VÖ: 24. Mai 2019, CD 0190295839505


Alison Balsom - Barocker Goldglanz auf edlem Vinyl

Die Trompete ist in der Musik großer Meister wie Händel oder Purcell
mehr als nur ein Instrument - sie ist ein klingendes Symbol für eine
Epoche mit verschwenderischer Lust an luxuriösen Klängen. Die
vielfach international ausgezeichnete englische Solistin Alison
Balsom hat 2012 mit dem Album Sound the Trumpet - unter dem Namen
Kings & Queens hierzulande ein Mega-Seller - genau dieser Seite ihres
Instrumentes ein Denkmal gesetzt. Die Zusammenarbeit mit dem
Originalklang-Pionier Trevor Pinnock und seinem Orchester The English
Concert zeigt Alison Balsom als Virtuosin der barocken ventillosen
Trompete. Jetzt erscheint dieser diskografische Meilenstein mit
Höhepunkten aus dem Werk der beiden großen englischen Barockmeister
als Doppelalbum auf 180-g-Vinyl.

VÖ: 17. Mai 2019, 2 LPs 0190295460174


HINWEIS - 80. Geburtstag von Brigitte Fassbaender

Wenn eine große Sängerin achtzig Jahre alt wird, dann schaut man
meist weit zurück in die Vergangenheit: Auf große Partien, auf
besondere Konzerte, auf den - meist Jahrzehnte zurückliegenden -
Abschied von der Bühne. Bei Brigitte Fassbaender, die am 3. Juli ihr
achtzigstes Lebensjahr vollendet, ist das anders: Sie hat zwar schon
1994 zum letzten Mal auf der Bühne gesungen, doch dann schloss sich
eine Karriere an, die bei anderen ein ganzes Leben füllt: als
Gesangspädagogin, als Regisseurin, als Libretto-Übersetzerin und
-Autorin und sogar als Malerin. Einen besonderen Schatz ihrer ersten
Laufbahn bilden die Einspielungen aus dem EMI-Archiv, die nun ihre
Wiederveröffentlichung erleben.

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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JAZZ/2193: Mönchengladbach - Matthias Strucken mit seinem "Milt Jackson Project", 14.5.19


Stadt Mönchengladbach

Jazz-Session mit Matthias Strucken 

Der Vibraphonist ist am Dienstag, 14. Mai um 20 Uhr mit seinem Milt
Jackson Project im TiG zu Gast



Fans von Jazzmusik, die in die Beine geht, dürfen sich auf die nächste
offene Jazz-Session im TiG freuen: JazzClub Mönchengladbach und
Kulturbeutel e,V. haben den Kölner Vibraphonisten Matthias Strucken
und sein Milt Jackson Project als Opener-Band verpflichtet. Los geht's
am Dienstag, 14. Mai, 20 Uhr im Theater im Gründungshaus an der
Eickener Straße 88. Der Eintritt ist frei!

Milt Jackson Project (MJP) - so heißt die Formation, mit der sich
Vibraphonist Matthias Strucken seinem musikalischen Idol zuwendet: dem
legendären Jazz-Vibraphonisten Milt Jackson, der als Mitbegründer des
Modern Jazz Quartetts (MJQ) weltberühmt wurde. Durch ihre grenzenlose
Spielfreude und durch ihren positiv-beseelten Stil begeistert das MJP
regelmäßig jeden Zuhörer schon nach ein paar Takten.

Musikalisch legt das MJP vor allem den Schwerpunkt auf die Musik, die
Milt Jackson in den 70ern bis 90ern mit Künstlern wie Oscar Peterson,
Monty Alexander oder Ray Brown gespielt hat.

Gemeinsam mit Martin Sasse (Piano), Matthias Nowak (Kontrabass) und
Mathias Kornmaier (Drums) bringt Matthias Strucken diese Musik, die
bei vielen Jazzfans in den Plattenschränken steht, aber leider sehr
selten "live" aufgeführt wird, wieder auf die Bühne.

Nach dem Eröffnungsset sind wieder alle Jazzerinnen und Jazzer aus
Mönchengladbach und der Region zum Mitmachen bei der Session
eingeladen. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich. Wer Lust hat, mit
der Band zu musizieren, bringt einfach sein Instrument mit. Die offene
Jazz-Session im TiG wird durch die kommunale Kulturförderung
gefördert.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 8. Mai 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KLASSIK/10204: Mönchengladbach - Konzert mit dem Akkordeonisten Julius Schepansky, 17.5.19


Stadt Mönchengladbach

Herausragender Akkordeonist im Zyklus "Junge Virtuosen"

Freitag, 17. Mai 2019, 20 Uhr, Schloss Rheydt



Mit einem Solokonzert des jungen Akkordeonisten Julius Schepansky
verabschiedet sich am Freitag, 17. Mai, 20 Uhr, der Zyklus "Junge
Virtuosen" in die Sommerpause. Der 1998 in Lünen geborene Musiker
erhielt seit seinem achten Lebensjahr Akkordeonunterricht. Zum
Wintersemester 2014/15 wurde er Jungstudent bei Prof. Claudia Buder an
der Musikhochschule Münster, seit 2017 studiert er Akkordeon bei Prof.
Mie Miki und Jazzklavier bei Peter Walter an der Folkwang Universität
der Künste in Essen. Als Solist und in unterschiedlichen
kammermusikalischen Formationen ist Julius Schepansky Preisträger
nationaler und internationaler Wettbewerbe. Er wurde 2016 in die
Europäische Union der Musikwettbewerbe für die Jugend und war
Stipendiat der Deutschen Stiftung Musikleben. Wichtige Aspekte der
künstlerischen Arbeit des jungen Musikers liegen in der
Auseinandersetzung mit zeitgenössischer Musik, der Vereinigung
verschiedener Künste sowie der Improvisation.

Im Rittersaal stellt Julius Schepansky sich mit Werken von Bach,
Tschaikowsky, Rameau, Grieg, Scarlatti, Sibelius, Bartók und anderen
vor.

Karten gibt es zum Preis von 13 Euro (erm. 9 Euro) zzgl. VVK-Gebühr an
der Theaterkasse und allen bekannten VVK-Stellen sowie unter
www.ADticket.de (MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 8. Mai 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KLASSIK/10203: Kassel - Sonaten von Wolfgang Amadeus Mozart und Ludwig van Beethoven am 14. Mai 2019


Stadt Kassel

Kammerkonzert mit Violine und Klavier



Zwei Sonaten von Wolfgang Amadeus Mozart und Ludwig van Beethoven
stehen auf dem Programm des Dozentenkonzerts im Konzertsaal der
Musikakademie am Dienstag, 14. Mai, ab 19 Uhr. Dazu bringt die
langjährige Dozentin für Klavier der Musikakademie Annette Töpel ihren
Duopartner Jan Baruschke, Violine als Gast mit. Beide interpretieren
zudem das erst 2017 fertiggestellte Werk "Laterna magica" des Kasseler
Komponisten und Ehemanns der Pianistin, Michael Töpel. Besonders
gespannt sein dürfen die Zuhörerinnen und Zuhörer auf den Abschluss
des Konzerts, denn im Programm verraten die Künstlerin und der
Künstler nur so viel: "Kleine Kabinettsstücke für Violine und Klavier.

Der Eintritt zur Veranstaltung beträgt acht Euro. Einen ermäßigten
Eintritt zu sechs Euro erhalten Schülerinnen und Schüler, Studierende,
ALG-II-Empfänger oder Schwerbehinderte gegen Vorlage eines
entsprechenden Ausweises. Kinder bis zum vollendeten 7. Lebensjahr
zahlen vier Euro.

Kartenverkauf erfolgt an der Abendkasse. Telefonisch können Karten bei
der Musikakademie unter 05 61/7 87-41 80, per Fax unter 05 61/7 87-41
88 oder per E-Mail musikakademie@kassel.de vorbestellt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 8. Mai 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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AUSLAND/9061: Aus aller Welt - 09.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Korruptionsverdacht gegen Brasiliens Ex-Präsident Michel Temer

Brasiliens früherer Präsident Michel Temer muß wieder ins Gefängnis.
Ein Bundesgericht hob am Mittwoch die Entscheidung eines Richters
auf, der Temer im März wenige Tage nach seiner Festnahme wegen
Korruptionsvorwürfen wieder auf freien Fuß gesetzt hatte. Die
Staatsanwaltschaft ermittelt gegen den 78-Jährigen in Zusammenhang mit
dem größten Korruptionsskandal Lateinamerikas, "Lava Jato". Dabei
geht es um milliardenschwere Schmiergeldzahlungen. Im Zentrum steht
der staatliche Erdölkonzern Petrobras. Schon während seiner Amtszeit
war Temer wiederholt mit Korruptionsvorwürfen und Ermittlungen der
Justiz konfrontiert.

9. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9061: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Rauschgifthändler in Hannover festgenommen

Nach dreijährigen Vorermittlungen haben Drogenfahnder am Mittwoch
einen Drogenring in Hannover zerschlagen. Ein 28jähriger
Hauptverdächtiger und vier weitere Männer im Alter von 24, 27, 28 und
31 Jahren wurden festgenommen. Der mutmaßliche Drogenhändler soll
seit mehreren Jahren vom Stadtteil Vahrenheide aus Rauschgift in
großen Mengen bezogen und in der Region verkauft haben. Nach
Schätzungen der Ermittler erhielt der 28-Jährige mehr als zwei Tonnen
Marihuana. Der Gesamtwert des Rauschgifts wird auf mindestens 2,6
Millionen Euro geschätzt.

9. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9058: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



NATO probt den Bündnisfall

Die NATO hat ihr sechstägiges Großmanöver "Crisis Management
Exercise" 2019 (CMX) gestartet. Neben dem Hauptquartier in Brüssel
beteiligen sich auch die Verteidigungsministerien der Bündnispartner
an dem Manöver. Die Allianz will dabei unter anderem die internen
Entscheidungs- und Handlungsprozesse prüfen. An der Übung nehmen
auch die allianzfreien skandinavischen Staaten Finnland und Schweden
teil.

9. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9060: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Grüne fordern Ende der Grenzkontrollen zu Österreich

Die Pläne von Innenminister Horst Seehofer (CSU), die vor über drei
Jahren eingeführten Kontrollen an der Grenze zu Österreich nochmals
um ein halbes Jahr zu verlängern, stoßen bei den Grünen auf Kritik.
Der sicherheitspolitische Nutzen sei nicht erkennbar, der Schaden für
den Reiseverkehr aber schon, heißt es in einem Antrag, den die grüne
Bundesfraktion in den Bundestag einbrachte. Darin fordert die
Fraktion nach Informationen des RedaktionsNetzwerks Deutschland (RND)
die Bundesregierung auf, die Grenzkontrollen zum südlichen Nachbarn
nicht länger fortzuführen.

9. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9059: Tragisches und Kurioses - 09.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Überschwemmungen im Präriestaat Texas

Heftige Regenfälle und damit verbundene Überschwemmungen haben den
Auto- und Flugverkehr im US-Bundesstaat Texas weitgehend lahmgelegt.
An den Flughäfen Dallas und Houston fielen Hunderte Flüge wegen
heftiger Gewitter aus. In zahlreichen Gemeinden mußten Menschen ihre
Häuser verlassen, weil das Wasser über die Flußufer trat. In Austin
bargen Rettungskräfte am Mittwoch die Leiche eines ertrunkenen
Mannes. Der Nationale Wetterdienst warnte vor weiteren Regenfällen
und Überflutungen.

9. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8144: Aus Forschung und Technik - 09.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Berliner Raumfahrtunternehmen plant Mondlandung

Das New-Space-Unternehmen PTScientists aus Berlin-Marzahn und der
Raumfahrtkonzern ArianeGroup werden bei Mondmissionen
zusammenarbeiten. Wie aus einer Pressemitteilung der europäischen
Weltraumagentur ESA hervorgeht, unterzeichneten der
PTScientists-Geschäftsführer Robert Böhme und der CEO der
ArianeGroup, André Hubert Roussel, im Zeiss-Großplanetarium in Berlin
einen Vertrag zur Schaffung eines effektiven und kostengünstigen
Zugangs zum Mond. Roussel bezeichnete das Gemeinschaftsprojekt als
Wegweiser für die europäische Raumfahrt. Die erste Mondmission ist
schon für 2020 geplant, bei der zwei Forschungsrover nahe der
Apollo-17-Landestelle abgesetzt werden sollen.

9. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8157: Aus aller Welt - 09.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Oppositionspolitiker in Venezuela wegen Hochverrats verhaftet

In Venezuela ist der stellvertretende Präsident der
Nationalversammlung, Edgar Zambrano, von Mitgliedern des
Geheimdienstes Sebin verhaftet worden. Am Dienstag dieser Woche war
ihm und sechs weiteren Abgeordneten die parlamentarische Immunität
aberkannt worden. Die Justiz des südamerikanischen Landes wirft
Zambrano vor, am 30. April zusammen mit Juan Guaidó das Militär
aufgerufen zu haben, die Regierung von Präsident Nicolás Maduro nicht
mehr zu unterstützen. Das könnte Vaterlandsverrat und Anstiftung zum
Aufstand gewesen sein. Der Verfassungsgebenden Versammlung zufolge
handelt es sich bei Zambrano um einen der wichtigsten Verschwörer.
Gegen insgesamt zehn Oppositionsabgeordnete wird in diesem
Zusammenhang wegen Hochverrats und Verschwörung strafrechtlich
ermittelt. Guaidó versucht seit Monaten die sozialistische Regierung
in Caracas zu stürzen und den dafür erforderlichen Rückhalt in der
Bevölkerung zu bekommen. Die Unterstützung Washingtons und auch
Berlins hat Guaidó. In einem völkerrechtlich fragwürdigen Akt wurde
er von der Bundesregierung zum legitimen Präsidenten Venezuelas
erklärt. Bevor ihm seine politischen Ämter aberkannt wurden, war
Guaidó Vorsitzender der Nationalversammlung.

9. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8116: Medizin und Gesundheitswesen - 09.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Jugendliche trinken seltener Alkohol

Endlich einmal eine positive Meldung: Jugendlich trinken so wenig
Alkohol wie noch nie zuvor. Das ergab laut Deutschem Ärzteblatt eine
Analyse der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA).
Nach dieser trinken nur noch 8,7 Prozent der Jugendlichen zwischen 12
und 17 Jahren mindestens einmal die Woche Alkohol. Vor 15 Jahren lag
der Wert noch bei 21,2 Prozent. 38,1 Prozent der Jugendlichen
gaben an, noch nie Alkohol getrunken zu haben. Trotzdem will die
Bundeszentrale keine Entwarnung geben. Schließlich sollen sich bei
den jungen Erwachsenen zwischen 18 und 25 Jahren mehr Personen in
einen Rausch getrunken haben. Der aktuelle Wert liegt mit 37,8
Prozent und fünf Prozentpunkte höher als noch vor zwei Jahren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8145: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Vier Festnahmen in Belfast im Fall Lyra McKee

In Belfast sind am Donnerstag ein Junge und drei Männer im
Zusammenhang mit dem Tod der 29jährigen Journalistin Lyra McKee
festgenommen worden. Sie war am 18. April am Rande von Razzien und
Krawallen in Derry von einer Kugel tödlich getroffen worden, als ein
Unbekannter auf Polizeibeamte schoß. Die paramilitärische
katholisch-nationalistische Splittergruppe Neue IRA übernahm später
die Verantwortung für die Schüsse. Die vier Festgenommenen im Alter
von 15 bis 51 Jahren werden auf Grundlage der Anti-Terrorgesetzgebung
vernommen.

9. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8068: Sprache, Kunst und Medium - 09.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Insolventer Buchlogistiker KNV angeblich gerettet

Der insolvente Stuttgarter Buchlogistiker KNV ist angeblich gerettet.
Das hatte der Insolvenzverwalter Tobias Wahl auf einer
Betriebsversammlung durchblicken lassen. Dennoch wollte er den Namen
des Investors nicht bekannt geben.

Wahl sagte dem MDR Thüringen, er könne sich vorstellen, daß die
Verkaufsgespräche mit einem Käufer in wenigen Wochen abschlossen sein
könnten. Es gehe jetzt darum, die komplette KNV-Gruppe mit den
Standorten Stuttgart, Erfurt und Leipzig an einen einzigen Investor
weiterzugeben. Der Logistiker hatte sich mit dem Bau seines neuen
Zentrallagers in Erfurt, das rund 1000 Beschäftigte hat, verhoben.

Die Insolvenz hatte vor allem die mittleren und kleinen Verlage und
den Bucheinzelhandel alarmiert, weil KNV mit 4500 Verlagen und fast
590.000 Titeln auf Lager das größte Bindeglied zwischen Verlagen und
dem Einzelhandel ist. Sollte die Gruppe Koch, Neff & Volckmar GmbH
(KNV) zerschlagen werden, hätte das weitreichende Folgen für den
gesamten deutschsprachigen Buchhandel.

9. Mai 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8135: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Bundestag berät Bundeswehr-Einsatzbereitschaftsstärkungsgesetz

Der Bundestag hat am Donnerstag in erster Lesung das Gesetz zur
nachhaltigen Stärkung der personellen Einsatzbereitschaft der
Bundeswehr (Einsatzbereitschaftsstärkungsgesetz) beraten. Die
Verordnung zur Modernisierung des soldatischen Dienstrechtes umfaßt
mehr als 30 Einzelpunkte, die den Beruf des Soldaten attraktiver
machen sollen. Künftig soll es z. B. bei der Truppe Ausnahmen von der
regelmäßigen Wochenarbeitszeit und Teilzeitregelungen geben. Der
Übergang von einer Fachunteroffizierslaufbahn zum Berufssoldaten wird
vereinfacht. Bei der Altersvorsorge werden Zeitsoldaten und
freiwillig Wehrdienstleistende besser gestellt.
Weiterbildungsmaßnahmen für ältere Soldaten sollen erleichtert
werden. Familienangehörige von verwundeten und traumatisierten
Soldaten werden unterstützt, indem der Bund Kosten etwa für
Krankenhausbesuche übernimmt. Die Einsatzversorgung für die vom
Bundestag mandatierten Kampfeinsätze soll auf einsatzgleiche
Verpflichtungen im Ausland übertragen werden. Nicht zuletzt soll der
Sold freiwillig Wehrdienstleistender erhöht werden.

9. Mai 2019
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POLITIK/8149: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Deutscher Ethikrat zur Keimbahnmanipulation beim Menschen

Der Deutsche Ethikrat hat eine Stellungnahme zum sogenannten
Genome-Editing herausgegeben. Auf rund 200 Seiten spricht sich das
Gremium dagegen aus, beim derzeitigen Stand der Wissenschaft
molekularbiologische Eingriffe in die Keimbahn des Menschen
vorzunehmen. Alle Veränderungen am Erbgut wirken sich nämlich für
alle Zeiten auf sämtliche Nachfahren der Betroffenen aus. Die damit
verbundenen unabsehbaren Risiken sind dem Gremium zufolge ethisch
unverantwortlich. Auch der Einsatz der Genschere Crispr/Cas9, mit der
Genabschnitte ausgeschnitten und ersetzt werden, gilt nicht als
sicher. Aber der Ethikrat hält die menschliche Keimbahn nicht für
unantastbar. Die Keimbahnmanipulation zur Vermeidung oder
Verringerung genetisch bedingter Krankheitsrisiken wird von einigen
Experten als ethisch legitimes Ziel angesehen.

Der Ethikrat fordert die Bundesregierung zur Einrichtung eines
strukturierten Bürgerdialogs über das Thema auf. Außerdem sollen sich
Regierung und Parlament auf internationaler Ebene für ein Moratorium
bei der klinischen Anwendung von Verfahren wie der Genschere
einsetzen. Das Ziel eines weltweiten Diskurses unter anderem zu
Menschenwürde, Lebensschutz, Wohltätigkeit und Solidarität sowie zur
Frage, ob es bei der Genmanipulation um die Vermeidung schweren
Leides oder die Konditionierung menschlicher Fähigkeiten geht, sollen
internationale Regeln unter der Ägide der Vereinten Nationen sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8118: Tragisches und Kurioses - 09.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Schulbücher vom Mund absparen?

Jobcenter müssen Hartz-IV-Empfängern die Anschaffungskosten für
Schulbücher erstatten. Das entschied das Bundessozialgericht (BSG) für
zwei betroffene Familien in Niedersachsen.

Laut BSG ist im ALG-II-Regelsatz für den monatlichen Lebensunterhalt
zwar ein Betrag für Schulbücher eingerechnet, dieser sei aber
"strukturell zu niedrig für Länder, in denen Schüler Lernmittel selbst
zahlen müssen", befand die Jury.

Geklagt hatten zwei Familien aus Niedersachsen. Im Gegensatz zu
anderen Bundesländern herrscht dort keine Lernmittelfreiheit in der
Oberstufe, so daß Schüler Schulbücher selbst kaufen müssen. Laut NDR
Niedersachsen geht es um die Erstattung von 135 beziehungsweise 200
Euro.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8146: Arbeit, Soziales und Familie - 09.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Streik im öffentlichen Dienst Frankreichs

In Frankreich haben neun Gewerkschaften zu Arbeitsniederlegungen im
öffentlichen Dienst von Mittwochabend bis Freitagmorgen aufgerufen.
Der Arbeitskampf richtet sich gegen Pläne der Regierung, rund 120.000
Stellen im öffentlichen Dienst zu streichen sowie gegen befristete
Arbeitsverträge und andere Gesetzesvorhaben. An den landesweiten
Streiks beteiligten sich am Donnerstag die Fluglotsen. Diese fordern
den Einsatz von mehr Beamten in der Zivil-Luftfahrtbehörde DGAC. Für
Donnerstagmittag war eine zentrale Kundgebung der Beschäftigten in
Paris geplant.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8127: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 09.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Heftige Kritik am Beschluß zur Ferkelkastration

Eigentlich sollte die Pflicht, nur betäubte Ferkel zu kastrieren, dem
Tierwohl dienen. Doch jetzt hat das Bundeskabinett eine Verordnung
beschlossen, nach der die Verwendung des Narkosemittels Isofluran
künftig auch durch die Landwirte selbst oder andere sachkundige
Personen erlaubt sein soll. Bislang ist das Tierärzten vorbehalten.
Tierschützer laufen Sturm gegen den Beschluß. So kritisierte laut afp
die Grünen-Politikerin Renate Künast, daß die Bundesregierung den
Tierschutz aushöhle, indem sie die wirtschaftlichen Interessen über
alles stelle. Die Organisation Vier Pfoten warnte, daß die
medikamentöse Betäubung durch Isofluran keineswegs in Laienhand
gehört. Schließlich ersetzt eine sechsstündige Kurzschulung kein
Studium.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8134: Märkte und Finanzen - 09.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Iglo kündigt Mitgliedschaft beim BLL-Branchenverband auf

Der Tiefkühlkost-Hersteller Iglo hat dem Spitzenverband der deutschen
Lebensmittelwirtschaft BLL (Bund für Lebensmittelrecht und
Lebensmittelkunde) die Mitgliedschaft aufgekündigt. Anlaß ist der
Streit um die Kennzeichnung von Lebensmitteln.

Bei Iglo will man für die eigenen Produkte den sogenannten
Nutri-Score einführen. Dieser repräsentiert mit einer fünfstufigen
Farbskala auf der Verpackung den Nährwert des jeweiligen
Lebensmittels hinsichtlich des Gehalts an Zucker, Fett und Salz sowie
empfehlenswerten Bestandteilen wie Ballaststoffe und Proteine. Das
Nutri-Score-System hat sich bereits in Frankreich und Belgien
durchgesetzt und wird in anderen Ländern aufgegriffen. Danone,
Bofrost und kleinere Unternehmen drucken ebenfalls den Nutri-Score
auf ihre Lebensmittelverpackungen. Aber das Landgericht Hamburg hatte
im April die Kennzeichnung von Iglo-Verpackungen mit dem Nutri-Score
auf Antrag des Münchner "Schutzverbands gegen Unwesen in der
Wirtschaft" per einstweiliger Verfügung untersagt. Dem Gericht
zufolge verstößt Nutri-Score gegen die europäischen Vorschriften zur
Lebensmittelkennzeichnung.

Der Branchenverband BLL hat eine eigene Kennzeichnung vorgeschlagen,
anhand derer dem Konsumenten des jeweiligen Lebensmittels dessen
Qualität weit weniger deutlich vor Augen geführt wird. Einfarbige
Kreisdiagramme geben das Verhältnis von Kalorien, Fett, Zucker und
Salz im Produkt zur empfohlenen Tagesmenge für einen
durchschnittlichen Erwachsenen wieder.

Iglo warf dem BLL in einer am Donnerstag in Hamburg herausgegebenen
Erklärung vor, eine rein nationale deutsche Lösung anzustreben, sich
nicht an den Herausforderungen der Branche strategisch auszurichten
und die Bedürfnisse mittelständischer Mitglieder zu vernachlässigen.
Iglo nennt das Symbolpolitik anstelle eines aktiven europäischen
Gestaltungswillens.

Die Landwirtschafts- und Ernährungsministerin Julia Klöckner hat das
Bundesforschungsinstitut für Ernährung und Lebensmittel
(Max-Rubner-Institut) beauftragt, ein weiteres Konzept zur
Lebensmittelkennzeichnung zu entwickeln und alle drei Modelle in
einer Verbraucherbefragung testen zu lassen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8150: Aus Forschung und Technik - 09.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Vorfahr des Tyrannosaurus rex identifiziert

Obgleich sich in letzter Zeit immer mehr Stimmen meldeten, die im
Tyrannosaurus rex nicht einen gefährlichen Jäger, sondern einen
schnöden Aasfresser zu erkennen meinten, gilt er doch vielen als Maß
aller Dinge unter den urzeitlichen Raubsauriern. So erstaunt es nicht
sehr, daß US-Forscher als erstes die enge Verwandtschaft einer
bislang unbekannten Raubsaurier-Art mit dem Tyrannosaurus rex
herausstrichen. Die Forscher um Sterling Nesbitt von der Virginia
Tech sind überzeugt, daß es sich bei dem Tier um einen Vorfahren des
Tyrannosaurus rex handelt. Die Skelettüberreste waren vor mehr
als 20 Jahren im Zuni-Becken im US-Bundesstaat New Mexico entdeckt
worden. Doch erst jetzt konnten sie einer neuen Dinosaurierart
zugeordnet werden. Laut dpa soll der Suskityrannus hazelae genannte
Saurier vor rund 92 Millionen Jahren gelebt haben. Sein Schädel soll
eine Gesamtlänge von 25 bis 32 Zentimeter aufgewiesen haben. Der
Saurier soll eine Hüfthöhe von weniger als einem Meter gehabt haben
und zwischen 20 und 41 Kilogramm gewogen haben.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BOTANIK





FORSCHUNG/553: Wie Pflanzen in Stresssituationen kommunizieren (idw)


Max-Planck-Institut für Molekulare Pflanzenphysiologie - 08.05.2019

Wie Pflanzen in Stresssituationen kommunizieren



Forschende untersuchen die innerzelluläre Kommunikation beim Import
kernkodierter Proteine in die Chloroplasten.Die Ergebnisse des
Forschungsprojekts sind diese Woche im Wissenschaftsmagazin Nature Plants
erschienen.

Pflanzen sind über die Wurzeln im Boden verankert und können somit nicht
vor unvorteilhaften oder gar lebensbedrohenden Umweltbedingungen flüchten.
Diesen scheinbaren Nachteil kompensieren sie durch eine ausgeklügelte
Wahrnehmung der Veränderung von Umweltfaktoren, der sie mit der schnellen
Ausbildung von Abwehr- und Schutzmaßnahmen begegnen. Um diese Maßnahmen in
Gang zu setzen - etwa bei Trockenheit, wechselnden Lichtintensitäten oder
Temperaturen-, ist die innerzelluläre Kommunikation zwischen den
Organellen und dem Zellkern von zentraler Bedeutung.

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Arbeitsgruppe von Prof. Ralph
Bock am Max-Planck-Institut für Molekulare Pflanzenphysiologie in 
Potsdam-Golm, Wissenschaftlern der Oxford University sowie Dr. Andreas 
Richter und Prof. Bernhard Grimm von der AG Pflanzenphysiologie der 
Humboldt-Universität zu Berlin ist nun ein wesentlicher Beitrag zur 
Aufklärung der Funktion eines bislang unbekannten Faktors, der für die 
innerzelluläre Kommunikation wichtig ist, gelungen. Es handelt sich dabei 
um das Genomes Uncoupled 1 (GUN1)-Protein, dass die Forschenden als 
zentrale Komponente im Kommunikationsprozess identifiziert haben - wenn die 
Entwicklung der Pflanze gestört wird. Die Ergebnisse des Forschungsprojekts 
sind diese Woche im Wissenschaftsmagazin Nature Plants erschienen.

Die innerzelluläre Kommunikation von Pflanzen spielt sich zwischen den
Organellen, die Plastiden und Mitochondrien genannt werden, und dem
Zellkern, der zellulären Schaltzentrale, in der die überwiegende Anzahl
der Erbeigenschaften verschlüsselt ist, ab. Die Organellen sind vor allem
für die zelluläre Energiegewinnung durch Photosynthese und Atmung
zuständig. Dafür senden sie Signale an den Zellkern aus, um die Bildung
von Proteinen in Gang zu setzen, die unter anderem den Aufbau des
Photosyntheseapparates und die Biosynthese von Chlorophyll in den
Chloroplasten ermöglichen. Die an diesem Prozess der sogenannten
retrograden Kommunikation beteiligten Signale wurden vor mehr als 30
Jahren postuliert, jedoch konnten erst in den letzten Jahren Zugänge
gefunden werden, um ihre molekulare Identität aufzuklären.

Die Forschenden konnten nachweisen, dass das GUN1-Protein in den Plastiden
als eine zentrale Komponente für den Import zellkernkodierter Proteine in
die Chloroplasten agiert, wenn die Entwicklung der Pflanze durch Stress
gestört wird. Dazu haben sie Mutanten der Ackerschmalwand (Arabidopsis
thaliana), dem bevorzugten Forschungsprojekt der molekularen
Pflanzenwissenschaftler, eingesetzt, denen das GUN1-Protein fehlt. Sie
konnten beobachten, dass in den Mutanten nicht genügend Proteine in die
Chloroplasten transportiert wurden. Zusätzlich schalteten die Mutanten
Gene für Stressproteine der Familie der Hitzeschock-Proteine HSP70 und
HSP90 an, um zu verhindern, dass die nicht importierten Proteine Schäden
in der Zelle anrichten.

Die gemeinsamen Arbeiten zeigen, dass das GUN1-Protein für die
innerzelluläre Kommunikation und den optimalen Import von Proteinen in die
Chloroplasten insbesondere unter Stressbedingungen von großer Bedeutung
ist. Die Erkenntnisse eröffnen auch neue Möglichkeiten, die Anpassung von
Nutzpflanzen an ungünstige Umweltbedingungen zu verbessern.


Originalpublikation:

Control of retrograde signalling by protein import and cytosolic folding
stress

Guo-Zhang Wu, Etienne H. Meyer, Andreas Richter, Maja Schuster, Qihua
Ling, Mark A. Schöttler, Dirk Walther, Reimo Zoschke, Bernhard Grimm, R.
Paul Jarvis and Ralph Bock

https://doi.org/10.1038/s41477-019-0415-y

Nature Plants

www.nature.com/natureplants
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FORSCHUNG/552: Internationale Studie zeigt Abstammung und genetische Vielfalt des Brotweizens auf (idw)


Leibniz-Institut für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung -
08.05.2019

Internationale Studie zeigt Abstammung und genetische Vielfalt des
Brotweizens auf



Schon seit der Landwirtschaftlichen Revolution vor ca. 12.000 Jahren
züchten Menschen selektiv Pflanzen mit vorteilhaften Eigenschaften, so wie
einer hohen Kornzahl oder Resistenz zu Krankheiten. Im Laufe der Zeit
entwickelte sich Triticum aestivum, besser bekannt als Brotweizen, zu
einer der wichtigsten Feldfrüchte der Welt. Zusammen mit einer wachsenden
Bevölkerung und einem sich verändernden Klima wächst die Nachfrage nach
Weizen mit einem höheren Ertrag und zusätzlichen Resistenzen
fortlaufend.




[image: Bild: © Julie Himpe/IPK]

Urkorn- und Kulturkorn im Vergleich. Weizenmuster aus dem Herbarium
der bundeszentralen Ex-situ-Genbank am IPK.

Bild: © Julie Himpe/IPK



Jedoch stagniert der durchschnittliche Weizenertrag nun bereits seit
einigen Jahren. In einer neuen internationalen Studie wurde die genetische
Diversität von 487 Weizengenotypen aus verschiedenen Teilen der Welt
katalogisiert und in Zusammenhang mit ihren agronomischen Eigenschaften
gestellt. Die Kartierung dieses reichen Pools an genetischer Diversität in
Brotweizen unterstreicht die aktuelle Theorie zur Abstammung des Weizens
und eröffnet neue Wege in der modernen selektiven Weizenzucht.

Die Evolution des Weizens ist eine komplexe Geschichte aus
Hybridisierungs- und Genfluss-Ereignissen, welche zu der allohexaploiden
(mit sechs Chromosomensätzen) Weizenart Triticum aestivum führte, die wir
heutzutage als Brotweizen kennen. Der moderne Brotweizen entstand vor ca.
10.000 Jahren im Fruchtbaren Halbmond und sein Genpool wurde von
Menschenhand in Folge von Domestizierung und Kultivierung geformt.
Heutzutage findet man weltweit ertragsreiche Brotweizensorten, wobei jede
Variation an die speziellen Umweltbedingungen, in der sie herangezogen
wird, angepasst ist. So deckt Weizen, als eine der drei wichtigsten
Feldfruchtarten, ca. 20 Prozent der Kalorien und Proteine, die die
Menschen weltweit verbrauchen.

Die wachsende Nachfrage nach Weizen, ein sich erwärmendes Klima und die
Umstellung der westlichen Landwirtschaft, fort von intensiver
Landwirtschaft, üben Druck auf Pflanzenzüchter aus, die modernen
Brotweizensorten weiter anzupassen und zu verbessern. Jedoch benötigen
Pflanzenzüchter Pflanzen mit genetischer Variabilität, die sie während des
Zuchtprozesses selektieren und kombinieren können, um so Weizen-
Kulturvarietäten mit neuen und verbesserten Eigenschaften zu züchten. Eine
neue internationale Studie von Brotweizen hat nun einen umfangreichen
genetischen Pool für zukünftige züchterische Verbesserungen von Triticum
aestivum aufgetan.

In dieser Studie wurden die Exome von 487 Weizen-Genotypen aus 68 Ländern,
einschließlich Landrassen, Kulturvarietäten und modernen Varietäten,
sequenziert. Das Leibniz-Institut für Pflanzengenetik und
Kulturpflanzenforschung (IPK) in Gatersleben konnte dabei Proben von
verschiedenen Weizenarten aus der bundeszentralen Ex-situ-Genbank zur
Studie beisteuern. Indem sie die Refseqv1.0 Referenzsequenz der
Brotweizenlandrasse "Chinese Spring", welche vom "Internationalen
Konsortium zur Sequenzierung des Weizengenoms" (IWGSC) 2017 publiziert
wurde, als Ankergenom nutzten, konnten die Forscher eine umfangreiche
Übersicht der Vielfalt des Weizens auf der Ebene der Gene, der Chromosomen
und auf dem Niveau der drei Subgenome, welche im Genom des Brotweizens
verschmolzen sind, zusammenstellen. Dies ermöglichte den Wissenschaftlern,
das Modell der Weizenevolution zu erweitern und weiterzuentwickeln und die
genetischen Ursprünge des modernen Brotweizens zu entschlüsseln. So wurde
bestätigt, dass die Linie des Hartweizens, des Durumweizens, mit hoher
Wahrscheinlichkeit der Vorfahre des Keimplasmas unseres modernen
Brotweizens ist. Zudem zeigten die Forscher durch die Untersuchung der
Fußabdrücke der Selektion des Weizens, welche Effekte Allel-Varianten
besitzen, auf welche seit dem Beginn der Weizendomestikation selektiert
worden war.

Die Daten, welche im Rahmen der Studie veröffentlicht wurden, sind ein
weiterer Schritt in Richtung der Erstellung eines "Pangenoms" des Weizens
- die Beschreibung aller Gene und genetischer Variationen des Weizens
weltweit. Dieses ist gleichermaßen eine dringend benötigte Ressource für
die Forschung und die Züchtung neuer, verbesserter Weizensorten. Die
Studie an sich stellt bereits eine reiche genetische Datenressource dar,
welche unmittelbar zur Verbesserung der Eigenschaften im Brotweizen
verwendet werden kann, von der Anpassung an Umweltbedingungen bis zu
verbessertem Ernteertrag und einer erhöhten Krankheitsresistenz. Zudem
stellen die Ergebnisse den aktuellen Kenntnisstand zur Abstammung des
Brotweizens dar und unterstreichen unsere kulturelle Vorgeschichte als
Bauern und Pflanzenzüchter.


Originalpublikation:

DOI: 10.1038/s41588-019-0393-z

https://www.nature.com/articles/s41588-019-0393-z
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FINANZEN/1519: Steuerschätzung - Gutes Haushalten wichtiger denn je


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. Mai 2019

Steuerschätzung - Gutes Haushalten wichtiger denn je



Zu den Ergebnissen der Steuerschätzung erklären Anja Hajduk,
Stellvertretende Fraktionsvorsitzende und Sven-Christian Kindler,
Sprecher für Haushaltspolitik:

Es ist ein fataler Fehler, wenn der Finanzminister jetzt so tut, als
wären die geringeren Steuereinnahmen längst eingepreist und mit dem
Haushalt weitestgehend alles in Ordnung. Die Bundesregierung ist
maßgeblich selbst für die Lage verantwortlich. Jahrelang hat sich die
Koalition, egal ob mit Schäuble oder Scholz, geweigert, den Haushalt
strukturell solider aufzustellen. Das rächt sich jetzt.

Die Regierung wird nun Prioritäten setzen müssen, und wenn die einen
Steuersenkungen rufen und die anderen Grundrente, zeigt das, wie weit
die Koalitionäre auseinander liegen. Wenn die Koalition nicht endlich
am Haushalt arbeitet, drohen die Maßnahmen unter den Tisch zu fallen,
die langfristig unseren Wohlstand erhalten, wie Klimaschutz oder
Förderung von nachhaltigen Innovationen und Investitionen.

Es ist sofort möglich, Spielräume zu vergrößern, um neue Kredite zu
vermeiden: Jedes Jahr versickern über 50 Milliarden an
klimaschädlichen Subventionen, zum Beispiel für schmutzige Diesel,
Flugkonzerne, Plastiktüten und für die Agrarindustrie. Diese
Subventionen belasten das Klima und den Haushalt. Gleichzeitig werden
falsche Prioritäten gesetzt. Das Baukindergeld kostet zehn Milliarden
Euro, sorgt aber nicht für günstigen Wohnraum und heizt die
Immobilienblase an. Im Verteidigungsministerium werden Milliarden
verschwendet. Leider scheint die Regierung weiterhin nicht in der
Lage, zumindest diese offensichtlichsten Löcher im Haushalt zu
stopfen. Da ist es ihr kaum zuzutrauen, dass sie die richtigen Weichen
für langfristigen Wohlstand, Gerechtigkeit und Erhalt der natürlichen
Lebensgrundlagen in Deutschland stellen kann.
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SICHERHEIT/965: Atomwaffenverbot ist das Gebot der Stunde, die Bundesregierung ist gefordert


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. Mai 2019

Gerade jetzt: Atomwaffenverbot ist das Gebot der Stunde, die Bundesregierung ist gefordert



Zur Forderung des Iran, innerhalb einer 60-Tage-Frist das
Nuklearabkommen von Wien umzusetzen, erklärt Katja Keul, Sprecherin
für Abrüstungspolitik:

Mit der Ankündigung des Iran, seine Verpflichtungen aus dem
Atomabkommen zu reduzieren, steigt erneut die globale Bedrohung durch
Atomwaffen. Wissenschaftler schätzen die Gefahr seit über einem Jahr
so hoch ein wie seit den 1950er Jahren nicht mehr.

Der Versuch des Iran, neuen Druck gegenüber den anderen Parteien des
Abkommens aufzubauen ist nachvollziehbar, aber trotzdem nicht
hilfreich. Die neuen Sanktionen der USA zeigen, dass die
Trump-Administration offenbar keinerlei Interesse an einer friedlichen
Lösung in der Region hat.

Umso mehr müssen die Bundesregierung und die Europäische Union ihren
Beitrag leisten, um das Nuklearabkommen zu erhalten. Sachliche
Argumente für eine "Global Zero"-Strategie werden offensichtlich nicht
mehr gehört.

Die Bundesregierung muss jetzt erst recht deutlich machen, dass sie es
ernst meint mit der nuklearen Abrüstung und endlich den
Atomwaffenverbotsvertrag unterstützen. Es zeigt sich einmal mehr, dass
die Zurückhaltung an dieser Stelle fehl am Platz war und die
Rücksichtnahme auf die Interessen des größten NATO Partners sich nicht
gelohnt hat. Atomare Abrüstung und eine Abkehr von der nuklearen
Abschreckungsstrategie ist jetzt das Gebot der Stunde! Dafür muss die
Bundesregierung sich einsetzen in der EU, in der NATO und vor allem im
UN-Sicherheitsrat.
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BILDUNG/1025: Menschenwürde ist Ausgangpunkt jeder Forschung


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 9. Mai 2019

Menschenwürde ist Ausgangpunkt jeder Forschung

Unser Wertesystem gibt Orientierung im Spannungsfeld von Fortschritt
und Gewissen



Der Deutsche Ethikrat hat am heutigen Donnerstag seine Stellungnahme
zu "Keimbahneingriffe am menschlichen Embryo" veröffentlicht. Dazu
erklären der bildungs- und forschungspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Albert Rupprecht, und die
zuständigen Berichterstatter Katrin Staffler und Stephan Albani:

Albert Rupprecht: "Der Schutz und die Würde des Menschen sind für uns
oberstes Gebot und Richtschnur jeder Forschung. Neue Technologien
müssen daher hinsichtlich möglicher Risiken und Chancen vor jeder
Anwendungsfrage sorgfältig erforscht werden. Das gilt insbesondere in
der medizinischen Forschung, die sich direkt auf unser Leben
auswirkt. Der jüngste Vorfall in China mit zweifelhaften Versuchen an
Zwillingsmädchen war nicht nur ein klarer Verstoß gegen die
unantastbare Würde des Menschen, sondern zugleich ein Weckruf, dass
eine engere ethische Begleitung neuer Technologien erforderlich ist."

Katrin Staffler: "Es ist sehr zu begrüßen, dass die Debatte
rund um das Thema Genom-Editierung erneut an Fahrt aufnimmt. Die vom
Ethikrat veröffentlichte Stellungnahme ist dabei eine wichtige
Orientierungshilfe. Wir müssen hierbei sowohl die Risiken bei
Keimbahneingriffen am menschlichen Embryo, als auch die Potenziale
von Genom-Editierung im Bereich der somatischen Gentherapie in den
Blick nehmen. Denn die ursächliche Behandlung genetisch bedingter
Krankheiten könnte in der Zukunft für Betroffene erhebliche Chancen
bieten. Daher benötigen wir einen intensiven internationalen Dialog
sowie gemeinsame, an die einzelnen Anwendungsfelder angepasste
Orientierungsrahmen im Bereich der Forschung."

Stephan Albani: "Die Erforschung der Genom-Editierung bietet
enorme therapeutische Chancen, die es im Sinne der Patientinnen und
Patienten zu nutzen gilt. Noch bleibt vieles nur eine Zukunftsvision,
bei deren Verwirklichung viele medizinische und technologische Hürden
bestehen. Doch am Ende könnten wir Menschen therapieren, die heute
keine Chance auf Heilung haben. Für die notwendige
Grundlagenforschung kann Deutschland als weltweit führender
Medizinstandort einen enormen Beitrag leisten: Hier braucht es einen
klaren Rechtsrahmen und frühzeitige Förderung. Die Stellungnahme des
Deutschen Ethikrates bietet dafür einen guten Ausgangspunkt."
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EUROPA/966: Europäische Einigung ist eine Erfolgsgeschichte


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. Mai 2019

Europäische Einigung ist eine Erfolgsgeschichte

Europatag ist ein Grund zum Feiern



Der 9. Mai wird als Europatag gefeiert. Dazu erklärt die
stellvertretende Fraktionsvorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Katja Leikert:

"Am Europatag feiern wir die Erfolge der europäischen Einigung. Denn
wir können stolz auf das sein, was wir in den letzten Jahrzehnten
gemeinsam aufgebaut haben. Niemals in der Geschichte und nirgends auf
unserem Planeten haben jemals so viele Menschen in so viel Eintracht
und in so viel Wohlstand miteinander gelebt.

Der europäische Binnenmarkt hat den europäischen Völkern einen nie da
gewesenen wirtschaftlichen Erfolg gebracht, allen voran uns
Deutschen.

Europa ist aber noch viel mehr als nur eine wirtschaftliche
Erfolgsgeschichte: Europa ist eine Wertegemeinschaft. Ihren Kern
bilden Freiheit, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit. Diese
Wertegemeinschaft ist nicht zufällig in Europa entstanden. Sie
entstand auf dem Boden unserer christlich-abendländischen Kultur und
sie wäre undenkbar ohne die persönliche und unveräußerliche
Menschenwürde, die dem christlichen Menschenbild entspringt.

Der Wohlstand und die Freiheit der Europäischen Union haben in den
90er Jahren die Völker Osteuropas zurück nach Europa geführt und so
geholfen, die Spaltung unseres Kontinents zu überwinden. Europas
Ausstrahlung und Europas Anziehungskraft reichen auch heute weit über
die Grenzen unseres Kontinents hinaus. Darauf können wir stolz sein.
Das ist ein Grund zum Feiern."
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INNEN/3469: Stasiunterlagen dauerhaft zugänglich machen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 8. Mai 2019

Stasiunterlagen dauerhaft zugänglich machen



Der Bundesbeauftragte für die Stasiunterlagen, Roland Jahn, und der
Präsident des Bundesarchivs, Michael Hollmann, haben dem
Kulturausschuss des Deutschen Bundestages am heutigen Mittwoch das
Konzept zur dauerhaften Sicherung der Stasiunterlagen vorgestellt.
Dazu können Sie die kulturpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Motschmann, wie folgt zitieren:

"Vor 30 Jahren hat die Bürgerrechtsbewegung in der DDR die Stasiakten
vor der Vernichtung gerettet. Die Unterlagen sind das
gesellschaftliche Vermächtnis der friedlichen Revolution in der DDR.
Dieses Erbe gilt es für immer zu bewahren. Daher wollen wir die
Stasiakten formal in das Bundesarchiv überführen. Dadurch werden die
dauerhafte Erschließung und der Zugang zu den Akten verbessert. Die
111 Kilometer umfassenden Akten sollen auch den kommenden
Generationen Zeugnis über die Diktatur in der DDR geben. Der Alltag
vieler Menschen war geprägt von Angst, Willkür, Unrecht, Bespitzelung
und Repression. Noch heute leiden viel zu viele Opfer der
SED-Diktatur darunter. Ihnen wollen wir mit einem Bundesbeauftragten
für SED-Opfer im Deutschen Bundestag eine starke öffentliche Stimme
geben."

 * 
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RECHT/926: Fachkräfteeinwanderung dient unserer Wirtschaft


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 9. Mai 2019

Fachkräfteeinwanderung dient unserer Wirtschaft

Keine Zuwanderung ohne Arbeitsplatz



Am heutigen Donnerstag hat der Deutsche Bundestag in ersten Lesung
den Gesetzentwurf der Bundesregierung für ein
Fachkräfteeinwanderungsgesetz beraten. Hierzu erklärt der Justiziar
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Michael Frieser:

"Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz entspricht dem Grundsatz der CDU
und CSU, dass es Zuwanderung in die sozialen Sicherungssysteme nicht
geben darf. Grundsätzlich soll eine Zuwanderung nur dann erfolgen,
wenn eine passende Arbeitsstelle vorliegt: Keine Zuwanderung ohne
Job.

Die Bemühungen um inländische und europäische Fachkräftepotenziale
haben nach wie vor Vorrang. Es ist aber klar, dass wir zusätzlich auf
gut ausgebildete Fachkräfte aus Nicht-EU-Staaten angewiesen sind.

Ein Aufenthaltstitel zur Arbeitssuche darf nur erteilt werden, wenn
die Voraussetzungen stimmen und berechtigt nicht zum dauerhaften
Aufenthalt.

Die Kritik des Städte- und Gemeindebundes, die Gefahr sei zu groß,
dass die Betroffenen bei ergebnisloser Suche nicht freiwillig
ausreisen würden, ist ernst zu nehmen. Hier legt der Fall aber
anders. Bei abgelehnten Asylbewerbern scheitert die Abschiebung doch
zumeist an ungeklärter Herkunft und fehlenden Papieren.

Der Zuzug von Fachkräften dient der Fachkräftesicherung und damit
unserer Wirtschaft."

Hintergrund:

Gerd Landsberg, Hauptgeschäftsführer des Deutschen Städte- und
Gemeindebundes äußerte: "Die Gefahr, dass die Betroffenen bei
ergebnisloser Suche nicht freiwillig ausreisen werden, ist zu groß".
Schon jetzt zeige die Erfahrung mit abgelehnten Asylbewerbern, "dass
es nur unzureichend gelingt, die eigentlich verpflichtende Ausreise
auch durchzusetzen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





SOZIALES/1983: Kampfansage gegen den Missbrauch von Kindern


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. Mai 2019

Kampfansage gegen den Missbrauch von Kindern

Die Länder müssen sich klarer zum Kinderschutz bekennen



Am heutigen Mittwoch hat der Unabhängige Beauftragte für Fragen des
sexuellen Kindesmissbrauchs (UBSKM) seine Arbeit im Ausschuss für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend des Deutschen Bundestages
vorgestellt. Dazu erklären die stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nadine Schön, und der familienpolitische
Sprecher Marcus Weinberg:

Nadine Schön: "Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion unterstützt und
fördert die Arbeit des Unabhängigen Beauftragten. Wir haben nicht nur
ein umfassendes Handlungskonzept für die Bekämpfung des sexuellen
Kindesmissbrauchs verbschiedet, sondern auch ganz konkret finanziell
geholfen: Auf unsere Initiative hin wurden im Bundeshaushalt 3,3
Millionen Euro für ein Modellprojekt zur mobilen Fachberatung im
ländlichen Raum bereitgestellt.

Ein weiteres Projekt haben wir angeschoben. Es rückt ein Problem in
den Fokus, das bislang in der öffentlichen Debatte nur eine
untergeordnete Rolle spielt: Sexuelle Übergriffe unter
Gleichaltrigen. Betroffene Kinder erleben Ohnmachtsgefühle und
schämen sich, sich nicht gegenüber Gleichaltrigen durchsetzen zu
können. Übergriffige Kinder laufen Gefahr, sich Übergriffigkeit
anzugewöhnen, wenn sie nicht aufgehalten werden. Beide Seiten
brauchen Hilfe. Daher wollen wir in einem Modellprojekt Methoden der
wirksamen Prävention von Peer-to-Peer-Gewalt erproben."

Marcus Weinberg: "Kinderschutz kann nicht von der
Bundespolitik allein gesteuert werden. Die Länder müssen sich klarer
zum Kampf gegen sexuelle Gewalt an Kindern bekennen. Der UBSKM
kritisiert zurecht, dass immer noch zu wenige Schulen und
Kindertageseinrichtungen Schutzkonzepte haben. Die meisten
Bundesländer gehen nicht konsequent genug mit dem Thema um.
Familienrichter, Sachverständige, Verfahrensbeistände,
Jugendamtsmitarbeiter, Ärzte, Lehrer und Erzieher müssten in
Länderverantwortung viel intensiver geschult werden, damit sie
Missbrauch erkennen und vermeiden können. Es müssten
Qualitätsstandards bei der Fortbildung dieser Berufsgruppen etabliert
und durchgesetzt werden. Spezialisierte Fachberatungsstellen müssten
flächendeckend vorgehalten werden. Das alles passiert nicht oder viel
zu wenig. Daher wäre es wichtig, in den Ländern unabhängige
Beauftragte zur Bekämpfung sexuellen Missbrauchs einzusetzen, die das
Thema vorantreiben. In Sachen Schutz vor sexuellem Kindesmissbrauch
müssen die Länder ihre Hausaufgaben machen."
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WIRTSCHAFT/2825: Städtebauförderung ist Pfeiler für gleichwertige Lebensverhältnisse


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 9. Mai 2019

Städtebauförderung ist Pfeiler für gleichwertige Lebensverhältnisse

550 Städte und Gemeinden feiern Tag der Städtebauförderung



Am 11. Mai 2019 findet bundesweit zum fünften Mal der Tag der
Städtebauförderung statt und am morgigen Freitag berät der Deutsche
Bundestag über einen Antrag der Koalition zur Städtebauförderung.
Dazu erklärt der für Wohnen zuständige stellvertretende Vorsitzende
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich Lange:

Ulrich Lange: "Die Städtebauförderung in Deutschland ist ein
wirkungsvolles Instrument der positiven städtebaulichen Entwicklung.
Städte und Gemeinden in Ballungszentren und ländlichen Räumen stehen
vor vielfältigen Herausforderungen. Einerseits gibt es Regionen mit
Wachstum, andererseits solche mit schrumpfenden Gemeinden. Hier trägt
die Städtebauförderung maßgeblich dazu bei, dass die
unterschiedlichen Fragen, die sich jeweils vor Ort stellen, bewältigt
werden. Schließlich geht es darum, den gesellschaftlichen
Zusammenhalt zu stärken. Die Belebung von Orts- und Stadtkernen steht
dabei im Fokus ebenso wie die Berücksichtigung von Klimawandel und
Digitalisierung. Mit Instrumenten wie den integrierten
städtebaulichen Entwicklungskonzepten werden in den geförderten
Kommunen wichtige Impulse gesetzt. Die Erarbeitung einer Smart City
Charta bietet einen Orientierungsrahmen zur nachhaltigen Gestaltung
des digitalen Transformationsprozesses der Kommunen.

Noch in diesem Jahr wollen wir die Programmstruktur der
Städtebauförderung vereinfachen und neu ausrichten. Dazu führt das
Bundesbauministerium Gespräche mit den Ländern. Darüber hinaus wird
ein neuer Verteilungsschlüssel für die Verwendung der Fördermittel an
die Länder abgestimmt.

Insgesamt steht ein Programmvolumen für die Städtebauförderung von
790 Millionen Euro zur Verfügung. Hinzu kommen 75 Millionen Euro für
nationale Projekte des Städtebaus, sowie 200 Millionen Euro für den
Investitionspakt "Soziale Integration im Quartier". Damit stehen rund
eine Milliarde Euro zur Verfügung, von denen die Bürgerinnen und
Bürger direkt profitieren."

 * 
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BILDUNG/913: Lernmittel für alle


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 8. Mai 2019

Lernmittel für alle



"Wenn schon keine Lernmittelfreiheit besteht, müssen die Jobcenter
eben dafür sorgen, dass auch Schülerinnen und Schüler, die von
Hartz-IV abhängig sind, die notwendigen Lernmittel erhalten",
kommentiert Katja Kipping, Parteivorsitzende und sozialpolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, die Entscheidung des
Bundessozialgerichts, dass Jobcenter auch für Schulbücher aufkommen
müssen, wenn in einem Bundesland keine Lernmittelfreiheit besteht.
Kipping weiter:

"Das ist aber nur die zweitbeste Lösung. Wir wollen Lehr- und
Lernmittelfreiheit für alle, kostenfreie Verpflegung in Kita und
Schule sowie kostenfreie Beförderung von Schülerinnen und Schülern zur
Schule. DIE LINKE steht für gute Bildung, die nicht vom Geldbeutel und
der Herkunft abhängt."

 * 
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BUNDESTAG/8395: Heute im Bundestag Nr. 535 - 09.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 535

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 9. Mai 2019, Redaktionsschluss: 15.05 Uhr

1. AfD: Westbalkan nicht in EU aufnehmen

2. "Innerafrikanischen Handel fördern"

3. Provisionsdeckel bei Lebensversicherung

4. Verteilung der KI-Forschung



1. AfD: Westbalkan nicht in EU aufnehmen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung soll nach dem Willen der
AfD-Fraktion Alternativen zu einem EU-Beitritt der Westbalkanstaaten
suchen und den "europäischen Mehrwert" im Falle einer Aufnahme
überprüfen. In einem Antrag (19/9968), über den der Bundestag heute
Nachmittag erstmals berät, plädieren die Abgeordneten anstelle einer
Vollmitgliedschaft für das Modell "privilegierte Partnerschaft", um
eine temporäre Konsolidierung der politischen und wirtschaftlichen
Verhältnisse in den Kandidatenländern zu ermöglichen. Sollten sich die
Voraussetzungen fundamental verbessern im Sinne der üblichen
EU-Standards, könnten zügig EU-Beitrittsverhandlungen für eine
Vollmitgliedschaft aufgenommen werden, schreiben sie.

Alle Berichte der Venedig-Kommission und zum Sachstand in den
einzelnen Ländern sowie zahllose Tagungen und Konferenzen seien zu dem
Ergebnis gekommen, dass in allen Ländern des Westbalkans "erhebliche
Defizite" in den Bereichen Rechtsstaatlichkeit, Justiz, Korruption,
Menschenrechte, organisierte Kriminalität, Wirtschaft, Infrastrukur
und parlamentarische Demokratie existierten, heißt es in der
Antragsbegründung. Dennoch wolle die Europäische Kommission im Jahre
2019 offiziell die Beitrittsverhandlungen eröffnen, voraussichtlich
zunächst mit Albanien, Montenegro und/oder Nord-Mazedonien.

 * 

2. "Innerafrikanischen Handel fördern"

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung will den innerafrikanischen
Handel fördern und dafür unter anderem die entsprechenden Kapazitäten
bei der Afrikanischen Union (AU) sowie bei Regionalorganisationen in
Afrika stärken. Auch der Marshallplan mit Afrika des
Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(BMZ) ziele auf eine Stärkung der regionalen wirtschaftlichen
Integration, schreibt sie in einer Antwort (19/9774) auf eine Kleine
Anfrage (19/8782) der FDP-Fraktion.

Nach Ansicht der Bundesregierung stellt die bisher überwiegend geringe
regionale wirtschaftliche Integration in Afrika ein Hemmnis für Handel
und Investitionen in Afrika dar. Eine vertiefte regionale Integration
steigere die Attraktivität der Märkte in afrikanischen Staaten für
ausländische Unternehmen, auch aus Deutschland, betont sie.

 * 

3. Provisionsdeckel bei Lebensversicherung

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Für den Referentenentwurf für ein Gesetz zur
Einführung eines Provisionsdeckels für Lebensversicherungen und
Restschuldversicherungen interessiert sich die FDP-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/9591). Die Bundesregierung soll angeben welche
Höhe für Abschlussprovisionen wünschenswert ist. Außerdem wird
gefragt, wie hoch die angeblich exzessiv hohen Vergütungen für den
Abschluss und die Verwaltung von Lebensversicherung gewesen seien, von
denen im Referentenentwurf die Rede sei. Außerdem wird nach Nachweisen
für die angeblichen Fehlanreize im Markt gefragt.

 * 

4. Verteilung der KI-Forschung

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Die Bundesregierung hat im November 2018 ihre
Strategie für künstliche Intelligenz vorgelegt. Für den Zeitraum 2019
bis einschließlich 2025 will sie drei Milliarden Euro für deren
Umsetzung bereitstellen. In der deutschen Forschungslandschaft nimmt
die außeruniversitäre Forschung einen wichtigen Platz ein. Das
schreibt die Linke in ihrer Kleinen Anfrage (19/9707).

Die Fraktion möchte gerne wissen, welchen Anteil der drei Milliarden
Euro zur Umsetzung der Strategie Künstliche Intelligenz bis 2025 in
den institutionellen Zuschüssen an die außeruniversitären
Forschungsorganisationen enthalten sind. Und welchen Anteil der 500
Millionen Euro zur Umsetzung der Strategie Künstliche Intelligenz, die
im Haushaltsjahr 2019 vom Bund zur Verfügung gestellt werden, in den
institutionellen Zuschüssen an die außeruniversitären
Forschungsorganisationen enthalten sind.

 * 
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BUNDESTAG/8394: Heute im Bundestag Nr. 534 - 09.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 534

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 9. Mai 2019, Redaktionsschluss: 13.56 Uhr

1. Entschädigungen für Bahn-Reisende

2. Nichteignung als Geschäftsführer

3. Digitalisierung von Beurkundungen

4. Grüne fragen nach Engagement-Strategie

5. Linke fragt nach Schulsozialarbeit

6. Kinderbetreuung im Saarland im Fokus



1. Entschädigungen für Bahn-Reisende

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/mwo) Die FDP setzt sich dafür ein, die Entschädigungen
für Fahrgäste im Eisenbahnverkehr zu verbessern. Die Fraktion hat
einen Antrag (19/9927) vorgelegt, wonach der Bundestag die
Bundesregierung auffordern soll, einen Bericht zum Stand des
Gesetzgebungsverfahrens bezüglich einer Novellierung des
Verbraucherrechts im Bereich der Fahrgastbeförderung vorzulegen.
Ferner soll sich die Bundesregierung auf europäischer Ebene dafür
einzusetzen, dass Fahrgäste im Eisenbahnverkehr künftig bei
Verspätungen am Zielort ab 30 Minuten bis 59 Minuten 25 Prozent, bei
Verspätungen zwischen 60 Minuten und 89 Minuten 50 Prozent, bei
Verspätungen von 90 Minuten bis zu 119 Minuten 75 Prozent und bei
Verspätungen ab 120 Minuten den kompletten Fahrpreis als Entschädigung
bekommen.

 * 

2. Nichteignung als Geschäftsführer

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Ein EU-weites Verfahren über den
Informationsaustausch hinsichtlich der Nichteignung (Inhabilität) von
Geschäftsführern von Kapitalgesellschaften kann sich aus Sicht der
Bundesregierung positiv auf den Schutz des Rechtsverkehrs auswirken,
da es der präventiven Missbrauchskontrolle dient. Das schreibt die
Bundesregierung in der Antwort (19/9785) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/9381). Die konkrete Ausgestaltung des Verfahrens sei
noch nicht abschließend geprüft worden. Dies betrifft insbesondere
auch die Frage, ob überhaupt ein eigenes Inhabilitätsregister, zu
dessen Einrichtung der Richtlinienvorschlags die Mitgliedstaaten
übrigens nicht verpflichtet, geschaffen werden soll. Die
Bundesregierung werde diese Themen im Zuge der Umsetzung der noch
nicht verabschiedeten Richtlinie prüfen. Konkrete Angaben über die
Anzahl der EU-Mitgliedstaaten, die ein Inhabilitätsregister führen,
lägen der Bundesregierung nicht vor. Sie habe auch keine Kenntnis
darüber, ob und welche EU-Mitgliedstaaten im Zuge der
Richtlinienumsetzung die Einrichtung eines eigenen
Inhabilitätsregisters beabsichtigen.

Hintergrund ist der Anfrage zufolge, dass der
EU-Gesellschaftsrechtspakt eine Vereinfachung von GmbH-Gründungen
mittels eines Online-Eintragungsverfahrens vorsieht. Der entsprechende
Richtlinienentwurf (COM(2018) 239 final) sehe eine Registervernetzung
dahingehend vor, dass die zuständigen Stellen aller EU-Mitgliedstaaten
Informationen über Personen einsehen können, die von einem anderen
Mitgliedstaat in einem Register als ungeeignet für die
Geschäftsführerstellung geführt werden. Auf dieser Grundlage sollen
diese ebenfalls eine Person für ungeeignet erklären können. Die
Richtlinie orientiere sich dabei an dem Vorbild des britischen
"Disqualified Company Directors Register", in das Personen eingetragen
werden, die durch gerichtlichen Beschluss für einen bestimmten
Zeitraum für ungeeignet erklärt worden sind, Geschäftsführer einer
haftungsbeschränkten Kapitalgesellschaft zu sein.

 * 

3. Digitalisierung von Beurkundungen

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Die Bundesregierung hat die Notwendigkeit der
Papierform bei wichtigen Rechtsgeschäften begründet. Der Schutz der
Beteiligten und die Sicherheit des Rechtsverkehrs verlangten es, dass
die Originale dieser Urkunden (Urschriften) zu Beweiszwecken für einen
hinreichend langen Zeitraum in den notariellen Urkundensammlungen zur
Verfügung stehen, schreibt die Bundesregierung in der Antwort
(19/9801) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion ( 19/9428). Aus
diesem Grund sei beim Übergang vom Medium "Papier" zu anderen
Speichermedien erhöhte Vorsicht erforderlich. Daher werde durch die
Aufbewahrung in Papierform bei eventuellen technischen Störungen des
Elektronischen Urkundenarchivs die jederzeitige Verfügbarkeit der
Notariatsunterlagen gesichert und damit entsprechenden Vorbehalten
gegen eine elektronische Verwahrung von Notariatsunterlagen von
vornherein entgegengewirkt.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter anderm wissen,
warum die doppelte Verwahrungspflicht von Urkunden ab 2022
entsprechend des Gesetzes zur Neuordnung der Aufbewahrung von
Notariatsunterlagen und Einrichtung des Elektronischen Urkundenarchivs
bei der Bundesnotarkammer

erforderlich ist, wenn laut Beurkundungsgesetz die elektronische Form
der papiergebundenen Form als gleichwertig anzusehen ist.

 * 

4. Grüne fragen nach Engagement-Strategie

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will über die
Umsetzung der "Nationalen Engagementstrategie der Bundesregierung"
informiert werden. In einer Kleinen Anfrage (19/9528) will sie unter
anderem erfahren, welche Ausgaben die Bundesministerien seit 2010 für
Maßnahmen zur Umsetzung der Engagementstrategie getätigt haben. Zudem
möchte sie wissen, welche Projekte aus der Engagementstrategie
evaluiert wurden und ob eine Gesamtevaluation durchgeführt wurde.

 * 

5. Linke fragt nach Schulsozialarbeit

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Die Linke verlangt Auskunft über die
Situation der Schulsozialarbeit. In einer Kleinen Anfrage (19/9472)
will sie unter anderem wissen, wie viele Schulsozialarbeiter in
Deutschland beschäftigt sind und an wie vielen Schulen die
Schulsozialarbeit seit 2008 etabliert wurde. Zudem möchte sie
erfahren, in welchen Bundesländern gesetzliche Regelungen zur
Organisation der Schulsozialarbeit existieren und mit welchen
Maßnahmen die Bundesregierung die Länder beim Ausbau der
Schulsozialarbeit seit 2008 fördert.

 * 

6. Kinderbetreuung im Saarland im Fokus

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die FDP-Fraktion will über die Kinderbetreuung im
Saarland informiert werden. In einer Kleinen Anfrage (19/9436) will
sie unter anderem wissen, ob der anvisierte Unterzeichnungstermin am
1. August 2019 des Vertrags zwischen Bund und Land zur Umsetzung des
Kita-Qualitäts- und Teilhabegesetzes eingehalten werden kann. Zudem
möchte sie erfahren, wie hoch der Personalbedarf im Saarland für
Kindergärten, Kitas und Kinderheime ist, wie hoch der
durchschnittliche Verdienst von Erziehern ist und wie hoch die
durchschnittlichen Kita-Gebühren sind. Ebenso fragt sie nach dem
durchschnittlichen Betreuungsschlüssel, der Arbeitslosenquote von
Erziehern und der durchschnittlichen Wartezeit auf einen Kita-
beziehungsweise Kindergartenplatz.

 * 
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BUNDESTAG/8393: Heute im Bundestag Nr. 533 - 09.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 533

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 9. Mai 2019, Redaktionsschluss: 13.27 Uhr

1. AfD legt Antrag gegen Upload-Filter vor

2. Bürger stärker an Energiewende beteiligen

3. Grüne fordern Industriestrategie

4. AfD will Kohleausstieg verschieben

5. Ansiedlung neuer Bundeseinrichtungen

6. Mehr Nachhaltigkeit beim Städtebau



1. AfD legt Antrag gegen Upload-Filter vor

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/mwo) Die Bundesregierung soll sich nach dem Willen der
AfD-Fraktion dafür einsetzen, bei der Umsetzung der
EU-Urheberrechtsrichtlinie den Einsatz von Upload-Filtern
auszuschließen. Sie solle klarstellen, dass Diensteanbieter keine
Blockade von nutzergenerierten Inhalten auf der Basis von
automatisierten Upload-Filtern vornehmen müssen, um den Vorteil einer
Befreiung von der urheberrechtlichen Verantwortlichkeit für das Teilen
von Online-Inhalten zu erlangen, heißt es in einem Antrag der Fraktion
(19/9969). Für den Fall, dass eine Umsetzung der Richtlinie in
deutsches Recht unter Beachtung dieser Vorgabe nicht möglich ist,
solle sich die Bundesregierung umgehend auf europäischer Ebene für
eine Änderung von Artikel 17 der Richtlinie einsetzen mit dem Ziel,
dass der Einsatz automatisierter Upload-Filter durch Diensteanbieter
ausgeschlossen werden kann.

 * 

2. Bürger stärker an Energiewende beteiligen

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Bürger sollen nach den Vorstellungen der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen stärker als bislang an der Energiewende
beteiligt werden. Sie sollten von neuen Technologien profitieren,
aktiv am Markt agieren und gegenüber der Industrie gleichgestellt
werden, erklären die Abgeordneten in einem Antrag (19/9954). Sie
fordern einen europäischen Rechtsbegriff des "aktiven Kunden" und
einen konkreten Rechtsrahmen dafür. Auch Zusammenschlüsse in Form von
Bürgerenergie- und Erneuerbaren Energiegemeinschaften sollten darin
aufgenommen werden. Darüber hinaus formulieren die Abgeordneten in dem
Antrag weitere rechtliche Maßnahmen, mit den Bürger unbürokratisch und
unabhängig von ihrer sozialen Herkunft aktiv an der Energiewende
teilhaben können sollen.

 * 

3. Grüne fordern Industriestrategie

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat sich für eine
europäische industriepolitische Strategie ausgesprochen, die
ökologisch und sozial ausgerichtet sein soll. In einem Antrag
(19/9955) mit der Überschrift "Europas Industrie zukunftsfest machen -
Innovationen, Zukunftstechnologien, Klimaschutz, fairer Wettbewerb"
fordern die Abgeordneten, Innovationen in Europa müssten etwa durch
Ordnungsrecht und öffentliche Auftragsvergabe vorangetrieben werden.
Der europäische Mehrjährige Finanzrahmen solle gestärkt werden als
Basis für Investitions- und Innovationsimpulse in der Europäischen
Union. Weiters sollten Normen, Standards und Schnittstellen zum
Datenaustausch zwischen Unternehmen, Forschungseinrichtungen und
öffentlicher Hand definiert und damit eine kooperative Datennutzung
gefördert werden. Dies sei angesichts der Herausforderungen der
Datenökonomie wirksamer als das gezielte Unterstützen von
Plattform-Monopolisten.

 * 

4. AfD will Kohleausstieg verschieben

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die AfD-Fraktion möchte den Ausstieg aus der
Kohleverstromung verschieben. In einem Antrag (19/9963) fordern die
Abgeordneten, erst dann mit entsprechenden Planungen zu beginnen, wenn
Erneuerbare-Energien-Anlagen grundlastfähigen Strom in genügender
Kapazität mit mindestens 40 Gigawatt Leistung liefern könnten. Die
Kraftwerksbetreiber müssten nachweisen können, dass sie garantiert in
der Lage sind, den von ihren Anlagen erzeugten Strom jederzeit
bedarfsgerecht ins Netz einzuspeisen. Zur Begründung heißt es, es
gehöre zur Daseinsvorsorge, dass eine zuverlässige Versorgung mit
geeigneter elektrischer Energie jederzeit und in jeder notwendigen
Menge gesichert bleibt.

 * 

5. Ansiedlung neuer Bundeseinrichtungen

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen möchte die
Ansiedlung von Bundeseinrichtungen als regionalpolitisches Instrument
stärken. In einem Antrag mit dem Titel "Neue Bundeseinrichtungen als
Impulsgeber vor Ort nutzen" erklären die Abgeordneten, 29 Jahre nach
der Deutschen Einheit seien die Bundeseinrichtungen und -institutionen
längst nicht ausgewogen verteilt. Von 214 Einrichtungen hätten 191
ihren Hauptstandort im Westen und nur 23 im Osten. Nun fordern die
Abgeordneten ein Konzept mit objektiven Kriterien hinsichtlich der
Verteilung neuer oder der Erweiterung bestehender Bundeseinrichtungen
und Institutionen. Diese müssten als Impulsgeber für Regionen mit
sturkturpolitischen Herausforderungen verstanden und zum überwiegenden
Teil in den neuen Bundesländern angesiedelt werden.

 * 

6. Mehr Nachhaltigkeit beim Städtebau

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert, die
Städtebauförderung stärker an Nachhaltigkeitskriterien auszurichten.
In einem Antrag (19/9950) plädieren die Abgeordneten dafür, sich dabei
an den Nachhaltigkeitszielen der Vereinten Nationen zu orientieren.
Die Mittel für Städtebauförderung sollten um zusätzliche Gelder für
Klimaschutzmaßnahmen und Vorhaben im Bereich Digitalisierung ergänzt
werden. Außerdem möchten die Abgeordneten ein Förderprogramm für die
energetische Quartierssanierung in Höhe von zwei Milliarden Euro
jährlich.

 * 
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BUNDESTAG/8392: Heute im Bundestag Nr. 532 - 09.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 532

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 9. Mai 2019, Redaktionsschluss: 11.45 Uhr

1. Griechenland soll Hilfe zurückzahlen

2. AfD will starre 41-Stunden-Woche kippen

3. Härtefallfonds für geschiedene Frauen

4. Anerkennung von Prämien bei der Rente

5. Grüne wollen Stromsperren verhindern

6. Zahl ausreisepflichtiger Armenier



1. Griechenland soll Hilfe zurückzahlen

Haushalt/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Griechenland soll die letzte Kredittranche aus dem
ESM-Programm in Höhe von 15 Milliarden Euro wegen mangelhafter
Erfüllung der Kreditauflagen zurückzahlen. Dies fordert die
AfD-Fraktion in einem Antrag (19/9961). Außerdem sollen die
langfristigen Zinsstundungen für Griechenland sowie
Laufzeitverlängerungen von Krediten und weitere Vergünstigungen
zurückgenommen werden.

Griechenland hatte im Sommer 2018 eine letzte Kredittranche aus dem
ESM-Programm in Höhe von 15 Milliarden Euro größtenteils zum Aufbau
eines Liquiditätspuffers erhalten. Außerdem wurden nach Angaben der
AfD-Fraktion die Kreditkonditionen für Griechenland seitens der
Europäischen Finanzstabilisierungsfazilität (EFSF) durch
Laufzeitverlängerung der Kredite auf durchschnittlich 45 Jahre, durch
eine Zinsstundung bis weit nach 2030 und durch die Reduktion der
Zinsmarge der EFSF erheblich verbessert, was in Summe einem Verzicht
in Höhe von 35 bis 40 Milliarden Euro seitens der Geldgeber
entspreche.

Die AfD-Fraktion wirft der griechischen Regierung in dem Antrag vor,
den im Laufe des Rettungsprogramms erzielten Reformkonsens jedoch
umgehend aufgekündigt zu haben. Wenige Wochen nach Beendigung des ESM
Programms habe der griechischer Ministerpräsident Tsipras die
Rückabwicklung einiger während der Programmphase durchgeführten
Reformen verkündet. Insbesondere sei eine bereits beschlossene
Rentenreform zurückgenommen worden, und es seien Nachlässe bei
Immobiliensteuern und Sozialbeiträgen gewährt worden. Die Anhebung der
Mehrwertsteuersätze auf den griechischen Inseln sei von der Regierung
trotz mehrfacher Zusage gleich mehrfach verschoben worden. Inzwischen
werde von Griechenland nicht einmal mehr ein konkreter Termin für die
Umsetzung genannt. "In Summe bedeuten diese Maßnahmen beziehungsweise
Unterlassungen eine zusätzliche Belastung des griechischen Haushalts
in Höhe von mehreren Milliarden Euro", stellt die AfD-Fraktion fest.

 * 

2. AfD will starre 41-Stunden-Woche kippen

Verteidigung/Antrag

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion will die Begrenzung der
wöchentlichen Arbeitszeit auf 41 Stunden in der Bundeswehr kippen und
die wöchentliche Rahmendienstzeit flexibilisieren. In einem Antrag
(19/9962) fordert sie deshalb, den Paragrafen 30c im Soldatengesetz
ersatzlos zu streichen. Die im Januar 2016 eingeführte
Soldatenarbeitszeitverordnung zur Umsetzung der
EU-Arbeitszeitrichtlinie von 2003 ist nach Ansicht der AfD-Fraktion
nicht mit dem Auftrag der Bundeswehr zu vereinbaren und gefährdet
deren Einsatzbereitschaft. Durch die Soldatenarbeitszeitverordnung sei
vor allem der Grundbetrieb in den Streitkräften betroffen, Ausnahmen
existierten lediglich für Auslandseinsätze und einsatzgleiche
Verpflichtungen. Die Verordnung schränke die Handlungsfreiheit bei der
Gestaltung des Dienstplanes so stark ein, dass den militärischen
Vorgesetzten diese bewährte Form der Führungskultur genommen werde.
Durch die Aufhebung des Paragrafen 30c m Soldatengesetz werde die
notwendige Flexibilität des Dienstes in der Bundeswehr wieder
gewährleistet und deren Einsatzbereitschaft erhöht. Dem Primat der
Einsatzbereitschaft müssen nach Ansicht der AfD-Fraktion alle anderen
dienstrelevanten Entscheidungen untergeordnet sein.

 * 

3. Härtefallfonds für geschiedene Frauen

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die Einrichtung eines Härtefallfonds zur
Verbesserung der rentenrechtlichen Situation der in der DDR
geschiedenen Frauen fordert die AfD-Fraktion in einem Antrag
(19/9972). Darin verweist sie auf den Umstand, dass es für diese
Frauen keinen Versorgungsausgleich analog zum westdeutschen Recht
gegeben habe. Daraus hätten sich vor allem für ältere Frauen, die sich
vorrangig um die Familie gekümmert und somit nur wenige eigene
Rentenanwartschaften erworben haben, oftmals soziale Härten ergeben.
Viele dieser Frauen seien auf Grundsicherung im Alter angewiesen,
schreibt die Fraktion.

 * 

4. Anerkennung von Prämien bei der Rente

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat einen Antrag (19/9971) für eine
rentenrechtliche Gleichstellung von Einmalzahlungen in Ost und West
vorgelegt. Darin kritisiert sie, dass in der DDR gezahlte
Einmalzahlungen wie die "Jahresendprämie" und andere zusätzliche
Vergütungen nur dann bei der Rentenberechnung berücksichtigt werden,
wenn sie als Lohnbestandteil zu werten sind und ein Nachweis über die
Zugehörigkeit zu einem Zusatzversorgungssystem existiert. Für viele
Ostdeutsche bedeute dies wegen der in der DDR oft beschränkten
Dokumentation und den Umstrukturierungen beziehungsweise Abwicklungen
der Unternehmen jedoch eine erhebliche Schwierigkeit und damit in
Folge eine Nichtanerkennung ihrer Ansprüche. Die AfD fordert deshalb
einen Gesetzentwurf, der die Anerkennung dieser Prämienzahlungen
vereinfachen soll.

 * 

5. Grüne wollen Stromsperren verhindern

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert in einem
Antrag (19/9958), die Energieversorgung für alle zu garantieren und
Stromsperren grundsätzlich zu verhindern. Energiearmut sei ein
zunehmendes Problem für viele Haushalte in Deutschland, die Zahl der
Stromsperren habe im Jahr 2017 bei knapp 344.000 gelegen. Für die
Betroffenen seien nicht nur die alltäglichen Folgen solcher Sperren
eklatant, sie würden dadurch auch in eine Schuldenspirale geraten, die
das Risiko, erneut mit einer Energiesperre belegt zu werden, erhöhe.
Die Grünen verlangen deshalb unter anderem eine aus dem Regelsatz der
Grundsicherung ausgelagerte Stromkostenpauschale, die sicherstellt,
dass die tatsächlichen Kosten auch abgedeckt werden. Außerdem
plädieren sie für präventive Beratung und eine bessere
Schuldnerberatung für Menschen mit geringem Einkommen.

 * 

6. Zahl ausreisepflichtiger Armenier

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Zahl ausreisepflichtiger Armenier ist von 1.460
Ende des Jahres 2013 kontinuierlich auf 5.443 Ende 2018 gestiegen und
hat am 31. März dieses Jahres bei 5.719 gelegen. Dies geht aus der
Antwort der Bundesregierung (19/9811) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/9431) hervor.

 * 
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BUNDESTAG/8391: Heute im Bundestag Nr. 531 - 09.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 531

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 9. Mai 2019, Redaktionsschluss: 11.02 Uhr

1. Lage religiöser Minderheiten in China

2. FDP-Fraktion fordert Digitalministerium

3. Hilfe für angehende Psychotherapeuten

4. Ansprüche von Bergleuten anerkennen

5. Verbesserungen für Ehrenamtliche

6. Kindergeldzahlungen ins Ausland

7. Geplante Belastungen für Aktionäre

8. Linke fragt nach Cyber-Fähigkeiten



1. Lage religiöser Minderheiten in China

Menschenrechte/Anhörung

Berlin: (hib/AHE) Experten zeigen sich besorgt über die Lage
religiöser Minderheiten in China. In einer öffentlichen Anhörung des
Menschenrechtsausschusses stand am Mittwochnachmittag unter anderem
die Situation in der Provinz Xinjiang im Mittelpunkt, in der nach
Angaben von Menschenrechtsorganisationen mindestens eine Million
Angehörige der uigurischen Bevölkerung in Umerziehungslagern
inhaftiert seien und dort mit der Han-chinesischen Mehrheitskultur
indoktriniert würden.

Ulrich Delius (Gesellschaft für bedrohte Völker) wertete das Vorgehen
gegen muslimische Minderheiten wie Uiguren, Kasachen und Kirgisen in
Xinjiang, aber auch gegen buddhistische Tibeter sowie gegen Christen
in anderen Landesteilen, als Politik eines Staates, der "Religion aus
dem Alltag verbannen und ihre Anziehungskraft schmälern" wolle. Die
Führung der KP Chinas folge hier dem Motto zu zerschlagen, was sie
nicht vollends kontrollieren könne. Die Menschen suchten angesichts
der Verwerfungen im Zuge der Modernisierung Chinas nach Spiritualität
und einem Kompass in ihrem Leben, und das sei offenbar eine Dimension,
die der chinesische Staat mit der KP an der Spitze nicht bieten könne.

Dolkun Isa, Präsident des Weltkongresses der Uiguren, berichtete über
die Zustände in den Umerziehungslagern in Xinjiang. In den vergangenen
zwei Jahren seien Millionen Menschen, in der Mehrzahl Uiguren, in
solchen Lagern inhaftiert worden oder noch immer inhaftiert. Jeder
Uigure kenne eines oder mehrere Familienmitglieder, die in einem
solchen Camp gefangen gehalten würden. Die Inhaftierten hätten dort
keinerlei Rechtsbeistand, keinen Kontakt zur Außenwelt. Die Absicht
sei, sie "total zu assimilieren" und ihr Bekenntnis zur Loyalität zur
chinesischen Führung zu erzwingen.

Wenzel Michalski (Human Rights Watch Deutschland) berichtete über das
Ausmaß der digital assistierten Überwachung in der Provinz Xinjiang:
Mittels einer App würden Polizeibeamte auf ihrem Smartphone über
"Verdächtige" in ihrer Umgebung informiert, wobei als "verdächtig"
bereits gelte, wer sein Smartphone häufig ausschalte, ein fremdes Auto
betanke oder sein Haus durch den Hintereingang betrete. All dies
reiche bereits aus, um in einem Umerziehungslager zu landen. In einer
weiteren absurden Volte enthalte der chinesische Staat den
Inhaftierten den Rechtsbeistand vor mit der Begründung, dass sie
schließlich gegen kein Gesetz verstoßen hätten.

Frank N. Pieke (Mercator Institute for China Studies) betonte, dass
die chinesischen Führung mit solchen Methoden nicht nur fundamental
gegen Menschenrechte verstoße, sondern auch gegen eigene
Rechtsgrundätze. "Umerziehungslager", in denen Menschen ohne Anklage
einer Staatsanwaltschaft gefangen gehalten werden, seien nach
chinesischem Recht schlicht illegal. Die Führung der KP, die ihr
Vorgehen in Xinjiang mit Terrorabwehr und drohenden Separatismus
begründe, stelle die von ihr definierten Interessen des Staates über
das Recht.

Kelsang Gyaltsen, ehemaliger Sondergesandter des Dalai Lama in Europa,
äußerte die große Sorge, dass die junge Generation der Tibeter zur
Gewalt greifen könnte, wenn der besänftigende Einfluss ihres
geistlichen Oberhaupts eines Tages mit dessen Ableben wegfalle. Die
Tatsache, dass die Regierung in Peking den Nachfolger entgegen der
Tradition der tibetischen Buddhisten selbst aussuchen wolle, zeige,
wie sehr China religiöse Grundrechte missachte und verletze. Peking
wolle die authentische Kultur und Religion der Tibeter durch eine
künstliche und staatlich kontrollierte ersetzen.

David Li (China Organ Harvest Research Center) legte dar, dass nach
Recherchen seiner Organisation in China mit dem Zweck des Organraubs
staatlich organisiert getötet werde. Opfer seien vor allem Anhänger
der Falun Gong-Bewegung. Die Zahl der Transplantationen in China werde
offiziell mit rund 10.000 bis 15.000 pro Jahr angegeben, Spender seien
Freiwillige oder zum Tode Verurteilte. Li bezweifelte diese Angaben:
Allein mehr als 1.000 Krankenhäuser hätten sich in China auf
Transplantationen spezialisiert, die Wartezeiten für ein Spendenorgan
würde in Tagen und Wochen gemessen und nicht wie üblicherweise in
Jahren. Es gebe ein "stream without a source", also ein Angebot an
Organen, für das China keine glaubwürdige Quelle benennen könnte.

Helwig Schmidt-Glintzer (China Centrum Tübingen, CCT) sprach von einer
rigorosen Parteipolitik, die Religionsgemeinschaften bedränge. Er
sprach sich jedoch dafür aus, diese Entwicklung in einen historischen
Kontext zu stellen. China habe sich in seiner Geschichte mehrfach von
außen bedroht gefühlt. Die Sowjetunion etwa habe nach dem Bruch mit
China versucht, die Uiguren gegen Peking zu instrumentalisieren. Die
chinesische Regierung verfolge im Augenblick eine nationalistische
Strategie der "Sinisierung". Es müsse darum gehen, mit jenen Kräften
im Land ins Gespräch zu kommen, "die das differenzierter sehen".

 * 

2. FDP-Fraktion fordert Digitalministerium

Ausschuss Digitale Agenda/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion hat ihre Forderung nach einem
Bundesministerium für Digitales erneuert. In einem Antrag (19/9929)
argumentiert die Fraktion, dass mit einem Ministerium als einer
"treibenden und zugleich koordinierenden Kraft" die "digitale
Transformation der Politik deutlich an Tempo gewinnen und zur
digitalen Transformation von Gesellschaft und Wirtschaft aufschließen"
könne.

Ein Digitalministerium soll nach Auffassung der Liberalen dabei auf
drei Sälen fußen: Die erste Säule umfasst demnach die Zuständigkeit
für Kernvorhaben der Digitalisierung und die zweite Säule die
Koordinierung der Fachvorhaben der anderen Ressorts im Rahmen einer
Gesamtstrategie. Die dritte Säule soll laut Antrag ein "Think-Tank für
digitale Innovationen" sein. Damit sollen "Trends und Entwicklungen im
Digitalbereich" früher erkannt werden, "damit schneller gehandelt
werden kann", schreibt die Fraktion.

Der Antrag soll als Zusatzpunkt zu TOP 22 in der Nacht zum Freitag
beraten werden.

 * 

3. Hilfe für angehende Psychotherapeuten

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die Linksfraktion fordert in einem Antrag Ergänzungen
zur Reform der Psychotherapeutenausbildung. So müssten die prekären
Verhältnisse der Psychotherapeuten in Ausbildung (PiA)
schnellstmöglich beendet werden, heißt es in einem Antrag (19/9912)
der Fraktion. Ein Nebeneinander von unbezahlten und bezahlten PiA in
den Aus- und Weiterbildungsinstituten müsse verhindert werden.

Ferner fordern die Abgeordneten, den Entwurf der Approbationsordnung
zusammen mit dem Gesetzentwurf der Bundesregierung zu beraten. In der
Approbationsordnung sollte für die Studenten die freie Wahl zwischen
anerkannten Verfahren vorgesehen werden.

Lehrinhalt eines Studiums sollten nicht nur die bereits anerkannten,
sondern auch die Breite der in der Forschung diskutierten Verfahren
und Methoden sein. Ferner sollte ein Praxissemester im Anschluss an
die theoretische Ausbildung vor Voraussetzung für die Approbation
gemacht werden.

 * 

4. Ansprüche von Bergleuten anerkennen

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Ehemalige Bergleute der Braunkohleveredelung der DDR
sollen nach dem Willen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen eine bessere
Rente erhalten. Die Grünen verweisen in einem entsprechenden Antrag
(19/9949) auf die besonderen gesundheitlichen Belastungen, denen diese
Bergleute ausgesetzt waren und wofür sie nach DDR-Recht besondere
Ansprüche auf eine Altersversorgung erworben hatten. Diese Ansprüche
wurden jedoch im Zuge der Rentenüberleitung nach 1990 nur für jene
Bergleute anerkannt, die bis zum 31. Dezember 1996 in Rente gegangen
sind. Die Grünen verlangen, die Anerkennung der Ansprüche auch über
das Jahr 1996 hinaus und die Einrichtung eines Härtefallfonds, um die
Ansprüche der Bergleute entsprechend zu berücksichtigen.

 * 

5. Verbesserungen für Ehrenamtliche

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Der Bundesregierung sind keine bürokratischen Hürden
für unentgeltlich ausgeübte ehrenamtliche Tätigkeiten bekannt. Dies
teilt sie in einer Antwort (19/9579) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/9006) mit. Bei entgeltlicher Ausübung ehrenamtlicher
Tätigkeiten würden zahlreiche Erleichterungen wie der sogenannte
Übungsleiterfreibetrag bestehen. Es sei beabsichtigt, eine
Gesetzesinitiative zur Umsetzung der im Koalitionsvertrag vereinbarten
Erleichterungen für das ehrenamtliche Engagement und für die
ehrenamtlich Engagierten in dieser Legislaturperiode vorzulegen, heißt
es in der Antwort weiter.

 * 

6. Kindergeldzahlungen ins Ausland

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die AfD-Fraktion macht Kindergeldzahlungen zum Thema
einer Kleinen Anfrage (19/9839). Gefragt wird, wie viele
Kindergeldberechtigte in den Jahren 2010 bis 2019 ihren Wohnsitz in
Deutschland beziehungsweise im Ausland hatten oder haben. Wissen
wollen die Abgeordneten, für wie viele Kinder, die aktuell in
Deutschland beziehungsweise im Ausland leben, Kindergeld gezahlt wird.
In der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage heißt es, für 284 000 Kinder
mit Wohnsitz im Ausland sei 2018 Kindergeld gezahlt worden.

 * 

7. Geplante Belastungen für Aktionäre

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um die Finanztransaktionssteuer und die mögliche
Belastung von Kleinaktionären geht es in einer Kleinen Anfrage der
FDP-Fraktion (19/9496). Wie es in der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage
heißt, soll die Finanztransaktionssteuer mindestens 0,2 Prozent auf
den Erwerb von Aktien von Unternehmen, die eine Marktkapitalisierung
über eine Milliarde Euro aufweisen, betragen. Die Bundesregierung soll
begründen, inwieweit die Einführung einer solchen Steuer die
Stabilität an den Finanzmärkten erhöhen kann. Außerdem soll die
Bundesregierung die Frage beantworten, ob die Einführung einer
Finanztransaktionssteuer nach dem diskutierten Vorschlag eine
Beteiligung durch Aktien an den betroffenen Unternehmen unattraktiver
macht und ob die Gefahr besteht, dass durch die
Finanztransaktionssteuer Anleger vermehrt in ausländische Unternehmen
investieren, die nicht einer solchen Steuer unterliegen. Weitere
Fragen richten sich unter anderem auf die Auswirkungen der Steuer auf
die Altersvorsorge und ob der Anreiz für Kleinanleger, Aktien zu
kaufen, sinken könnte.

 * 

8. Linke fragt nach Cyber-Fähigkeiten

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Die Linke verlangt Auskunft über die
Fähigkeiten der Bundeswehr im Cyber-Raum. In einer Kleinen Anfrage
(19/9592) will sie unter anderem wissen, welche Kräfte innerhalb des
Kommandos Cyber- und Informationsraum (CIR) für die kontinuierliche
Lagebild-Aufklärung zuständig sind, welche anderen Einheiten der
Bundeswehr an der Lagebild-Aufklärung beteiligt sind, und ob auch in
Friedenszeiten beziehungsweise außerhalb bewaffneter Konflikte auch
fremde IT-Systeme analysiert werden. Zudem möchte die Linksfraktion
erfahren, welche Kooperationen zwischen IT-Kräften der Bundeswehr und
anderen staatlichen Stellen existieren.

 * 
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5. Union und SPD wollen Schiene stärken
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1. Experten-Ideen zum Fixierungsrecht

Recht und Verbraucherschutz/Anhörung

Berlin: (hib/MWO) Mit einem äußerst komplexen und sensiblen Thema
befasste sich der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz in einer
öffentlichen Anhörung am Mittwochabend. Geladen waren neun
Sachverständige aus den Bereichen Medizin, Rechtswissenschaft und
Justiz, die zum Entwurf der Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD für
ein Gesetzes zur Stärkung der Rechte von Betroffenen bei Fixierungen
im Rahmen von Freiheitsentziehungen (19/8939) Stellung nahmen und die
Fragen der Abgeordneten beantworteten.

Mit dem Entwurf soll einem Urteil des Bundesverfassungsgerichts
Rechnung getragen werden. Die Vorgaben begründen der Vorlage zufolge
auch im Bereich des Straf- und Maßregelvollzugs, der Zivilhaft sowie
im Bereich des Vollzugs der Untersuchungshaft und der einstweiligen
Unterbringung die Notwendigkeit, Rechtsgrundlagen für Fixierungen,
Regelungen zur sachlichen und örtlichen gerichtlichen Zuständigkeit
für freiheitsentziehende Fixierungsanordnungen, zum anzuwendenden
gerichtlichen Verfahrensrecht und zur Kostenerhebung zu schaffen. Auch
Fälle der freiheitsentziehenden Fixierung von Personen, die nach den
Landesgesetzen über die Unterbringung psychisch Kranker erfolgen,
sollen bundeseinheitlich geregelt werden.

Die Sachverständigen begrüßten die schnelle Umsetzung des Urteils
durch den Gesetzgeber, äußerten sich gleichwohl kritisch sowohl zu
inhaltlichen Punkten wie auch zu handwerklichen Schwächen, die der
Entwurf aus ihrer Sicht aufweist. So bemängelte der Strafrechtler
Alexander Baur von der Universität Hamburg, dass der Richtervorbehalt
effektiver gestaltet werden müsse. Auch die vorgesehene geteilte
gerichtliche Zuständigkeit werde nicht näher begründet. Die Belastung
der Gerichte werde zunehmen. Baur sprach sich für eine schnelle
Evaluation des Gesetzes aus, da der vorliegende Entwurf vielfach auf
einer wackeligen Tatsachengrundlage stehe. So lasse sich derzeit noch
nicht einmal sagen, wie viele Fixierungen pro Jahr es
bundeseinheitlich gebe. Generell gebe es zu wenig Problembewusstsein.

Auch der Strafrechtler Heinz Kammeier und die Rechtsanwältin Jenny
Lederer vom Deutschen Anwaltverein halten den Richtervorbehalt für
nachbesserungswürdig. Kammeier sprach von einen Phantom, Lederer hält
ihn für bedenklich. Beide Experten warnten vor einer Aushöhlung des
Richtervorbehalts, da dieser auf andere Personen ohne erforderliche
Qualifizierung abgewälzt werden könne. Die Anordnungsbefugnis sei sehr
problematisch, fügte Lederer hinzu. Kammeier sagte, der Entwurf
entspreche zum Teil nicht verfassungsrechtlichen Anforderungen.

Mehrere Sachverständige sprachen sich dafür aus, die gerichtliche
Zuständigkeit bei den Amtsgerichten zu bündeln. Die Justiz müsse in
der Lage sein, den effektiven Rechtsschutz bei Fixierungen in den
Einrichtungen vor Ort zu gewährleisten, sagte Marc Petit, Richter am
Landgericht Lübeck. Das klappe seiner Erfahrung nach mit dem
Amtsgerichten am besten. Gleichwohl gebe es praktische Probleme
bezüglich Ausstattung und Personal. Auch Ragnar Schneider, Richter am
Amtsgericht München, sprach sich für ein einheitliches Verfahren mit
nur einem Spruchkörper aus.

Nicht klar genug formuliert ist den Sachverständigen zufolge auch die
Frage, ob sich die Voraussetzungen einer Fixierung im Strafvollzug der
Sache nach nicht grundlegend von denen in einer Fixierung in der
landesrechtlichen Unterbringung oder auch im Vollzug der
strafrechtlichen Behandlungsmaßregeln unterscheiden. Nicht eindeutig
ist Petit zufolge auch die Definition der Fixierungen. Dies bringe
Probleme in der Praxis mit sich. Auch der Vizepräsident des DBH -
Fachverband für Soziale Arbeit, Strafrecht und Kriminalpolitik,
Johannes Sandmann, mahnte Verbesserungen bei Formulierungen des
Entwurfs an.

Peter Fölsch, Stellvertretender Direktor des Amtsgerichts Bad
Segeberg, begrüßte im Namen des Deutschen Richterbunds die geplanten
Regelungen. Diese müssten aber mit dem systematischen Gesamtgefüge der
bereits existierenden rechtlichen Grundlagen in Einklang stehen. Auch
der Richterbund hat verfassungsrechtliche Bedenken zu verschiedenen
Regelungsvorschlägen, weil sie laut Fölsch die besondere Schwere des
Eingriffs durch eine Fixierung und die hiermit verbundenen
Gesundheitsgefahren nicht ausreichend berücksichtigen. So könne es
nicht richtig sein, erklärte Fölsch, dass für ein Hauptsacheverfahren
die Anforderungen an eine Sachverhaltsaufklärung abgesenkt werden und
die Einholung eines ärztlichen Zeugnisses - statt eines Gutachtens -
ausreichen soll. Auch müssten Qualifikationen für den behördlich
beteiligten und den gerichtlich bestellten Arzt gesetzgeberisch
festgelegt werden müssen.

Die Ärzte Christian Koßmann und Dirk Zedlick gaben den Abgeordneten
Einblicke in ihre Arbeit in psychiatrischen Kliniken. Zedlick
bedauerte, dass der Entwurf nicht widerspiegele, dass es sich wie vom
Bundesverfassungsgericht betont bei einer Fixierung um eine Ultima
Ratio handele. Dies müsse betont werden, denn zunächst müssten andere
Methoden der Ruhigstellung zur Anwendung kommen. Wichtig für die
Umsetzung sei auch ausreichendes Personal. Koßmann betonte die
Notwendigkeit der Gewährleistung einer Eins-zu-Eins-Betreuung. Mehr
Personal bedeute weniger Fixierungen. Eine richterliche Genehmigung,
wenn die Fixierungsdauer eine halbe Stunde überschreitet mag
gerechtfertigt sein, sagte Koßmann. Die Dauer von 30 Minuten sei
seines Erachtens allerdings zu kurz, manchmal dauere es länger, bis
sich die Situation und der Patient beruhigt hat. 60 Minuten wären
sinnvoller.

Zedlick sagte, auch wenn das Bundesverfassungsgericht nur die 5- und
7-Punkt-Fixierung betrachtet, sei es für den Betroffenen egal, ob er
2-, 3-, 4-, oder 5-, oder 7-Punkt fixiert ist. Jede Fixierung sei eine
Freiheitsentziehung und bedürfe des Richtervorbehalts. Dieser
Sachverhalt werde im Entwurf nicht ausreichend gewürdigt. Auch die
Regelungen zur jederzeitigen ärztlichen Überwachung und deren
Zielsetzung seien nicht ausreichend konkret.

 * 

2. EU-Haushalt nach ungeregeltem Brexit

Haushalt/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktionen CDU/CSU und SPD haben den Entwurf für
ein "Brexit-EU-Haushalt-Durchführungs- und Finanzierungsgesetz"
(19/9919, BrexitHHG) vorgelegt. Mit dem Gesetz soll die
innerstaatliche Voraussetzung dafür geschaffen werden, dass der
Vertreter Deutschlands im Rat einem Verordnungsvorschlag der
EU-Kommission zustimmen kann. Mit der Verordnung will die Kommission
Rechtssicherheit für die Fortführung des EU-Haushalts 2019 schaffen,
sollte das Vereinigte Königreich die EU ohne in Kraft getretenes
Austritsabkommen verlassen. Der Gesetzesvorbehalt für die Zustimmung
im Rat ergibt sich laut Begründung aus Paragraf 8 des
Integrationsverantwortungsgesetzes. Der Gesetzentwurf soll am
Donnerstag ohne Debatte überwiesen werden.

Laut Begründung ist der Zweck der Verordnung, in diesem Jahr drohende
Rechtsunsicherheit zu vermeiden "und für die Begünstigten
Beeinträchtigungen bei der Durchführung der Unionsprogramme zu
minimieren". Entsprechende Regelungen sind im bisher noch nicht
beschlossenem Austrittsabkommen vorgesehen. Scheide das Vereinigte
Königreich ohne Abkommen aus, dann fände dort das europäische
Sekundärrecht aber keine Anwendung mehr, heißt es im Entwurf. Ohne
neue Regelungen würden "daher auch sämtliche haushaltsrechtlichen und
finanziellen Bestimmungen ... keine Gültigkeit mehr entfalten. Eine
konkrete Folge wäre, dass das Vereinigte Königreich und dort ansässige
Personen und Institutionen nicht mehr als Empfänger für Mittel im
Rahmen von Unionsprogrammen infrage kommen".

Damit die von der Kommission vorgeschlagenen Notfall-Regelungen
greifen, müsste das Vereinigte Königreich auch nach einem Austritt
ohne in Kraft getretenes Abkommen die bisher vorgesehenen
Haushaltsbeiträge leisten und entsprechende Kontroll- und Prüfauflagen
für die Programme akzeptieren. Damit würde "das Vereinigte Königreich
und dort ansässige Stellen im gesamten Haushaltsjahr 2019 weiter als
förderfähig gelten und daher weiter Zahlungen der Union aufgrund von
in der Vergangenheit eingegangenen Verpflichtungen erhalten", heißt es
in dem Entwurf.

 * 

3. Rechnungshof beantragt Entlastung

Haushalt/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Der Bundesrechnungshof (BRH) hat im Haushaltsjahr
2018 insgesamt 149,434 Millionen Euro ausgegeben. Das Soll 2018 lag
bei 148,779 Millionen Euro. Das geht aus der Rechnung des BRH für das
Haushaltsjahr 2018 hervor, die der Präsident des Bundesrechnungshofes
als Antrag auf Entlastung (19/9860) vorgelegt hat. Die Ist-Einnahmen
lagen mit 4,239 Millionen Euro über dem Soll von 3,753 Millionen Euro.

 * 

4. FDP für Reform des Begleiteten Fahrens

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Die FDP-Fraktion spricht sich für eine Reform des
Begleiteten Fahrens ab 17 Jahren aus. In einem Antrag (19/9921), der
am Donnerstag in erster Lesung durch den Bundestag beraten wird,
fordern die Liberalen die Bundesregierung auf, durch eine Novellierung
der Fahrerlaubnis-Verordnung die Registrierung, das 1-Punkt-Limit
sowie das Mindestalter für Begleitpersonen zu streichen und allein
einen achtjährigen ununterbrochenen Führerscheinbesitz als
Voraussetzung für Begleitpersonen festzuschreiben.

Aus Sicht der FDP-Fraktion ist das begleitete Fahren im Rahmen des
Führerscheins ab 17 (BF 17) "ein voller Erfolg". Seit der endgültigen
bundesweiten Einführung im Jahr 2011 habe das begleitete Fahren dazu
beigetragen, die Verkehrssicherheit von Fahranfängern nachhaltig zu
verbessern. Laut einer Evaluation der Bundesanstalt für Straßenwesen
(BASt) sind Jugendliche, die am BF 17 teilgenommen haben, "im ersten
Jahr des Alleinfahrens rund 20 Prozent seltener als Vergleichspersonen
an Verkehrsunfällen beteiligt gewesen". Sie hätten darüber hinaus
weitaus seltener gegen Verkehrsregeln verstoßen als Jugendliche, die
zuvor nicht am BF 17 teilgenommen hatten.

Wie aus dem Antrag hervorgeht, hat die Verkehrsministerkonferenz im
April 2018 einen Vorschlag gebilligt, das Mindestalter zur Teilnahme
am Begleiteten Fahren von 17 auf 16 Jahre zu senken. Diesem Vorhaben
widerspräche gegenwärtig jedoch die EU-Richtlinie 2006/126/EG über die
Führerscheinerteilung, schreiben die Abgeordneten. Neben dieser
Altersbeschränkung behinderten außerdem die geltenden Regelungen für
Begleitpersonen einen deutlicheren Beitrag des begleiteten Fahrens auf
die Verkehrssicherheit. So müssten Begleitpersonen bis heute
mindestens 30 Jahre alt sein, seit mindestens fünf Jahren
ununterbrochen die Fahrerlaubnis der Klasse B besitzen und nicht mehr
als einen Punkt im Fahreignungsregister in Flensburg haben.

Vor allem das geltende 1-Punkt-Limit ist nach Ansicht der FDP in
seiner Ausgestaltung "inkonsequent und ineffizient". Aktuell darf laut
FDP eine Person mit mehr als einem Punkt in Flensburg zwar als
Fahrlehrer tätig sein, einen Gefahrguttransporter oder ein Flugzeug
steuern, "aber nicht als Begleitperson fungieren". Hinzu komme, dass
die Überprüfung der 1-Punkt-Regelung bei den zuständigen Kommunen für
erheblichen bürokratischen Mehraufwand sorgen würde. Nicht zuletzt
wirkten sich die Registrierung der Begleitpersonen, das Mindestalter
sowie das Punktelimit einschränkend auf die Verfügbarkeit von
Begleitpersonen aus, schreiben die Abgeordneten, die von der
Bundesregierung fordern, sich auf europäischer Ebene nachhaltig für
eine Neufassung der besagten Richtlinie einzusetzen, sodass zukünftig
der Erwerb der Führerscheinklassen B und BE bereits ab 16 Jahren
grundsätzlich ermöglicht wird.

 * 

5. Union und SPD wollen Schiene stärken

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Die Koalitionsfraktionen von CDU/CSU und SPD wollen
den Verkehrsträger Schiene stärken. In einem Antrag mit dem Titel:
"Der Schiene höchste Priorität einräumen" (19/9918), der am Donnerstag
auf der Tagesordnung des Bundestages steht, verweisen die Abgeordneten
unter anderem auf fehlende Kapazitäten auf der Schiene sowie dem
Nachholbedarf bei der Erhaltung der Schieneninfrastruktur, die eine
nur schleppende Verlagerung von mehr Verkehr auf die Schiene möglich
machen würden. Deshalb sei es notwendig, "den Investitionshochlauf der
vergangenen Jahre zu verstetigen, der dazu geführt hat, dass heute so
viel in den Schienenverkehr investiert wird wie nie zuvor", heißt es
in dem Antrag.

Weiter schreiben die Abgeordneten, mit der Halbierung der
Trassenpreise im Schienengüterverkehr sei für die
Eisenbahnverkehrsunternehmen eine wichtige Entlastung erreicht worden.
Dennoch seien weitere Maßnahmen notwendig, um mehr Verkehr von der
Straße auf die Schiene zu lenken.

Die Koalitionsfraktionen fordern die Bundesregierung in ihrem Antrag
unter anderem dazu auf, das Eisenbahnregulierungsrecht zu evaluieren
und wenn erforderlich weiterzuentwickeln. Außerdem soll sie "zeitnah"
einen Vorschlag zur Finanzierung des 1.000-Bahnhöfe-Programms zur
Sanierung kleiner Bahnhöfe vorlegen und dabei den Schwerpunkt auf die
Stärkung der Attraktivität der Bahnhöfe und Stationen und des
baulichen Umfelds setzen. Um den Anteil der elektrifizierten Strecken
im deutschen Schienennetz von derzeit knapp 60 auf 70 Prozent bis 2025
anzuheben, soll laut Union und SPD baldmöglichst ein Konzept vorgelegt
werden.

Was die Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung (LuFV) zwischen Bund
und Deutscher Bahn AG (DB AG) angeht, so soll die abzuschließende LuFV
III das wesentliche Qualitätskriterium Netzverfügbarkeit beinhalten
und einen deutlichen Rückgang des Nachholbedarfs bei der Erhaltung der
Bahninfrastruktur bewirken. Zudem müsse in der LuFV III ein nutzer-
und kapazitätsfreundliches Bauen berücksichtigt werden, "wobei der
Bund nur Kosten mit direktem Infrastrukturbezug finanziert". Ziel der
LuFV III müsse sein, den Zustand der Infrastruktur transparenter
darzustellen sowie eine Verjüngung und geringere Störanfälligkeit der
Infrastruktur zu erreichen, heißt es in der Vorlage.

Im DB-Konzern soll die Bundesregierung nach den Vorstellungen der
Koalitionsfraktionen für effizientere Strukturen sorgen, sowie die
Eigentümerfunktion des Bundes bei der Steuerung und Kontrolle stärker
wahrnehmen. "Dazu zählen insbesondere klare, schlanke und weniger
Hierarchieebenen, die stärkere Nutzung der im integrierten Konzern
vorhandenen Synergieeffekte sowie eine abgestimmte Personalplanung zur
Stärkung des operativen Betriebs", schreiben die Abgeordneten.

Am integrierten Konzern Deutsche Bahn AG wollen Union und SPD
festhalten. "Eine Trennung von Netz und Betrieb, sowie eine
Privatisierung der DB AG wird abgelehnt", heißt es in dem Antrag.

 * 

6. Grüne wollen Tempolimit auf Autobahnen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Zum 1. Januar 2020 soll die Bundesregierung auf
Bundesautobahnen eine generelle Geschwindigkeitsbegrenzung von 130
km/h einführen. Diese Forderung erhebt die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen in einem Antrag (19/9948), der am Donnerstag auf der
Tagesordnung des Bundestages steht.

Zur Begründung heißt es in der Vorlage, die Bundesregierung habe sich
in ihrem Verkehrssicherheitsprogramm aus dem Jahr 2011 das Ziel
gesetzt, die Zahl der Verkehrstoten bis zum Jahr 2020 um 40 Prozent zu
senken. Von dieser "Vision Zero" sei Deutschland noch immer weit
entfernt, wird beklagt.

Positive Effekte auf die Verkehrssicherheit seien jedoch durch lokale
Einführungen von Tempolimits auf Bundesautobahnen belegt. So hätten
hohe Unfallzahlen auf der Bundesautobahn A 24 zwischen Berlin und
Hamburg die Behörden dazu bewegt, ab Dezember 2002 zwischen dem
Autobahndreieck Havelland und dem Autobahndreieck Wittstock/Dosse auf
einem Streckenabschnitt von 62 Kilometern Länge ein Tempolimit von 130
km/h zu verordnen. Die Ergebnisse seien eindeutig: "Die Zahl der
Unfälle, der Getöteten und der Verletzten war in jedem nachfolgenden
Jahr deutlich niedriger als 2002", schreiben die Grünen. Deutlich
seien auch die statistischen Ergebnisse mit Fokus auf die verletzten
Personen in diesem Abschnitt: Durch das Tempolimit sei annähernd eine
Halbierung der Verletztenzahl erreicht worden.

Auch internationale Studien belegten die Wirksamkeit eines Tempolimits
für die Erhöhung der Verkehrssicherheit, heißt es in dem Antrag.
Untersuchungen zeigten, dass die Verringerung der
Durchschnittsgeschwindigkeit um fünf Prozent zu einer Minderung der
Unfälle um zehn und sogar zu einer Reduzierung der tödlichen Unfälle
um 20 Prozent führt. Wie die Abgeordneten weiter schreiben, gelten
aktuell auf mehr als zwei Dritteln der Richtungsfahrbahnen auf
deutschen Autobahnen keine Geschwindigkeitsbegrenzungen. Dies stelle
eine erhebliche Gefährdung der Verkehrssicherheit für alle
Verkehrsteilnehmenden dar, die aufgrund extremer
Geschwindigkeitsunterschiede zustande komme, wird kritisiert.

Deutschland sei eines der wenigen Länder weltweit und das einzige Land
innerhalb der Europäischen Union ohne ein Tempolimit auf Autobahnen,
schreiben die Grünen und urteilen: "Es gibt keinen rationalen Grund
dafür, diesen verkehrspolitischen Weg weiter fortzusetzen."

 * 
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BUNDESTAG/8389: Heute im Bundestag Nr. 529 - 09.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 529

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 9. Mai 2019, Redaktionsschluss: 08.46 Uhr

1. Hilfe für Nilanrainerstaaten

2. Agrarforschungsprojekt Ceres2030

3. Erfolge der Bildungsstrategie

4. Förderung erneuerbarer Energien

5. Förderung der Landwirtschaft in Afrika



1. Hilfe für Nilanrainerstaaten

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Der Bundesregierung liegen keine belastbaren eigenen
Zahlen zu Infrastrukturausgaben Chinas in Afrika vor. Auch habe sie
keine Informationen, die auf eine mögliche Kreditfinanzierung des im
Bau befindlichen Nil-Megastaudamms "Grand Ethiopian Renaissance Dam"
durch China hinweisen würden, schreibt sie in einer Antwort (19/9686)
auf eine Kleine Anfrage (19/8906) der FDP-Fraktion.

Darin verweist die Bundesregierung auch auf zahlreiche Initiativen,
mit denen sie die Nilanrainerstaaten bezüglich der Nutzung von
Nilwasser unterstützt. So fördere sie im Rahmen der
Entwicklungszusammenarbeit aktuell grenzüberschreitend das nachhaltige
und kooperative Management der Wasserressourcen. Ziel sei eine
abgestimmten Infrastrukturentwicklung und Investitionsplanung im
Nilbecken. Seit 2002 fördere sie zudem ein Projekt zur Unterstützung
der Wasserdiplomatie im Nilbecken. Dazu gehörten Trainings für
Verhandlungsteams der Nilanrainer sowie Workshops und Dialogforen für
Zivilgesellschaft, Medien und weitere wichtige Akteure.

Im Oktober 2016 habe die Bundesregierung darüber hinaus im Rahmen der
Krisenprävention einen Sonderbotschafter für den Nil ernannt, um den
Dialog zum Nil, im Nilbecken und zur Nilbeckeninitiative zu
unterstützen und zu fördern.

 * 

2. Agrarforschungsprojekt Ceres2030

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Das im Oktober 2018 gestartete Agrar- und
Ernährungsforschungsprojekt Ceres2030 kann nach Auffassung der
Bundesregierung auf Basis vorhandener Evidenzen über wirksame
Maßnahmen zur Beendigung von Hunger durch nachhaltige
Produktivitätssteigerungen in der Landwirtschaft eine objektive
Konsensbildung zu grundlegenden agrarpolitischen Fragen ermöglichen.
"Alle Advisory Board-Mitglieder haben eine ausgewiesene Erfahrung in
den Bereichen der landwirtschaftlichen Produktion und/oder
nachhaltigen Ressourcennutzung sowie einen fundierten
wissenschaftlichen Hintergrund", schreibt sie in einer Antwort
(19/9659) auf eine Kleine Anfrage (19/9062) der Fraktion Die Linke.

Im Jahr 2019 stünden die Erstellung der wissenschaftlichen Artikel
sowie die Modellierung der Kosten zur Beendigung von Hunger durch
nachhaltige Produktivitätssteigerungen in der Landwirtschaft im Fokus.
Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (BMZ) habe 2017 rund 2,2 Millionen Euro für Ceres2030
zugesagt. Geplant sei, in diesem Jahr weitere 100.000 Euro
bereitzustellen. Über weitere Zusagen werde erst im Lichte der
künftigen Haushaltsaufstellung zu entscheiden sein.

 * 

3. Erfolge der Bildungsstrategie

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung hält eine Überarbeitung der
Bildungsstrategie des Bundesministeriums für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) für nicht erforderlich. Diese
stehe mit den Zielen, Themen und Handlungsfeldern der globalen
Bildungsagenda (SDG-Agenda und Framework for Action) als
Orientierungsrahmen bereits jetzt im Einklang, schreibt sie in einer
Antwort (19/9660) auf eine Kleine Anfrage (19/9001) der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen.

Ihr gemäß fördere das BMZ Bildung entlang der gesamten Bildungskette,
von der frühkindlichen Bildung über Grund- und Sekundarbildung,
beruflicher Bildung, Hochschulbildung bis zur Erwachsenenbildung.
Dabei kämen alle Instrumente der Entwicklungszusammenarbeit zum
Einsatz, von der bilateralen staatlichen Entwicklungszusammenarbeit,
den Sonderinitiativen und der Not- und Übergangshilfe, über die
multilaterale Zusammenarbeit bis hin zur Förderung von
Bildungsprojekten der Kirchen, zivilgesellschaftlicher Organisationen
und die Zusammenarbeit mit der Privatwirtschaft.

Die jährlichen Zusagen für Bildungsmaßnahmen hätten seit 2015 eine
erhebliche Steigerung erfahren, heißt es in der Antwort weiter. Auch
seien mit nahezu allen Partnerländern zusätzliche Bildungsvorhaben
vereinbart worden, insbesondere im Bereich der beruflichen Bildung. Im
Bereich der höheren Bildung sei das Engagement des BMZ ebenfalls
gestiegen, etwa durch die Sondermaßnahme "1.000 Stipendien für
afrikanische Studierende". Seit 2017 sei das BMZ außerdem mit
insgesamt 31 Millionen Euro am Fonds "Education Cannot Wait"
beteiligt. Für die "Global Partnership for Education" habe das
Ministerium den jährlichen finanziellen Beitrag substanziell erhöht,
von sieben Millionen Euro in 2017 auf 37 Millionen Euro in 2019.

 * 

4. Förderung erneuerbarer Energien

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung unterstützt in den
Partnerländern der Entwicklungspolitik keinerlei Neubauten von
Kohlekraftwerken und auch keine Ertüchtigung bereits stillgelegter
Kohlekraftwerke. Stattdessen fördere sie prioritär den Ausbau
erneuerbarer Energien und der Energieeffizienz, betont sie in einer
Antwort (19/9651) auf eine Kleine Anfrage (19/8668) der FDP-Fraktion.
Außerdem treibe sie die ressortübergreifende Abstimmung eines
gemeinsamen Vorgehens zur internationalen Zusammenarbeit im Bereich
synthetischer Kraftstoffe (sogenannte E-Fuels) voran mit dem Ziel
einer ressortübergreifenden Konzeption.

Um Entwicklungsländer bei ihrer nationalen Energiewende zu
unterstützen, stelle die Bundesregierung Lernerfahrungen und
Lösungsansätze aus der Energiewende in Deutschland sowie aus anderen
Partnerländern zur Verfügung. In diesem Zusammenhang sei die
Mobilisierung privater Investitionen in erneuerbare Energien von
entscheidender Bedeutung. Das BMZ fördere daher mit seiner
"Entwicklungspartnerschaft mit der Wirtschaft" entwicklungspolitische
Beiträge von deutschen und europäischen Unternehmen.

 * 

5. Förderung der Landwirtschaft in Afrika

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die entwicklungspolitische Förderung der
Landwirtschaft in Afrika steht im Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage
(19/9646) der AfD-Fraktion. Unter anderem interessiert die
Abgeordneten die Höhe der Ausgaben in diesem Bereich in den
vergangenen zehn Jahren und die Koordinierung Maßnahmen innerhalb der
Bundesregierung. Außerdem fragen sie, aufgrund welcher Kriterien
Projekte im Rahmen der Ernährungssicherheit und Förderung der
Landwirtschaft in Afrika zur Durchführung und zur Finanzierung
ausgewählt wurden beziehungsweise werden.

 * 
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BUNDESTAG/8388: Heute im Bundestag Nr. 528 - 08.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 528

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 8. Mai 2019, Redaktionsschluss: 18.09 Uhr

1. Verletzungsprävention im Spitzensport

2. Ausschuss will Details zu Hochschulpakten

3. FDP mit Antrag zu Wohlstand für alle

4. FDP für vereinfachte Fördersystematik

5. Stand bei der Nachtkennzeichnung



1. Verletzungsprävention im Spitzensport

Sport/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Die Umsetzung verletzungspräventiver Maßnahmen ist
nicht selbstverständlicher Bestandteil von Training und Wettkampf
deutscher Spitzensportler. Das wurde bei den Ausführungen der
geschäftsführenden Vorstände der Stiftung Sicherheit im Sport, David
Schulz und Claus Weingärtner, am Mittwoch vor dem Sportausschuss
deutlich. Die Umsetzung der Maßnahmen ist ihrer Aussage nach vielmehr
davon abhängig, welche Sensibilität, welche Kenntnisse und welche
Kompetenzen bei den jeweiligen Funktionären, Trainern und
Physiotherapeuten vorhanden sind.

Vor dem Hintergrund, dass der Staat große Summen in den Spitzensport
investiere, sei es nicht nachvollziehbar, warum Sportunfallprävention
im Sinne eines Qualitätsmerkmals nicht schon längst flächendeckend
implementiert ist, sagte Schulz. Gerade im Spitzensport seien die
Belastungen sehr hoch, so der Stiftungs-Vorstand. Weniger verletzt zu
sein, könne ein klarer Wettbewerbsvorteil im internationalen
Wettbewerb sein.

Um bei der Verletzungsprävention im Spitzensport voranzukommen müsse
es eine flächendeckende Erfassung von akuten und chronischen
Verletzungen im Spitzensport - möglichst über bereits bestehende
Betreuungssysteme wie etwa Olympiastützpunkte - geben, forderten
Schulz und Weingärtner. Die erfassten Daten müssten in einer zentralen
Datenbank zur Auswertung gespeichert und die Analysen der Daten zur
individuellen Trainingssteuerung sowie zur Etablierung präventiver
Maßnahmen in den Trainingsalltag bereits bei Nachwuchsathleten genutzt
werden, regten sie an.

Benötigt würden auch die Erforschung, Entwicklung und Evaluierung von
sportartspezifischen Präventionsmaßnahmen im Spitzensport unter
Einbezug der in dieser Sportart typischen akuten und chronischen
Verletzungen. Weiter sprachen sich Schulz und Weingärtner für einen
regelmäßigen fachlichen Austausch "zwischen den relevanten
Stakeholdern im Spitzensport" mit dem Ziel aus, die Anzahl und Schwere
von akuten und chronischen Verletzungen in diesem Bereich zu
reduzieren.

Stiftungs-Vorstand Weingärtner ging auch auf den Breitensport ein.
Insgesamt gebe es in Deutschland pro Jahr schätzungsweise zwei
Millionen Sportunfälle, sagte er. Während es im Vereinssport sowie im
Kita-, Schul- und Hochschulsport in unterschiedlichem Umfang
Prävention gebe, finde diese im frei betriebenen Sport ebenso wie in
den privaten Fitnessstudios nicht statt, beklagte er. Etwa ein Drittel
der Sportunfälle sei immerhin in diesem Segment zu verorten.

Nur in einem sehr geringen Anteil sind nach Ansicht Weingärtners
Sportunfälle als Pech abzuhaken. Es sei nachweisbar, dass Anzahl und
Schwere von Verletzungen im Sport durch entsprechende
Präventionsmaßnahmen positiv beinflussbar seien. Einen Einfluss auf
die Zahl an Unfällen könnten auch sichere oder eben unsichere
Sportstätten haben. Mehr Fairness im Sport würde sich ebenfalls
positiv bemerkbar machen. Die Risiken, die die einzelnen Sportler
eingehen, um Erfolge zu erzielen, würden auch die Gefahr von
Verletzungen erhöhen, sagte Weingärtner. Mit Präventionsmaßnahmen
innerhalb des Trainingsbetriebes könne aber dazu beigetragen werden,
die körperlichen Voraussetzungen dafür zu schaffen, um mutmaßlich
gefährliche Situationen ohne Verletzung zu überstehen.

 * 

2. Ausschuss will Details zu Hochschulpakten

Haushalt/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Der Haushaltsausschuss verlangt von der
Bundesregierung Details zum Pakt für Forschung und Innovation IV sowie
zur Nachfolge des Hochschulpaketes und des Qualitätspaktes Lehre. In
einem Maßgabebeschluss wird die Bundesregierung gebeten, die
entsprechenden Beschlüsse nebst Finanztableau der Gemeinsamen
Wissenschaftskonferenz (GWK) sowie die Entwürfe für die entsprechenden
Verwaltungsvereinbarungen "umgehend zu übermitteln". Der Vorlage der
Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD stimmten in der Ausschusssitzung
am Mittwochnachmittag auch die Vertreter der Oppositionsfraktionen
AfD, FDP, Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen zu.

Die Bundesministerin für Bildung und Forschung, Anja Karliczek (CDU),
machte auf Nachfrage eines Vertreters der FDP-Fraktion keine konkrete
Angabe dazu, wann dem Ausschuss die angeforderten Unterlagen
zugeleitet werden können. Zuvor hatte Karliczek den
Ausschussmitgliedern die wesentlichen Inhalte der Einigung der
Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz vom 3. Mai 2019 vorgestellt.

Die Ausschussmitglieder griffen in der Diskussion zudem einem am
Vortag vorgelegten Bericht des Bundesrechnungshofes nach Paragraf 88
Absatz 2 der Bundeshaushaltsordnung zum "Hochschulpakt 2020" und dem
"Qualitätspakt Lehre" auf. Darin kritisiert der Rechnungshof unter
anderem, dass das "Programm zur Aufnahme zusätzlicher Studienanfänger"
und der "Qualitätspakt Lehre" wichtige ihrer Ziele verfehlt hätten.
Kritisch sehen die Rechnungsprüfer beim Aufnahme-Programm zudem die
Transparenz bei den Mittelströmen sowie im Berichtswesen. Beim
"Qualitätspakt Lehre" moniert der Bericht außerdem die fehlende
finanzielle Beteiligung der Länder. Der Bericht soll im
Haushaltsausschuss in einer zukünftigen Sitzung erneut Thema werden.

 * 

3. FDP mit Antrag zu Wohlstand für alle

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Unter dem Titel "Wohlstand für alle auch im 21.
Jahrhundert" fordert die FDP-Fraktion, konsequenter auf
Zukunftsinvestitionen zu setzen. Die Möglichkeiten zur Beteiligung
privaten Kapitals beim Ausbau der Verkehrsinfrastruktur müssten
stärker genutzt und der Ausbau von 5G-Mobilfunktechnik vorangetrieben
werden, schreiben die Abgeordneten in einem Antrag (19/9923). Die
Haushaltspolitik solle sich an der Belastbarkeit der jungen Generation
ausrichten und etwa darauf hinwirken, die Steuer- und Abgabenbelastung
der privaten Haushalte zu reduzieren. Eine Reform der Grundsteuer
solle unbürokratisch erfolgen und zwar so, dass Mieter in
Ballungsräumen nicht zusätzlich belastet werden. Zu Gunsten der
Wettbewerbsfähigkeit sollen der Solidaritätszuschlag gestrichen und
ein fester Rahmen für anwendungsorientierte Forschung etwa im Bereich
Künstlicher Intelligenz geschaffen werden, wie die Abgeordneten weiter
erklären. Deutschland und Europa müssten den Beweis antreten, dass
Demokratie und soziale Marktwirtschaft auch in der globalisierten Welt
im Jahrhundert der digitalen Revolution "Wohlstand für alle"
gewährleisten können.

 * 

4. FDP für vereinfachte Fördersystematik

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Fördersystematik rund um Städtebau und ländliche
Räume muss nach Ansicht der FDP-Fraktion vereinfacht werden. In einem
Antrag (19/9930) fordern die Abgeordneten, Grundlage für
Förderprogramme müssten die siedlungsstrukturellen Regionstypen des
Bundesamts für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) werden. Bei der
Neuverhandlung über die Städtebauförderung müssten außerdem
Förderschwerpunkte und -bedingungen neu definiert werden; Aspekte der
Stabilisierung, Revitalisierung und Aufwertung sollten eine
gewichtigere Rolle spielen. Zudem setzt die FDP-Fraktion in dem Antrag
mit dem Titel "Städtebauförderung neu denken" auf ein möglichst
eigenverantwortliches Handeln der Kommunen.

 * 

5. Stand bei der Nachtkennzeichnung

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Der Stand bei der angestrebten bedarfgerechten
Nachtkennzeichnung von Windanlagen steht im Mittelpunkt einer Kleinen
Anfrage (19/9850) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Die Abgeordneten
verweisen auf unklare Rechtsregelungen bezüglich der Transponder-
Technik und möchten wissen, ob der Zeitplan für das Ausstatten von
Anlagen steht. Sie fragen auch, inwieweit sicherheitsrelevante
Vorbehalte ausgeräumt worden sind.

 * 
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BUNDESTAG/8387: Heute im Bundestag Nr. 526 - 08.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 526

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 8. Mai 2019, Redaktionsschluss: 16.32 Uhr

1. Ministerium: Post muss Qualität steigern

2. Konzeptstreit zur Pflegefinanzierung

3. 39,9 Mio. Euro für Denkmalschutz fließen

4. Grüne mit eigenem Kohleausstiegs-Gesetz

5. FDP für europäische Energiepolitik
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1. Ministerium: Post muss Qualität steigern

Wirtschaft und Energie/Ausschuss

Berlin: (hib/FLA) Die Post dürfe das Porto erhöhen trotz schlechterer
Zustellungsqualität: Diese Kritik wurde heute bei der Sitzung des
Ausschusses für Wirtschaft und Energie unter der Leitung von Klaus
Ernst (Die Linke) vorgebracht. Das Ministerium für Wirtschaft und
Energie hielt dem entgegen, dass zwar die Erhöhung genehmigt worden
sei, allerdings auch unter verpflichtenden Bedingungen für eine
Steigerung der Qualität. Sollten die Vorgaben nicht eingehalten
werden, könne das Ministerium reagieren.

Unterschiedliche Einschätzungen gab es über die Arbeitsbedingungen bei
den Paketzustellern. Nach Einschätzung des Ministeriums kann nicht von
großen Problemen und Skandalen die Rede sein. Es seien über 12.000
Vorgänge untersucht und in nur 24 Fällen Gesetzesverstöße festgestellt
worden.

Auf der Tagesordnung stand auch die Rüstungspolitik der
Bundesregierung. Deutschland werde Sicherheitspartnerschaften mit
anderen Staaten verlieren, wenn generell keine Rüstungsexporte mehr
erlaubt seien, warnte das Ministerium für Wirtschaft und Energie. Es
bekräftigte, dass während des von Ende März auf Ende September
verlängerten Moratoriums keine Genehmigungen für Waffenlieferungen an
Saudi-Arabien erteilt würden und auch genehmigte Exporte unterblieben.

Angesprochen wurde das Problem des Auftrags der Peene-Werft in
Wolgast, Patrouillenboote an Saudi-Arabien zu liefern. Der Ausfall des
Auftrags werde zu großen wirtschaftlichen Problemen in der Region
führen. Das Ministerium versicherte, um dort die Arbeitsplätze zu
erhalten, würden Gespräche zur Schadensminderung geführt. So sei die
Frage aufgeworfen, ob eine andere Nutzung der Werft-Kapazitäten
möglich sei.

Ein AfD-Antrag mit Bezug auf die Situation der Peene-Werft (19/7039)
mit Titel "Rechtssicherheit für Unternehmen - Aufträge durch verhängte
Ausfuhrstopps durch die Bundesrepublik übernehmen" wurde von den
übrigen Fraktionen abgelehnt. Ein Antrag der Linksfraktion (19/8965),
der sich gegen Rüstungsexporte an Saudi-Arabien und andere am
Jemen-Krieg beteiligte Staaten richtete, stieß bei den Grünen auf
Zustimmung - bei Ablehnung von CDU/CSU, SPD und FDP und Enthaltung der
AfD.

Bei einem weiteren Punkt ging es um den Verbleib Deutschlands im
Euratom-Vertrag. Deutschland müsse dabei bleiben, auch ungeachtet des
endgültigen Abschieds von der Kernenergie 2022. Diese Haltung des
Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie wurde von den
Koalitionsfraktionen unterstützt.

Das Verbleiben im Euratom-Vertrag sei auch deshalb unerlässlich, weil
Deutschland nur so an der weiteren Entwicklung der Technologie
teilhaben könne und weiter zum Schutz der Bevölkerung in
Sicherheitsfragen eingebunden sei. Allerdings sah es auch das
Ministerium als notwendig an, den Vertrag fortzuentwickeln und
zukunftsfest zu machen. Dafür machten sich auch die Abgeordneten
stark.

Die Linke stellte einen Antrag (19/7479) zur Abstimmung, den
Euratom-Vertrag aufzulösen und keine Subventionen mehr für die
Atomindustrie zu gewähren. Sie machte im Ausschuss geltend,
Deutschland müsse auch auf einen europäischen Ausstieg aus der
Kernenergie drängen. Ähnlich äußerten sich Bündnis 90/Die Grünen. Sie
enthielten sich bei der Abstimmung über den Antrag der Linken, während
die CDU/CSU, SPD, AfD und FDP dagegen stimmten.

 * 

2. Konzeptstreit zur Pflegefinanzierung

Gesundheit/Ausschuss

Berlin: (hib/PK) Mit Optionen für die langfristige Finanzierung der
Pflegekosten haben sich Experten in einer Anhörung des
Gesundheitsausschusses befasst. Konkret beraten wurden am Mittwoch
drei Anträge der Oppositionsfraktionen mit Forderungen nach einer
systematischen Kurskorrektur. Die Fachleute vertreten grundsätzlich
unterschiedliche Positionen, machten in der Anhörung sowie in ihren
schriftlichen Stellungnahmen aber deutlich, dass die Aufwendungen für
die Pflegeversorgung künftig größer werden und neue Finanzierungwege
geprüft werden sollten.

Die FDP-Fraktion fordert in ihrem Antrag (19/7691) von der
Bundesregierung, einen Vorschlag zur künftigen Finanzierung der Pflege
vorzulegen, der sich an einem Dreisäulenmodell aus sozialer
Pflegeversicherung, privater und betrieblicher Pflegevorsorge
orientiert. Die Linksfraktion plädiert in ihrem Antrag (19/7480) für
einen Finanzausgleich zwischen der privaten und sozialen
Pflegeversicherung. Zudem sollte perspektivisch die private
Pflegeversicherung in die soziale Pflegeversicherung überführt werden.
Die Grünen-Fraktion spricht sich in ihrem Antrag (19/8561) für eine
Pflege-Bürgerversicherung aus, die wegen der strukturellen Ähnlichkeit
des privaten und sozialen Zweigs der Pflegeversicherung einfach
umsetzbar sei.

Nach Informationen des Spitzenverbandes der Gesetzlichen
Krankenversicherung (GKV) ist die Pflegebedürftigkeit in der Privaten
Pflegeversicherung (PPV) nur halb so hoch wie in der Sozialen
Pflegeversicherung (SPV). 2017 waren demnach in der SPV rund 4,6
Prozent der Versicherten pflegebedürftig, in der PPV nur rund 2,3
Prozent. Den Beitragssatz zu erhöhen, sei keine auf Dauer tragfähige
Lösung, erklärte der Spitzenverband und plädierte für einen
steuerfinanzierten Bundeszuschuss, um steigende Eigenanteile und
Beitragssatzerhöhungen abzumildern.

Der Paritätische Gesamtverband geht davon aus, dass in der Pflege
kurzfristig sechs bis zehn Milliarden Euro zusätzlich benötigt werden.
Eine rein kosmetische Korrektur reiche nicht aus. Sinnvoll wären eine
Bürgerversicherung und eine Umverteilung der Altersrückstellungen in
der PPV. Einige Experten gaben in der Anhörung allerdings zu bedenken,
dass eine Auflösung oder Kollektivierung der Altersrückstellungen
rechtlich problematisch wäre.

Der Wirtschaftswissenschaftler Christian Hagist warb wie andere
Fachleute für eine Stärkung der kapitalgedeckten Pflegevorsorge. Eine
Pflege-Bürgerversicherung würde nur vorübergehend Entlastung bringen,
zugleich sinke damit der Kapitaldeckungsgrad. Da die Kapitaldeckung
für die Pflegeversicherung das effizientere Verfahren darstelle, würde
sich die Nachhaltigkeit des Systems verschlechtern.

Die Bundesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe forderte eine Lösung für die
steigenden Eigenanteile in Pflegeheimen, die auf einen
bundeseinheitlichen Satz gedeckelt werden sollten. Zudem müssten die
Kosten für Investitionen sowie Unterkunft und Verpflegung besser
kontrolliert werden. Es sollte klargestellt werden, dass die Länder
dazu verpflichtet seien, die Investitionskosten zu tragen.

 * 

3. 39,9 Mio. Euro für Denkmalschutz fließen

Haushalt/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Der Haushaltsausschuss hat am Mittwochnachmittag
Fördergelder in Höhe von 39,93 Millionen Euro für 228 Projekte im 8.
Denkmalschutz-Sonderprogramm freigegeben. Die Mitglieder des
Ausschusses stimmten einstimmig der Aufhebung einer qualifizierten
Sperre im Bundeshaushalt 2019 (Kapitel 0452 Titel 894 11) zu. Laut
Vorlage des Bundesfinanzministeriums waren bei der Beauftragten für
Kultur und Medien insgesamt 540 Projektanträge mit einem Gesamtvolumen
von rund 118 Millionen Euro für das Sonderprogramm eingegangen.

Der Haushaltsausschuss hatte den Titel-Ansatz im Zuge der
Haushaltsberatungen in der Bereinigungssitzung im November 2018 um 40
Millionen Euro erhöht und diese Erhöhung qualifiziert gesperrt. Der
Differenzbetrag von 73.500 Euro soll laut Bundesfinanzministerium für
unvorhersehbar auftretende Aufstockungen verwendet werden.

 * 

4. Grüne mit eigenem Kohleausstiegs-Gesetz

Wirtschaft und Energie/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will mit einem
eigenen Gesetzentwurf den Kohleausstieg forcieren. Ziel sei die
Stilllegung von Braunkohlekraftwerkskapazitäten mit einer elektrischen
Netto-Leistung in Höhe von mindestens 3 Gigawatt und einer
elektrischen Netto-Leistung von mindestens 4 bis 7,7 Gigawatt
Steinkohlekraftwerkskapazitäten bis spätestens zum 31.12.2022,
erklären die Abgeordneten in ihrem "Entwurf eines Gesetzes zur
Beendigung des Betriebs von Kohlekraftwerken zur Stromerzeugung"
(19/9920). Dabei setze das Gesetz zunächst auf eine einvernehmliche
Lösung mit den Betreibern, entsprechend den Vorschlägen der Kommission
"Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung". "Im Falle des Scheiterns
solcher Lösungsansätze bis zum 30.06.2020 enthält das Gesetz das
notwendige Instrumentarium um schnell auf die notwendigen
Anforderungen des Klimaschutzes zu reagieren und die erforderliche
Menge an Kraftwerkskapazitäten in verhältnismäßiger und
entschädigungsfreier Art und Weise stillzulegen."

 * 

5. FDP für europäische Energiepolitik

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion ruft dazu auf, Energiepolitik
stärker in europäischer Dimension zu denken. In einem Antrag (19/9931)
mit dem Titel "Energiepolitik europäisch denken" fordern die
Abgeordneten, statt einer nationalen Kohlendioxid-Steuer die
Ausweitung des europäischen Emissionshandels auf die Sektoren Verkehr
und Wärme voranzutreiben, um den ordnungspolitischen Rahmen für neue
innovative Geschäftsmodelle etwa im Bereich Sektorenkopplung von
Strom, Wärme und Verkehr zu ermöglichen. Auf planwirtschaftliche
nationale Eingriffe in den europäischen Emissionshandel wie beim
geplanten Kohleausstieg solle hingegen verzichtet werden. Der
europäische Emissionshandel sei der beste ordnungspolitische Rahmen
für eine integrierte und technologieoffene Energiewende in ganz Europa
und in allen Sektoren, schreiben die Abgeordneten zur Begründung.

 * 

6. Würdigung der Städtebauförderung

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktionen CDU/CSU und SPD haben zum Tag der
Städtebauförderung dazu aufgerufen, nationale Stadtentwicklungspolitik
als Förderinstrument für Innovationen zu stärken. In einem Antrag
(19/9917) mit dem Titel "Städtebauförderung - eine Erfolgsgeschichte
für Bürgerinnen und Bürger vor Ort" plädieren die Abgeordneten dafür,
das Thema auch auf EU-Ebene hervorzuheben. So solle sich die
Bundesregierung in den Verhandlungen über die neue Förderperiode nach
2020 für den Erhalt und Ausbau einer starken städtischen Dimension der
Strukturfonds einsetzen, Regularien und der Zugang zu Fördermitteln
sollten vereinfacht werden. Die Nationale Stadtentwicklungspolitik der
Bundesregierung und ihr zentrales Instrument, die Städtebauförderung,
seien unverzichtbar zur Unterstützung einer nachhaltigen und
integrierten Entwicklung in den Städten und Gemeinden und für die
Schaffung ausgewogener räumlicher Strukturen in Deutschland, heißt es
zur Begründung. Am 11. Mai 2019 können Bürgerinnen und Bürger beim
"Tag der Städtebauförderung" bundesweit geförderte Projekte
besichtigen und sich über Aktivitäten informieren.

 * 
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1. Experten diskutieren Bestellerprinzip

Recht und Verbraucherschutz/Anhörung

Berlin: (hib/MWO) Ein Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
zur Entlastung von Verbrauchern beim Kauf und Verkauf von
Wohnimmobilien war Gegenstand einer öffentlichen Anhörung des
Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz am Mittwoch. Die geladenen
neun Sachverständigen aus den Bereichen Immobilienwirtschaft, Recht
und Verbraucherschutz bewerteten den Entwurf des
Makler-Bestellerprinzip- und Preisdeckelgesetzes (19/4557)
differenziert, die Bandbreite der Stellungnahmen reichte von Ablehnung
bis Zustimmung. Während die Immobilienwirtschaft mit höheren Kosten
für Käufer durch das Gesetz rechnet, erwarten Verbraucherschützer
selbst bei vollständiger Einpreisung der Provision keine Nachteile.

Fragen der Abgeordneten in der vom Ausschussvorsitzenden Stephan
Brandner (AfD) geleiteten 49. Sitzung des Gremiums betrafen unter
anderem die in Deutschland im Vergleich zu anderen europäischen
Ländern hohen Maklergebühren, die möglichen Folgen der strukturellen
Ungleichheit des Immobilienmarkts beim Kauf und Verkauf von
Wohnimmobilien, die Auswirkungen des Wegfalls der Doppeltätigkeit des
Maklers und die Chancen der Übertragung des Bestellerprinzips aus der
Wohnungsvermietung auf Kauf und Verkauf.

Klare Unterstützung findet der Grünen-Entwurf beim Verbraucherzentrale
Bundesverband (vzbv). Dessen Vertreter Franz Michel erklärte, der
wesentliche Vorteil des Bestellerprinzips liegt darin, dass der
Verkäufer mit dem Makler über die Courtage aus einer besseren Position
heraus verhandeln könne als der Käufer. Während der Verkäufer sich den
Makler und damit auch die Höhe der Provision aussuchen könne, gelte
dies für den Käufer in der Regel nicht. Insbesondere in angespannten
Wohnungsmärkten mit vielen Maklern und hohen Verkaufspreisen sei daher
mit mehr Wettbewerb und einer Reduzierung der Provision zu rechnen.
Eine Deckelung der Maklercourtage bei zwei Prozent, wie im Entwurf
vorgesehen, stelle sicher, dass der Finanzierungsbedarf für den Käufer
insgesamt sinkt. Auch Gabriele Heinrich vom Verbraucherschutzverband
Wohnen im Eigentum begrüßte den Entwurf. Er stelle Chancengleichheit
her und verbessere den Schutz der Erwerber. Makler dürften nicht
länger einen Schutzzaun um ihre nicht nachvollziehbaren Courtagesätze
ziehen.

Die Gegenposition vertrat der Präsident des Immobilienverbandes
Deutschland (ivd), Jürgen Michael Schick. Der gut gemeinte
Verbraucherschutz werde mit dem Gesetz konterkariert, da Käufer mit
dem Bestellerprinzip ohne Beratung weitgehend auf sich alle gestellt
blieben. Es sei nicht geeignet, den Erwerb von Immobilieneigentum
finanziell oder auf andere Weise zu erleichtern. Letztlich würde der
Käufer nichts sparen. Der große Vorteil der Doppeltätigkeit liegt
Schick zufolge darin, dass der Makler auch dem Käufer verpflichtet
ist. Zudem schränke der Entwurf Immobilienmakler, Verkäufer und Käufer
in unverhältnismäßiger Weise in ihrer Berufs- und Vertragsfreiheit
ein.

Aus der Sicht von Winfried Ebert von der Potsdamer LBS Immobilien GmbH
zielt der Gesetzentwurf erkennbar auf Ballungsgebiete ab. Der
durchschnittliche Kaufpreis im überwiegenden Teil Deutschlands sei
viel niedriger als im Gesetzentwurf als Beispiel dargestellt, erklärte
Ebert. Bei den im LBS-Geschäftsgebiet durchaus noch häufiger
vorkommenden Verkaufspreisen von 50,000 Euro und weniger und dem im
Gesetzentwurf vorgesehenen Deckel ergäbe sich eine Maklercourtage von
maximal 840 Euro netto. Gerade die Vermarktung niedrigpreisiger
Objekte sei jedoch aufwändig. Eine Preisobergrenze würde dazu führen,
dass sich Makler aus der Vermittlung solcher Objekte zurückziehen.
Davon wären neben den strukturschwächeren Regionen auch ein großer
Teil des ländlichen Raumes betroffen. Der Berliner Immobilienmakler
Michael Schmidt verwies vor dem Hintergrund seiner 35-jährigen
Berufspraxis auf gestiegene Ansprüche der Käufer. So sei eine enorme
Vorarbeit notwendig, um einen Käufer zufriedenzustellen. All dies sei
mit hohen Kosten verbunden. Im Ergebnis des Gesetzes würden die
Kaufpreise auf breiter Front steigen, und eine seriöse Dienstleistung
werde nicht mehr möglich sein.

Die Rechtsexperten bewerteten den Gesetzentwurf uneinheitlich. So
begrüßte Markus Artz von der Fakultät für Rechtswissenschaft der
Universität Bielefeld die Einführung des Bestellerprinzips auch beim
Kauf und Verkauf von Immobilien. Der Käufer sollte nicht mit Kosten
belastet werden, die er nicht veranlasst hat, sagte Artz. Er plädierte
dafür, das Bestellerprinzip auf die Vermittlung von Wohnimmobilien im
Allgemeinen zu erstrecken und nicht nur auf Verbraucher, da dies das
gesetzgeberische Ziel, den Zugang zu Wohneigentum zu erleichtern,
gefährden könne. Grundsätzlich überzeugend sei angesichts des auf
angespannten Wohnungsmärkten nicht zu bestreitenden Marktversagens
auch die vorgesehene Deckelung der Maklerprovision. Beate Gsell von
der juristischen Fakultät der Ludwig-Maximilians-Universität München
argumentierte ähnlich wie Artz und sprach von einer legitimen
Zielsetzung des Entwurfs. Die beabsichtigten Eingriffe in die
Vertragsfreiheit und insbesondere in die Berufsausübungsfreiheit von
Maklern erschienen grundsätzlich sinnvoll und gerechtfertigt. Die
derzeitige Praxis sei für die Käuferseite nicht interessengerecht.

Der Karlsruher Maklerrechtsexperte Detlev Fischer sprach sich dagegen
explizit gegen das Bestellerprinzip aus. Bereits in der Diskussion zu
dessen Einführung im Wohnungsvermittlungsrecht sei beanstandet worden,
dass das Ziel einer tatsächlichen Entlastung des Wohnungssuchenden
durch das Provisionsverbot nicht ohne weiteres durchsetzbar ist. Da
das Bestellerprinzip im Wohnungsvermittlungsrecht ohnehin einer
Evaluation unterzogen werden solle, erscheine es naheliegend, die
Ergebnisse dieser Evaluation abzuwarten, bevor der Anwendungsbereich
des Prinzips auf den Erwerb von Wohnungsimmobilien erstreckt wird.
Eine Deckelung der Maklerprovision ist dagegen aus Fischers Sicht aus
Verbraucherschutzgesichtspunkten erwägenswert. Eine Reduzierung auf
zwei Prozent des Kaufpreises erscheine jedoch nicht den
Marktgegebenheiten zu entsprechen.

Volker Eichener vom Fachbereich Sozial- und Kulturwissenschaften der
Hochschule Düsseldorf erklärte, die durch den Gesetzentwurf
eingebrachten Neuregelungen seien nicht geeignet, das Ziel, die
Anschaffungskosten für selbstgenutztes Wohneigentum wirksam zu
reduzieren, zu erreichen. Bei den gestiegenen Kaufpreisen für
Wohnimmobilien handele es sich um ein zyklisch auftretendes temporäres
und um ein regional begrenzt auftretendes Problem, das nicht
rechtfertige, ein gewachsenes und bewährtes System aufzugeben und
gravierende unerwünschte Nebenfolgen wie steigende Immobilienpreise
und Einbußen beim Verbraucherschutz hervorzurufen.

Hintergrund der vorgesehenen Regelungen sind dem Entwurf zufolge die
immer weiter steigenden Kosten des Immobilienerwerbs. Die 
Grünen-Fraktion verweist darauf, dass seit dem 1. Juni 2015 in Deutschland
bei der Vermittlung von Wohnraum das Bestellerprinzip gilt, nicht aber
bei der Vermittlung von Wohneigentum. Während bei der
Mietwohnungsvermittlung außerdem die Höhe der Maklerprovision seit
langem gesetzlich auf zwei Nettokaltmieten plus Umsatzsteuer begrenzt
werde, sei sie beim Immobilienkauf beziehungsweise -verkauf nicht
gesetzlich näher in ihrer Höhe bestimmt. Gleichzeitig zeige ein Blick
nach Europa, dass die Maklerprovision in Deutschland mit üblicherweise
5 bis 6 und bis zu 7,14 Prozent am obersten Ende der internationalen
Skala liegt. Daneben bedürften angesichts der deutlich gestiegenen
Immobilienpreise auch die Notar- und Gerichtsgebühren, die bei Kauf
und Verkauf von Wohnimmobilien anfallen, einer Überprüfung.

 * 

2. Einsatzbereitschaft soll erhöht werden

Verteidigung/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/AW) Die Bundesregierung will die personelle
Einsatzbereitschaft der Bundeswehr mit einem Bündel an
unterschiedlichen Maßnahmen erhöhen. Der entsprechende Entwurf eines
Bundeswehr-Einsatzbereitschaftsstärkungsgesetzes (19/9491) sieht unter
anderem vor, die Verwendungsmöglichkeiten von Reservisten und die
Übernahme von Unteroffizieren in das Dienstverhältnis des
Berufssoldaten zu erweitern. Zudem soll die soziale Absicherung von
Zeitsoldaten und von Soldaten in Auslandseinsätzen verbessert, der
Wehrsold für freiwillig Wehrdienstleistende erhöht und die
Arbeitszeitvorschriften gelockert werden. Die Kosten der Neuregelungen
beziffert die Bundesregierung auf rund zehn Millionen Euro für das
laufende Jahr und rund Millionen Euro für 2020. Ab 2021 sollen sich
der finanzielle Mehraufwand für den Bund dann auf rund 163 Millionen
Euro jährlich belaufen.

Konkret sieht die Gesetzesinitiative vor, dass zukünftig auch
Unteroffiziere ohne Portepee, also unterhalb des Dienstgrades eines
Feldwebels, aus der Laufbahn für Zeitsoldaten in die der
Berufssoldaten wechseln können. Zudem sollen ausscheidende
Zeitsoldaten stärker unterstützt werden. So sollen die Zuschüsse für
die Eingliederung in den zivilen Arbeitsmarkt gestaffelt nach
Dienstzeit erhöht werden. Ebenso erhöht werden sollen die Beiträge der
Bundeswehr für Zeitsoldaten und freiwillig Wehrdienstleistende an die
Rentenkasse, um deren Altersversorgung zu verbessern. Zudem soll der
Wehrsold für Wehrdienstleistende erhöht werden.

Ausgeweitet werden sollen die Leistungen aus dem
Einsatzversorgungsgesetz für Soldaten bei Verwundungen oder Unfällen
in Auslandseinsätzen. Sie sollen zukünftig nicht nur bei durch den
Bundestag mandatierten Einsätzen gezahlt werden, sondern auch bei
einsatzgleichen Verpflichtungen der Bundeswehr mit einer bestimmten
Gefährdungslage, beispielsweise im Rahmen der NATO-Einsätze der
Bundeswehr im Baltikum. Ebenso soll im Einsatz-Weiterverwendungsgesetz
die Finanzierung der Einbeziehung von Angehörigen in die Therapie von
einsatzgeschädigten Soldaten ermöglicht werden.

Mit dem Gesetz soll außerdem die Verwendung von Reservisten als
Vertretung für absehbar länger abwesende Soldaten auf eine eindeutige
rechtliche Grundlage gestellt werden. Ebenso sollen die
Sonderregelungen für eine Überschreitung der wöchentlichen Arbeitszeit
von 41 Stunden, wie sie bereits in Auslandseinsätzen oder bei der
Marine gelten, auf weitere Bereiche wie beispielsweise die Alarmrotten
der Luftwaffe ausgeweitet werden.

 * 

3. »Östliche Partnerschaft ausbauen«

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Anlässlich des zehnjährigen Bestehens der Östlichen
Partnerschaft (ÖP) zwischen der EU und den ehemaligen Sowjetrepubliken
Armenien, Aserbaidschan, Weißrussland, Georgien, Moldau und Ukraine
fordern die Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD die Bundesregierung
auf, sich in der EU für eine verstärkte Zusammenarbeit bei der
politischen und wirtschaftlichen Modernisierung der Länder
einzusetzen. Ziel sollten stabilere und nachhaltigere
Nachbarschaftsbeziehungen auf der Grundlage der gemeinsamen Werte des
Europarates sein, schreiben sie in einem Antrag (19/9916), über den
der Bundestag am Freitag, dem 10. Mai 2019, abstimmen will.

Basis für die Zusammenarbeit sollen nach Ansicht der Fraktionen
differenzierte Kooperationsangebote und ein "Mehr für mehr"-Ansatz
sein. Auch sollten sich die Regierungen der Staaten "stärker als
bislang zu einer am Wohlergehen der Menschen orientierten Politik
verpflichten". Dazu gehöre die Achtung der Menschenrechte, der Schutz
der Pressefreiheit, die entschlossene Bekämpfung von Korruption und
des Einflusses von Oligarchen auf politische Entscheidungen ebenso wie
der Aufbau und die Wahrung einer unabhängigen Justiz und die Reform
der öffentlichen Verwaltung.

Nach dem Georgienkrieg 2008 sei es "der richtige und begründete Ansatz
der EU" gewesen, ihre Nachbarstaaten auf dem Wege der Transformation
durch die ÖP intensiver zu begleiten und zu unterstützen. Dieses Ziel
wolle der Bundestag mit dem vorliegenden Antrag ungeachtet der
schwierigen Sicherheitslage in den Ländern der ÖP bekräftigen,
schreiben die Abgeordneten.

 * 

4. Steuerzahlungen von Rentnern verdoppelt

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Steuerzahlungen von Steuerpflichtigen mit
Renteneinkünften haben sich von 2005 bis 2014 mehr als verdoppelt. Wie
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9535) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion mitteilt, zahlten Steuerpflichtige mit
Renteneinkünften im Jahr 2005 rund 16 Milliarden Euro an
Einkommensteuer und Solidaritätszuschlag. Bis 2014 stieg dieser Wert
auf rund 33 Milliarden Euro. Die Zahl der Steuerfälle mit
Renteneinkünften erhöhte sich in diesem Zeitraum von rund 5,1 auf 7,8
Millionen Euro. Wegen der geltenden Fristen zur Abgabe der
Steuererklärung und der Dauer der notwendigen Arbeiten zur Erstellung
der Statistik lägen im Rahmen der amtlichen Lohn- und
Einkommensteuerstatistik Daten nur bis zum Jahr 2014 vor, erläutert
die Bundesregierung.

 * 

5. Illegale Beschäftigung und Lobbyismus

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um die Einflussnahme von Interessenvertretern auf
den Gesetzentwurf der Bundesregierung gegen illegale Beschäftigung und
Sozialleistungsmissbrauch geht es in einer Kleinen Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/9634). Die Abgeordneten wollen unter anderem
erfahren, welcher Regelungsvorschlag des Gesetzentwurfs mit konkreten
Vorschlägen von Dritten identisch oder teilidentisch ist. Außerdem
wird nach Gutachten und Studien gefragt, die von Dritten erstellt
wurden und dem Gesetzentwurf als Erkenntnisquelle zugrunde lagen.
Schließlich soll die Bundesregierung auch Auskunft über dienstliche
Kontakte mit Interessenvertretern im Zusammenhang mit der Erstellung
des Gesetzentwurfs geben.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1855: Kanzlerin Merkel beim Informellen Treffen des Europäischen Rates, 09.05.2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Sibiu / Hermannstadt - Donnerstag, 9. Mai
2019 

Pressestatement von Bundeskanzlerin Merkel beim Informellen Treffen des
Europäischen Rates



BK'in Merkel: Guten Tag! Ich freue mich, heute in Sibiu, in Hermannstadt zu
sein und möchte mich bei allen, die an der Vorbereitung dieses Gipfels
teilgenommen haben, ganz herzlich für die Gastfreundschaft bedanken.

Es ist sehr symbolisch, dass wir uns während der rumänischen
Präsidentschaft hier in Sibiu, in Hermannstadt versammeln, und zwar am
Europatag, an dem Tag, an dem 1950 Schuman die große Erklärung abgegeben
hat, aus der dann das europäische Einigungswerk geworden ist. 30 Jahre,
nachdem die großen Umbrüche in Europa stattgefunden haben und nun fast 15
Jahre, nachdem die große Erweiterungsrunde der Europäischen Union
stattgefunden hat, sind wir alle sehr, sehr gern hierhergekommen.

Wir werden heute über unsere strategische Agenda für die Zukunft sprechen.
Wir werden eine Erklärung verabschieden, die noch einmal deutlich macht,
dass wir alle, alle Mitgliedsstaaten der Europäischen Union, unbeschadet
unserer politischen Unterschiede, glauben, dass das gemeinsame Handeln
besser ist, und zwar zum einen nach innen, um den Frieden zu erhalten und
um Wohlstand zu erzeugen, aber zum anderen auch für unsere Stimme nach
außen, für das Eintreten für unsere Werte auf der Welt. Denn die Welt
schläft nicht. Wir müssen innovativ sein; wir müssen stark sein; wir müssen
geeint sein. Dafür werden wir heute werben. Ich werde es jedenfalls für die
deutsche Bundesregierung tun.

Herzlichen Dank!

Donnerstag, 9. Mai 2019

 * 

Quelle:

Pressestatement von Bundeskanzlerin Merkel beim Informellen Treffen

des Europäischen Rates in Sibiu / Hermannstadt am 9. Mai 2019
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PRESSEKONFERENZ/1854: Regierungspressekonferenz vom 8. Mai 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 8. Mai 2019

Regierungspressekonferenz vom 8. Mai 2019

Themen: Kabinettssitzung (Beteiligung deutscher Streitkräfte an der
Mission UNIFIL, Gesetzentwurf zur Stärkung des Wohngeldes, Bericht zur
Evaluierung des Gesetzes zur Förderung der elektronischen Verwaltung), Lage
in Syrien, Nuklearabkommen mit dem Iran, Telefonat des Bundesaußenministers
mit dem US-Außenminister, Ausbildungsmission deutscher Kampfschwimmer in
Niger, gemeinsame Erklärung mehrerer EU-Staaten zur Klimapolitik, Fall Asia
Bibi, Kommission "30 Jahre Friedliche Revolution und Deutsche Einheit",
Unterbrechung des Sendesignals der Deutschen Welle in Venezuela,
Annullierung der jüngsten Oberbürgermeisterwahl in Istanbul, Gutachten der
Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen Bundestages, anstehende
Steuerschätzung


Sprecher: StS Seibert, Burger (AA), Fähnrich (BMVg), Schmidt (BMI),
Jäger (BMAS), Baron (BMF)



Vorsitzender Feldhoff eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Einen schönen guten Tag auch von mir!

Das Kabinett hat sich zunächst mit dem Auslandseinsatz deutscher
Streitkräfte bei UNIFIL befasst - das ist die United Nations Interim Force
in Lebanon, ein Auslandseinsatz, an dem sich die Bundeswehr schon seit
mehreren Jahren beteiligt. Dieses Mandat soll bis zum 30. Juni 2020
verlängert werden, und es können unverändert bis zu 300 deutsche
Soldatinnen und Soldaten eingesetzt werden. Die aktuelle Stärke liegt
deutlich darunter.

Warum wird das Mandat verlängert? - Weil die politische Lage in der Region
angespannt bleibt und weil es mit Blick auf diese angespannte Lage eben
weiterhin gilt, den Libanon und andere Nachbarstaaten Syriens langfristig
zu stabilisieren. Dazu leisten die Vereinten Nationen, nicht zuletzt
UNIFIL, einen wichtigen Beitrag. An dieser Stabilität der Region hat
natürlich auch Deutschland ein eigenes strategisches Interesse.

Die libanesische Regierung kann die Sicherung der eigenen Grenzen als
hoheitliche Aufgabe nicht alleine wahrnehmen. Ihre Armee durch
UNIFIL-Kräfte zu entlasten, bleibt daher ein wichtiges Element zur
Sicherung der Stabilität des Libanons. Es kommt vor allem darauf an, die
libanesische Marine in die Lage zu versetzen, die Seegrenzen langfristig
selbstständig überwachen zu können. Das internationale, das deutsche
Engagement hat in den letzten Jahren schon dazu beigetragen, dass sich die
Fähigkeiten der libanesischen Marine spürbar verbessert haben.

Unser deutsches Engagement besteht weiterhin aus Seeraumüberwachung mit
einer Korvette, aus der Abstellung von Personal für das Hauptquartier von
UNIFIL und aus Tätigkeiten im Bereich der Ausbildung der libanesischen
Marine.

Soweit dieses Mandat, das natürlich durch den Bundestag noch bestätigt
werden muss.

Das zweite Thema, mit dem sich das Kabinett befasst hat, ist der
Gesetzentwurf zur Stärkung des Wohngeldes. Damit werden wir Vereinbarungen
des Koalitionsvertrages umsetzen, in dem - ich darf das ausnahmsweise
zitieren - die Absicht steht: "Wir wollen eine Anpassung des Wohngeldes an
die jeweiligen allgemeinen und individuellen Lebensbedingungen vornehmen."
Genau das soll jetzt geschehen. Wie Sie wissen, hatten wir auf dem
Wohngipfel im letzten September mit Bund und Ländern vereinbart, eine
Wohngeldreform zum 1. Januar 2020 durchzuführen. Diese Reform soll erhöhte
Leistungen im Wohngeld bringen, sie soll dafür sorgen, dass mehr Menschen
vom Wohngeld erreicht werden, und sie soll ab 2022 dann das Wohngeld
dynamisieren, sodass es dann also regelmäßig fortgeschrieben wird.

In konkreten Zahlen: Von dieser Reform werden etwa 660 000 Haushalte
profitieren, darunter 180 000 Haushalte, die dann erstmals oder wieder
einen Anspruch auf Wohngeld bekommen, und 25 000 Haushalte, die bisher auf
Arbeitslosengeld II oder Sozialhilfe angewiesen waren und durch die Reform
nun in den Wohngeldbezug wechseln.

Der Minister hat dazu heute, glaube ich, der Presse bereits berichtet;
deswegen werde ich dazu hier jetzt keine weiteren Details vortragen und zum
dritten Punkt kommen: Dem Bericht zur Evaluierung des Gesetzes zur
Förderung der elektronischen Verwaltung, dem sogenannten 
E-Government-Gesetz, das 2013 schrittweise in Kraft getreten ist. Heute berichten wir
dem Bundestag, wie wir verpflichtet sind, über die bisher erzielten
Wirkungen. Dieses E-Government-Gesetz war und ist ein Impuls für die
öffentliche Verwaltung, ihre Dienstleistungen für den Bürger zu
digitalisieren. Das E-Government-Gesetz schafft dafür auch den
Rechtsrahmen, und der gilt übergreifend - Bund, Länder, Kommunen - überall
dort, wo Bundesrecht ausgeführt wird.

Die Evaluation zeigt: Es gibt eine positive Anstoßwirkung, aber man kann
jetzt nicht sagen, dass eine flächendeckende Digitalisierung der Verwaltung
schon erfolgt sei. Insofern haben wir parallel dazu noch einen anderen
Prozess aufgesetzt: Wir haben das sogenannte Onlinezugangsgesetz gemacht,
in dem sich Bund und Länder verpflichten, bis spätestens Ende 2022 ihre
Verwaltungsleistungen über Verwaltungsportale auch elektronisch anzubieten.
Es wächst also der Handlungsdruck auf die Verwaltung, mehr und mehr ihre
Abläufe zu digitalisieren.

Das war es erst einmal.

Vorsitzender Feldhoff: Vielen Dank. - Dann gibt es noch ein Statement des
Auswärtigen Amtes zum Thema Syrien.

Burger: Vielen Dank. - Der Anstieg der Gewalt in Nordwestsyrien und Idlib
seit Ende April ist äußerst besorgniserregend. Wir verurteilen die schweren
Luftangriffe auf humanitäre Infrastruktur wie auf teilweise von uns
unterstützte Gesundheitseinrichtungen und Zentren des Syrischen
Zivilschutzes, die wir im Zuge der derzeitigen Offensive des Regimes und
seiner Verbündeten sehen. Dabei sollen einmal mehr die berüchtigten
Fassbomben des Regimes zum Einsatz gekommen sein.

Es ist klar, dass die Präsenz und die Angriffe der terroristischen Gruppe
HTS die Lage seit Anfang des Jahres schwieriger gemacht hat. Entscheidend
bleibt jedoch, dass jegliches militärische Vorgehen im Rahmen der Regeln
des humanitären Völkerrechts stattfinden muss, vor allen Dingen, dass
Zivilisten geschützt sind. Auch ein Vorgehen gegen HTS kann keine
Rechtfertigung für unterschiedslose Angriffe auf zivile Infrastruktur und
die Zivilbevölkerung sein und darf keiner flächendeckenden Regimeoffensive
Vorschub leisten.

Alle Seiten sind aufgefordert, eine weitere Eskalation zu verhindern.
Besondere Verantwortung kommt hier Russland und der Türkei zu, die sich
unter anderem im Sotschi-Abkommen aus dem September letzten Jahres darauf
verständigt haben, den Einfluss radikaler Kräfte zurückzudrängen, um eine
militärische Auseinandersetzung, der wieder vor allem Zivilisten zum Opfer
fallen würden, zu verhindern.

Die Folgen für die Zivilbevölkerung sind umso schlimmer, da die
medizinische Versorgung in Idlib bereits vor der aktuellen Eskalation nur
unter schwierigsten Voraussetzungen überhaupt noch möglich war. Wir
versuchen, unter schwierigen Umständen unsere Unterstützung fortzusetzen,
beispielsweise durch die Förderung eines Frühwarnsystems vor Luftangriffen
zum Schutz der Zivilbevölkerung und vor allem im Gesundheitsbereich.
Allerdings wurde auch ein vom Auswärtigen Amt im Rahmen der humanitären
Hilfe unterstütztes Krankenhaus in den vergangenen Tagen von mehreren
Geschossen getroffen, wobei auch Tote zu beklagen waren. Bislang wurden
laut den Vereinten Nationen mindestens zehn Schulen und zwölf
Gesundheitseinrichtungen zerstört, die die medizinische Versorgung von mehr
als 110 000 Menschen sicherstellten.

Die Bundesregierung hat in diesem Jahr bereits Mittel in Höhe von rund 30
Millionen Euro für Maßnahmen der humanitären Hilfe in Nordwestsyrien
bereitgestellt, und weitere Maßnahmen sind in Vorbereitung, um
gegebenenfalls auch kurzfristig auf eine weitere Verschlechterung der
humanitären Lage reagieren zu können. Wir haben im Rahmen unserer
Sicherheitsratsmitgliedschaft auch das Thema des Schutzes humanitärer
Helfer und der Stärkung des humanitären Völkerrechts zu einem Schwerpunkt
gemacht. Insofern stehen wir zu diesem Thema und zur Frage dieser
Luftangriffe auch in engem Kontakt mit unseren beiden Co-Federführern für
das Thema "Syrien humanitär" im Sicherheitsrat, Kuwait und Belgien, und für
Ende des Monats ist bereits eine Befassung mit der humanitären Situation
angesetzt. Wir werden uns angesichts der Lageentwicklung aber für eine
zusätzliche Dringlichkeitssitzung noch für diese Woche einsetzen.

Vielen Dank.

Frage: Herr Seibert, die UNIFIL-Mission findet ja vor dem Hintergrund der
UN-Resolution 1701 aus dem Jahr 2006 statt. Die Bundesregierung spricht,
glaube ich, selbst davon, dass beide Konfliktparteien regelmäßig diese
Resolution nicht einhalten. Welches sind die Verletzungen auf beiden
Seiten, und welches sind die Maßnahmen, die die Bundesregierung über die
UNIFIL-Beteiligung hinaus ergreift, um die Staaten zu einer Einhaltung zu
motivieren?

Burger: Was die Dokumentation von Verletzungen der Waffenruhe angeht, würde
ich Sie natürlich vor allem auf die Berichte, die UNIFIL dazu vorlegt,
verweisen. Ein Beispiel dafür ist, dass zu Beginn des Jahres Tunnel unter
der Blauen Linie aufgedeckt wurden, die der Hisbollah zugerechnet werden.
Im Übrigen hat israelische Mauerbautätigkeit an umstrittenen Abschnitten
der Blauen Linie Anfang 2019 zu erhöhten Spannungen geführt, und Israel
überfliegt weiterhin so gut wie täglich den libanesischen Luftraum. Die
Mechanismen, die UNIFIL bereitstellt, insbesondere die 
Drei-Parteien-Gespräche, sind deswegen ganz wichtig, um eine Eskalation der Situation zu
verhindern. Diese Drei-Parteien-Gespräche sind der einzige direkte
Gesprächskanal zwischen Libanon und Israel.

Zusatzfrage: Die israelische Luftwaffe überfliegt in ihren Einsätzen,
glaube ich, nicht nur, sondern bombardiert auch mit einer gewissen
Regelmäßigkeit. Gibt es direkte Gespräche zwischen der Bundesregierung und
der israelischen Regierung über diesen Sachverhalt?

Burger: Es gibt direkte Gespräche der Bundesregierung sowohl mit der
libanesischen Regierung als auch mit der israelischen Regierung über eine
ganze Bandbreite von Themen. Was diese konkrete Fragestellung angeht, ist,
glaube ich, unser tatsächlich wichtigster konkreter Beitrag unsere
Beteiligung an UNIFIL.

Frage: Herr Burger, Herr Fähnrich, wie bewerten Sie denn die Zusammenarbeit
zwischen der libanesischen Regierung und der Bundeswehr? Da gab es ja in
der Vergangenheit immer wieder auch Spannungen - dass die libanesische
Regierung die Arbeit oder den Zugang einschränken wollte usw. usf. Läuft
das mittlerweile reibungslos?

Burger: Ich habe hier keine entgegenstehenden Informationen. Die
Unterstützung der libanesischen Streitkräfte beim Fähigkeitsaufbau ist ein
wichtiges Element unserer Präsenz dort, und die Unterstützung der
libanesischen Streitkräfte ist auch nötig, um die militärische Rolle der
Hisbollah und militärische Parallelstrukturen einzudämmen und dazu
beizutragen, dass der libanesische Staat die volle Kontrolle über sein
Staatsgebiet ausüben kann.

Fähnrich: Was die Bundeswehr betrifft, kann ich eigentlich nur sagen, dass
Deutschland durch den mittlerweile jahrelangen Einsatz gerade im Bereich
seiner begleitenden Ausbildung eine Art Vorreiterstellung einnimmt, die von
der libanesischen Seite sehr geschätzt wird.

Zusatzfrage: Können Sie uns eine Zahl geben, wie viele Soldaten Sie pro
Jahr ausbilden?

Fähnrich: Es sind ja zwei Pfeiler, auf denen das beruht. Einmal ist das die
Überwachung des Seegebietes. Dazu kann ich Ihnen die Zahl geben, dass seit
2006 mehr als 81 000 Schiffe überprüft und etwa 10 000 zur Inspektion an
die libanesischen Behörden gemeldet wurden. Zu den Kopfzahlen: Mir liegen
die exakten Zahlen nicht vor, aber man kann schon fast davon ausgehen, dass
nahezu jeder libanesische Marinesoldat irgendwann einmal mit einem
Ausbilder des deutschen Ausbildungskommandos zu tun hatte. Das ist wirklich
eine kontinuierliche Operation beziehungsweise Mission, und der
Marineanteil ist ja auch nur ein Kleiner. Man darf nicht vergessen: Ab
April 2019 waren über 10 000 Soldatinnen und Soldaten bei UNIFIL im
Einsatz, und die Marine stellt davon lediglich - in Anführungsstrichen -
800. Das heißt, die Mission umfasst wesentlich mehr als nur die Marine,
wobei wir uns auf die Marine konzentrieren.

Frage: Eine Verständnisfrage hätte ich noch zu Syrien: Sie haben ja
mehrmals die Begrifflichkeit "syrisches Regime" verwendet. Wie begründet
das Auswärtige Amt die Nutzung des Terminus Regime fast ausschließlich für
die syrische Regierung? Sie haben hier ja noch nie vom Bin-Salman-Regime in
Saudi-Arabien gesprochen.

Burger: Ich glaube nicht, dass wir diesen Begriff ausschließlich für Syrien
verwenden. Ich glaube, wenn Sie sich die Geschichte des Syrien-Konflikts,
der sich schon seit 2011 hinzieht, anschauen, dann werden Sie sehen, dass
schon aus Sicht früherer Bundesregierungen durch das brutale und
rücksichtslose Vorgehen des Assad-Regimes gegen seine eigene Bevölkerung
massive Zweifel an der Legitimität dieses Regimes aufgekommen sind.
Insofern ist das, glaube ich, ein Begriff, den wir mit erheblicher
Konsequenz seit vielen Jahren in dieser Form verwenden.

Zusatzfrage: Aber meine Frage war ja, ob es eine Sprachdefinition gibt,
denn Massenbombardements gibt es auch durch die Saudis im Jemen, und die
werden nicht als Regime bezeichnet. Ab welchem Moment wird das Auswärtige
Amt also von einem Regime sprechen, was muss da also erfüllt sein, um vom
Auswärtigen Amt als Regime bezeichnet zu werden?

Burger: Ich will hier jetzt nicht tief in die Semantik einsteigen. Ich habe
Ihnen für den konkreten Fall Syrien erklärt, wie wir die Rolle des 
Assad-Regimes in diesem Konflikt schon seit vielen Jahren bewerten, und vor
dieser ganz konkreten Geschichte ist, glaube ich, auch unser Umgang mit dem
Assad-Regime hier zu verstehen.

Zusatzfrage: Es gibt also keine definitorische Grundlage dafür?

Burger: Wie gesagt, ich will mich hier jetzt nicht in die Tiefe der
Semantik begeben.

Frage: Herr Burger, verwenden Sie den Begriff hier in einer ähnlich breiten
Auslegung, wie er ja in dem zusammengesetzten Hauptwort "regime change"
gerne verwendet wird?

Burger: Wie wir diesen Begriff verwenden, bitte ich Sie selbst anhand
unserer mannigfaltigen schriftlichen und mündlichen Äußerungen hier
festzustellen.

Frage: Ich würde gerne zu den Entwicklungen rund um den Iran fragen: Herr
Seibert und Herr Burger, wie beurteilt die Bundesregierung die Ankündigung
der iranischen Regierung, Teile der Zusagen im Rahmen des JCPOA nicht mehr
umzusetzen? Kann eine der Reaktionen sein, Sanktionen wiedereinzusetzen?

Ist der Bundesregierung etwas über mögliche Angriffspläne seitens des Iran
bekannt?

StS Seibert: Das, was Sie jetzt gefragt haben, ist sehr weitreichend. Ich
will einmal grundsätzlich sagen, dass die Bundesregierung die Äußerungen
der iranischen Regierung mit Bedauern zur Kenntnis genommen hat. Wir werden
diese Ankündigungen jetzt gemeinsam mit unseren E3-Partnern im Detail
bewerten und uns beraten, was die nächsten Schritte sein müssen oder sein
können.

Unser Interesse ist unverändert, das Nuklearabkommen zu erhalten und dass
der Iran seine Verpflichtungen aus diesem Abkommen vollständig einhält. Das
sogenannte JCPOA stellt ja sicher, dass das iranische Nuklearprogramm
eingehegt bleibt, indem es strikte Begrenzungen und ganz umfassende
Kontrollen durch die IAEO gibt. Das hat die IAEO bisher auch immer
bestätigt, bescheinigt, und entsprechend werden wir den nächsten Bericht
der IAEO dazu natürlich sehr genau betrachten.

Unabhängig davon fordern wir als Bundesregierung den Iran auf, keine
aggressiven Schritte zu unternehmen, welche die Spannungen in der Region
verstärken können. Ich will noch einmal sagen: Geschäftsgrundlage ist die
vollständige Einhaltung der Verpflichtungen. Eine teilweise Verletzung von
Verpflichtungen ist also nicht akzeptabel.

Zusatzfrage: Es wäre also verfrüht, jetzt über eine Wiedereinsetzung von
Sanktionen seitens Deutschlands oder der anderen Partner des Vertrages zu
sprechen?

StS Seibert: Ich glaube, jetzt muss als erstes einmal die Beratung mit den
Partnern erfolgen.

Burger: Ja. Dazu stehen wir zur gemeinsamen Analyse in engem Kontakt mit
den verbleibenden Teilnehmern des JCPOA. Klar ist - so, wie das auch in der
Vergangenheit schon während der Verhandlungen für das JCPOA und auch seit
Abschluss des JCPOA der Fall war -: Wir messen den Iran an seinem Handeln
und an den verifizierbaren Fakten.

Frage: Iran hat nach einseitiger Aufkündigung der unterzeichneten
Vereinbarung durch Präsident Trump ein Jahr lang darauf gewartet, dass
Europa etwas Handfestes erzielt. Wir waren ja Zeuge davon, dass das nicht
gelungen ist - zumindest nicht so optimal, wie man es erhofft und erwartet
hatte. Wie bewerten Sie jetzt die aktuelle Lage, nachdem die Amerikaner
Flugzeugträger in Richtung des Persischen Golfs bewegt haben? Wenn man das
nicht als eine aggressive Gangart betrachtet, was heißt das dann?

Die Reaktion von Iran, die Verpflichtungen teilweise ruhen zu lassen, ist
vor diesem Hintergrund doch eine Selbstverständlichkeit - oder sind Sie der
Meinung, dass das nicht zu erwarten war?

Burger: Unsere Position war von Anfang an: Wir möchten das JCPOA erhalten,
wir als Europäer - aber auch die anderen Teilnehmer am JCPOA - halten uns
vollumfänglich an unsere eigenen Verpflichtungen, solange sich auch Iran
vollumfänglich an seine eigenen Verpflichtungen hält. Die verbleibenden
Teilnehmer am JCPOA haben sich nach dem Ausstieg der USA ja auch
bereiterklärt, Schritte zu unternehmen, um sicherzustellen, dass Iran auch
weiterhin von den Sanktionserleichterungen profitieren kann, um
gleichzeitig die Grundlage dafür zu erhalten, dass Iran sich seinerseits an
die Verpflichtungen aus dem JCPOA hält, und daran arbeiten wir auch weiter.

Zusatzfrage: Wie bewerten Sie aktuell die Haltung des Iran?

Die Frage zur aggressiven Vorgehensweise der US-Regierung haben Sie nicht
beantwortet. Betrachten Sie das als eine aggressive Gangart oder nicht?

Burger: Zum Vorgehen beziehungsweise zu den jüngsten Ankündigungen der 
US-Regierung habe ich mich hier am Montag schon geäußert; darauf würde ich Sie
gerne verweisen.

Ich glaube, zu allem weiteren hat Herr Seibert gerade das ausgeführt, was
wir als Bundesregierung heute zu sagen haben.

Frage: Herr Seibert, Herr Burger, können Sie uns sagen, ob die iranische
Seite Sie oder die Europäer vorab über den Schritt informiert hat? Oder
haben Sie das jetzt aus den Medien erfahren?

StS Seibert: Ich kann bestätigen, dass wir, wie alle anderen am JCPOA
beteiligten Staaten, ein Schreiben des iranischen Staatspräsidenten
erhalten haben. Der iranische Außenminister Sarif hat ja parallel dazu auch
die europäische Hohe Beauftragte Frau Mogherini angeschrieben.

Zusatzfrage: Wann ist der Brief eingetroffen?

StS Seibert: Das kann ich Ihnen nicht sagen.

Zusatzfrage: Gestern oder heute? Können Sie das nachreichen?

StS Seibert: Das wird sich zeigen.

Zusatzfrage: Ist das geheim?

StS Seibert: Es wird sich zeigen, ob ich Ihnen das nachreichen kann.

Frage: Es gab gestern ja ein Telefonat zwischen Herrn Pompeo und Herrn
Maas. Gab es in diesem Telefonat auch inhaltliche Diskussionen, zum
Beispiel zu dem JCPOA, oder war das eine reine Terminabsprache?

Burger: In dem Telefonat von Herrn Pompeo mit Außenminister Maas gestern
ging es um die Verschiebung des Besuchs von Herrn Pompeo hier in Berlin.
Das war das Thema dieses Telefonats. Herr Pompeo hat sein Bedauern darüber
ausgedrückt, dass der Besuch verschoben werden muss. Beide sind
übereingekommen, schnellstmöglich nach einem neuen Termin für diesen Besuch
zu suchen, und der Außenminister hat sein Verständnis für die Entscheidung
zu dieser Terminverschiebung zum Ausdruck gebracht.

Frage: Herr Burger, Sie haben gesagt, einer der Gründe dafür, dass der Iran
im JCPOA bleiben sollte, seien die Sanktionserleichterungen. Können Sie uns
konkret sagen, was für Sanktionserleichterungen Sie gerade gemeint haben,
auch vor dem Hintergrund, dass selbst humanitäre Produkte nicht in den Iran
hineinkommen können? Welchen Anlass hat der Iran also überhaupt, im JCPOA
zu bleiben - außer vielleicht, dass es keinen Krieg gibt?

Burger: Die Grundlage des JCPOA ist, dass darin Verpflichtungen des Iran
sehr detailliert niedergelegt sind - wenn Sie das gerne nachlesen möchten,
können Sie den Text des JCPOA und auch eine ganze Reihe von Erklärungen
dazu auf unserer Webseite finden. Im Gegenzug dafür hat die internationale
Gemeinschaft eine Reihe von Sanktionen gegen Iran aufgehoben
beziehungsweise suspendiert.

Zusatzfrage: Noch einmal: Das Ziel war eine Normalisierung der
Handelsbeziehungen des Iran mit dem Westen. Was ist jetzt konkret
entstanden? Es ist ja keine Normalisierung, wenn der Iran nichts mehr ins
Land einführen oder exportieren kann und es einen totalen Öl- und
Gasboykott gibt.

Burger: Wir und die anderen verbleibenden Teilnehmer am JCPOA halten uns
vollumfänglich an die Verpflichtungen, die wir eingegangen sind, und wir
erwarten, dass der Iran das auch tut.

StS Seibert: Ich will nur hinzufügen: Ja, wir sind interessiert am Erhalt
des JCPOA. Wir als Europäer, als Deutsche, werden unseren Beitrag dazu
leisten und erwarten vollständige Umsetzung auch vom Iran. Da Sie gerade
über die Beziehungen sprachen, will ich aber auch sagen, dass ganz normale
Beziehungen zum Iran nicht möglich sein werden, solange der Iran das
Existenzrecht Israels infrage stellt.

Frage: Herr Burger, Sie haben eben darauf hingewiesen, dass man auf die
Rolle der USA in der Iran-Geschichte schon zu früheren Zeitpunkten
eingegangen sei. Gleichwohl hat sich im Vergleich zu Montag ja nun etwas
getan; deswegen würde ich noch einmal gesondert abfragen wollen: Inwiefern
hält die Bundesregierung die Aufkündigung des Nuklearabkommens vor einem
Jahr durch die USA für mitverantwortlich für den Schritt, den der Iran
jetzt gegangen ist?

Wo wir gerade schon bei Herrn Pompeo waren: Ist gestern auch darüber
gesprochen worden, den Besuchstermin von Herrn Pompeo hier, der gestern
vermutlich nachvollziehbarerweise abgesagt wurde, auch wirklich schneller
nachzuholen? Zumal Herr Pompeo ja, soweit ich weiß, London besuchen wird,
was von Berlin aus nicht so wahnsinnig weit weg ist.

Burger: Ich kann Ihnen jetzt noch keinen neuen Termin für den Besuch von
Herrn Pompeo vermelden. Wie gesagt, es ist vereinbart worden, den Besuch
schnellstmöglich nachzuholen, und dazu laufen im Moment intensive Kontakte
zwischen beiden Seiten.

Im Übrigen habe ich, wenn ich mich richtig erinnere, auch am Montag in
meinen Äußerungen zu den Ankündigungen der USA darauf hingewiesen, dass wir
den Ausstieg der USA aus dem JCPOA natürlich bedauert haben und weiterhin
bedauern und dass dieser Schritt die Arbeit an der Fortsetzung des JCPOA
erschwert hat.

Frage: Herr Burger, hat die Bundesregierung irgendwelche Hinweise über
kolportierte angebliche direkte Angriffspläne des Iran gegen den Irak?

Burger: Ich weiß nicht genau, auf welche Berichte Sie sich beziehen. Mir
liegen jedenfalls keine Informationen vor, über die ich Ihnen hier
berichten könnte.

Frage: Herr Burger, können Sie uns sagen, wie der spezielle
Finanzierungsmechanismus für Irangeschäfte im Moment läuft? Werden darüber
überhaupt schon Geschäfte abgewickelt oder steht das demnächst an?

StS Seibert: Wir haben gemeinsam mit unseren E3-Partnern und mit der EU
große Fortschritte bei der Gründung dieser Zweckgesellschaft INSTEX
gemacht. Der Sinn ist ja, legitime Handelsbeziehungen zum Iran
aufrechtzuerhalten und auch zu ermöglichen, und dabei liegt der Schwerpunkt
auf Bereichen, die für die iranische Bevölkerung am wesentlichsten sind -
also Arzneimittel, Medizinprodukte, Lebensmittel. Es geht aktuell darum,
die letzten notwendigen Maßnahmen zu treffen, damit diese Gesellschaft
operativ werden kann, und dazu gehört auch, dass der Iran seinerseits die
notwendigen Vorbereitungen trifft. Das bezieht sich auf Einhaltung von
Geldwäschevorgaben und ähnliches, und dazu sind wir im Dialog mit Iran. Das
braucht etwas Zeit - auch etwas mehr Zeit, als wir uns gewünscht hätten -,
aber es ist natürlich auch etwas Neues.

Burger: Ich würde zu diesem Punkt gerne eine technische Ergänzung machen:
Ich erwarte, dass sich der Außenminister heute auch noch persönlich zu dem
Verhältnis zu Iran äußern wird. Ich kann Ihnen jetzt aber noch keine
konkrete Uhrzeit dafür nennen, weil wir noch am Terminkalender arbeiten;
Sie werden aber zeitnah einen Terminhinweis bekommen.

Frage: Herr Burger, hat denn der US-Außenminister seine Besuchsabsage mit
der Irankrise begründet? Halten Sie die Absage insgesamt für angemessen?

Burger: Zu den Inhalten dieses Telefonats habe ich alle gesagt, was ich
Ihnen dazu heute sagen kann. Ich habe auch gesagt: Außenminister Maas hat
sein Verständnis für diese Verschiebung zum Ausdruck gebracht.

Frage: Herr Seibert, aber auch Herr Burger, wie misslich ist diese
Verschiebung denn jetzt im Lichte der Tatsache, dass sich der amerikanische
Außenminister ohnehin schon sehr lange Zeit lässt mit seinem ersten Besuch
in Deutschland? Ist es in diesem Licht vielleicht doch misslich, dass
ausgerechnet der deutsche Teil der Europareise des Außenministers nun der
Reise nach Irak zum Opfer gefallen ist?

Burger: Ich habe ja auch gesagt: Beide Seiten, sowohl Herr Pompeo als auch
Herr Maas, haben bedauert, dass der Termin verschoben werden muss. Ich
glaube, es gab in den vergangenen Monaten seit Amtsantritt von Herrn Pompeo
keinen Mangel an Gelegenheiten zum bilateralen Gespräch zwischen beiden.

Frage: An das Verteidigungsministerium: In vielen der Berichte von der 
US-Seite heißt es wohl, dass sich die Gefährdungslage der US-Truppen im Nahen
Osten aufgrund der veränderten Anweisungen an Truppen, die möglicherweise
von Iran unterstützt werden, möglicherweise verändert hat. Hat sich die
Gefährdungslage von Bundeswehrsoldaten im Nahen Osten deshalb in den
letzten Tagen in irgendeiner Weise verändert?

Fähnrich: Genau zu diesem Punkt habe ich heute auch noch einmal mit dem
Kontingentführer im Irak gesprochen, der mir versichert hat, dass unsere
Soldaten sowohl in Erbil als auch in Tadschi sicher untergebracht sind und
die Ausbildung im Rahmen des Mandats wie geplant weiterlaufen kann.

Frage: Wie steht die Bundesregierung denn zu den Ankündigungen Frankreichs,
über neue Sanktionen gegen Iran nachzudenken?

Burger: Wir stehen in ganz enger Abstimmung mit unseren E3-Partnern - dazu
gehört ja gerade auch Frankreich, wie auch Großbritannien - und mit dem
Europäischen Auswärtigen Dienst, und darüber hinaus auch mit den anderen
verbleibenden Partnern im JCPOA, also China und Russland, über die weiteren
Schritte. In diesem Kreis werden wir, wie Herr Seibert das dargestellt hat,
jetzt gemeinsam die Situation analysieren und dann auch über die nächsten
gemeinsamen Schritte beraten.

Frage: Wann ist denn mit einer Entscheidung der E3 zu rechnen? Können wir
womöglich auch ein E3-Ministertreffen erwarten?

Burger: Ich habe jetzt keine konkreten Termine anzukündigen.

Frage: Ist davon auszugehen, dass Sanktionen gegenüber den USA nicht
infrage kommen? Die sind ja hauptverantwortlich dafür, dass das Ding
auseinanderfliegt.

Burger: Das ist jetzt Ihre Interpretation. Das Thema Sanktionen haben wir
natürlich im Kontext des JCPOA besprochen, und ich glaube, da gehört das
Thema auch hin.

Zusatz: Ja, und in dem Kontext sind auch die USA.

Burger: Im JCPOA geht es natürlich - das wissen wir hier alle - um die
Sanktionen, die die internationale Gemeinschaft, die EU, die Vereinten
Nationen, die USA in den vergangenen Jahren gegen den Iran verhängt haben,
und zwar aufgrund seines Atomprogramms.

Frage: Seit Oktober 2018 läuft die Ausbildungsmission deutscher
Kampfschwimmer in Niger. Bisher gab es dafür keine Mandatierung durch den
Bundestag. Deswegen wüsste ich sowohl vom Regierungssprecher als auch vom
Verteidigungsministerium gern, ob das heute Thema bei der Kabinettssitzung
war und wie es die Bundesregierung rechtfertigt, dass es bisher noch keine
Mandatierung durch den Bundestag für diesen Einsatz gab.

StS Seibert: Zu Ihrer ersten Frage: Nein, es war kein Thema in der
Kabinettssitzung.

Zu Ihrer zweiten Frage: Diese deutschen Soldaten sind dort auf Einladung
der nigrischen Regierung im Rahmen der Ertüchtigungsinitiative der
Bundesregierung und zur Ausbildungsunterstützung. Es geht um Aufbau und
Ausstattung eines Partnerverbandes und um Beiträge zum Aufbau einer Schule
für Spezialkräfte. Es geht nicht um einen exekutiven Auftrag. Einen solchen
haben diese Soldaten nicht, und sie nehmen auch nicht an Operationen teil.

Fähnrich: Ich kann ergänzen, dass die Bundeswehr in zahlreiche Operationen
und Aktivitäten sowie Einsätze eingebunden ist. Das wissen Sie. Dabei gibt
es Einsätze und Aktivitäten, die ein Mandat besitzen, und es gibt Einsätze,
die keines besitzen.

Wer entscheidet darüber? - Es gibt das Parlamentsbeteiligungsgesetz, in dem
klare Kriterien formuliert sind, nach denen das Auswärtige Amt, das
Bundesministerium der Verteidigung und nicht zuletzt das Parlament darüber
entscheiden.

Zusatzfrage: Aber im Parlamentsbeteiligungsgesetz steht relativ eindeutig:
"Ein Einsatz bewaffneter Streitkräfte liegt vor, wenn Soldatinnen und
Soldaten der Bundeswehr in bewaffnete Unternehmungen einbezogen sind oder
eine Einbeziehung in eine bewaffnete Unternehmung zu erwarten ist."

Niger ist ein hochkonfliktives Land. Erst vergangenes Jahr beispielsweise
wurden vier Mitglieder einer US-amerikanischen Spezialeinheit eliminiert.
Das heißt, das Risiko, dass die deutschen Soldaten, die dort wohl auch mit
Langwaffen präsent sind, in Kampfhandlungen eingebunden werden, wird als
sehr hoch eingeschätzt. Deswegen argumentieren viele Rechtsexperten, dass
das Parlamentsbeteiligungsgesetz sehr wohl greifen sollte.

Was erwidern Sie darauf?

Fähnrich: Dazu kann ich nur sagen, was ich eben schon ausgeführt habe. Eine
Einbeziehung in eine bewaffnete Unternehmung im Sinne des
Parlamentsbeteiligungsgesetzes erfolgt in diesem Fall nicht und wird auch
nicht qualifiziert bewertet. Wir sind auf Einladung der nigrischen Kräfte
dort vor Ort. Es geht darum, Ausbildungsunterstützung zu leisten, auf gut
Deutsch, "military assistance" im Land durchzuführen.

Frage: Herr Fähnrich, zwingt die Tatsache, dass der Wehrbeauftragte
offenbar zu einer anderen Einschätzung gekommen ist, die Bundesregierung
nicht dazu, sich den Sachverhalt zumindest noch einmal anzuschauen und
eventuell zu einer Neubewertung zu kommen?

Fähnrich: Der Wehrbeauftragte hat seine Meinung dazu in den entsprechenden
Ausschüssen dargelegt. Wir werden das jetzt nicht zum Anlass nehmen, das zu
prüfen. Wir werden das aber dem Ausschuss an der gegebenen Stelle noch
einmal in schriftlicher Form darlegen.

Frage: Jetzt vor dem EU-Gipfel gibt es eine gemeinsame Erklärung unter
anderem von Frankreich, Holland und Dänemark, in der zum sofortigen Handeln
gegen den Klimawandel aufgerufen und gefordert wird, den Klimaschutz zum
Kernaspekt der EU-Strategie für die Jahre 2019 bis 2024 zu machen.
Interessant ist, Herr Seibert, dass die Bundesregierung nicht dabei ist.
Warum nicht?

StS Seibert: Ich kann Ihnen sagen, dass die Bundesregierung diese
Initiative für den Klimaschutz mehrerer Partnerstaaten in der Europäischen
Union begrüßt. Der Klimaschutz ist nicht nur ein zentrales Thema unserer
nationalen Politik. Er ist ein zentrales Thema der strategischen Agenda der
Europäischen Union und muss das auch sein.

Wir beginnen in Sibiu am Donnerstag, über die Schwerpunkte der EU-Strategie
zu sprechen. Dazu gehört auch die Frage, wie man den Klimaschutz als einen
solchen Schwerpunkt der zukünftigen EU-Strategie platziert. Für uns ist
ganz klar: Eine ehrgeizige EU-Klimapolitik in den nächsten Jahren hat
Priorität. Für uns steht dabei jetzt das Erreichen der Ziele für 2030 im
Vordergrund. Darüber werden wir mit den europäischen Partnern auch
sprechen.

Das neue Dokument, das die Partner vorgelegt haben, schauen wir uns an. Ein
Element darin, das schon auffällt, ist der Vorschlag, 25 Prozent des
europäischen Haushalts für Maßnahmen zu verwenden, die dem Klimaschutz
zugutekommen. Das unterstützt die Bundesregierung.

Zusatzfrage: Ich habe trotzdem nicht verstanden, warum Sie sich dem nicht
angeschlossen haben. Sie begrüßen das, machen aber nicht mit. Machen Sie
nicht mit, weil Sie vorher nicht genug Zeit hatten, sich damit zu
beschäftigen? Die anderen haben das ja geschafft.

StS Seibert: Wir begrüßen das, weil es immer gut ist, wenn man sich fragt,
wo und wie man noch mehr tun kann. Es ist genauso gut, wenn man Ziele, die
man sich einmal gesetzt hat, auch erreicht. Unter anderem deswegen treffen
wir uns ja jetzt in Rumänien, nämlich um im Kreis der europäischen
Mitgliedsstaaten darüber zu beraten, was die Prioritäten in der
strategischen Agenda der Europäischen Union sind - eine Beratung, in die
sich die Bundesregierung mit aller Intensität einbringen wird. Ich habe
Ihnen auch gesagt, in welchem Sinne wir uns einbringen werden, nämlich in
dem Sinne, dass wir in Klimapolitik und Klimaschutz einen Schwerpunkt der
zukünftigen EU-Strategie sehen.

Zusatz: Ich habe nicht verstanden, warum Sie das begrüßen, aber dabei nicht
mitmachen.

StS Seibert: Wer sagt denn, dass wir nicht mitmachten? Wir beteiligen uns
intensiv an der Debatte. Das Entscheidende ist doch, was 28 europäische
Mitgliedsstaaten jetzt gemeinsam auf den Weg bringen. Das gibt jetzt einen
Anstoß für eine sehr wichtige Diskussion, an der wir uns beteiligen. Wir
werden uns in dem Sinne einbringen, wie ich es gerade gesagt habe.

Frage: Das Thema der Bombardierung in der Provinz Idlib wurde vorhin schon
angesprochen. Herr Burger, etwa zehn Krankenhäuser sind bombardiert worden.
Es gibt Berichte darüber, dass Lagedaten dieser Krankenhäuser, die an die
Regierung mit dem Ziel, diese Örtlichkeiten zu schützen und sozusagen vor
Angriffen sicher zu machen, weitergegeben worden waren, möglicherweise als
Zieldaten missbraucht worden sind.

Kennen Sie diese Berichte? Haben Sie eigene Erkenntnisse? Wie bewerten Sie
das?

Burger: Ich kann bestätigen, dass die Koordinaten des von uns unterstützten
getroffenen Krankenhauses, das ich vorher erwähnt hatte, zumindest
Russland, dem wichtigsten Verbündeten des Regimes, vorab im Zuge des
sogenannten "deconflicting" mitgeteilt worden waren, und zwar über die
Vereinten Nationen, genau wie Sie sagen, zu dem Zweck, diese zivile
Infrastruktur vor ebensolchen Angriffen zu schützen.

Zusatzfrage: Sie haben jetzt nur von einem Krankenhaus gesprochen. Muss man
nicht davon ausgehen, dass tatsächlich die Daten aller mittlerweile als
getroffen bekannten humanitären Einrichtungen übermittelt worden sind?

Gehen Sie davon aus - das war ja auch meine Frage -, dass in diesem Falle
Sicherheitsdaten als Zieldaten missbraucht wurden?

Burger: Darüber will ich nicht spekulieren. Ich kann Ihnen auch keine
detaillierteren Angaben darüber liefern, ob alle in Frage kommenden Ziele
Teil dieser "deconflicting"-Information waren.

Aus unserer Sicht ist das trotzdem extrem besorgniserregend, weil es
natürlich darauf schließen lässt, dass es sich hierbei nicht um
Kollateralschäden im engeren Sinne handelt, weil zumindest der russischen
Seite bekannt gewesen ist, dass es sich um zivile Infrastruktur handelt.

Frage: Ich bin mir nicht sicher, ob meine Frage an das Innenministerium
oder an das Auswärtige Amt geht. Heute gibt es Berichte, dass Asia Bibi
Pakistan verlassen durfte. Es ist noch etwas unklar, ob sie jetzt in Kanada
ist oder nicht. Deutschland hatte aber auch einmal signalisiert, Asia Bibi
aufnehmen zu wollen. Daher meine Frage, um sicherzugehen: Kommt sie nach
Deutschland?

Burger: Ich habe dazu jetzt gerade keinen aktuellen Stand. Falls wir dazu
Informationen haben sollten, müsste ich sie Ihnen nachreichen.

Frage: Herr Schmidt, Grüne und Linke beschweren sich, dass sie in der
Kommission "30 Jahre Friedliche Revolution und Deutsche Einheit" nicht
vertreten seien, Schauspieler und Historiker dagegen schon. Warum werden
die Parteien und Mitglieder der Parteien, die ja auch im Osten
repräsentiert sind und teilweise an der Revolution beteiligt waren, nicht
eingeladen?

Schmidt: Weil es sich um eine Regierungskommission handelt.

Wie Sie vor Kurzem den Ankündigungen des Ministers, des Vorsitzenden und
des stellvertretenden Vorsitzenden über die Arbeit der Kommission entnehmen
konnten, wird es bei der Kommission "30 Jahre Friedliche Revolution und
Deutsche Einheit" darum gehen, darüber zu beraten, wie das Jubiläumsjahr im
Dialog mit Bürgerinnen und Bürgern aus ganz Deutschland gestaltet werden
soll. Wir haben dazu ein Konzept vorgelegt, das vom Bundeskabinett
gebilligt worden ist und unter anderem die Einsetzung dieser Kommission
beinhaltet.

Die Auswahl der Kommissionsmitglieder ist entsprechend dieser
konzeptionellen Vorgaben vorgenommen worden. Bei der Auswahl der Mitglieder
wurde versucht, auf eine ostdeutsche Schwerpunktsetzung zu achten, um die
Idee des Konzeptes zu unterstreichen, die Transformation der Ostdeutschen
in den letzten 30 Jahren zu würdigen und sowohl für diese Feierlichkeit als
auch für kommende Prozesse nutzbar zu machen.

Die grundsätzliche Kritik die daran jetzt laut geworden ist, können wir
insofern nicht nachvollziehen, als es sich eben um eine
Regierungskommission und nicht um eine parlamentarische Kommission handelt.

Zusatzfrage: Werden in Regierungskommissionen nie Parteipolitiker der
Opposition eingeladen? Wollen Sie uns das damit sagen?

Schmidt: Die Opposition ist nicht Teil der Regierung im engeren Sinne.
Insofern ist es eigentlich klar, dass die Beteiligung weiterer politischer
Kräfte hierbei über die geplanten Dialoge, die ja noch kommen werden,
erfolgen soll. Das heißt, dass natürlich sowohl die Bürgerinnen und Bürger
als auch Politikerinnen und Politiker der Opposition Gelegenheit haben,
sich in diesen Prozess einzubringen.

Zusatz: Aber die Einheitsfeier soll ja auch keine Regierungsfeier, keine
Feier der Regierung sein, sondern wahrscheinlich eine parteiübergreifende
Sache.

Schmidt: Das ist genau richtig.

Zusatz: Nur ist es eben keine parteiübergreifende Kommission.

Schmidt: Das ist richtig. Aber die Kommission organisiert zunächst einmal
die Feierlichkeiten, die dann parteiübergreifend und West und Ost
übergreifend stattfinden werden. Wir stehen ganz am Beginn dieses
Prozesses. Es wird noch Raum und Gelegenheit sein, sich einzubringen.

Zusatzfrage: Können Grüne und Linke denn zumindest damit rechnen, zu der
Feier eingeladen zu werden?

Schmidt: Ja. Ich denke, das kann ich zusagen.

Frage: Herr Schmidt, vielleicht können Sie kurz sagen, welches die
fachlichen Voraussetzungen waren, um als Mitglied in die Kommission berufen
zu werden.

Die Kritik eines Vertreters der Opposition lautete, es sei tatsächlich ein
Treppenwitz der Geschichte, dass man von diesem Ereignis, mit dem man an
etwas erinnert, bei dem Opposition eine wesentliche, geschichtsändernde
Facette hatte, Opposition aussperre. Berührt Sie das tatsächlich gar nicht?

Schmidt: Das würde ich so nicht sagen. Es ist allerdings kein Aussperren
der Opposition. Darum geht es dabei nicht. Die Kommission wurde eingesetzt,
um diese Feierlichkeiten zunächst einmal zu organisieren und das Ganze auf
den Weg zu bringen. Damit wird niemand von diesen Feierlichkeiten
ausgeschlossen.

Die Auswahl der Kommissionsmitglieder erfolgte durch die beteiligten
Ressorts. Das Bundeskanzleramt, das Bundesministerium der Finanzen, das
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie sowie das BMI gemeinsam haben
dieses Konzept entwickelt, und das Kabinett hat es beschlossen. Man kann
einsehen, wer die 22 Mitglieder dieser Kommission sind. Das steht alles
online im Internet. Sie wurden aufgrund ihrer biografischen und
persönlichen Eignung vorgeschlagen und für diese Kommission ausgewählt.

StS Seibert: Vielleicht muss man es einfach auch noch einmal sagen: Das
Erinnern, das Sie gerade angeführt haben, findet ja nicht in dieser
Kommission statt. Die Kommission soll und wird sich Gedanken darüber
machen, wie dieses Jubiläumsjahr, das in diesem November mit dem 30.
Jahrestag des Mauerfalls beginnt und mit dem 30. Jahrestag der
Wiedervereinigung am 3. Oktober 2020 endet, mit Bürgern und Bürgerinnen in
ganz Deutschland gestaltet werden soll. Das ist die Aufgabe dieser
Regierungskommission.

Bei den Bürgerdialogen, bei den Veranstaltungen, die dann daraus
hervorgehen, wird es natürlich eine denkbar plurale Beteiligung geben, so
wie unser Land eben auch ist.

Zusatzfrage: Verstehen Sie die Veranstaltungen, für die die Konzepte
erarbeitet werden, als Veranstaltungen der Bundesregierung oder als
Veranstaltungen des Bundes? Das mag spitzfindig klingen, aber ich finde das
ist ein Unterschied mit Bezug auf das Gedenkjahr.

Schmidt: Das ist insgesamt eine Feier für ganz Deutschland, für alle
Bürgerinnen und Bürger und für alle Politikerinnen und Politiker.

Frage: Herr Schmidt, Ihre Begründung war, dass die Opposition nicht Teil
der Regierung im engeren Sinne sei. Das ist nachvollziehbar. Das würde aber
insinuieren, dass eingeladene Schauspieler Teil der Regierung im engeren
Sinne seien, wenn das das Kriterium war. Ich glaube aber nicht, dass Sie
das sagen würden.

Wenn Sie sagen - auch das war Ihr Argument -, es gehe darum, sozusagen
einen Ideenrahmen für eine solche Feier zu entwickeln, dann spräche doch
wirklich alles dafür, auch politische Kräfte, die an dem Prozess der
friedlichen Revolution beteiligt waren und zum Teil heute im Parlament
sitzen, mit einzubeziehen.

Warum ist das nicht passiert? Das finde ich immer noch nicht richtig
nachvollziehbar.

Schmidt: Zunächst einmal gibt es durchaus Beispiele für Schauspielerinnen
und Schauspieler, die auch als Politikerinnen oder Politiker erfolgreich
waren. Aber das ist, denke ich, hier nicht Gegenstand.

Ich denke, wir führen diese Diskussion zu früh. Ich denke, es ist deutlich
geworden, dass die Kommission Ideen entwickeln wird, die dann umgesetzt
werden sollen. Diese pluralistische Beteiligung wird erfolgen, gar keine
Frage. Zum jetzigen Zeitpunkt ist es, denke ich, nicht der richtige
Zeitpunkt zu sagen: Wir schließen irgendjemanden aus. - Darum geht es dabei
nicht. Diese Kommission ist eine Arbeitsebene, die zunächst einmal Ideen
für diese Feierlichkeiten entwickeln wird, die dann in die Umsetzung gehen.
Auch darüber wird noch viel gesprochen werden, und alle gesellschaftlichen
Kräfte werden Gelegenheit haben, sich dazu zu äußern. Das ist ja das, was
wir erreichen wollen: ein breiter Dialog.

Es ist schade, dass es jetzt so früh zu dieser spitzen Frage kommt. Ich
finde es, ehrlich gesagt, tatsächlich auch ein bisschen spitzfindig, das
jetzt hineininterpretieren zu wollen. Es ist nun einmal eine
Regierungskommission. Warten Sie bitte ab. Diese Beteiligung wird noch
erfolgen. Die Kritik der Opposition haben wir gesehen und nehmen sie
natürlich ernst. Ich denke aber, wir werden das Ganze noch gut
zusammenführen können.

Zusatzfrage: Der Prozess, den die Regierungskommission leisten soll,
bezeichnet man üblicherweise auch als Brainstorming. Das ist es ja. Die
Oppositionsparteien werden von der aktiven Teilnahme an diesem
Brainstorming ausgeschlossen. Das ist das Resultat der Konstruktion, und
zwar bei einer Thematik, die sozusagen einen 
gesamtgesellschaftlich-politischen Prozess umfasst. Warum lässt man sie nicht an dem Brainstorming
in dieser Form teilhaben? Die Regierung kann doch auch andere Parteien dazu
einladen.

Schmidt: Sie gehen damit, denke ich, schon einen Schritt zu weit. Denn das,
was die Kommission jetzt entwickeln wird, soll ja eben zu einem breiten
Dialog führen. In diesem Dialog wird es auch breite
Beteiligungsmöglichkeiten jenseits jeglicher politischen
Parteizugehörigkeiten geben. Die Ideen, die dafür zusammengetragen werden,
sind, denke ich, im Moment einfach auf dem richtigen Weg. Diese
pluralistische Diskussion wird geführt werden können. Aber zum jetzigen
Zeitpunkt in der Kommission wird sie nicht geführt.

Frage: Die Deutsche Welle hat am 14. April behauptet, dass die
venezolanische Regierung ihr Sendesignal in Venezuela abgeschaltet habe.
Das Auswärtige Amt hat das aufgegriffen, die venezolanische Regierung für
diesen Schritt verurteilt und eine Wiedereinstellung des Signals gefordert.

Die aktuelle Faktenlage ist nun so - Ihnen liegt meines Wissens auch eine
Verbalnote des venezolanischen Außenministeriums vor -, dass es eine solche
Unterbrechung des Deutsche-Welle-Signals im venezolanischen Kabelnetz nie
gegeben hat. Das Einzige, was es gab, war eine 20-stündige Unterbrechung
bei einem Privatanbieter, dem US-Satellitenanbieter DirecTV.

Plant die Bundesregierung, plant das Auswärtige Amt, sich für diese
falschen Anschuldigungen gegenüber der venezolanischen Regierung zu
entschuldigen?

Burger: Sie halten mir eine Menge von Aussagen vor, die ich jetzt hier
nicht überprüfen kann. Eine Antwort dazu muss ich Ihnen nachreichen.

Zusatzfrage: Ist Ihnen aber bewusst, dass es die Verurteilung der
venezolanischen Regierung auf Basis der - so muss ich es leider sagen -
Fake News der Deutsche Welle gegeben hat?

Burger: Wenn Sie das so nennen, dann nennen Sie das so. Das mache ich mir
sicherlich nicht zu eigen.

Wie gesagt, habe ich den Vorgang jetzt gerade nicht präsent. So wie Sie es
darstellen, ist das fast einen Monat her. Ich muss Ihnen das nachreichen.

Frage: Zur Oberbürgermeisterwahl in Istanbul: Herr Seibert, ich habe eine
Reaktion des Auswärtigen Amtes gehört. Wie bewertet die Kanzlerin die
Entscheidung in der Türkei, diese Wahl zu annullieren?

Herr Burger, können Sie uns sagen, was die Bundesregierung aktuell tut,
damit das vielleicht doch noch umgekehrt wird? Planen Sie, bei einer
Neuwahl zum Beispiel eigene Wahlbeobachter zu schicken?

StS Seibert: In der Tat hat sich der Außenminister für die Bundesregierung
bereits geäußert. Ich kann all das, was der Außenminister gesagt hat, noch
einmal unterstreichen. Wir haben diese Entscheidung des sogenannten Hohen
Wahlrats in der Türkei mit großer Sorge zur Kenntnis genommen.
Nachvollziehbar ist sie für uns nicht. Wir gehen deswegen davon aus, dass
der Hohe Wahlrat die Gründe für seine Entscheidung noch genauer darlegen
wird, damit die notwendige Transparenz hergestellt ist.

Wir unterstützen auch die gemeinsame Stellungnahme der Hohen Beauftragten
der EU, Frau Mogherini, und des Kommissars Johannes Hahn. Faire, freie,
transparente Wahlen sind unverzichtbar für jede Demokratie. Die Integrität
des Wahlprozesses ist es natürlich, die das Vertrauen der Bürger in die
staatlichen Institutionen schafft. Deswegen ist sie von großer Bedeutung.

Wir halten es - danach fragten Sie - tatsächlich für angemessen, dass der
Europarat Wahlbeobachter zu der für den 23. Juni angesetzten Wiederholung
der Wahl in Istanbul entsendet.

Zusatzfrage: Bei der ersten waren keine Wahlbeobachter, richtig?

StS Seibert: Das kann ich Ihnen im Moment nicht sagen.

Burger: Meines Wissens hat es Wahlbeobachter gegeben, aber keine umfassende
Wahlbeobachtungsmission. Aber ich muss es Ihnen tatsächlich nachreichen.

Frage: Sieht die Bundesregierung durch die Wahlannullierung und die
fehlende Begründung der Wahlkommission das deutsch-türkische Verhältnis
belastet?

StS Seibert: Ich habe für die Bundesregierung die Sorge ausgedrückt, die
wir angesichts der Ankündigung, die Wahl zu annullieren, haben, und habe
davon gesprochen, wie wichtig die Integrität eines Wahlprozesses nach einer
erfolgten Wahl für das Vertrauen von Menschen in die Demokratie und in die
staatlichen Institutionen in einem Lande ist. Das ist sozusagen mit Blick
auf die türkischen Bürger und Bürgerinnen formuliert.

Frage: Herr Burger, Herr Seibert, gab es in jüngerer Vergangenheit
bilaterale Gespräche zwischen der deutschen und der türkischen Regierung
über das Wahlthema?

Burger: Das habe ich nicht präsent; das müsste ich Ihnen nachliefern.

Frage: Ein Rechtsgutachten der Wissenschaftlichen Dienste des Bundestages
legt ziemlich detailliert dar, wie im Zuge des Zwei-plus-Vier-Vertrags zwar
die damalige Sowjetunion auf ihre gesamten Besatzungsrechte in Deutschland
verzichtet hat, nicht aber die Westalliierten.

Wie bewertet es die Bundesregierung, dass die USA im Jahr 30 des Mauerfalls
nach wie vor über Besatzungsrechte in Deutschland verfügen?

Burger: Besatzungsrechte? Das ist, glaube ich, nicht der Begriff. Es würde
mich sehr, sehr wundern, wenn dieser Begriff in einem Gutachten der
Wissenschaftlichen Dienste des Bundestages verwendet würde. Ich kenne das
Gutachten nicht. Detailliert kann ich dazu nichts sagen. Aber ich glaube
nicht, dass es in irgendeiner Form völkerrechtliche korrekt wäre, zu sagen,
dass irgendjemand in Deutschland derzeit Besatzungsrechte ausübe.

Zusatz: Das Gutachten kann ich Ihnen gern zukommen lassen. Es gab den 
Zwei-plus-Vier-Vertrag, in dem auf die Besatzungsrechte verzichtet wurde. Danach
gab es einen belegten Briefwechsel der britischen, französischen und 
US-amerikanischen Seite, woraufhin dann wieder Besatzungsrechte aktiviert
wurden. In dem Gutachten wird dargelegt, dass das kein Zeichen fehlender
Souveränität ist, sondern dass die freiwillige Aufgabe und die Öffnung für
Besatzungsrecht Zeichen der Souveränität sei.

Aber langer Rede kurzer Sinn: Dieses Gutachten existiert. Ich frage noch
einmal nach, wenn Sie das Gutachten gelesen haben.

StS Seibert: Ich möchte aber schon einmal festhalten, dass es keine
Besatzer in Deutschland gibt.

Zusatz: Ich habe von Besatzungsrecht gesprochen.

Frage: Zwei Fragen zur Steuerschätzung:

Zum einen wüsste ich vom Arbeitsministerium gern, ob Sie angesichts der zu
erwartenden Mindereinnahmen an Ihren Plänen festhalten, eine Grundrente
einzuführen.

Vom Wirtschaftsministerium wüsste ich zum anderen gern, ob Sie weiterhin an
den Plänen festhalten, den Solidaritätszuschlag komplett abzuschaffen.

Jäger: Wir sehen keinen Anlass, aufgrund einer Steuerschätzung unser
Konzept der Grundrente nicht auf den Weg zu bringen.

Baron: Ich kann nur auf die Äußerungen verweisen, die der Minister zu dem
Thema getätigt hat. Der Minister hat immer deutlich gemacht, dass wir
gerade in Phasen eines langsameren konjunkturellen Wachstums keine
zusätzlichen Belastungen für Unternehmen brauchen. Unser Haus arbeitet
dabei, wie Sie wissen, an verschiedenen Elementen. Ein Punkt, den ich hier
erwähnen muss, ist natürlich der Bürokratieentlastung. Wir fordern die
Ressorts auf, Beiträge dazu zu leisten und zu keinen zusätzlichen
Belastungen zu kommen. Daneben muss man auch über Entlastung sprechen. Aber
diese Debatte muss natürlich in der Bundesregierung geführt werden.

StS Seibert: Da es uns alle betrifft, will ich vielleicht auch für alle
sagen: Der Arbeitskreis Steuerschätzung beendet seine Arbeit erst morgen,
wie Sie wissen. Deswegen wird morgen der zuständige Bundesfinanzminister um
15 Uhr über die Ergebnisse der Steuerschätzung informieren. Seinen
Ausführungen können wir alle hier nicht vorgreifen.

Mittwoch, 8. Mai 2019
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PRESSEKONFERENZ/1853: Regierungspressekonferenz vom 6. Mai 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 6. Mai 2019

Regierungspressekonferenz vom 6. Mai 2019

Themen: Raketenbeschuss durch die Hamas auf Ziele in Israel,
Versorgungssicherheit beim Öl, Verlegung von Flugzeugträgern der USA in den
Persischen Golf, Nationale Industriestrategie 2030, Auskunftsrecht des
Deutschen Bundestages gegenüber der Bundesregierung, Lage in Venezuela,
Steuerschätzung, Treffen des amerikanischen Außenministers mit seinem
russischen Amtskollegen, CO2-Bepreisung, Abschuss von Wölfen in
Deutschland, Wahl zur Bremischen Bürgerschaft, mögliche Einführung einer
Impfpflicht gegen Masern


Sprecher: SRSin Demmer, Eichler (BMWi), Burger (AA), Flosdorff
(BMVg), Kolberg (BMF), Kübler (BMU), Brandt (BMEL), Kautz (BMG), Thomas
(BMVI)



Vorsitzender Feldhoff eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRSin Demmer
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRSin Demmer: Die Bundesregierung verurteilt den Raketenbeschuss durch die
Hamas auf Ziele in Israel auf das Schärfste. Es kann für diese Gewalt gegen
unschuldige Zivilisten keine Rechtfertigung geben. Israel hat das Recht,
seine Sicherheit zu verteidigen und auf Angriffe angemessen zu reagieren.
Es ist nun entscheidend, dass der heute früh vereinbarte Waffenstillstand
hält und eine weitere Verschärfung der Lage vermieden wird.

Frage: Frau Demmer, wie bewertet die Bundesregierung die Bombardements der
Israelis auf Gaza? Ist das verhältnismäßig?

SRSin Demmer: Ich kann nur noch einmal wiederholen: Israel hat das Recht,
seine Sicherheit zu verteidigen und auf Angriffe angemessen zu reagieren.

Zusatzfrage: Ist es angemessen zu bombardieren?

SRSin Demmer: Ich kann mich hier nur wiederholen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Wirtschaftsministerium: Die Ölpipeline
Druschba ist ja defekt, was zu bestimmten Schwierigkeiten in Polen geführt
hat. Sie mussten ihre Ölreserven anzapfen. Wie ist es in Deutschland?
Werden auch in Deutschland Ölreserven angezapft, um den Bedarf in
Ostdeutschland befriedigend zu decken, vor allem in Leuna und in Schwedt?

Eichler: Die Versorgungssicherheit in Deutschland ist sicher. Im Moment
gibt es dafür keinen Anlass. Wir gehen davon aus, dass dieses Problem
zeitnah behoben werden kann.

Zusatzfrage: Das heißt, die Notreserven werden im Moment nicht angezapft?

Eichler: Im Moment ist die Versorgungssicherheit in Deutschland
gewährleistet.

Zusatzfrage: Wie schätzen Sie generell die Lage mit dieser Pipeline ein?

Eichler: Das ist spekulativ. Dazu möchte ich jetzt hier keine Einschätzung
abgeben.

Frage: Eine Frage an Herrn Burger zum Thema USA/Iran: Die Vereinigten
Staaten haben heute ihren Flugzeugträger und ihre Kampfflugzeuge in den
Persischen Golf vor die iranische Küste verlegt. Wie besorgt ist die
Bundesregierung, dass es zu einem Krieg zwischen Iran und den USA kommen
kann?

Burger: Wir haben diese Ankündigung zur Kenntnis genommen. Die Haltung der
Bundesregierung ist bekannt. Wir sind nach wie vor der festen Überzeugung,
dass die vollumfängliche Umsetzung der Wiener Nuklearvereinbarung mit Iran
unverzichtbar für mehr Stabilität und Sicherheit im Nahen und Mittleren
Osten ist. Wir sind auch der Meinung, dass dieses Abkommen deshalb so
wichtig ist, weil es einen Beitrag zur Deeskalation und zur Berechenbarkeit
leisten kann und weil es Gesprächsformate schafft, die dabei helfen können,
Spannungen abzubauen. Das Abkommen ist vor allem aber die Gewährleistung
dafür, dass Irans nukleare Aktivitäten ausschließlich friedlichen Zwecken
dienen.

Das haben die drei Außenminister Deutschlands, Frankreichs und
Großbritanniens und die Hohe Vertreterin der EU auch am Samstag in einem
Statement bekräftigt, was Sie vielleicht gesehen haben. Wir haben darin
auch die jüngsten Entscheidungen der USA zur Nicht-Verlängerung der Waiver
für die Öl-Sanktionen und zu den Nuklear-Waivern bedauert und mit Sorge zur
Kenntnis genommen, weil das die weitere Umsetzung des JCPOA erschwert.

Insofern: Unsere Bemühungen als Bundesregierung richten sich darauf, das
JCPOA zu erhalten und gleichzeitig auch problematische Themen wie die
regionale Rolle des Iran und seine Aktivitäten im Bereich der Raketen und
der Proliferation nicht auszuklammern.

Zusatzfrage: Herr Burger, meine Frage war nicht zum Nuklearvertrag. Da weiß
ich ja, was die Position der Bundesregierung ist.

Meine Frage war jetzt konkret zu der Verlegung des Flugzeugträgers und der
Kampfflugzeuge. Es ist ja eine neue Eskalationsstufe, in der es zu einem
Krieg kommen könnte. Noch einmal: Sind Sie besorgt, dass es zu einem
Kriegsausbruch kommt oder sehen Sie das ganz gelassen?

Burger: Bitte haben Sie Verständnis dafür, dass ich mich über diese
Ankündigung hinaus - ich habe gesagt, wir haben sie zur Kenntnis genommen -
hier nicht weiter äußern kann, weil mir über die Ankündigung hinaus keine
näheren Informationen dazu vorliegen.

Frage: Herr Burger, ich würde dann aber gern doch noch einmal nachfragen.
Es müsste doch eigentlich für Sie möglich sein, eine Einschätzung zu geben,
ob die Verlegung von Flugzeugträgern und Bomberstaffeln an den Persischen
Golf für Sie ein Zeichen der Eskalation ist, wenn wir eh schon über diesen
Problemkreis Iran reden.

Gleich eine andere Frage hinterher: Mike Pompeo wird morgen ja in Berlin
erwartet. Wird dieses Thema auf der Agenda stehen?

Burger: Ich habe Ihnen gesagt, wie die Grundhaltung der Bundesregierung zum
Verhältnis zu Iran und zur Lage in der Region ist, was unsere Bemühungen
sind, um dort zu einer Deeskalation beizutragen. Ich habe Ihnen auch
gesagt, dass wir die amerikanischen Ankündigungen zur Kenntnis genommen
haben.

Aber darüber hinaus habe ich dazu keinen weiteren Kommentar zu diesem
Zeitpunkt. Ich will auch nicht den Gesprächen des Außenministers mit seinem
amerikanischen Amtskollegen morgen Nachmittag vorgreifen. Sie werden ja
vielleicht im Anschluss an das Gespräch selbst die Gelegenheit haben, dort
die Frage zu stellen.

Frage: Sie haben schon teilweise die Frage, die ich gern gestellt hätte,
beantwortet. Aber es geht jetzt um Äußerungen von Herrn Grenell hier in
Berlin. Erneut hatte er sich dazu geäußert, dass die Verteidigungsausgaben
erhöht werden sollen. - Das zum einen.

Zum anderen vielleicht an die Adresse des Verteidigungsministeriums die
Frage: Wie sieht man jetzt diese neue Eskalationsstufe durch die Verlegung
des Flugzeugträgers? Ist das militärisch überhaupt in Deutschland ein
Thema?

Flosdorff: Nein.

Zusatzfrage: Das ist kein Thema für Bundeswehr? - Gut.

Vielleicht können Sie etwas zu den Äußerungen von Herrn Grenell sagen?

Burger: Ich habe jetzt nicht vor, einzelne Äußerungen des amerikanischen
Botschafters hier zu kommentieren.

Der Außenminister hat sich zu der Frage der Verteidigungsausgaben und der
Zusagen, die wir dazu im Rahmen der Nato gemacht haben, am Rande des 
Nato-Außenministertreffens Anfang April sehr deutlich geäußert. Die
Bundesregierung steht zu den Zusagen, die sie gemacht hat. Daran hat sich
auch nichts geändert.

Frage: Herr Burger, wird sich Deutschland als Mitglied des 
UN-Sicherheitsrats auf der Ebene um Klärung bemühen, vielleicht eine
Sondersitzung einberufen oder Sonstiges?

Burger: Ich habe heute keine Ankündigung in diesem Kontext zu machen. Sie
wissen, unsere Zeit als Vorsitz des UN-Sicherheitsrats ist mit Ablauf des
Monats April zu Ende gegangen. Insofern sind wir nicht mehr diejenigen, die
Sitzungen des Sicherheitsrats einberufen. Der Sicherheitsrat befasst sich
auch aufgrund seiner Resolutionen, die es zum Thema Iran gibt, auch zum
JCPOA, ohnehin immer wieder mit der Situation im Iran. Aber ich kann Ihnen
nicht sagen, wann da die nächste Befassung vorgesehen ist.

Zusatzfrage: Können Sie als Mitglied eine Sitzung beantragen?

Burger: Wie gesagt: Ich kann da im Moment nichts ankündigen.

Zuruf: Das ist eine Lernfrage. Können Sie als Mitglied eine Sitzung
beantragen, wenn schon nicht einberufen?

Burger: Meine Kenntnis ist, dass es die Möglichkeit gibt, eine Sitzung des
Sicherheitsrats zu beantragen, nicht nur für Mitglieder des
Sicherheitsrats, sondern auch für andere Staaten. Ob eine solche Sitzung
dann stattfindet oder nicht, darüber entscheiden die Mitglieder des
Sicherheitsrates dann per Mehrheit.

Frage: Herr Burger, Sie sagten vorhin, Sie würden morgen möglicherweise
selbst Gelegenheit haben, Fragen zu stellen. Das bedeutet, es gibt eine
Pressekonferenz? Vielleicht ist sie schon angekündigt. Ich habe die
Mitteilung noch nicht erhalten.

Burger: Die Vorstellung war, dass die Einladung zu dieser Pressekonferenz
schon vor dieser Pressekonferenz verteilt werden sollte. - Einige im Saal
nicken.

Zusatzfrage: Alles gut. Danke.

Frage: Herr Burger, es gibt iranische Medienberichte, wonach es
Evakuierungspläne für die deutsche Botschaft in Teheran gibt. Können Sie
solche Pläne zum jetzigen Zeitpunkt bestätigen?

Burger: Nein, das kann ich nicht bestätigen.

Frage: Ich hätte eine Frage an das Bundeswirtschaftsministerium in Sachen
Nationaler Industriestrategie: Wie reagiert denn das BMWi auf die
anhaltende Kritik, dass diese Idee der Förderung nationaler Champions
möglicherweise zulasten des deutschen Mittelstandes gehen könnte? Da gibt
es ja erneute Kritik. Gibt es eine neue Position des BMWi dazu?

Eichler: Wie Sie wissen, findet jetzt im BMWi die Konferenz zur Nationalen
Industriestrategie statt. Da war ein Teil heute Vormittag ja auch schon
presseöffentlich. Heute Nachmittag wird es - voraussichtlich gegen 13.45
Uhr - ein Pressestatement von Herrn Altmaier geben. Deshalb haben Sie bitte
Verständnis dafür, dass ich mich dazu jetzt nicht äußere.

Frage: Meine Frage richtet sich an Frau Demmer und an alle anderen, die
sich bemüßigt fühlen.

Frau Demmer, das Auskunftsrecht des Bundestages genießt Verfassungsrang.
Wir hören aber von allen Oppositionsfraktionen, dass es eine massive
Unzufriedenheit mit der Beantwortung von Kleinen Anfragen gibt. Da werden
Fristen nicht eingehalten. Da wird ausweichend und unzureichend
geantwortet, so der Vorwurf.

Meine Frage an Sie ist, inwieweit Sie das als Problem sehen, inwieweit die
Bundesregierung bereit ist, da vielleicht nachzubessern und diesem
Auskunftsrecht des Parlaments weiter nachzukommen.

SRSin Demmer: Ich kann Ihnen nur Recht geben. Das Auskunftsrecht ist ein
sehr wichtiges. Deshalb nehmen wir das auch sehr ernst. Trotzdem geht es ja
auch immer darum, wirklich gute Antworten zu geben. Da die Antworten häufig
zwischen verschiedenen Ressorts abgestimmt werden müssen, dauert das
manchmal seine Zeit. Aber ich kann Ihnen versichern, dass jede Menge
Menschen in der Bundesregierung sehr hart und sehr eifrig daran arbeiten,
diese Anfragen innerhalb der Fristen zu beantworten.

Zusatzfrage: Es geht nicht nur um die Frist. Es geht insbesondere darum,
dass auf spezielle, konkrete Fragen nicht wirklich eingegangen wird.

Es war ein Beispiel dabei. Darin wurde die Bundesregierung gefragt, welche
Ausgleichsmaßnahmen sie denn plant, um die Bodenbiologie zu erhalten. Die
Antwort war: Der landwirtschaftliche Betrieb soll Anbausysteme durchführen
können, die die Bodenbiologie erhalten. - Da ist ja nicht wirklich darauf
eingegangen worden, was genau die Bundesregierung plant.

SRSin Demmer: Ich kann jetzt mit Ihnen nicht in die Exegese einzelner
Kleiner Anfragen gehen. Aber ich kann Ihnen versichern: Die Bundesregierung
nimmt das sehr ernst und arbeitet sehr gewissenhaft an der Beantwortung
dieser Fragen.

Zusatzfrage: Aber wie erklären Sie sich dann, dass das in jeder Sitzung des
Ältestenrats ein Thema ist und die Opposition sagt: So, wie es jetzt ist,
war es in der Vergangenheit wirklich noch nicht?

SRSin Demmer: Ich war nicht in der Sitzung des Ältestenrates dabei.
Deswegen kann ich dazu keine Stellung nehmen. Ich kann Ihnen hier nur
versichern, dass die Bundesregierung dieses Thema sehr ernst nimmt.

Frage: Frau Demmer, wenn ich Sie richtig verstehe, dann hat die Qualität
der Antworten der Bundesregierung auf parlamentarische Anfragen in den
letzten Jahren nicht abgenommen?

SRSin Demmer: Ich kann Ihnen nur vom Status quo berichten, dass wir das
sehr, sehr ernst nehmen. Ich habe jetzt ja keinen Überblick über die
Beantwortung der Kleinen Anfragen in den letzten Dekaden. Ich gehe davon
aus - -

Zuruf: Es ging gerade um die letzten Jahre. Hat die Qualität der Antworten
auf Parlamentarische Anfragen nicht abgenommen?

SRSin Demmer: Eine Bewertung der Qualität der Anfragen steht Ihnen frei.
Ich kann hier nur immer wieder versichern, dass die Bundesregierung dieses
Thema sehr ernst nimmt.

Frage: Zur Lage in Venezuela: Herr Burger, wie beurteilen Sie den jetzt
offenbar gescheiterten letzten Versuch von Guaidó, die Macht zu erlangen?

Burger: Ihre Charakterisierung der Lage mache ich mir jetzt nicht zu Eigen.
Unser Interesse und unser Wirken zielen weiterhin darauf ab, dass der
Interimspräsident Juan Guaidó freie und faire Wahlen einleiten kann, die
dann dazu führen, dass das venezolanische Volk die Gelegenheit hat, selbst
über seine Zukunft und seine Regierung zu bestimmen.

Zusatzfrage: Wie bewerten Sie denn die Vorgehensweise von Herrn Guaidó und
seinen Alliierten in Venezuela?

Burger: Der Außenminister hat sich ja auch am Rande seiner 
Lateinamerika-Reise dazu geäußert. Er hat gesagt: Für uns ist entscheidend, dass die
politische Auseinandersetzung in Venezuela friedlich geführt wird, dass es
nicht zu Gewalt kommt und dass die verfassungsmäßige Ordnung so
wiederhergestellt wird, dass der Weg zu neuen Wahlen freigemacht wird.

Frage: Herr Guaidó hat ja angekündigt, dass er gegebenenfalls das Angebot
der USA militärisch einzugreifen, der Nationalversammlung zur Abstimmung
unterbreiten werde.

Haben Sie eigene Erkenntnisse darüber, wie diese Nationalversammlung in
Venezuela eigentlich tagt? Sie wurde ja von Seiten der Maduro-Regierung
sozusagen durch ein anderes Gremium ersetzt. Kann die Nationalversammlung
tatsächlich frei tagen und entscheiden und nach Ihrer Kenntnis auch darüber
entscheiden, ob sie ein solches Angebot annimmt?

Burger: Dazu müsste ich Ihnen gegebenenfalls eine Einschätzung nachliefern,
wenn wir das können.

Frage: Ich habe eine Frage an das Finanzministerium. Ist es richtig, dass
man bei den Steuern erhebliche Mindereinnahmen, also weniger Einnahmen als
noch im Oktober geschätzt, für die nächsten vier Jahren erwartet? Die Rede
ist von einer Lücke von ungefähr 75 Milliarden.

Kolberg: Minister Scholz wird am Donnerstag über die Ergebnisse der
Steuerschätzung informieren, wie üblich im Rahmen einer Pressekonferenz.
Dem kann ich hier nicht vorgreifen.

Darüber hinaus kann ich auf das verweisen, was er gestern in einem
Interview dem "Deutschlandfunk" gesagt hat. Er hat betont, dass wir gut
vorbereitet sind und dass bei der bisherigen Planung für den Haushalt des
nächsten Jahres und die Finanzplanung die nicht mehr so starken
Wirtschaftsdaten des Jahresanfangs zugrunde gelegt wurden.

Frage: Ich habe eine Frage an Herrn Burger im Zusammenhang mit dem Besuch
von Herrn Pompeo. Herr Pompeo trifft heute den russischen Minister Lawrow
in Finnland. Was erwartet man im Auswärtigen Amt von diesem Treffen?

Burger: Ich glaube, das ist eine Frage, die sich vor allem an die
beteiligten Staaten richten sollte. Ich tue mich jetzt sehr schwer - wir
versuchen ja immer schon, selbst unseren eigenen Gesprächen nicht
vorzugreifen -, Erwartungen an ein solches Treffen zwischen zwei anderen
Staaten zu formulieren. Ich denke, es ist klar, dass das Verhältnis zu
Russland und auch die Lage in der Ukraine, aber beispielsweise auch die
Lage in Venezuela Themen sind, die uns alle interessieren und die
sicherlich auf der Agenda für das Treffen mit Außenminister Pompeo morgen
hier in Berlin stehen. Aber ich tue mich, wie gesagt, schwer damit, das im
Hinblick auf die Gespräche, die Herr Pompeo und Herr Lawrow führen, weiter
zu konkretisieren.

Zusatzfrage: Könnten Sie bitte konkretisieren, welche Themen für morgen
anstehen? Sie haben die Themen Ukraine und Venezuela genannt. Was noch?

Burger: Das Verhältnis zu Russland habe ich als Thema auch genannt. Aber
Sie wissen ja, dass uns mit den USA eine ganz besonders enge und lang
gewachsene Freundschaft und Zusammenarbeit bei einer ganzen Reihe von
Sachthemen verbindet. Insofern sind die drei Themen, die ich eben genannt
habe, auch nur beispielhaft.

Frage: Zum Thema einer CO2-Steuer eine Frage an das BMU und vielleicht auch
an das Finanzressort: Diese Diskussion erreicht zunehmend den politischen
Raum. Wie beeinflusst dies die Diskussion innerhalb der Bundesregierung
über die Einführung einer CO2-Steuer, einer CO2-Bepreisung? Wir haben
gestern erlebt, dass sich ein Ministerpräsident einer Landesregierung in
harschesten Worten gegen eine solche Steuer ausgesprochen hat. Andererseits
sagen andere Ministerpräsidenten derselben Partei, man könne eventuell vom
Schweizer Modell lernen. Sind diese Diskussionen im politischen Raum
außerhalb des Kabinetts Dinge, die dennoch die Diskussion im Rahmen des
Kabinetts beeinflussen?

Entschuldigung, dass das etwas umständlich formuliert ist, aber das ist die
Gemengelage.

Kübler: In der Tat sind es vor allen Dingen Diskussionen im politischen
Raum. Wir sind jeden Tag aufs Neue erstaunt, wer sich noch alles zum 
CO2-Preis äußert, der sich bislang noch nicht geäußert hatte. Die Meinungen und
Einschätzungen zum CO2-Preis gehen im Grunde in eine Linie, die auch die
Linie unseres Hauses ist. Wir brauchen einen CO2-Preis. Wir brauchen die
Lenkungswirkung hin zu klimaschonenden Produkten, die wenig CO2 emittieren.
Wir brauchen diesen CO2-Preis sozial verträglich, und wir müssen ihn so
gestalten, dass damit nicht die Staatseinnahmen erhöht werden, sondern dass
damit das, was wir einnehmen, zur Lenkungswirkung hin zu klimaschonenden
Produkten der Bevölkerung wieder zugutekommt, damit wir soziale Härten
beseitigen, die eventuell vorkommen. Das ist die eine große Position.

Die andere betrifft den Emissionshandel. Viele sehen darin, ihn auf andere
Sektoren auszuweiten, den Stein der Weisen. Das sehen wir nicht so - das
haben wir auch mehrfach dargestellt -, weil es einerseits die
klimaschonenden Maßnahmen, also den Klimaschutz auf eine lange Bank
schiebt, wenn wir das nach Brüssel verlagern, und weil zum anderen im
Ergebnis einer Ausweitung des Emissionshandels nicht weniger Auswirkungen
auch vor Ort hier auf die Bürgerinnen und Bürger zukommen würden und eine
Kompensation nötig wäre. Insofern ist das eine Scheindebatte, die nicht
weiterführt.

Sie fragen, inwiefern uns das im Kabinett beeinflusst. Ich kann nur sagen,
dass wir innerhalb des Klimakabinetts eine feste Tagesordnung haben, wonach
auch der CO2-Preis bald behandelt wird. Das Kanzleramt, das
Wirtschaftsministerium und das Umweltministerium sind dabei, verschiedene
Institute, Weise und Experten mit Gutachten zu betrauen, um die
Auswirkungen des CO2-Preises sehr differenziert und umfassend darzustellen.
Das ist die Grundlage dafür, wie wir im Klimakabinett entscheiden werden.

SRSin Demmer: Ich würde gern noch sagen, dass es darum geht, die Klimaziele
2030 zu erreichen. Dazu steht die Bundesregierung. Das ist ein dickes
Brett; wir haben uns viel vorgenommen. Jetzt müssen wir darüber nachdenken,
wie wir diese Ziele erreichen, und dieser Prozess läuft. Jetzt werden wir
also alle denkbaren Maßnahmen durchdenken und am Ende Beschlüsse fassen.
Darüber halten wir Sie dann auf dem Laufenden.

Kolberg: Ich habe nicht mehr viel Neues beizutragen. Wir haben hier in den
letzten Wochen und Monaten immer wieder auch über dieses Thema gesprochen.
Der Minister hat sich dazu auch in Interviews geäußert und betont, dass der
Klimaschutz die herausragende Aufgabe unserer Zeit sei. Deshalb reden wir
im Klimakabinett über dieses Thema. Wichtig ist uns, dass wir ein
effektives und gutes Maßnahmenpaket zusammenstellen. Daran arbeiten wir im
Moment.

Zusatzfrage: Herr Kübler, bedeutet das, dass dieses Thema bei der nächsten
Sitzung des Klimakabinetts - ich glaube, der Termin ist der 29. Mai -
behandelt werden wird?

Sie sagten, eine Ausweitung des Emissionshandels hätte auch Auswirkungen
auf die Bevölkerung hier. Können Sie diese Auswirkungen etwas näher
präzisieren - jenseits des Faktors "lange Bank"?

Kübler: Soweit mir Informationen zur Tagesordnung des Klimakabinetts
vorliegen, ist die nächste Sitzung am 29. Mai nicht dafür vorgesehen, sich
mit dem CO2-Preis zu befassen. Es geht darum, dass alle anderen Sektoren,
die im Klimakabinett vertreten sind, dort ihre Maßnahmen vorstellen. Der
CO2-Preis steht meines Wissens am 17. Juli auf der Tagesordnung. Wir werden
noch vor der Sommerpause das versprochene Konzept zur CO2-Bepreisung vom
Umweltministerium vorlegen.

Zu Ihrer zweiten Frage: Bei den Auswirkungen, die wir durch direkte
Rückzahlungen an die Bürgerinnen und Bürger auffangen wollen, geht es
darum, soziale Härten aufzufangen, die beim CO2-Preis entstehen können,
wenn zum Beispiel die Energiepreise für Benzin und Öl steigen. Das beträfe,
wie auch hier schon oft beschrieben, vor allen Dingen die Pendler und
Pendlerinnen.

Die Ministerin hat oft eine Krankenschwester in ihrer Heimatstadt benannt,
die in Münster selbst wegen der hohen Mietpreise keine Wohnungen findet, im
Umland wohnt und doppelt bestraft würde: Sie wohnt in einem nicht sanierten
Altbau, muss beim CO2-Preis also höhere Ölkosten in Kauf nehmen und
gleichzeitig durch die höheren Benzinkosten auch noch beim Pendeln mit
ihrem Auto, auf das sie angewiesen ist, mehr bezahlen. Solche
Ungleichgewichte wollen wir auffangen und zu einer direkten Kompensation
kommen. Wie das geschehen soll, daran arbeiten wir gerade.

Frage: Sie haben jetzt immer neutral vom CO2-Preis gesprochen, aber gesagt,
Emissionshandel hielten Sie für einen Irrweg. Kann man sagen, dass das
Umweltministerium damit eine CO2-Steuer favorisiert? Ist das legitim?

Zum Zweiten die Frage: Wie viele Gutachten sind von der Regierung jetzt
insgesamt zum CO2-Thema in Auftrag gegeben worden, und welche werden bis
zum 17. Juli vorliegen, an dem das Thema besprochen werden wird?

Kübler: Soweit ich weiß, ist vom Umweltministerium ein Gutachten in Auftrag
gegeben worden, das bis dahin fertig werden soll. Wie viele Gutachten von
anderen Kabinettskollegen noch in Auftrag gegeben wurden, weiß ich nicht.

Zusatzfrage: Vielleicht können die anderen Ministerium etwas dazu sagen.
Ich meine, das Kanzleramt hat auch noch etwas in Auftrag gegeben. Das
Wirtschaftsministerium?

SRSin Demmer: Ich kann Ihnen jetzt keine Zahl nennen, aber klar ist, dass
wir natürlich auch Gutachten und Vorschläge, die von Experten gemacht
werden, als Grundlage für die Debatte, die jetzt geführt wird, nutzen.

Vorsitzender Feldhoff: Dann frage ich die tendenziell betroffenen:
Finanzen, Wirtschaft?

Eichler: Bei uns laufen die Vorbereitungen für die Beauftragung des
Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung. In dem Rahmen soll es auch um die CO2-Bepreisung gehen.

Zusatzfrage: Macht das Finanzministerium noch ein eigenes Gutachten dazu?
Es kann ja auch eine Steuer geben.

Vorsitzender Feldhoff: Erst einmal ist noch das Verkehrsressort betroffen.

Thomas: Mir liegen dazu jetzt keine Informationen vor.

Vorsitzender Feldhoff: Damit haben wir, glaube ich, drei.

Kübler: Sie wollten noch etwas zur CO2-Besteuerung oder -Bepreisung wissen.
Wir reden nicht von einer CO2-Steuer. Wie die CO2-Bepreisung ausgestaltet
wird, soll ja im Klimakabinett besprochen werden. Ob es letztendlich eine
CO2-Steuer wird oder wie die CO2-Bepreisung beziehungsweise der CO2-Preis
ausgestaltet wird, das wird dort entschieden.

Frage: Herr Kübler, gibt es - die Frage geht gegebenenfalls auch an andere -
 ein CO2-Bepreisungsmodell aus Nachbarländern, das als Vorbild dienen
könnte und das Sie gut finden?

Kübler: Wir richten den Blick natürlich auch über den Tellerrand und
betrachten, welche CO2-Bepreisungsmodelle in anderen Ländern durchgeführt
werden. In den Niederlanden wird in den nächsten Tagen eines vorgestellt.
In Schweden gibt es bereits seit 1991 eines. Dort hat man rechtzeitig
angefangen und hat heute einen sehr hohen CO2-Preis von, so meine ich, 125
Euro pro Tonne. Wir reden im Moment ja von einem Startpreis von 20 Euro. In
Schweden hat man rechtzeitig angefangen, und heute ist es kein großes
Problem mehr, auch einen so hohen CO2-Preis aufzufangen. Im Gegenteil hat
das über die Jahrzehnte, die es dort mittlerweile den CO2-Preis gibt, zu
einer erheblichen Lenkungswirkung hin zu CO2-armen Produkten geführt. Auch
in der Schweiz gibt es ein CO2-Bepreisungsmodell, in dem die Bürgerinnen
und Bürger direkt über die Krankenversicherungsbeiträge durch eine
Kopfpauschale einen Ausgleich erhalten.

Inwiefern eines dieser Konzepte auch auf Deutschland anzuwenden ist, wird
auch die Diskussion im Klimakabinett ergeben. Aber bislang ist es nicht so,
dass wir sagen, dass wir dieses oder jenes Konzept eins zu eins übernehmen
würden.

Zusatzfrage: Ich wüsste gern vom Landwirtschaftsministerium, welche
Änderungen Sie aktuell in Sachen Wolfsabschuss und Regulierung der Zahl von
Wölfen vorhaben, die nicht illegal wären, die also nicht aktuell geltendes
Recht brechen würden.

Brandt: Zum Thema Wolf hat Ihnen Frau Demmer hier vergangene Woche schon
Informationen gegeben. Die Gespräche dazu laufen. Deshalb werde ich jetzt
nicht noch einmal auf Details eingehen. Wir haben hier auch schon häufiger
über das Thema gesprochen und dargelegt, dass wir für eine
Bestandsregulierung beim Thema Wölfe sind. Ich habe dem hier jetzt nichts
Neues mehr hinzuzufügen.

Zusatzfrage: Ist es richtig, dass Sie aktuell nichts fordern, das nicht
Recht brechen würde, das also nicht EU-Recht, Artenschutzrecht,
Naturschutzrecht, sowohl deutsches als auch EU-Recht, brechen würde? Ist
das korrekt?

Können Sie uns sagen, wie viele Schafsrisse es vergangenes Jahr in
Deutschland gab und welchen Anteil daran Wölfe gehabt haben sollen?

Brandt: Die Informationen zu den Schafsrissen müsste ich nachliefern.

Wir setzen uns dafür ein, dass die Gesetze noch geändert werden, weil uns
das bisher noch nicht ausreicht. Wir sind für eine gemäßigte
Bestandsregulierung, die es rechtssicher ermöglicht, einzelne Wölfe eines
Rudels zu entnehmen. Diese Rechtssicherheit haben wir im Moment noch nicht.

Frage: Zur Bremenwahl am 26. Mai, die immer ein bisschen im Schatten der
Europawahl steht: Welche Relevanz hat die Wahl zur Bürgerschaft in Bremen
aus Sicht der Bundesregierung?

SRSin Demmer: Die Bundesregierung bewertet keine Landtagswahlen; das wäre
neu. Aber natürlich sind alle demokratischen freien Wahlen wichtig für die
Demokratie.

Frage: Ich habe eine Frage zur Masernimpfpflicht, die der
Gesundheitsminister durchbekommen will. Bisher handelt es sich ja um eine
Drei- oder Vierfachimpfung. Will man nicht gleich eine Impfpflicht gegen
Röteln und Windpocken oder so einführen, oder müssen die Hersteller den
Impfstoff sozusagen wieder entkoppeln, also eine reine Masernimpfung
anbieten?

Kautz: Es geht jetzt erst einmal um eine Impfpflicht gegen Masern. Wenn es
auf dem Markt keine anderen Impfstoffe gibt, dann muss man den
Dreifachimpfstoff nehmen. Aber es ist keine Pflicht für die Hersteller,
einen Einfachimpfstoff herzustellen.

Burger: Ich habe noch eine Nachreichung. Sie hatten sich danach erkundigt,
ob die venezolanische Nationalversammlung noch tage. Nach unserem
Erkenntnisstand ist es in der Tat so, dass sie weiterhin regelmäßig tagt,
und zwar in der Regel mit einer Plenarsitzung jeden Dienstag.

Frage: In Venezuela?

Burger: In Venezuela.

Montag, 6. Mai 2019

 * 
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AUSSEN/1894: Iran darf keine Atommacht werden


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 9. Mai 2019

LAMBSDORFF: Iran darf keine Atommacht werden



Zum Ultimatum des Iran zum Atomabkommen erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf Lambsdorff:

"Für die Sicherheit Europas und die Stabilität im Nahen Osten ist es
zentral, dass der Iran keine Atommacht wird. Das ist das oberste
Gebot der Stunde. Deshalb ist es richtig, dass die europäischen
Partner untereinander den Schulterschluss suchen und dem Iran
gemeinsam mit Russland und China klar signalisieren, dass das
Ultimatum und der angekündigte Teilausstieg aus dem Atomabkommen
inakzeptabel sind. Solange die internationale Atomenergiebehörde
allerdings keine Verstöße gegen das Abkommen feststellt, müssen es
auch die anderen Unterzeichnerstaaten befolgen. Bundesaußenminister
Maas sollte jetzt dafür sorgen, dass Deutschland und die EU trotz der
bestehenden Meinungsunterschiede im engen Austausch mit den USA
bleiben. Ziel der Gespräche müssen die Vermeidung einer weiteren
Eskalation des Konflikts, die Rolle Irans in der Region und die
Beendigung des iranischen Raketenprogramms sein."

 * 
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FINANZEN/2225: Die Union muss sich beim Soli ehrlich machen


FDP-Pressemitteilung vom 8. Mai 2019

WISSING: Die Union muss sich beim Soli ehrlich machen



Zur Weigerung der CDU/CSU-Fraktion,
den Soli in dieser Legislaturperiode vollständig abzuschaffen,
erklärt das FDP-Präsidiumsmitglied Dr. Volker Wissing:

"CDU/CSU müssen sich beim Thema Soli endlich ehrlich machen. Auf
ihrem Parteitag beschließt die CDU noch, den Soli bis spätestens 2021
vollständig abschaffen zu wollen. Nun wird dieser Beschluss von den
Abgeordneten der selben Partei ignoriert. Die CDU möchte gerne als
eine Partei wahrgenommen werden, welche die Bürgerinnen und Bürger
entlastet. Dabei ist sie eine Partei, die das Geld der Bürgerinnen
und Bürger viel lieber ausgibt als es diesen zurückzugeben.

Deutschland erzielt immer noch Rekordsteuereinnahmen. Der Staat
belastet Unternehmen sowie Bürgerinnen und Bürger nach wie vor auf
einem sehr hohen Niveau und nun ist die CDU nicht einmal bereit, den
Soli - so wie ursprünglich gesetzlich vorgesehen - mit dem
Solidarpakt II auslaufen zu lassen. Dabei wäre die vollständige
Abschaffung des Soli mit Blick auf die Rekordsteuereinnahme nicht
mehr als ein Minimalprogramm der steuerlichen Entlastung. Größere
Anstrengungen, das Steuersystem gerechter zu gestalten,
beispielsweise die Beseitigung des sogenannten Mittelstandsbauchs im
Steuertarif, traut den Unionsparteien ohnehin niemand mehr zu. Gerade
ein solcher Schritt würde aber niedrige und mittlere Einkommen
erheblich entlasten. Eine deutliche Entlastung der Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer ist überfällig und mittlerweile auch aus
konjunkturellen Gründen geboten."

 * 

Quelle:
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INNEN/4751: Katholische Kirche muss bei Missbrauchsfällen mit Strafverfolgungsbehörden kooperieren


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 9. Mai 2019

RUPPERT: Katholische Kirche muss bei Missbrauchsfällen mit
Strafverfolgungsbehörden kooperieren



Zur Meldepflicht für Missbrauchsfälle in der katholischen Kirche
erklärt der religionspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Stefan
Ruppert:

"Es ist richtig und notwendig, dass Papst Franziskus auf die Kritik
am Umgang der katholischen Kirche mit den weltweiten
Missbrauchsfällen mit einer konkreten Maßnahme reagiert. Nun ist
jedoch entscheidend, wie die angekündigte Meldepflicht genau
umgesetzt wird. Die FDP-Fraktion hält es für unerlässlich, dass sich
die katholische Kirche zu einer konsequenten Kooperation mit den
Strafverfolgungsbehörden verpflichtet. Missbrauchsfälle müssen auch
bei staatlichen Stellen gemeldet werden, um Transparenz zu
gewährleisten. Die katholische Kirche muss nun belegen, dass sie eine
konsequente Null-Toleranz-Politik bei sexuellem Missbrauch verfolgt."

 * 

Quelle:
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UMWELT/899: Brauchen endlich aktives Wolfsmanagement


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 9. Mai 2019

BUSEN: Brauchen endlich aktives Wolfsmanagement



Zur Umweltministerkonferenz erklärt der jagdpolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Karlheinz Busen:

"Wir brauchen endlich ein aktives Wolfsmanagement in Deutschland. Die
Zeit des Zögerns und Zauderns muss beendet werden.
Bundesumweltministerin Schulze darf die Hilferufe ihrer
Länderkollegen nicht länger ignorieren. Ansonsten muss die
Bundeskanzlerin ein Machtwort sprechen. Die Umweltministerin
betrachtet aus ideologischen Gründen die Wolfspopulation in engen
Ländergrenzen. Das ist falsch, denn Wölfe kennen keine Grenzen.
Deshalb ist es zwingend notwendig, den Erhaltungszustand der Wölfe
europäisch und nicht national zu bewerten. Bei über 20.000
wildlebenden Wölfen in Europa kann von einer Gefährdung keine Rede
mehr sein. Die Fraktion der Freien Demokraten will den Wolf ins
Jagdrecht aufnehmen sowie den Schutzstatus im EU-Recht und in
internationalen Abkommen senken. Der Abschuss eines Wolfes muss zur
Bestandsregulierung möglich sein, wie bei anderen Wildtierarten auch.
Unser Ziel ist ein gesunder und artenreicher Wildbestand in den
Wäldern."

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1101: Europaausschuss informiert sich über die Europäische Datenschutz-Grundverordnung (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 44/2019

In der Sitzung am 8. Mai 2019:

Europaausschuss informiert sich über die Europäische Datenschutz-Grundverordnung



Stuttgart. In der Sitzung des Ausschusses für Europa und
Internationales am Mittwoch, 8. Mai 2019, hat Dr. Julia Victoria
Pörschke, Leiterin der Stabsstelle Europa beim Landesbeauftragten für
den Datenschutz und die Informations-freiheit Baden-Württemberg (LfDI
BW), zum Thema "Europäische Datenschutz-Grundverordnung - verbindliche
europäische Rechtsetzung, europäische Zu-sammenarbeit und
Weiterentwicklung in der Praxis" informiert. "Es geht um eine
europäische Regelung, die bald ein Jahr in Kraft ist. Da ist es für
uns wichtig, einmal hineinzusehen und eine Rückkopplung zu bekommen",
betonte der Vorsitzende des Gremiums, Willi Stächele (CDU).

Die Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) sei mit dem Ziel erlassen
worden, ein einheitliches Recht zu schaffen. "Mit einer
Grundverordnung wird ein Mindestkonsens geregelt, da die Präferenzen
und Schutzwünsche der Mitgliedstaaten doch unterschiedlich waren", so
Dr. Pörschke. Bislang hätten 23 EU-Mitgliedstaaten ihre nationalen
Gesetze an die Vorgaben der DS-GVO angepasst. Insgesamt habe die
Grundverordnung etwa 69 Öffnungsklauseln - darunter pflichtige, in
deren Rahmen die Mitgliedstaaten ergänzende Regelungen erlassen
müssen, und freiwillige, die von den Mitgliedstaaten optional geregelt
werden können. Im Anpassungs- und Umsetzungsprozess habe es überdies
Nachbesserungswünsche der nationalen Gesetzgeber gegeben, etwa beim
Presserecht, bei der Freistellung der "freien Berufe" oder bei dem
Schriftformerfordernis. Auch gebe es einige Fehlleistungen des
Bundesgesetzgebers z.B. beim 4 BDSG (neu) zur Videoüberwachung, denn
hier sei keine Öffnungsklausel ersichtlich.

Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) und Vereine haben, so die
Stabsstellenleiterin, besonders große Probleme in der praktischen
Anwendung. Insbesondere die Informationspflichten würden von KMUs als
Belastung empfunden. Ziel der Auf-sichtsbehörde sei es, "alle fit zu
bekommen und praktikable Lösungen zu finden", so Dr. Pörschke. Rund
10.000 Personen haben im Jahr 2018 an Schulungen des LfDI
teilgenommen. Die Anzahl der Beratungsanfragen und Beschwerden wegen
Datenschutzverstößen hatte sich von April bis Juli 2018 verdreifacht.
Insgesamt gab es 2018 rund 5.000 Anfragen. 774 Meldungen über
Datenpannen seien 2018 verzeichnet worden, das entspreche einer
Verzehnfachung der Zahlen.

Abschließend machte Dr. Pörschke auf eine breit angelegte Evaluation
des LfDI aufmerksam, die am 28. Juni 2019 in Kooperation mit der IHK
der Region Stuttgart durchgeführt werden soll. "Wir wollen mit
Vereinen, KMUs und Wirtschaftsunternehmen in den aktiven Dialog
treten, praxisgerechte und handhabbare Lösungen diskutieren", so Dr.
Pörschke. Willi Stächele bedankte sich für die Ausführungen: "Wir
werden an dem Thema dranbleiben."

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1100: Reform betrifft 240.000 private Waldbesitzer und Kommunen (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 43/2019

Reform betrifft 240.000 private Waldbesitzer und Kommunen 

Agrarausschuss stimmt für Gesetzentwurf zur Neuorganisation der
Forstverwaltung



Stuttgart. Der Ausschuss für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz hat
be-schlossen, dem Landtagsplenum zu empfehlen, dem Gesetzentwurf zur
Reform der Forstverwaltung in Baden-Württemberg zuzustimmen. In der
Sitzung am Mittwoch, 8. Mai 2019, votierte das Gremium mehrheitlich
für diese Empfehlung. "Die Mehrheit im Ausschuss war sich einig, dass
durch die Reform die Wälder im Südwesten zukunftsfähig gemacht werden
und die hohen Standards in der Waldbewirtschaftung erhalten bleiben",
sagte der Ausschussvorsitzende Martin Hahn (Grüne). Die Opposition
habe unter anderem kritisiert, dass private Waldbesitzer einseitig
belastet würden.

Hahn zufolge hatte das Bundeskartellamt wegen der Praxis der
gemeinsamen Holz-vermarktung in einer Einheitsforstverwaltung
jahrelang gegen Baden-Württemberg geklagt - aus wettbewerbsrechtlichen
Gründen. Zwar habe das Land in letzter Instanz vor dem
Bundesgerichtshof gewonnen, trotzdem müsse die Einheitsforstverwaltung
beendet werden. Insbesondere das mittlerweile geänderte
Bundeswaldgesetz, das EU-Beihilferecht und auch das Wettbewerbsrecht
machten eine Reform der Forstverwaltung unumgänglich, so der
Vorsitzende.

"Mit dem neuen Gesetz soll nun die Einheitsforstverwaltung beendet und
die Bewirt-schaftung des Staatswaldes komplett vom Privatwaldbesitz
getrennt werden", sagte Hahn. Das Land gliedere den Staatswald und
seine Bewirtschaftung aus der Forst-verwaltung aus und organisiere
diese in einer Anstalt des öffentlichen Rechts neu. Beratung und
Betreuung wolle das Land den privaten Waldbesitzern aber auch künf-tig
anbieten. Damit solle eine landesweit flächendeckende Waldbetreuung
sicherge-stellt werden.

Umstritten war bei den Beratungen im Ausschuss, wie lange und in
welcher Form auch nach der Neuorganisation Ausbildungsplätze für
Dritte angeboten werden sol-len. Das Gremium stimmte schließlich auf
Antrag der Fraktionen Grüne und CDU mehrheitlich dafür, bis Ende des
Jahres 2021 die Fortführung der bestehenden Aus-bildungsplätze für
Dritte sicherzustellen.

Baden-Württemberg zählt mit rund 14.000 km² Wald zu den waldreichsten
Bundes-ländern. Etwa 80 Prozent der Waldfläche befinden sich in
privater oder kommunaler Hand. 24 Prozent sind Staatswald und rund 0,5
Prozent gehören dem Bund. Nach Angaben des Vorsitzenden gibt es in
Baden-Württemberg über 240.000 private Waldbesitzer sowie
waldbesitzende Städte und Gemeinden.

Die Zweite Beratung des Gesetzentwurfs ist für den 15. Mai 2019
vorgesehen. Das Gesetz soll im Januar 2020 in Kraft treten.
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1099: Verkehrsausschuss plädiert für Qualität statt reinem Preiswettbewerb im Busverkehr (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 42/2019

In seiner Sitzung am 8. Mai:

Verkehrsausschuss plädiert für Qualität statt reinem

Preiswettbewerb im Busverkehr



Stuttgart. Der öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) in
Baden-Württemberg wird zu einem hohen Anteil von kleineren und
mittleren Busunternehmen gestemmt. Diese geraten durch neue
Vergabeverfahren jedoch zunehmend unter Druck. Dies teilte der Karl
Rombach (CDU), der Vorsitzende des Ausschusses für Verkehr, mit. Das
Gremium hat sich daher auf Antrag der CDU-Fraktion in seiner Sitzung
am Mittwoch, 8. Mai 2019, damit befasst, wie man auch in Zukunft die
Wettbewerbschancen solcher kleinen und mittelständischen
Busunternehmen sichern kann.

Das Parlament hat die Landesregierung dazu aufgefordert, ein "Bündnis
für den Mittelstand im öffentlichen Personennahverkehr" zu initiieren.
Ziel dieses Bündnisses sei es, so Verkehrsminister Winfried Hermann im
Ausschuss, dass "wir keinen Wettbewerb bekommen, bei dem Unternehmen
mit Billiglöhnen die Unternehmen vor Ort verdrängen". Rombach zufolge
haben sich Vertreter des Verkehrsministeriums mit Geschäftsführern und
stellvertretenden Hauptgeschäftsführern getroffen. In manchen Punkten
hätten sich die Seiten angenähert, jedoch sei auch ein Rechtsgutachten
durch eine neutrale Instanz nötig gewesen, mit dem strittige
Rechtsfragen geklärt wurden, damit der Prozess inhaltlich fortgesetzt
werden konnte.

Bei der Arbeit im Bündnis für den Mittelstand bildeten, wie Rombach
erklärte, sechs Ansatzpunkte die Grundorientierung. Dazu zählten
beispielsweise eine mittelstandsfreundliche Gestaltung der
Linienbündel, also der von jeweils einem Unternehmen bedienten
Strecken, sowie mehr Spielräume bei der Verkehrsgestaltung. Hierbei
könne durch die Festschreibung qualitativer Kriterien im
Nahverkehrsplan und in den Vorabbekanntmachungen ein reiner
Preiswettbewerb erschwert werden. "Dies stärkt die Chancen
mittelständischer Busunternehmen", so der Ausschussvorsitzende. Um
andere Punkte, wie die Einhaltung der Tariftreue, werde noch gerungen.
Vonseiten des Ministeriums hoffe man jedoch, dass man bis zur
Sommerpause zu einer Einigung komme.

Bereits zuvor beschäftigte sich der Verkehrsausschuss, ebenfalls auf
Antrag der CDU-Fraktion, mit der Situation der Ausbildung von
Fachkräften in der Straßenbauverwaltung. So gebe es, wie der
Ausschussvorsitzende mitteilte, alle zwei Jahre einen Ausbildungsgang
für Straßenmeisteranwärter. Seit 2005 würden die
Straßenmeisteranwärter vom Land eingestellt. Dafür würden den
Regierungspräsidien und Landkreisen so viele Ausbildungsplätze
zugewiesen, um Straßenmeister zu ersetzen, die durch Pensionierung
oder Aufstieg wegfallen würden. Wie Rombach erklärte, würden seit 2013
jährlich auch fünf Straßenmeisteranwärter aus der Straßenbauverwaltung
Sachsens mitausgebildet; mit Sachsen habe Baden-Württemberg eine
Kooperation.

Für die Ausbildung künftiger Straßenwärter stehen 150 Beschäftigte zur
Verfügung. Jedoch sei es in den vergangenen Jahren immer schwieriger
geworden, Lehrkräfte zu gewinnen. Dies liege daran, dass es sich dabei
um eine ehrenamtliche Tätigkeit handle, die in der Regel innerhalb der
Dienstzeit ausgeübt wird. Eine Anpassung der Unterrichts- und
Prüfungsvergütung könne die Situation verbessern.
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HAMBURG/4757: Tierversuche in Hamburg beenden - aber wirklich (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 8. Mai 2019

Tierversuche in Hamburg beenden - aber wirklich!



Die Regierungskoalition verspricht, den Tierschutz ein wenig stärker
im Hochschulgesetz verankern. Mit einem Zusatzantrag (Drs. 21/17094)
fordert DIE LINKE eine tatsächliche Abkehr von Tierversuchen ein. "Das
Versprechen im Koalitionsvertrag zur Reduzierung der Tierversuche wird
nach wie vor sogar im eigenen Haus, im UKE, gebrochen. Der Antrag von
SPD und Grünen zeigt, dass sie das auch wissen", sagte Stephan Jersch,
tierschutzpolitischer Sprecher der Fraktion, in der heutigen Debatte
der Hamburgischen Bürgerschaft. "Das schlechte Gewissen und die Angst
um die Wahlergebnisse scheinen endlich zu Reaktionen zu führen. Aber
die Vorlage von SPD und Grünen wird keine Verbesserungen bringen,
genauso wenig wie es das Hochschulgesetz in Bremen getan hat, das sie
als Vorbild genommen haben."

Wollten die Regierungsfraktionen wirklich gegen Tierversuche vorgehen,
wären andere Schritte notwendig, so Jersch: "Nach wie vor steht der
Ausbau der Versuchstierhaltung am UKE mit 32 Millionen Euro im
Haushalt. Wir fordern eine Sperre über diese Gelder, um nach einer
Vereinbarung mit dem UKE kleiner und kostengünstiger zu bauen oder
ganz darauf zu verzichten. Berlin macht es vor: Die rot-rot-grüne
Hauptstadt investiert mehr in ein Institut für tierversuchsfreie
Forschung, als Hamburg in die Versuchstierunterbringung steckt,
nämlich 34 Millionen Euro."

Jersch forderte vom Senat einen glaubhaften Kurswechsel jenseits von
Wahlkampfmanövern - der Zusatzantrag biete dafür eine erste Chance.

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3316: Linke verharrt im ewig Gestrigen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 8. Mai 2019

Linke verharrt im ewig Gestrigen



"Ich bin erschüttert, dass die Linke auch dreißig Jahre nach der
friedlichen Revolution nicht ihren Frieden mit den Westdeutschen
machen kann. Die Linke kritisiert, dass sich Menschen, die in
Westdeutschland geboren wurden, für das Wohl unseres Landes einsetzen.
Dabei weiß die Linke sehr genau, dass zumindest zwei der
Regierungsmitglieder seit Anfang der neunziger Jahre bei uns im Land
leben und wirken. Es fehlt also nur noch die Forderung, gefälligst nur
"Bio-Ostdeutsche" auf Minister- oder Staatssekretärsposten zu berufen.
Ähnliche Forderungen kennen wir sonst nur aus dem anderen politischen
Lager. Auf beiden Seiten sind sie schändlich und schädlich."

Hintergrundinformation: Sechs der neun Regierungsmitglieder in
Mecklenburg-Vorpommern sind in Ostdeutschland geboren.

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5135: Friedenspreis für Eifeler Atomwaffengegner (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 08.05.2019

Friedenspreis für Eifeler Atomwaffengegner: Wichtiges Engagement
wird honoriert



Der Initiativkreis gegen Atomwaffen in Büchel und das bundesweite
Netzwerk 'Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt!' werden am
Antikriegstag, dem 1. September, den Aachener Friedenspreis erhalten.

Dazu der Fraktionsvorsitzende Dr. Bernhard Braun: "Wir freuen uns
sehr, dass das wichtige Engagement des Initiativkreises gegen
Atomwaffen in Büchel und des bundesweiten Netzwerks 'Büchel ist
überall! atomwaffenfrei.jetzt!' nun mit dem Aachener Friedenspreis
angemessen honoriert wird. Den unermüdlichen Vorkämpferinnen und
Vorkämpfern für ein atomwaffenfreies Land gratulieren wir herzlich zu
dieser Auszeichnung.

Es ist ein Unding, dass nach wie vor Atomwaffen auf 
rheinland-pfälzischem Boden stationiert sind. Ein Land wie Deutschland, das
international als Garant für Freiheit und Frieden auftreten will, muss
sich konsequenterweise auch für den Abzug aller US-amerikanischen
Atomwaffen aus Büchel und Rheinland-Pfalz einsetzen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Mai 2019

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





RHEINLAND-PFALZ/5134: Friedensprojekt Europa bewahren (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 08.05.2019

Friedensprojekt Europa bewahren: GRÜNE Fraktion besucht
Friedensakademie in Landau



Die GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz haben heute im Rahmen einer
auswärtigen Fraktionssitzung die Friedensakademie in Landau besucht
und dort mehr über deren Forschungsprojekt zum ehemaligen Westwall
erfahren. Das Mahnmal im Grenzraum steht heute in besonderem Maße für
die Werte eines geeinten Europas des Friedens.

Dazu der Fraktionsvorsitzende Dr. Bernhard Braun: "Am ehemaligen
Westwall ist die Geschichte der Veränderung Europas noch heute
erlebbar. Als trennende Grenzanlage zwischen Rheinland-Pfalz und
unseren Nachbarn im Westen errichtet, um Krieg zu führen, steht der
Westwall heute für das Gegenteil: Er ist eine grüne Oase des
Naturschutzes, die uns mit unseren Nachbarn verbindet statt uns von
ihnen abzugrenzen. Er ist damit zum Symbol für mehr als 70 Jahre
Frieden in unserer Region geworden. Wir freuen uns, dass die
Friedensakademie dieses Mahnmal zu einem Schwerpunkt ihrer Forschung
gemacht hat."

Der fachpolitische Sprecher für Frieden und Europa, Andreas
Hartenfels, ergänzt: "Unser Besuch der Friedensakademie in Landau hat
uns einmal mehr verdeutlicht, wie wichtig es ist, das europäische
Friedensprojekt zu bewahren. Die Friedensakademie trägt mit ihrer
umfassenden Forschung und den praktischen Projekten der
Friedensbildung dazu bei, dass von Rheinland-Pfalz kein Krieg mehr,
sondern Frieden ausgeht. Auch deshalb müssen wir uns der Bedrohung des
Friedensprojekts Europa durch nationalistische und rechtspopulistische
Strömungen entschieden entgegenstellen. In diesem, unseren Europa darf
es keine Kriege und Grenzwälle mehr geben - weder materielle noch
ideologische; nicht an den Binnengrenzen, aber auch nicht an den
Außengrenzen. Europa muss weiter für Frieden und Einigkeit stehen,
damit der Traum unserer Großeltern weiterlebt."

Weitere Informationen zur Friedensakademie finden Sie hier:

https://www.uni-koblenz-landau.de/de/friedensakademie
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RHEINLAND-PFALZ/5133: Studie zu Kerosin-Notablässen ist erster Schritt (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
08.05.2019

Studie zu Kerosin-Notablässen ist erster Schritt - Schweitzer: Es
muss mehr Messungen geben



Zur heute veröffentlichten Studie des Umweltbundesamts zu
Kerosin-Notablassvorfällen erklärt der SPD-Fraktionsvorsitzende
Alexander Schweitzer: "Die präsentierte Studie ist ein erster Schritt,
auf den weitere folgen müssen. So wird ausführlich zusammengefasst,
welche Schadstoffe von dem abgelassenen Kerosin am Boden und in der
Luft ankommen und welche Auswirkungen diese auf die Menschen, Natur
und Umwelt haben könnten. Gut ist auch, dass ein explizit formuliertes
Ziel ist, "zu vermeiden, dass für Treibstoffschnellablässe stets
derselbe Luftraum genutzt wird". Diese Feststellung ist mit Blick auf
Rheinland-Pfalz, in dem besonders viele Schnellablässe stattfinden,
wichtig. Denn in der Pfalz, in der Eifel und dem Hunsrück sind
besonders viele Menschen wegen des Kerosinnotablassens von zivilen und
militärischen Maschinen besonders beunruhigt: Diese Sorgen müssen wir
ernstnehmen."

Weiter sagt Schweitzer: "In der Studie wird anhand von theoretischen
Berechnungen und aufgrund Erkenntnissen lang zurückliegender Studien
geschlussfolgert, dass Belastungen wohl als "unkritisch" einzuschätzen
seien. Es werden dabei verschiedene "Szenarien" gezeichnet, bei denen
sehr weit auseinanderliegende Werte für das Kerosin, das den Boden
erreiche, herauskommen. Für die neue Studie sind hingegen keine
eigenen Messungen vorgenommen worden. Aus Sicht der SPD-Fraktion kann
hieraus nur geschlussfolgert werden: Es muss mehr aktuelle Messungen
geben. Das Messnetz muss in Abstimmung zwischen dem Bund und dem Land
ausgeweitet werden. Denn es sind Erhebungen in der Luft oder am Boden
notwendig, um die vielen offenen Fragen beantworten zu können: Welchen
genauen Einfluss haben Boden- und Lufttemperatur auf das am Boden
ankommende Kerosin? Wie wirken sich Windrichtungen, Wetterbedingungen
und die Geschwindigkeit des Herauslassens des Kerosins aus? Welche
realistischen Alternativen gibt es für die Fluglinien, seltener
Kerosin aus den Maschinen zu lassen?"
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RECHT/697: Anhörung im Bundestag - Bestellerprinzip sorgt für mehr Verbraucherschutz


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 8. Mai 2019

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

Anhörung im Bundestag: Bestellerprinzip sorgt für mehr Verbraucherschutz



Michael Groß, zuständiger Berichterstatter:

Wer den Makler bestellt, der bezahlt ihn. So simple und gut ist die
Formel des Bestellerprinzips. Seit 2015 gilt diese bereits auf
Initiative der SPD für das Makeln von Mietwohnungen und soll nun auch
auf Wohnimmobilienverkäufe ausgeweitet werden.

"Die in Deutschland vergleichsweise hohe Maklercourtage stand bei den
Fachleuten in der heutigen Anhörung deutlich in der Kritik: Die
gesetzlichen Grundlagen für das Maklergeschäft sind unzureichend und
hoffnungslos veraltet. Die aktuellen 'ortsüblichen' Maklergebühren
gehen einseitig zu Lasten der Käufer von Immobilien und entbehren
jeglicher gesetzlicher Grundlage.

Wir wollen die Nebenkosten beim Eigentumserwerb insbesondere für den
Normalverdiener senken. Der Käufer hat keinerlei
Verhandlungsmöglichkeit über die Höhe der Gebühr, sondern ist
verpflichtet, eine Leistung zu bezahlen, die sein Gegenpart - der
Verkäufer - mit dem Makler ausgehandelt hat. Maklercourtagen werden
nicht empirisch erhoben oder aufgrund von Leistungskatalogen erstellt,
sondern sind nur Gewohnheitsrecht. Sie richten sich lediglich nach dem
Verkaufspreis.

Die SPD-Bundestagsfraktion fordert die Einführung des
Bestellerprinzips, die SPD-Justizministerin Katarina Barley hat einen
Gesetzentwurf entworfen, der aber von der Union blockiert wird. Mit
dem Bestellerprinzip kann mehr Transparenz in das
Wohnimmobiliengeschäft gebracht werden. Es kann Chancengleichheit und
mehr Verhandlungsgerechtigkeit für Käufer und Verkäufer geschaffen
werden. Es ist ein weiterer Baustein, um dem Marktversagen zu
begegnen. Fair verhandelte Maklergebühren von dem, der sie bestellt,
schaffen mehr Transparenz und ein faires Maklergeschäft für alle
Beteiligten. Wir fordern die Union auf, ihre Blockadehaltung innerhalb
der Koalition endlich aufzugeben."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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SICHERHEIT/477: Bessere soziale Absicherung für Soldaten kommt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 9. Mai 2019

Arbeitsgruppe: Sicherheits- und Verteidigungspolitik

Bessere soziale Absicherung für Soldaten kommt



Fritz Felgentreu, verteidigungspolitischer Sprecher:

Heute wurde in 1. Lesung das Gesetz zur Stärkung der personellen
Einsatzbereitschaft der Bundeswehr in den Bundestag eingebracht. Mit
dem Artikelgesetz soll unter anderem die soziale Absicherung für
Soldatinnen und Soldaten verbessert werden.

"Gute Arbeit und soziale Sicherheit gehören zusammen. Es sind
Kernanliegen der SPD. Deshalb haben wir im Koalitionsvertrag weitere
Schritte für mehr Attraktivität für die Bundeswehrangehörigen
angekündigt. Durch das Einsatzbereitschaftsstärkungsgesetz wollen wir
die Arbeitsbedingungen für Soldatinnen und Soldaten sowie für die
Reserve verbessern.

Ein echter Durchbruch darin ist die Einführung einer
Rentenversicherungspflicht für die Übergangsgebührnisse von
Zeitsoldaten, die aus dem aktiven Dienst ausscheiden. Ein wichtiger
Schritt zur Vorbeugung gegen Altersarmut, den wir als SPD lange
gefordert haben. Echten Fortschritt bringt auch das Vorhaben, die
Einsatzversorgung nicht nur in den Einsätzen, sondern auch bei
NATO-Manövern oder NATO-Verwendungen sicherzustellen.

Ebenso wichtig ist uns der Blick für die Bedürfnisse von Soldaten, die
im Einsatz traumatisiert oder körperlich geschädigt worden sind. In
Zukunft wird engen Angehörigen die Teilnahme an Therapiemaßnahmen
finanziert - eine in jeder Hinsicht sinnvolle Maßnahme.

Bleibt der Knackpunkt wöchentliche Arbeitszeit: Der vorgeschlagenen
Regelung, bei Bedarf jede beliebige zeitliche Überschreitung ohne
Ausgleich zu ermöglichen, werden wir so nicht zustimmen. Eine
Überschreitung der gerade erst eingeführten Wochenarbeitszeit muss in
jedem Falle ausgeglichen werden, vorzugsweise durch Freizeitausgleich.

Der wichtigste Beitrag für eine attraktive Bundeswehr wird aber auch
weiterhin darin bestehen, dass wir den Soldatinnen und Soldaten im
Dienst wieder mehr und bessere Ausrüstung zur Verfügung stellen."
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WIRTSCHAFT/2847: Fachkräfteeinwanderungsgesetz - große Chance für Tourismusbranche


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 9. Mai 2019

Arbeitsgruppe: Tourismus

Fachkräfteeinwanderungsgesetz: große Chance für Tourismusbranche



Gabriele Hiller-Ohm, tourismuspolitische Sprecherin:

Deutschland bekommt nach 30 Jahren heftiger Diskussionen endlich ein
modernes Fachkräfteeinwanderungsgesetz. Dafür haben wir
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten lange gekämpft. Das Gesetz
ist notwendiger denn je, denn schon heute sind in Deutschland 1,6
Millionen Stellen längerfristig unbesetzt. Das neue Gesetz ist gerade
auch für die Tourismusbranche eine große Chance.

"Um Wohlstand, Arbeitsplätze und soziale Sicherheit zu erhalten,
braucht unser Land Fachkräfte. An erster Stelle steht für uns die gute
Aus- und Weiterbildung der Beschäftigten in Deutschland. Das wird aber
nicht reichen. Das Einwanderungsgesetz für Fachkräfte aus Drittstaaten
regelt endlich klar, wer kommen kann und wer bleiben darf. So steuern
wir die Einwanderung nicht nur von Hochqualifizierten, sondern auch
von Fachkräften mit Berufsausbildung. Zudem geben wir denjenigen die
bereits geduldet sind eine Chance, einen Arbeits- oder
Ausbildungsplatz haben und gut integriert sind, hier zu bleiben.

Auch für die Tourismusbranche ist das eine große Chance. Besonders in
der Gastronomie und Hotellerie werden Fachkräfte händeringend gesucht.
Das Fehlen von Köchinnen und Köchen oder Servicepersonal hat
gravierende Auswirkungen für den Deutschlandtourismus. Besonders stark
betroffen davon sind ländliche Regionen. Obwohl immer mehr Gäste
Urlaub im ländlichen Raum machen, müssen zunehmend Betriebe schließen,
weil sie kein Personal finden. Die Tourismusbranche greift deshalb
schon länger auf Fachkräfte aus dem Ausland zurück. Schon heute
arbeiten hier viele Menschen aus anderen Ländern. Die
Tourismuswirtschaft hat gute Erfahrungen gesammelt und konnte viele
Menschen nicht nur in die Betriebe, sondern auch in die Gesellschaft
integrieren.

Bereits jetzt haben junge Menschen mit Duldung die Möglichkeit, über
die sogenannte Drei-plus-zwei-Regelung eine Ausbildung zu durchlaufen
und anschließend zwei Jahre im Betrieb arbeiten zu können. Durch das
neue Fachkräfteeinwanderungsgesetz können bald weitere Fachkräfte aus
Drittstaaten angeworben, in Deutschland ausgebildet und in den
Betrieben eingesetzt werden. Das schafft nicht nur für die Menschen
Sicherheit, sondern auch für die Betriebe und so für die gesamte
deutsche Tourismuswirtschaft. Das ist ein großer Erfolg für ein
weltoffenes, modernes, wirtschaftlich erfolgreiches und sozial
stabiles Deutschland."
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ASYL/1369: Fachkräfteeinwanderungsgesetz, Duldungsgesetz, Geordnete-Rückkehr-Gesetz (Pro Asyl)


Landesflüchtlingsräte und PRO ASYL e.V.

Gemeinsame Presseerklärung - Frankfurt/Main, 9.5.2019

Fachkräfteeinwanderungsgesetz, Duldungsgesetz, Geordnete-Rückkehr-Gesetz

Flüchtlingsräte der Länder und PRO ASYL warnen vor katastrophalen
Wechselwirkungen und fordern Stopp des Hau-ab-Gesetzes.



Die Bundesregierung hat ein weitgehend an wirtschaftlichen Interessen
orientiertes Fachkräfteeinwanderungsgesetz und ein weitgehend leerlaufendes
Ausbildungs- und Beschäftigungsduldungsgesetz auf den Weg gebracht. Nur
wenige Geduldete werden davon profitieren. Die Blockadehaltung der Union
gegenüber diesen Gesetzen wurde durch SPD-MinisterInnen mit der Akzeptanz
des drakonischen »Geordnete-Rückkehr-Gesetzes« aufgelöst. Mit diesem
Hau-ab-Gesetz werden humanitäre und menschenrechtliche Anliegen
preisgegeben. Sozialhilfe wird durch das Gesetz instrumentalisiert, um den
Rückkehrdruck in andere EU-Staaten zu erhöhen.

PRO ASYL und die landesweiten Flüchtlingsräte fordern in einem offenen
Brief [1] die Abgeordneten der SPD-Bundestagsfraktion auf, die
Gnadenlosigkeit, mit der in der Bundesrepublik mehr und mehr Politik gegen
geflüchtete Menschen gemacht wird, zu stoppen und das 
»Geordnete-Rückkehr-Gesetz« nicht mitzutragen.

»Das ist ein inakzeptabler Kuhhandel der SPD; das Gesetzesvorhaben zur
Ausbildungs- und Beschäftigungsduldung ist eine Luftnummer, die entweder
ins Leere laufen oder sogar das Gegenteil bewirken wird«, kritisiert Günter
Burkhardt, Geschäftsführer von PRO ASYL. Die im Gesetzentwurf angesetzte
12-monatige Wartezeit bis zur erstmaligen Erteilung einer solchen
Beschäftigungsduldung und eine 6-monatige Wartezeit bei der
Ausbildungsduldung können abschiebungswillige Behörden und Ministerien
rigoros nutzen, um Menschen abzuschieben bevor die Beschäftigungs- oder
Ausbildungsduldung greift. Das Ziel der Rechtssicherheit sowohl für
betroffene Personen wie für Arbeitgeber wird so völlig verfehlt,
Unsicherheit und Frust zusätzlich geschürt. »Wieso sollte ein Arbeitgeber
in Ausbildung, Einarbeitung und Beschäftigung investieren, wenn das
Damoklesschwert der Abschiebung weiterhin über den Betroffenen schwebt?«
fragt Burkhardt. Neu hinzukommen sollen auch Ausschlussgründe für die
Ausbildungsduldung, beispielsweise wenn eine ärztliche Untersuchung zur
Feststellung der Reiseunfähigkeit »veranlasst« wurde (§ 60b Abs. 2 Nr.
5 a) AufenthG-E) oder ein Dublin-Verfahren nur »eingeleitet« wurde (§
60b Abs. 2 Nr. 5 e) AufenthG-E).

Die Intention des Ausbildungs- und Beschäftigungsduldungsgesetzes wird
durch das Hau-ab-Gesetz zusätzlich konterkariert. Im
»Geordnete-Rückkehr-Gesetz« wird die »Duldung light« geschaffen, die ein
pauschales Arbeitsverbot für die Betroffenen zur Folge hat und so der Weg
in ein Bleiberecht systematisch versperren will. Schwerwiegende Bedenken
äußert auch das FORUM MENSCHENRECHTE in einer Übersicht [2] zu den
negativen Folgen und Wechselwirkungen der aktuellen Gesetzgebungsverfahren.


Anmerkungen:

[1] www.proasyl.de/wp-content/uploads/Offener-Brief_PA-Flüchtlingsräte_Brief-an-SPD_Geordnete-Rückkehr-Gesetz_06.05.2019.pdf

[2] https://www.forum-menschenrechte.de/wirkung-der-aktuellen-gesetzesvorhaben-im-asyl-und-aufenthaltsrecht/
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KULTUR/431: 40 Millionen Euro für Denkmalschutz-Sonderprogramm (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Pressemitteilung vom 8. Mai 2019

40 Millionen Euro für Denkmalschutz-Sonderprogramm 

Kulturstaatsministerin Grütters: "Kulturelles Erbe für die Zukunft sichern"



Die Staatsministerin für Kultur und Medien, Monika Grütters, fördert in
diesem Jahr dringend erforderliche Sanierungsmaßnahmen an 228 kulturell
bedeutsamen Denkmälern und historischen Orgeln in ganz Deutschland. Nach
der heutigen [8.5.19] Entscheidung des Haushaltsausschusses des Deutschen
Bundestages werden rund 40 Millionen Euro aus dem
Denkmalschutz-Sonderprogramm investiert. Zu den geförderten Projekten
gehören unter anderem die Stiftskirche in Kaiserslautern, die Orgel in der
Auenkirche in Berlin, das Kloster Himmelpfort, das Prinzenpalais
Wolfenbüttel und das Stahlhaus Dessau.

Grütters sagte zum Beschluss des Haushaltsausschusses: "Denkmäler sind
markante und weithin sichtbare Zeugen unserer Geschichte, sie prägen unsere
reiche Kulturlandschaft. Dieses einzigartige kulturelle Erbe für künftige
Generationen zu erhalten, ist eine große gesamtgesellschaftliche Aufgabe.
Das Engagement des Bundes, der gemeinsam mit Ländern, Kommunen und privaten
Trägern handelt, ist eine echte Investition in unsere Zukunft. So werden
zahlreiche Baudenkmäler und Orgeln gerade auch in der Region saniert und
vor dem Verfall bewahrt. Viele der Maßnahmen können noch in diesem Jahr
beginnen."

Mit den bisherigen Denkmalschutz-Sonderprogrammen wurden bereits bis 2018
allein Bundesmittel in Höhe von insgesamt240 Millionen Euro investiert. Das
Sonderprogramm 2019 unterstützt grundsätzlich Substanzsicherungs- und
Restaurierungsarbeiten an unbeweglichen Baudenkmälern und Orgeln, die das
nationale kulturelle Erbe prägen. Die bereitgestellten Bundesmittel werden
in gleicher Höhe durch Länder, Kommunen, Eigentümer und bürgerschaftliches
Engagement ergänzt. So kommen die Mittel auch kleinen und mittelständischen
Bau- und Handwerksbetrieben in der Denkmalpflege zugute.
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KRIEG/1740: Mali - Debatte und Verschleierung ... (SB)




Die Stabilisierung Malis ist ein Schwerpunkt des deutschen
Engagements in der Sahel-Region und ein wichtiges Ziel der
Afrikapolitik der Bundesregierung.

Antrag der Bundesregierung zur Verlängerung des Mandats [1]

Im Bundestag standen heute die ersten Lesungen der Anträge zur
Verlängerung von Bundeswehreinsätzen in Afrika an. Dabei ging es um
die Beteiligung an zwei internationalen Missionen in Mali sowie um den
Marineeinsatz gegen Piraten vor der Küste Somalias. Alle drei Einsätze
sollen um ein Jahr bis zum 31. Mai 2020 verlängert werden, die Kosten
belaufen sich auf fast 400 Millionen Euro. Eine endgültige
Entscheidung fällt der Bundestag wohl Mitte Mai, die Zustimmung des
Parlaments gilt aufgrund der Mehrheitsverhältnisse als sicher.

Die Beteiligung an der EU-Mission "Atalanta" im Indischen Ozean
verdankt sich handfesten deutschen Wirtschaftsinteressen. Das
Seegebiet vor dem Horn von Afrika ist laut Bundesregierung
"Verbindungsglied und Haupthandelsroute zwischen Europa, der
Arabischen Halbinsel und Asien". Die Region habe "eine elementare
Funktion für die Versorgungssicherheit" Deutschlands. Rund 20.000
Handelsschiffe pro Jahr passieren den Golf von Aden, die Meerenge
zwischen dem afrikanischen Kontinent und der Arabischen Halbinsel. 90
Prozent des Handels zwischen Europa, Afrika und Asien laufen durch die
Region. Der Westen fährt damit seinen Reichtum an einem der ärmsten
Länder der Welt vorbei. In Somalia herrscht gerade eine verheerende
Dürre, knapp zwei Millionen Menschen hungern, unzählige sind auf der
Flucht vor der Trockenheit. Blanke Not treibt junge Männer in die Arme
von Piraten, die häufig arbeitslose Fischer aus den Küstendörfern
rekrutieren, deren Lebensgrundlage die großen Fangschiffe aus den
Industriestaaten mit ihren kilometerlangen Netzen zerstören. [2]

Die Mission "Atalanta", an der sich die Bundeswehr seit 2011 mit einem
Aufklärungsflugzeug sowie rund 80 Soldaten beteiligt, die größtenteils
in Djibouti stationiert sind, sieht die Große Koalition als vollen
Erfolg. Das kann sie angesichts der verheerenden Entwicklung in Mali
von dem dortigen Einsatz deutscher Streitkräfte nicht so leicht
behaupten. Bundeskanzlerin Merkel hatte zuletzt die im nordmalischen
Gao stationierte Truppe besucht und erklärt, die Mission sei schwierig
und gehöre zu den gefährlichsten Einsätzen der Bundeswehr weltweit.
Unter den insgesamt 3.361 deutschen Soldatinnen und Soldaten, die sich
derzeit auf dreizehn Auslandseinsätze verteilen, erhalten die beiden
größten Kontingente in Afghanistan und Mali nicht von ungefähr die
höchste Gefahrenzulage.

Die ehemalige Kolonialmacht Frankreich beansprucht Westafrika als sein
Einflußgebiet und hat auch Deutschland Schritt für Schritt in das
militärische Engagement eingebunden. Eine erste Anfrage, die Wahlen im
Kongo abzusichern, erfolgte 2005, kurz nachdem Angela Merkel Kanzlerin
geworden war. Frankreich, Großbritannien und die USA führten 2011
Krieg gegen Libyen, um Gaddafi zu stürzen, einen Regimewechsel zu
erzwingen und den Staat zu zerschlagen. Zwangsläufige Folge war eine
Destabilisierung des Landes wie auch der gesamten Region, welche die
Kämpfe in Mali maßgeblich befeuert und bewaffnet hat. Dort riefen die
Franzosen 2013 gewissermaßen den Bündnisfall in Europa aus, seit 2015
wird zur Begründung zusätzlich die Flüchtlingsabwehr herangezogen.

Anfang 2013 beschloß der Deutsche Bundestag, die französische
Militärintervention in Mali zu unterstützen und die Bundeswehr in dem
westafrikanischen Land zu stationieren. Diese ist dort vor allem mit
der Aufklärung rund um die nordmalische Stadt Gao befaßt und soll
damit zur Überwachung des fragilen Waffenstillstands zwischen
ehemaligen Separatisten und Regierung durch die UN-Truppe beitragen.
Sie nutzt Drohnen, hat zwei Transall-Maschinen zum Lufttransport in
Niamey stationiert und unterstützt auch französische Kampftruppen im
Sahel. Vier deutsche Kampfhubschrauber des Typs Tiger und vier
Transporthelikopter des Typs NH90 sollten zwischen Frühjahr 2017 und
Sommer 2018 vor Ort eine Rettungskette gewährleisten. Im Juli 2017
starben beim Absturz eines Tiger-Hubschraubers rund 70 Kilometer
nordöstlich der Stadt Gao zwei Soldaten der Bundeswehr. Deutsche
Offiziere sind im Hauptquartier der MINUSMA in Bamako, im Joint Force
Air Component Command (JFACC) in Lyon und beim Ausbildungseinsatz der
EU für Malis Streitkräfte (EUTM Mali) präsent.

Im Mai 2014 verabschiedete das Kabinett die "Afrikapolitischen
Leitlinien der Bundesregierung". Darin ist von Potentialen Afrikas wie
einem Zukunftsmarkt mit hohem Wachstum, reichen Ressourcen,
landwirtschaftlicher Produktion und Ernährungssicherung die Rede, die
für die deutsche Wirtschaft zunehmend interessanter würden. Aus diesen
Gründen gelte es, das politische, sicherheitspolitische und
entwicklungspolitische Engagement Deutschlands in Afrika gezielt zu
stärken sowie entschieden und substantiell zu handeln, wozu auch
militärische Interventionen gehörten. In Mali arbeitet Deutschland mit
einem autoritären Regime zusammen und führt Krieg, um seine
wirtschaftlichen und geostrategischen Interessen auf dem bevölkerungs-
und rohstoffreichen Kontinent durchzusetzen wie auch Flüchtlinge schon
in Afrika von Europa fernzuhalten. Neben den Einsätzen im Senegal, in
Zentralafrika, am Horn von Afrika, in der Westsahara, im Sudan, im
Südsudan und in Somalia ist die Präsenz deutscher Soldaten in Mali die
mit Abstand größte auf dem afrikanischen Kontinent.

Mit insgesamt 1450 Soldaten übertrifft das vom Bundestag mandatierte
Kontingent jenes in Afghanistan, und wie am Hindukusch ist auch in
Mali ein Ende des Einsatzes nicht in Sicht. Vergleichbar entwickelt
sich auch die Sicherheitslage, die sich dramatisch verschlechtert,
während sich die Bundeswehr allen anderslautenden Aufträgen zum Trotz
in zunehmendem Maße in die Kriegsführung verstrickt. Was den
Parlamentsvorbehalt betrifft, muß die Entsendung von deutschen
Soldaten zu Kriegseinsätzen in andere Länder vorab vom Bundestag
genehmigt werden. Diese Kontrolle durch die Abgeordneten soll weiter
eingeschränkt werden. Im November 2018 drückte es die damalige
CDU-Generalsekretärin Annegret Kramp-Karrenbauer so aus: "Ich glaube,
dass eine europäische Armee Sinn macht. Auf dem Weg dorthin werden wir
den Parlamentsvorbehalt für Auslandseinsätze der Bundeswehr ein Stück
zurückfahren müssen." Worauf das hinausläuft, illustriert die aktuelle
Kontroverse um den nichtmandatierten Einsatz von 20 deutschen
Kampfschwimmern der Bundesmarine in Niger, die dort einheimische
Spezialkräfte ausbilden. [3]

Während Frankreich mit der Operation "Barkhane" in der Sahelzone einen
Kampfeinsatz durchführt, ist die Bundeswehr ausschließlich zur
Stabilisierung und Friedenssicherung mandatiert. Daß es zwangsläufig
zu Überschneidungen kommt, liegt zum einen in der Natur dieser
letztlich fiktiven Trennung, zum anderen an den Erfordernissen einer
Kriegsführung, die mehr oder minder weit von den ideologischen
Konstrukten deutscher und internationaler Mandatierung abweicht. So
sollen deutsche Drohnen und Hubschrauber auch zur Unterstützung des
französischen Militärs eingesetzt worden sein - Aufklärung und
Transport sind eben ein weites Feld.

An der Stabilisierungsmission in Mali beteiligen sich mehr als 50
Nationen mit rund 11.000 Blauhelmsoldaten, circa 1.500 Polizisten und
Zivilpersonal. Der Großteil des deutschen Einsatzkontingents ist mit
aktuell 837 Soldaten in Gao (Camp Castor) stationiert. Deutschland
stellt aber auch Personal für das Hauptquartier in Bamako und betreibt
in Niamey, der Hauptstadt des benachbarten Niger, einen
Lufttransportstützpunkt, um Material- und Personaltransporte sowie die
medizinische Verwundetenversorgung zu ergänzen. EUTM ist eine Mission
der EU mit dem Ziel des Trainings und der Beratung der malischen
Streitkräfte und der G5-Sahel-Truppe (Mali, Mauretanien, Niger,
Burkina Faso und Tschad). Zu EUTM gehören derzeit 191 deutsche
Soldaten.

Die malische Regierung hat vor vier Jahren mit Separatistengruppen aus
dem Norden ein Abkommen zur Aussöhnung geschlossen, dessen Umsetzung
jedoch nicht vorankommt. Zahlreiche Konflikte machen dem ohnehin armen
Land zu schaffen. Es wüten islamistische Milizen wie die von "Boko
Haram", Ackerbauern kämpfen mit Viehhütern um das knappe Nutzland,
diverse Banden treiben ihr Unwesen. Inmitten dieser zunehmend
chaotischen Verhältnisse beuten Menschenhändler die Not geflohener
Menschen aus, die sie nach Norden schleusen und nicht selten umkommen
lassen. Während islamistische Gruppierungen an Einfluß gewinnen und
den Staaten der Sahel-Region ein Zusammenbruch droht, ist die
Mali-Mission die tödlichste, auf die sich die Vereinten Nationen
jemals eingelassen haben: Seit Beginn im Jahr 2013 sind dort 180
Blauhelmsoldaten gestorben, 15 allein in diesem Jahr. Ihrem
offiziellen Auftrag zufolge sollen die Blauhelme Frieden in dem
westafrikanischen Land schaffen und der Regierung in Bamako helfen,
eine Aussöhnung mit den Rebellengruppen im Norden herbeizuführen. Der
Konflikt hält jedoch seit sieben Jahren an, mehr als 250.000 Menschen
sind auf der Flucht, wie hoch die Zahl einheimischer Opfer inzwischen
ist, vermag niemand zu sagen.

Wie die Bundesregierung euphemistisch einräumt, sei die
Sicherheitslage in einigen Landesteilen "volatil" und "angespannt",
bei der Umsetzung des Friedensabkommens bestehe "weiterhin
Verbesserungspotenzial". "Der UN-Einsatz in Mali war für uns immer
wichtig", erklärt der verteidigungspolitische Sprecher der
SPD-Fraktion, Fritz Felgentreu. "An der Lage in Mali hängt auch unsere
Sicherheit. Das Land ist eine Transitzone für Menschenhandel, Drogen
und Waffen. Auch wirkt es sich auf die Stabilität in Nachbarstaaten
aus, wie sicher Mali ist." Die Sicherheitslage im Einflußbereich der
Bundeswehr habe sich "nicht verschlechtert", beteuert er. Man dürfe
das Land nicht alleinlassen. Allerdings merkt selbst Felgentreu düster
an: "Ob der malische Staat jemals in der Lage sein wird, überall für
Ordnung und Sicherheit zu sorgen, das ist eine offene Frage."

Nähme man die Aufgaben für bare Münze, die in das Mandat des
Bundeswehreinsatzes in Mali hineinphantasiert werden, zeichnete sich
als Bilanz eine groteske Überfrachtung und heillose Überforderung ab.
Geht man hingegen von einer zugleich verbündeten und konkurrierenden
Allianz mit Frankreich aus, den hegemonialen Übergriff auf die
afrikanischen Staaten zu exekutieren, betreibt deutsche
Regierungspolitik ihr Geschäft der ökonomischen, politischen und
militärischen Intervention auf dem Nachbarkontinent durchaus
konsistent. Sich über das Scheitern vorgeblich humanitärer und
stabilisierender Militäreinsätze zu ereifern hieße dem Popanz
militaristischer Deutungsmacht zu huldigen.


Fußnoten:

[1] www.tagesspiegel.de/politik/deutsche-soldaten-in-afrika-ist-die-bundeswehr-in-mali-ueberfordert/24204146.html

[2] www.tagesspiegel.de/politik/deutsche-auslandseinsaetze-was-die-bundeswehr-in-afrika-erreicht-hat-und-was-nicht/24318682.html

[3] www.spiegel.de/politik/ausland/bundeswehr-in-niger-rechtsbruch-in-camp-wuestenblume-a-1266228.html

9. Mai 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / MEINUNGEN





STANDPUNKT/861: Hohe Noten für Kevin Kühnert (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Hohe Noten für Kevin Kühnert

Von Günter Buhlke, 8. Mai 2019



Mit bemerkenswerter Eile und Einigkeit reagierten die großen
Print- und TV-Medien Deutschlands auf eine verständliche
Meinungsäußerung des Jusovorsitzenden der SPD. Dass er sich zu Wort
meldet, ist so erfreulich wie die Auftritte von Greta Thunberg. Und er
hat viele gute Gründe dafür.

Die Medien sind angesichts der 2019 und 2021 anstehenden politischen
Wahlen als Sprachrohr der Mächtigen sichtbar nervös. Die Zeiten großer
Parteimehrheiten für die Regierungsführung im gewohnten Stil sind
vorbei. Die in den Startblöcken stehende Opposition, besonders die
Entwicklung der AFD, lassen schwierige Koalitionsgespräche erwarten.
Sie fordern Veränderungen in vielen Bereichen der Tagespolitik. Das
Hickhack der Koalitionsverhandlungen nach der Wahl 2017 lässt Risiken
für die Regierungsbildung in drei Bundesländer in diesem Jahr und 2021
in Deutschland erwarten.

Aus seinem Geschichtsverständnis heraus hat Kevin Kühnert gelernt,
dass die menschliche Gesellschaft auf anhaltende problembeladene
Zustände schon immer mit Visionen reagierte, wie es besser gehen
könnte. Zu erinnern sei an den regierungserfahrenen Thomas Morus, an
die Aufklärer, die mit ihren Visionen eine Revolution für das
bürgerliche Frankreich und Nordamerika vorbereitet hatten. Die SPD
reagierte auf die Miseren des entstehenden Kapitalismus mit
verschiedenen Programmen von Erfurt bis zu Heidelberg. Die CDU
formulierte das Dilemma in ihrem erstes Parteiprogramm nach dem II.
Weltkrieg 1947 so. Zitat: "Das kapitalistische Wirtschaftssystem ist
den staatlichen und sozialen Lebensinteressen des deutschen Volkes
nicht gerecht geworden. Nach dem furchtbaren politischen,
wirtschaftlichen und sozialen Zusammenbruch als Folge einer
verbrecherischen Machtpolitik kann nur eine Neuordnung von Grund aus
erfolgen". Die Idee einer Neuordnung des Kapitalismus steht aus.
Alternativversuche im 20. Jahrhundert hatten noch keinen dauerhaften
Erfolg.

Die aktuelle Lage in Deutschland und in der globalisierten Welt
braucht Alternativen in sozialen und Umweltbereichen. Das hat nicht
nur Kühnert erkannt. Beispiele: Die Finanzkrise von 2010 schwelt
weiter. Die Einkommensentwicklungen verlaufen extrem gegensätzlich.
Die Wirtschaft entscheidet sich stets für die Profitlogik, nicht für
die Natur oder soziale Belange. Autoindustrie und Wohnungswirtschaft
sind aktuelle Prototypen, wie schon lange die Rüstungsindustrie, die
die Steuergelder sinnlos verschlingt. Der nationale Egoismus in den
USA und in der EU gewinnen an Raum, der Wirtschaftsegoismus ist auch
in Deutschland ungebrochen. Kevins Menschenrechte auf Arbeit,
Wohnraum, Frieden und Gleichberechtigung sind keine Utopien ferner
Zeiten.

Die Profitlogik der deutschen Großindustrie und von Black-Rock ist
ungebrochen. Mit Gesetzen auf freiwilliger Basis sind keine
grundsätzlichen Veränderungen erreichbar. Das beweist die bisherige
Geschichte.

Über die Zukunft nachzudenken und sich Veränderungen vorzustellen, ist
ein Anrecht der jungen Generation; auch Diskussionen anzustoßen. Im
Übrigen sind Enteignungen kein Alleinmerkmal von links. Im
Arbeitsprozess, beim Aktienverfall, im Wettbewerb sind Enteignungen
der Normalfall.

Enttäuschend ist die Reaktion einiger Vorstandsmitglieder der SPD auf
die Meinungsäußerungen von Kevin Kühnert. Die Argumente von Sigmar
Gabriel kommen aus der ideologischen Mottenkiste (Berliner Zeitung von
6.5.2019). Sie helfen weder Kevin noch der SPD. Verelendung und
Obdachlose in Folge der Arbeitslosigkeit gab es in der DDR
nachweislich nicht; auch keinen Hunger. Die DDR-Wirtschaft hat die
Grundbedürfnisse befriedigen können.

Fazit: Die neoliberale Marktwirtschaft ist nicht in der Lage, die
elementaren Bedürfnisse der Gesellschaft und der Natur ohne Krisen zu
befriedigen.


Über den Autor

Günter Buhlke, geb. 1934. Verh. Studium an der Humboldtuniversität und
der Hochschule für Ökonomie Berlin. Dipl. Volkswirtschaftler.
Internationale Arbeit als Handelsrat in Mexiko und Venezuela.
Koordinator für die Wirtschaftsbeziehungen der DDR zu Lateinamerika.
Wirtschaftserfahrungen als langjähriger Leiter des Schweizerischen
Instituts für Betriebswirtschaft in Berlin, Vorstand einer
Wohnungsgenossenschaft und Referent im Haushaltsausschuss der
Volkskammer und des Bundestages. Gegenwärtig ehrenamtliche
Tätigkeiten.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0
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STANDPUNKT/860: Angriff der Algorithmen - Wie das Scoring die Solidarität untergräbt (NG/FH)


Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte Nr. 4/2019

Angriff der Algorithmen

Wie das Scoring die Solidarität untergräbt

von Kirsten Bock und Aleksandra Sowa



Sollte man Wirtschaftsauskunfteien wie Equifax und Schufa abschaffen?
Wenn eine einzelne Person ohne Risikobewertung oder durch eine
schlechte mehr für eine Dienstleistung, ein Girokonto oder eine Ware
bezahlen muss, dann erscheint ein auf viele Schultern verteilter
Aufpreis für alle gerechter, als die Vernichtung ganzer Existenzen
aufgrund eines schlechten Scorewerts. Und den sozialdemokratischen
Solidaritätsprinzipien entspricht es ja durchaus, dass die Reichen
etwas an die Armen abgeben und so die Risiken verteilt werden.

Solidarität ist einer der Grundwerte der sozialen Demokratie. Neben
Freiheit und Gleichheit ist Brüderlichkeit einer der Begriffe, aus
denen sich seit der Französischen Revolution die Grundwerte moderner,
demokratischer Gesellschaften herleiten. "Liberté und Egalité konnten
mit Freiheit und Gleichheit ohne weiteres übersetzt werden", schreibt
Ulrich Wickert in Die Zeichen unserer Zeit. Fraternité wurde
erst im 19. Jahrhundert als "Brüderlichkeit" eingedeutscht. "In
Freiheit finden sich Überbegriffe wie Toleranz, Sicherheit und
Verantwortung. Gleichheit hat sich in Gerechtigkeit verwandelt,
während Brüderlichkeit heute als Solidarität bezeichnet wird".
Und es ist die Solidarität, die heute beispielsweise bei
Versicherungen Nichtwissen in Bezug auf individuelle Risiken
voraussetze, sagte Ulf Buermeyer, Vorsitzender der Gesellschaft für
Freiheitsrechte auf einer Konferenz der Friedrich-Ebert-Stiftung in
Berlin. Damit das gelingt, müssten die Auskunfteien, die für alle
Bürger einen individuellen Scorewert berechnen, abgeschafft oder
besser reguliert werden.

Neu sind nicht die Auskunfteien oder Scoringsysteme selbst. Das
Kreditscoring in den USA beispielsweise geht auf das 19. Jahrhundert
zurück. Neu sind die Dimensionen und die Möglichkeiten, die
Technologie, konkrete Algorithmen und die Auswertungsmöglichkeiten
großer Datenmengen. Verbraucherrelevante Entscheidungen durch
sogenannte algorithmische Entscheidungsverfahren (ADM: algorithmic
decision making) werden immer häufiger in der Öffentlichkeit
diskutiert und stehen zu Recht in der Kritik, wenn Entscheidungen etwa
über einen Arbeitsplatz oder Kredit nicht von Menschen sondern von
Maschinen vorgegeben oder gar eigenständig getroffen werden. Dabei
soll die Suggestion von Preisnachlässen darüber hinwegtäuschen, dass
scoringbasierte Preisstaffelung die hierarchische Gesellschaft stützt.

Das Kreditscoring - die Bewertung der Kreditwürdigkeit von Personen -
betrifft heute längst nicht mehr nur Großkredite für ein Haus oder
einen Pkw. Vom Verbraucherscoring sind mittlerweile alle betroffen.
Der Scorewert trifft eine Aussage über die Eintrittswahrscheinlichkeit
eines erwünschten oder unerwünschten Verhaltens, das aus dem
bisherigen Verhalten oder anhand anderer, oft intransparenter
Indikatoren und Kriterien, die von den Unternehmen als
"Geschäftsgeheimnisse" gehütet werden, ermittelt wird.

Intransparente Methoden

Die Frage, wer die Schufa-Algorithmen überprüfe und für die Qualität
der Daten sorge, stellte die Beobachtungsplattform AlgorithmWatch, als
sie das Projekt "Open-Schufa" etablierte. Sie rief zu Datenspenden
auf, um mittels "Reverse Engineering" Rückschlüsse auf die
Arbeitsweise des Unternehmens ziehen zu können. Die Schufa verwies
sogleich darauf, dass sie "als einzige Auskunftei ihr Verfahren zur
Scoreberechnung bereits 2010 gegenüber den Datenschutzbehörden des
Bundes und der Länder offengelegt" habe. Es sei wissenschaftlich
überprüft und aussagekräftig. In einer Pressemitteilung wehrte sie
sich gegen das Projekt: "Wer die Berechnungsmethode (...) der
Allgemeinheit gegenüber offenlegen will, leistet Vorschub für Betrug,
Missbrauch und die Abwanderung von Know-how aus Deutschland". Außerdem
sei die Schufa "der Auffassung, dass es nicht ihre Aufgabe ist, für
die Richtigkeit der Daten zu sorgen", teilte OpenSchufa mit. Ohne aber
eine Offenlegung der zugrundeliegenden Kriterien, zumindest gegenüber
einer unabhängigen Prüfinstanz, und der Durchführung von
aussagekräftigen Tests, ist ein Ausschluss diskriminierender,
fehlerhafter oder unrichtiger Ergebnisse und eine Kontrolle nicht
möglich.

Im Sommer 2018 begann Facebook, die Vertrauenswürdigkeit der
Nutzerinnen und Nutzer zu bewerten und sie in einer Skala von Null bis
Neun abzubilden. Dieser trustworthiness score sollte, neben
anderen nicht näher bezeichneten Indikatoren, ein Instrument des
Risikomanagements des Konzerns darstellen, der, nach den Vorwürfen der
Verbreitung von Fake News und politischer Propaganda im
US-Präsidentschaftswahlkampf, nach neuen Methoden und Algorithmen
sucht, um dem Informationskrieg zu begegnen. Mit dem Scoring zur
Vertrauenswürdigkeit möchte man nicht nur die "bösen Buben"
identifizieren, die Fake News verbreiten, sondern auch solche, die das
Facebook-Anzeigesystem missbrauchen und Nachrichten, deren Inhalte
ihren persönlichen Überzeugungen nicht entsprechen, im Übrigen aber
korrekt sind, als Fake News melden.

Wie der Facebook-Score berechnet wird und welche anderen Indikatoren
bei der Vertrauenswürdigkeitsmessung hinzugezogen werden, ist
intransparent. Das ist für Forscher sowie Nutzer ein wenig
unkomfortabel, doch es sei eine notwendige Maßnahme, damit das System
nicht ausgetrickst werden kann, so die Begründung von Seiten Facebooks
(Washington Post 21.8.2018). In anderen Fällen begründen
Unternehmen, die traditionelles Kreditscoring anbieten, die
Unmöglichkeit, Entscheidungswege oder Algorithmen offenzulegen, mit
dem Verweis auf das intellektuelle Recht des Unternehmens. Dem
widerspricht Paul Nemitz, Chefberater bei der Europäischen Kommission:
Immer, wenn personenbezogene Daten betroffen sind, ist die
Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) anwendbar. Das soziale Netzwerk
Facebook alleine soll ca. drei Trillionen Verhaltensprognosen täglich
erstellen. Da Verhaltensprognosen personenbezogene Daten sind, sei
auch hier die DSGVO anwendbar, so Nemitz. Folglich sei auch das Recht
der Betroffenen auf Auskunft und Information gemäß Art. 13 bis 15
DSGVO gemeint. Damit haben Betroffene nicht nur ein Recht darauf,
"aussagekräftige Informationen über die involvierte Logik sowie die
Tragweite und die angestrebten Auswirkungen einer derartigen
Verarbeitung für die betroffene Person" zu erlangen, sondern Facebook
ist verpflichtet, seine Nutzer unaufgefordert darüber zu informieren.

Bewertung, Überwachung, Manipulation

Die neuste Dimension ist das in China konzipierte "Social Scoring",
das Informationen über die Bevölkerung aus verschiedenen privaten und
öffentlichen Quellen zu einem Superscore verbindet. Die originäre
Frage des Kreditscorings, ob Kunden kreditwürdig sind, wird nun zur
Frage erweitert: Sind die Bürger sozial angepasst oder auffällig? Um
diese Frage zu beantworten, werden exorbitante Mengen persönlicher
Daten der Bevölkerung ausgewertet, um den Konsumenten in ihrem Sinne
"gut" zu machen, schreibt Josh Lauer in seinem Buch Creditworthy.
Diese Form der Prägung und Lenkung (nudging) macht es den
Bürgern beständig schwerer, freie Entscheidungen zu treffen. Der
permanente Drang nach Optimierung und Gewinnmaximierung befördert den
Einsatz von Bewertungssystemen, die sich rapide in unkontrollierte und
intransparente Instrumente der Massenüberwachung, der sozialen und
Arbeitskontrolle bis hin zur Manipulation von Entscheidungen
verwandeln.

Bisweilen ist es erstaunlich, wie wenig man über die 
Scoring-Unternehmen, die zu den mächtigsten Überwachungsinstitutionen in den
westlichen Demokratien herangewachsen sind, weiß. Bis weit in die 60er
Jahre arbeiteten die Kreditscoring-Firmen in "quiet obscurity" (Josh
Lauer). Mit den Debatten um Datenschutz und Überwachung rücken sie
erst jetzt langsam in das Licht der Öffentlichkeit. Angesichts der
Ausmaße zunehmender Überwachung, fehlender wissenschaftlicher
Untersuchungen, mangelnder Regulierung und Intransparenz, stellt sich
immer mehr die Frage, ob man Scoringsysteme insgesamt nicht einfach
verbieten sollte. Und tatsächlich: Die DSGVO enthält ein Verbot
automatisierter Entscheidungen (Art. 22). Dürfte es demnach
Kreditscoring-Unternehmen wie Schufa oder Infoscore gar nicht mehr
geben? Weit gefehlt. Das Verbot bezieht sich nur auf
vollautomatisierte Entscheidungen, die in der Praxis bislang nur
selten vorkommen. Und es gilt dann nicht, wenn die Entscheidung für
einen Vertragsabschluss erforderlich ist oder Betroffene eingewilligt
haben. Aber auch die Auswirkungen von teilautomatisierten
Entscheidungen sind nicht minder bedenkenswert. Denn Personen, die
eine automatisierte Entscheidung überprüfen sollen, ändern diese nur
selten. Hinzu kommen zahlreiche Ausnahmen, die viel Spielraum
zulassen. Die Fachgruppe Rechtsinformatik der Gesellschaft für
Informatik beschreibt Art. 22 DSGVO in einem Gutachten im Auftrag des
Sachverständigenrats für Verbraucherfragen demnach lediglich als ein
"stumpfes Schwert".

Sollen Automationen und künstliche Intelligenz künftig das Leben der
Menschen erleichtern, gilt es jetzt, die Kontrollfähigkeit der Systeme
gesetzlich vorzuschreiben und sicherzustellen. An einem Modell
trainierte Algorithmen treffen auf der Basis der ihnen zur Verfügung
stehenden Informationen Entscheidungen, die sie im Laufe ihres
Einsatzes selbstständig verbessern. Wenn diese Verfahren
Entscheidungen im Umgang mit Menschen treffen, dann sollten sie auch
nachvollziehbar und kontrollierbar sein, um sicherzustellen, dass sie
nicht fehlerhaft sind. Dies wäre dann der Fall, wenn sie inhaltlich
falsch sind oder zu einer Verstärkung des Ungleichgewichts zwischen
den Anwendern und den Betroffenen führen. Eine Asymmetrie kann sich
aus dem Einsatz von Algorithmen selbst ergeben, weil die Betroffenen
weder nachvollziehen noch kontrollieren können, warum eine
Entscheidung getroffen wurde oder weil der zugrundeliegende
Entscheidungsalgorithmus selbst diskriminiert. Die Betroffenen sollten
nicht sich selbst überlassen werden - die Politik muss beteiligt sein.

Für einen fairen und sozialverträglichen Einsatz solcher Systeme
reicht die Transparenz als notwendige Bedingung der Prüffähigkeit für
sich genommen nicht. Wer beispielsweise von A nach B reisen muss, dem
nützt es nicht zu wissen, auf welcher Grundlage der angebotene Preis
zustande gekommen ist. Der Ausgleich der Machtasymmetrie zwischen der
Organisation und den von der Anwendung betroffenen Nutzern erfordert
Vorgaben an die Ausgestaltung der Systeme - und zwar von Anfang an.
Genauer: an die zugrundeliegenden Algorithmen, die Auswahl der Daten
mit denen sie arbeiten und mit denen sie lernen sowie dem
Lernverfahren selbst. "Wer die Daten hat, dem gehört die Zukunft",
schreibt Yuval Noah Harari in seinem Buch 21 Lektionen für das 21.
Jahrhundert. Ohne gezielte Kontrolle und Regulierung werde sich
allein dadurch die soziale Ungleichheit weiter verstärken. Mit mehr
Transparenz wird sie nicht aufzuhalten sein. Eine gezielte Steuerung
dagegen kann das Auseinanderdriften der Gesellschaft verhindern,
Risiken auf die Schultern von Vielen verteilen und die ungleichen
Machtbeziehungen beseitigen.

"Wir sollten also, statt die Technologie als Ursache des Übels zu
verdammen, nicht in ihre Apologie verfallen, sondern ganz einfach
begreifen, dass die präregulative Ära zu Ende geht", schrieb der
Futurologe Stanislaw Lem in Summa Technologiae. Auch die
Algorithmen sollten als eine Chance gesehen werden: Sie spielen eine
wesentliche Rolle für das Verständnis, wie in den demokratischen
Gesellschaften diskriminiert wird. Sie machen die zuvor vermuteten
Machtasymmetrien offensichtlich und nachweisbar.

Kriterien für die Programmierung von Algorithmen können so eine Chance
bieten, das Leben der Menschen und ihre Umgebung zu verbessern. "In
vielen ADM-Systemen können Entscheidungsstrukturen transparent und
nachvollziehbar dargestellt werden", stellten die Autoren der Studie
"Technische und rechtliche Betrachtungen algorithmischer
Entscheidungsverfahren" fest. Dem die Öffentlichkeit beherrschenden
Bild der unerklärbaren und nicht nachvollziehbaren Entscheidungen zum
Trotz, haben sie zwei zentrale Methoden identifiziert, die die
Transparenz algorithmischer Entscheidungen "signifikant erhöhen":
Tests und Audits. Damit diese effektiv eingesetzt werden können,
fehlen noch geeignete Standards, die den Bewertungen und Prüfungen
zugrunde gelegt werden können. Hierfür müssten zunächst
quantifizierbare Fairness- und Gleichbehandlungskriterien definiert
werden. Zusätzlich wäre die Legitimation dieser Methoden durch den
Gesetzgeber und eine wissenschaftliche Begleitung notwendig.

Für selbstlernende Algorithmen ist es außerdem wichtig festzulegen,
wie das Lernverfahren kontrolliert werden kann. Beispielsweise mittels
Kontrollgremien, die die Einhaltung von Mindestanforderungen
überwachen. Dazu ist es notwendig, den Mut zu haben, bestimmte
Verwendungen zu regulieren. Oder gar zu verbieten. "Überhaupt sollten
wir lieber darüber reden, welche technologische Entwicklungen es nie
geben wird", empfahl Lem, und hatte dabei nicht nur Zeitreisen im
Sinn.

Kirsten Bock ist Datenschutzjuristin und Mitglied der
Ländervertretungen Deutschlands in Arbeitsgruppen des europäischen
Datenschutzausschusses (EDSA).

Aleksandra Sowa ist IT-Compliance Managerin,
Datenschutzbeauftragte und -auditorin. 2017 erschien: Digital
Politics: So verändert das Netz die Demokratie.
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MEDIEN/481: Wikileaks - finstere Aussichten für Assange ... (SB)


Wikileaks - finstere Aussichten für Assange ...



Sichtlich erschüttert nach dem Besuch bei ihrem Freund Julian Assange
präsentierte sich die Hollywood-Schauspielerin und Bürgerrechtlerin
Pamela Anderson den wartenden Journalisten am 7. Mai vor den Toren des
südenglischen Hochsicherheitstrakts Belmarsh. Das ehemalige Mitglied
der erfolgreichen TV-Serie Baywatch äußerte sich höchst besorgt über
den physischen Zustand Assanges und beklagte dessen Unterbringung in
einer Anstalt, die auf die Verwahrung von Gewaltverbrechern und
"Terroristen" ausgelegt ist und nicht umsonst als "Guantánamo"
Großbritanniens gilt. Begleitet wurde Anderson von
Wikileaks-Chefredakteur Kristinn Hrafnsson, der die
Isolationshaftbedingungen von Assange verurteilte. Während der
Isländer meinte, Assange habe zwar Gewicht verloren, sei aber
"seelisch stark", erklärte Anderson, das Leben des Gründers von
Wikileaks sei in Gefahr und müsse "gerettet werden". Es gibt gute
Gründe, den Pessimismus des berühmten Fotomodells als
wirklichkeitsgerecht zu teilen.

Aus Angst vor der Auslieferung nach Schweden und von dort in die USA
flüchtete Assange 2012 in die Botschaft Ecuadors in London. Die
ursprünglichen Vorwürfe sexueller Nötigung 2010 in Stockholm haben die
schwedischen Behörden 2017 nach einer reichlich verspäteten Befragung
Assanges in der ecuadorianischen Botschaft fallengelassen. Auf
Veranlassung des neuen Präsidenten Ecuadors, Lenin Moreno, hob die
Regierung in Bogota am 11. April Assanges Asylstatus auf und machte
damit den Weg für seine Festnahme durch die britische Polizei am
selben Tag frei. Am 1. Mai erhielt er vom zuständigen Gericht in
London wegen Verstoßes gegen die früheren Kautionsauflagen die
Höchststrafe von zwölf Monaten Freiheitsentzug. Zwei Tage später
kritisierte die UN-Arbeitsgruppe gegen willkürliche Inhaftierung das
Urteil als "unangemessen" und brachte ihre Sorge wegen der "unfairen
Behandlung" Assanges zum Ausdruck.

Bereits am 2. Mai hatte Assange bei der ersten Anhörung im
Auslieferungsverfahren auf die Möglichkeit, gleich an die US-Behörden
übergeben zu werden, um die ganze Affäre zu beschleunigen, verzichtet.
Per Videoschaltung aus Belmarsh erklärte der 47jährige Australier:
"Ich möchte mich nicht der Auslieferung wegen eines Journalismus', der
viele Auszeichnungen erhalten und viele Leute geschützt hat,
überantworten." Demgegenüber malte vor Gericht der Rechtsvertreter des
US-Regierung, Ben Brandon, ein Bild von Assange als chaosstiftender
Hackerunhold, der mit seinen Hunderttausenden von ungebetenen
Wikileaks-Enthüllungen die nationale Sicherheit der USA gefährdet und
Amerika in seiner historischen Mission als globale Ordnungsmacht
schwer behindert habe.

Laut seiner australischen Anwältin Jennifer Robinson will Assange alle
Rechtsmittel bis hin zum Gang vor den Europäischen
Menschenrechtsgerichtshof in Strasbourg ausschöpfen, um eine
Überstellung an die Behörden in den USA, wo ihm wegen angeblicher
Spionage ein lebenslanger Freiheitsentzug bzw. möglicherweise die
Todesstrafe droht, zu verhindern. Beobachter stellen sich deshalb auf
einen langjährigen Rechtsstreit in England ein. Doch es könnte ganz
anders kommen.

In einem Artikel, der am 7. Mai auf der rechtslibertären
US-Politwebsite LewRockwell.com unter der Überschrift "Pray and Weep"
erschienen ist, hat Karen Kwiatkowski folgendes - in der Übersetzung
der SB-Redaktion - geschrieben:

... im Vorfeld irgendeiner Entscheidung über die
 Auslieferungssache haben US-Regierungsmitarbeiter vom
 Verteidigungsministerium, vom FBI und von der CIA, Assange im
 Gefängnis Belmarsh vernommen.



Vernehmen ist aber die falsche Bezeichnung. Ich würde lieber
 ärztlich behandeln sagen, wenngleich jene Formulierung einen
 positiven Ausgang als Ergebnis impliziert. Chemical Gina [Haspel,
 die amtierende CIA-Direktorin - Anmerkung der SB-Redaktion] hat
 hier das Sagen und nach unseren Informationen wird Assange mit
 3-Chinuclidinylbenzilat, auch BZ genannt, "behandelt".



Nach einem längeren Zitat aus der Zeitschrift New Yorker über das
"Wahrheitsserum" BZ, das im Rahmen früherer Experimente der CIA bei
Probanden nach der Verabreichung halluzinogene Vorstellungen und
Angstzustände auslöste und nach dem Ausklingen schwere Depressionen
sowie Realitätsverlust verursachte, verweist Kwiatkowski auf die
Einschätzung ihres Freundes und Mitstreiters Ray McGovern, demzufolge
der "tiefe Staat" Amerikas Assange wegen seiner höchst erfolgreichen
Enthüllungsarbeit "vernichten" will. Dafür gibt es bereits Vorbilder.
Der frühere Whistleblower David Shayler vom britischen
Inlandsgeheimdienst MI5 zum Beispiel, der 1997 die frühere
Zusammenarbeit zwischen dem britischen Auslandsgeheimdienst MI6 mit
Al-Kaida-"Terroristen" in Libyen zwecks Ermordung Muammar Gaddhafis
publik machte, verbrachte 2002 mehrere Monate in Gefängnis Belmarsh.
Seitdem gilt er als psychisches Wrack, das unter religiösen und
anderen Wahnvorstellungen leidet.

Wenngleich Kwiatkowski keine Angaben darüber machte, wie sie von der
Sonderbehandlung Assanges mit Psychopharmaka erfahren hat, ist der
ehemaligen US-Luftwaffenoberstin eine hohe Glaubwürdigkeit zu
bescheinigen. 2003 hat sie als Mitarbeiterin der Nahost-Abteilung des
Pentagon die Manipulation von Geheimdiensterkenntnissen, die dort
unter der Regie von Paul Wolfowitz und Douglas Feith stattfand, um
einen Vorwand für den illegalen Angriffskrieg der Regierung von
US-Präsident George W. Bush gegen den Irak Saddam Husseins zu
fabrizieren, öffentlich gemacht. Seitdem arbeitet sie mit Ray
McGovern, dem ehemaligen Chef der Sowjetabteilung bei der CIA, und den
anderen Veteran Intelligence Professionals for Sanity zusammen, um die
Kriegstreiberei Washingtons zu demaskieren. In den letzten 16 Jahren
haben die VIPS mit gut recherchierten Artikeln und Aufrufen bei
Consortium News immer wieder versucht, den Propagandisten im Weißen
Haus, State Department, Pentagon und US-Kongreß in bezug auf Syrien,
Iran, Afghanistan, Libyen sowie Russiagate den Wind aus den Segeln zu
nehmen.

9. Mai 2019
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DISKUSSION/450: Klütz - Sozialer Wohnungsbau in Mecklenburg-Vorpommern, 15.05.2019


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 8. Mai 2019

SPD-Landtagsfraktion vor Ort: Für gutes und bezahlbares Wohnen



Der Wohnungsmarkt in Mecklenburg-Vorpommern ist dreigeteilt. Während
Eigentümer im ländlichen Raum oftmals mit Leerständen, Sanierungsstau
und niedrigen Mieten zu kämpfen haben, fehlt Wohnraum für die
Beschäftigten in den Tourismusregionen. In den größeren Städten,
insbesondere an den Hochschulstandorten, herrscht ein Mangel im
bezahlbaren Segment. Aktuell arbeitet die SPD-Landtagsfraktion als
Schwerpunktthema an neuen Lösungen für den Wohnungsmarkt. Wie bleibt
gutes Wohnen bezahlbar?

Der Landtagsabgeordnete und Infrastrukturminister Christian Pegel und
die Abgeordnete Martina Tegtmeier laden ein zur Diskussion über den
sozialen Wohnungsbau in Mecklenburg-Vorpommern.

Der Eintritt für die Veranstaltung am 15. Mai, um 18 Uhr im
Literaturhaus "Uwe Johnson", Im Thurow 14, in Klütz ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Mai 2019 
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ARBEIT/2938: Diskriminierung am Arbeitsplatz - Wer nicht reinpasst, meldet sich häufiger krank (idw)


Universität Konstanz - 08.05.2019

Diskriminierung am Arbeitsplatz: Wer nicht reinpasst, meldet sich
häufiger krank



Die Organisationsforscher Prof. Florian Kunze (Universität Konstanz,
Exzellenzcluster "The Politics of Inequality") und Max Reinwald
(Universität Konstanz, Graduiertenschule "Entscheidungswissenschaften")
untersuchten, wie sich das Arbeitsverhalten von Arbeitnehmer*innen ändert,
die in ihrem Team stark in der Minderheit sind.

"Diversity" ist längst ein zentrales Buzzword in unserer Arbeitswelt und
ist für Unternehmen oft entweder Ruhmesblatt oder offene Flanke. Nach
landläufiger Vorstellung reicht es aus, gezielt Vertreterinnen und
Vertreter von bisher unterrepräsentierten Gruppen zu engagieren, seien es
Frauen in "Männerberufen", Ältere in einem jungen Team - und natürlich
umgekehrt. Die zunächst ungewöhnliche Situation sorgt für die Reflexion
und mit der Zeit auch den Abbau von Vorurteilen, und das "diverse" Team
erlebt alsbald einen Schub von Kreativität und Produktivität. Aber ist
diese Art und Weise, Diversity in das Arbeitsumfeld zu bringen,
automatisch ein Erfolgsrezept?

Diese Frage treibt Florian Kunze und seinen Doktoranden Max Reinwald schon
länger um. Sie wollen verstehen, wie Teamarbeit heute in der
Arbeitsrealität funktioniert, und wie sie sich verbessern lässt, indem sie
die Dynamiken in divers zusammengesetzten Teams besser verstehen lernen.
In der Fachwelt ist dieses Thema nicht unbeachtet geblieben, es gibt
bereits zahlreiche Studien zu vielen Fragen in diesem Forschungsfeld.

"Aber die vielen Studien sind leider sehr uneinheitlich und widersprechen
sich teilweise sogar", erklärt Reinwald das Problem. "Manche
Untersuchungen ergeben zum Beispiel, dass männliche Teams effektiver
arbeiten, wenn ein oder zwei Frauen dazukommen, andere ergeben das
Gegenteil, wieder andere finden gar keine signifikanten Effekte. Es ist
wirklich schwer, sich aus der bestehenden Forschungslage ein Bild zu
machen. Gleichzeitig gibt es aber diesen Glaubenssatz, dass Diversity
automatisch gut für Unternehmen ist."

Diesem populären, aber wenig auf belastbare Ergebnisse gestützten Schluss
misstrauten Reinwald und Kunze. Ihre Erklärung für die einander
widersprechenden Untersuchungen: Bisherige Untersuchungen pickten sich
jeweils einen Zeitpunkt heraus und betrachteten nur die
Augenblickssituation, anstatt das Verhalten von Kolleginnen und Kollegen,
die demographisch nicht ins Team passen, im Laufe der Zeit zu beobachten.

Das wollten die Konstanzer Forscher ändern. Sie beobachteten in einer
seltenen Langzeitstudie über 800 Teams eines großen Schweizer
Dienstleistungsunternehmens über sieben Jahre. Sie konzentrierten sich auf
Geschlecht und Alter von neu ins Team kommenden Kolleginnen und Kollegen.
Diese äußerlich offensichtlichen Merkmale bedienen schnell und direkt
vorhandene Vorurteile. Reinwalds und Kunzes These: Je unähnlicher ein
neues Teammitglied, desto eher wird es in Situationen geraten, in denen es
sich Diskriminierung ausgesetzt sieht. Solche Situationen, sogenannte
Anker-Events, prägten dann die Wahrnehmung der Zusammenarbeit im Team auf
Jahre hinaus.

Als Maß für Unzufriedenheit und mangelnde Integration dienten Fehlzeiten
(ausgenommen reguläre Urlaubstage, Fortbildungen, Mutterschutz etc.). Die
Forscher erwarteten, dass Teammitglieder, die stark vom Rest der Gruppe
abwichen, häufigere und längere Fehlzeiten ansammeln würden.

"2.711 Personen haben wir ausgewertet, Teameintrittsdatum,
Teamzusammensetzung, Teamwechsel und Fehlzeiten - alles natürlich komplett
anonymisiert", berichtet Kunze. "Der Trend ist ziemlich deutlich: Im
ersten Jahr nach einem Teamwechsel bleiben die Neuzugänge unauffällig,
egal wie gut oder schlecht sie zum Gruppenschnitt passen. Aber danach
steigt die Kurve an, und zwar teilweise ganz schön steil. Nach ein paar
Jahren fehlen Frauen in reinen Männerteams und Ältere in sehr jungen Teams
fast doppelt so viel wie Frauen und ältere Personen in ihnen ähnlichen
Teams. Das sind dann durchschnittlich acht statt vier Tage im Jahr, schon
sehr auffällig, wie wir finden."

Reinwald relativiert den Befund ein wenig: "Natürlich feiert man nicht
automatisch ständig krank, wenn man nicht im Durchschnitt liegt.
Individuelle Arbeitsleistung und individuelle Biographien haben wir gar
nicht verfolgt, das wäre Stoff für eine Folgestudie. Unsere Untersuchung
ist auf manuelle Tätigkeitsbereiche beschränkt, da sind Vorurteile
gegenüber Frauen und älteren Mitarbeitenden besonders stark ausgeprägt.
Aber im Großen und Ganzen können wir einen recht verlässlichen Schluss
ziehen, dass Frauen in von Männern, und ältere Arbeitnehmer in von
Jüngeren dominierten Umfeldern offenbar mehr Diskriminierungserfahrungen
machen - und dass diese mit der Zeit sogar zunehmen."

Reinwald und Kunze hoffen, dass ihre Ergebnisse Unternehmen und
Einrichtungen, die zeitgemäß auf Diversity setzen, wichtige Hinweise
geben, wie man diese erfolgreich umsetzt. Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter, die demographisch weniger in ein Team passen, brauchen gerade
zu Anfang mehr Aufmerksamkeit und Hilfestellung, und wer ein Team leitet,
sollte für diese Tatsache möglichst sensibilisiert und darauf vorbereitet
sein. So können negative Anker-Events verhindert und
Diskriminierungserfahrung verringert werden. Für Unternehmen geht es dabei
auch ganz im Eigeninteresse um konkret Zählbares: Immerhin entstehen durch
die erhöhten Fehlzeiten nicht vernünftig eingebundener Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern Verluste im vierstelligen Bereich pro Kopf und Jahr.

FAKTEN:


	Publikation: Max Reinwald, Florian Kunze (2019): Being Different, Being Absent? A Dynamic Perspective on Demographic Dissimilarity and Absenteeism in Blue-Collar Teams. Academy of Management Journal (im Druck) DOI: 10.5465/amj.2018.0290

	Prof. Dr. Florian Kunze ist Professor für Organisational Studies am Fachbereich Politik- und Verwaltungswissenschaften der Universität Konstanz sowie Principal Investigator am Konstanzer Exzellenzcluster "The Politics of Inequality"

	Max Reinwald ist Doktorand an der Graduate School of Decision Sciences der Universität Konstanz, Associated Fellow am Zukunftskolleg und affiliiertes Mitglied am Lehrstuhl für Organisational Studies

	Das Projekt zur Untersuchung des Verhaltens von Arbeitnehmern, die im Team in der Minderheit sind, wurde durch eine Sachbeihilfe von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) gefördert






Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1282

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Konstanz, 08.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





FORSCHUNG/942: "Zukunftsfähigkeit braucht die richtigen Hebel!" (idw)


Fraunhofer-Institut für Optronik, Systemtechnik und Bildauswertung IOSB -
07.05.2019

"Zukunftsfähigkeit braucht die richtigen Hebel!"



(Lemgo/Stuttgart) Wie werden die Städte Deutschlands im Jahr 2050
aussehen? Welche Klein- und Mittelstädte schaffen es, sich gegen die
Sogwirkung der Metropolen und den demografischen Wandel zu stemmen? Eine
Studie der Fraunhofer-Gesellschaft im Rahmen der "Morgenstadt-Initiative"
schafft objektive, neutrale Vergleichbarkeit und zeigt strategische
Handlungsfelder auf - mit überraschendem Ergebnis: Auch ländlichere
Gegenden, kleine und mittelgroße Städte haben eine hohes
Zukunftsfähigkeit, wie es das Beispiel der Alten Hansestadt Lemgo in
Ostwestfalen-Lippe zeigt.

Was sind die Hebel, eine Stadt in einer sich gesellschaftlich und
technologisch rapide ändernden Welt attraktiv zu halten? Was bedeutet
Attraktivität für die aktuellen Bewohner, hinzuziehende oder ansässige
Unternehmen? Wie sieht der Nährboden für wirtschaftliches und kulturelles
Wachstum sowie Lebensqualität aus?

Die Morgenstadt-Initiative der Fraunhofer-Gesellschaft hat hierzu über 30
Städte in einer Studie untersucht und die Ergebnisse in vier
Hauptkategorien auf den Punkt gebracht. Beispielhaft für kleinere und
mittelgroße Städte hat sich die Alte Hansestadt Lemgo diesem Vergleich
gestellt und taucht nun neben München, Berlin und Stuttgart auf - mit
einem respektablen Ergebnis: Im Gesamtranking schaffte es die Alte
Hansestadt in die Top Ten.

Die Forscher der Morgenstadt-Initiative am Fraunhofer Institut IAO
(Institut für Arbeit und Organisation) arbeiten seit einigen Jahren
intensiv an der Beschreibung der Zukunftsfähigkeit urbaner Räume. Mit der
Erfahrung aus der detaillierten Untersuchung zahlreicher deutscher und
internationaler Metropolen haben sie ein Instrumentarium entwickelt, mit
dem man anhand von 28 öffentlich zugänglichen Indikatoren ein
ganzheitliches Bild der Zukunftsfähigkeit einer Stadt zeichnen kann - als
erste Grundlage für vertiefte Analysen vor Ort. Die Indikatoren decken die
vier "Säulen" ab, auf die sich die Stadt von morgen stützen muss. Die
Indikatoren reichen von den städtischen Grün- und Wasserflächen über die
Existenz von Plänen zur Klimaanpassung und dem CO2-Ausstoß bis zum Anteil
hochqualifizierter Jobs am städtischen Arbeitsmarkt. Sämtliche Daten der
Indikatoren sind öffentlich zugänglich und wurden innerhalb des
City-Index verschieden gewichtet.

Lebensqualität, Resilienz, Umweltgerechtigkeit und Innovationsfähigkeit.

Die "Lebenswerte Stadt" bietet ihren Bürgern Arbeitsplätze, einen
Ausgleich zwischen Arm und Reich, Sicherheit, einen attraktiven
öffentlichen Raum, der zu Begegnungen einlädt, und eine gute
Umweltqualität. Es geht hier also um die sogenannten »weichen
Standortfaktoren« sowie soziale Aspekte. Sie sind auch deshalb wichtig,
weil Unternehmen sich gezielt in attraktiven, lebenswerten Städten
ansiedeln, weil sie nur hier darauf hoffen können, hochqualifizierte
Arbeitnehmer zu finden und zu halten.

"Resiliente Stadt": Diese Kategorie trifft Aussagen über die
Stressresistenz einer Stadt, also die Fähigkeit, Bedrohungen,
Wirtschaftsflauten und Krisen zu kompensieren. Für die Zukunftsfähigkeit
ist diese Kategorie insofern von Bedeutung, als dass der Erhalt einer
attraktiven wirtschaftlichen und sozio-kulturellen Infrastruktur
gesichert sein muss. Hier spielen unter anderem die Schuldendienstquote,
der Anteil der drei größten Arbeitgeber an der Gesamtbeschäftigung und
Notfallpläne für verschiedenartige Naturkatastrophen eine Rolle.

"Umweltgerechte Stadt": Selbstverständlich liefern für die
Zukunftsfähigkeit auch Umfang von und Umgang mit Ressourcen wichtige
Kennzahlen. Umweltgerechtigkeit wirkt sich nicht nur auf das (zukünftige)
Stadtklima und die Nachhaltigkeit von Lebensraum aus, sondern auch auf
die Attraktivität für Unternehmen und Bewohner. In dieser Kategorie werden
beispeilsweise der Ausstoß von Treibhausgasen in Tonnen pro Kopf, das
Müllaufkommen in Kilo pro Kopf und Jahr oder auch der Wasserverbrauch in
Litern pro Kopf und Tag erfasst.

Innovative Stadt: Die vierte Kategorie fasst diejenigen Indikatoren
zusammen, die sich auf (potenzielle) Erfindungen und Erfinder beziehen,
denn im Rahmen von zukunftsfähiger urbaner Kommunikation und neuen
Geschäftsmodellen haben Innovationen eine entscheidende Bedeutung. Diese
Kategorie prüft unter anderem, wie zielgerichtet Kommunen mit den Themen
Digitalisierungsstrategie, Datenmanagement, und Förderung von
Innovationstreibern umgehen. So werden beispielsweise die Differenz von
Firmengründungen und Geschäftsaufgaben, der Anteil hochqualifizierter
Stellen am Arbeitsmarkt, das Vorhandensein einer Smart-City- oder
Innovationsstrategie oder auch der Anteil der Studenten in Prozent an der
Gesamtbevölkerung einbezogen.


Ein Fazit: Technologie ist kein Allheilmittel.

Eine Botschaft für die Befürworter einer rein technisch getriebenen
Entwicklungsstrategie für die Stadt steht bereits fest: Digitalisierung
ist nicht grundsätzlich immer der Schlüssel zur Zukunft und vor allem
kein Selbstzweck. Auf der anderen Seite zeigt der Morgenstadt-Index aber
auch, dass Zukunftsfähigkeit und Innovationen miteinander verschränkt
sind. Alanus von Radecki, Projektleiter der Morgenstadt-Initiative beim
Fraunhofer IAO, freut sich, dass nicht nur die großen deutschen Städte mit
einer vorhandenen digitalen Agenda teilgenommen haben: "Zukunftsfähigkeit
ist nicht das Privileg der Metropolen, das haben kleinere Teilnehmerstädte
wie die Alte Hansestadt Lemgo gezeigt. Der Morgenstadt City-Index liefert
Stadtplanern und Kommunen, die ihre digitale Agenda
aufsetzen oder ihre Stadt strategisch weiterentwickeln wollen, äußerst
hilfreiche Anknüpfungspunkte." Städten, die an der Studie teilgenommen
haben, rät er: "Nach dem ersten Zustandsbericht anhand des Morgenstadt
City-Index ist eine vertiefte, individuelle Analyse der Stadt mit ihren
einzigartigen Faktoren und sozialen, ökonomischen, politischen,
technologischen und räumlichen/städtebaulichen Besonderheiten notwendig."


Nützlich für eine nachhaltige Stadtentwicklung

Eine weitere Botschaft der Studie: Das absolute Ranking ist für viele
teilnehmende Kommunen eher zweitrangig. Stattdessen kann das Abbild des
IST-Zustands Unterstützung für Stadtväter und -planer, Stadtentwickler und
Unternehmen sein. Die Auswahl und Bündelung der ausgewählten Indikatoren
bietet die Möglichkeit, sich ein Bild der aktuellen Situation zu machen
und Hinweise auf die Verbesserungspotentiale geben. Innerhalb des
Strategieprozesses einer Stadt liefert die Studie eine Antwort auf die
Frage "Wo stehen wir?". Das Fraunhofer IOSB-INA ist selbst Mitglied der
Morgenstadt-Initiative und hat die Teilnahme der Alten Hansestadt Lemgo
am Morgenstadt City-Index begleitet. Initiator des IoT-Reallabors "Lemgo
Digital" und Leiter des Fraunhofer IOSB-INA, Prof. Dr.-Ing. Jürgen
Jasperneite, ist vom Nutzen überzeugt: "Auf der Grundlage des Morgenstadt
City-Index werden die individuellen Stärken und Schwächen einer Kommune
sichtbar und vergleichbar. Von diesem Punkt aus kann jede Kommune ihre
eigene Stadtentwicklung unter Berücksichtigung digitaler Handlungsoptionen
betreiben."




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution381

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Optronik, Systemtechnik und Bildauswertung IOSB, 07.05.2019
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INTERNATIONAL/369: Sanktionskrieg um Iran, Teil 3 (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 9. Mai 2019

german-foreign-policy.com

Sanktionskrieg um Iran (III)



BERLIN/TEHERAN/WASHINGTON - Die Zuspitzung des Konflikts um Iran bringt
die Bemühungen der Bundesregierung um eine eigenständige, auch gegen
US-Interessen durchgesetzte Weltmachtpolitik ins Straucheln. Nach der
Ankündigung von US-Präsident Donald Trump, künftig Strafmaßnahmen gegen
sämtliche Staaten zu ergreifen, die in Iran Erdöl kaufen, hat Teheran erste
Reaktionen angekündigt; so behält es sich vor, Uran wieder anzureichern,
sollten seine Nuklearvertragspartner weiterhin ihre Zusagen nicht einhalten
und Iran einen freien Verkauf seiner Waren verweigern. Faktisch ist das
unter dem Druck der US-Strafdrohungen der Fall. Die Berliner Bemühungen,
mit einem Finanzvehikel nach Art einer Tauschbörse den Iranhandel zu
retten, fruchten nicht; Washington bringt inzwischen neue Drohungen gegen
das Vehikel ("INSTEX") ins Spiel. Außenminister Heiko Maas fordert trotz
der atomvertragswidrigen De-facto-Handelsblockade gegen Iran, Teheran müsse
das Abkommen "vollumfänglich" einhalten. Unterdessen verschärft
US-Präsident Trump mit neuen Sanktionen den Druck noch mehr.

Der Ölboykott

Die Trump-Administration hat ihre Aggressionen gegen Iran in den
vergangenen Tagen in gleich zweierlei Weise verschärft. Zum einen besteht
sie seit Monatsbeginn darauf, dass sämtliche Staaten der Welt ohne Ausnahme
ihre Sanktionen gegen Teheran einhalten und insbesondere den Kauf
iranischen Erdöls einstellen. Mit dem Ölverkauf hat Iran zuletzt gut 40
Prozent seiner Einnahmen erzielt. Bei einem Totalverlust seiner Öleinnahmen
droht dem Land der wirtschaftliche Ruin. Genau darauf zielt Washington ab,
um die Bevölkerung zu Hungerrevolten, einem Sturz der Regierung und der
Einsetzung proamerikanischer Kräfte anzustacheln. Unklar ist, ob die
Trump-Administration die ökonomische Erdrosselung Irans durchsetzen kann.
Vor allem China und die Türkei haben gegen die US-Drohung, Käufe iranischen
Öls in Zukunft zu bestrafen, protestiert. Indien lässt deutlich Unmut
erkennen, ist allerdings zuletzt dazu übergegangen, seine Erdöleinfuhr aus
Iran deutlich zurückzufahren: Im April importierte es beinahe ein Drittel
weniger als noch im März sowie über die Hälfte weniger als im April 2018.
TÜPRAS, der größte türkische Raffineriebetreiber, hat am gestrigen Mittwoch
angekündigt, seine Einfuhr aus Iran auf Null zu reduzieren. Die EU-Staaten
haben ihre Ölimporte aus Iran schon längst vollständig eingestellt. Wieviel
Erdöl Teheran auf dem "grauen Markt" absetzen kann, ist nicht klar.

Kampf gegen "INSTEX"

Zu den Unklarheiten zählt auch, ob die Pläne Deutschlands, Frankreichs,
Großbritanniens sowie der EU aufgehen, mit Hilfe des Finanzvehikels
"INSTEX" ("Instrument in Support of Trade Exchanges") den Handel mit Iran
aufrechtzuerhalten. Bislang muss INSTEX als gescheitert gelten
(german-foreign-policy.com berichtete [1]). Brüssel hat zwar angekündigt,
das Finanzvolumen des Instruments erheblich aufzustocken und auch sonst die
Bemühungen um den Handel mit Iran zu intensivieren. Allerdings nimmt
Washington mittlerweile auch Schritte gegen INSTEX ins Visier. So weist ein
hochrangiger Mitarbeiter des Washingtoner Finanzministeriums darauf hin,
dass die iranischen Stellen, die im Rahmen von INSTEX mit den Staaten der
EU kooperieren, nicht den Regeln der Financial Action Task Force (FATF)
entsprechen, einer 1989 gegründeten, in Paris ansässigen Einrichtung, die
Geldwäsche und - seit 2001 - auch Terrorfinanzierung unterbinden soll.
Letzteres ist insbesondere deshalb relevant, weil die Trump-Administration
jüngst die Islamische Revolutionsgarde (Islamic Revolutionary Guard Corps,
IRGC) zur "Terrororganisation" erklärt hat. Weil die IRGC ein gewaltiges
Wirtschaftsimperium unterhält, bietet die Klassifizierung neue Optionen,
Handel mit Iran zu sabotieren. Man werde jede Chance nutzen, Iran-Geschäfte
zu unterbinden, kündigt der Mitarbeiter des US-Finanzministeriums an.[2]

Kanonenbootpolitik

Neben den globalen Oktroy von Strafen auf die Einfuhr iranischen Öls, den
Washington sich anmaßt, treten nun zum Zweiten auch neue militärische
Drohungen. Zusätzlich zu der Flugzeugträgerkampfgruppe um die "Abraham
Lincoln", die ohnehin in den Mittleren Osten aufbrechen sollte, jetzt aber
beschleunigt dorthin beordert wurde, hat die Trump-Administration eine
Staffel von B-52-Bombern in die Region entsandt. Als Vorwand wurden nicht
näher definierte "Drohungen" seitens Irans angeführt.[3] Damit nimmt die
Gefahr einer militärischen Eskalation weiter zu.

Westliche Vertragsbrecher

Teheran hat jetzt reagiert - weniger, weil es von Washington zunehmend
militärisch unter Druck gesetzt wird, sondern vor allem, weil das
Atomabkommen faktisch hinfällig geworden ist: Die Vereinigten Staaten haben
es offiziell gebrochen; die europäischen Staaten haben den Handel mit Iran,
der als Gegenleistung gegen die Beendigung des Atomprogramms zugesagt
worden war, unter dem Druck der US-Sanktionen dramatisch reduziert und die
Ölkäufe vollständig eingestellt. Selbst im Falle Russlands und Chinas ist
ungewiss, ob die Trump-Administration mit ihren Sanktionsdrohungen nicht
ebenfalls Einbrüche im Handel bewirken kann. Mit Blick darauf hat die
iranische Regierung den Unterzeichnern des Atomabkommens eine 60-Tage-Frist
gesetzt, zur Einhaltung ihrer Zusagen in Sachen Handel zurückzukehren. Man
gehe jetzt dazu über, überschüssiges angereichertes Uran nicht zu
verkaufen, sondern es einzubehalten, und werde in 60 Tagen auch die
Urananreicherung wieder aufnehmen, sollte bis dahin keine Änderung der Lage
eingetreten sein, teilte Irans Präsident Hassan Rohani mit: "Wir sind nicht
aus dem Atomdeal ausgestiegen, sondern machen von unserem legitimen Recht
Gebrauch, einem Vertragsbruch zu entgegnen."[4] Sobald die Vertragspartner
wieder ihre Zusagen einhielten, werde man dies auch tun, kündigte Rohani
an.

Das deutsche Dilemma

Berlin steckt damit in der Klemme. Die Bundesregierung hat auf das
Atomabkommen gesetzt - nicht zuletzt, weil es die Chance zu bieten schien,
neben den arabischen Märkten auch den iranischen Markt wieder für die
deutsche Industrie zu öffnen. Dieser gilt als der potenziell lukrativste
der gesamten Region (german-foreign-policy.com berichtete [5]). Zuletzt hat
die Bundesregierung sich im Streit um den Bruch des Vertrages durch die
Trump-Administration offensiv gegen Washington positioniert und den
Konflikt damit zu einem Prüfstein für ihren Anspruch erhoben, Weltpolitik
"auf Augenhöhe" mit Washington zu betreiben.[6] Dies steht, da Berlin nicht
in der Lage ist, den Handel mit Iran, darunter denjenigen mit Öl, gegen die
US-Sanktionen zu verteidigen - das Interesse der deutschen Wirtschaft am
US-Geschäft ist übermächtig -, vor dem Scheitern. Außenminister Heiko Maas
hat gestern mit großem Gestus verkündet: "Wir wollen das Abkommen
erhalten". Dabei hält Berlin nicht einmal seine eigene Zusage, die
Wirtschaftskooperation mit Iran auszubauen, ein. Zugleich erklärt Maas,
Berlin "erwarte", "dass Iran das Abkommen vollumfänglich umsetzt - und zwar
ohne Abstriche."[7] Wieso Teheran die Vertragsbestimmungen einhalten soll,
wenn die westlichen Mächte dies nicht tun, erläutert Maas nicht.

Die nächsten Sanktionen

Dabei spitzt sich die Situation weiter zu. US-Präsident Donald Trump hat
gestern neue Sanktionen verkündet. Demnach soll Iran auch sein
zweitwichtigstes Exportgut, verschiedene Metalle, nicht mehr ausführen
dürfen. Dies soll, so fordert es Trump, für alle Länder weltweit gelten.
Damit sucht Washington die ökonomische Erdrosselung Irans zu beschleunigen.
Auf die Wirtschaftsaggression wird Teheran früher oder später reagieren
müssen; das vollständige Ende des Nuklearabkommens rückt damit ein Stück
näher. Gelingt es Berlin nicht, dies zu verhindern, wäre einer seiner
ersten Versuche, sich weltpolitisch gegen die USA zu positionieren und sich
damit als Weltmacht zu profilieren, gescheitert.


Anmerkungen:

[1] S. dazu Sanktionskrieg um Irak (II).

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7928/

[2] Francois Murphy: EU-Iran
trade vehicle unlikely to meet anti-money-laundering norms: U.S.
reuters.com 07.05.2019.

[3] Kyle Rempfer: B-52 bombers are off to rebuff Iran after threats to US
troops; DoD won't say what those were. militarytimes.com 08.05.2019.

[4] Iran setzt Vertragspartnern 60-Tage-Frist. sueddeutsche.de 08.05.2019.

[5] S. dazu Wettlauf ums Iran-Geschäft.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/6962/

[6] S. dazu Die Tauschbörse der EU.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7734/

[7] Außenminister Maas zur Wiener Nuklearvereinbarung mit Iran.
Pressemitteilung des Auswärtigen Amts. Berlin, 08.05.2019.

 * 

Quelle:

www.german-foreign-policy.com
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UNTERNEHMEN/2774: Talanx - Projekte in Polen und Vietnam Belastungstest für neue Klimaschutzregeln (urgewald)


urgewald - Pressemitteilung vom 9. Mai 2019

Talanx: Kohleprojekte in Polen und Vietnam werden zum Belastungstest für
neue Klimaschutzregeln



Hannover - Ein neues Briefing zu den Kohleversicherungsgeschäften von
Talanx, einer der führenden europäischen Versicherer, zeigt die
Schwachstellen seiner kürzlich angekündigten Kohle-Restriktionen. Die heute
von den NGOs urgewald, Unfriend Coal, Market Forces und CHANGE Vietnam
veröffentlichte Analyse kommt zu dem Schluss, dass Schlupflöcher in der
Ankündigung es dem Unternehmen ermöglichen könnten, weiterhin eine
Expansion der Kohleindustrie in Polen und Vietnam über seine
Tochtergesellschaften zu unterstützen. Am Tag der Konzernhauptversammlung
in Hannover lässt dies Zweifel an der Ernsthaftigkeit der Klimaziele von
Talanx aufkommen.

Am 18. April kündigte der Konzern an, er werde "ab sofort grundsätzlich
keine Risiken bei neu geplanten Kohlekraftwerken und -minen zeichnen", aber
Ausnahmen zulassen für "Staaten, in denen der Anteil von Kohle im
Energiemix besonders hoch ist und in denen kein ausreichender Zugang zu
alternativen Energien besteht". [1]

Diese Aussage macht Geschäfte von Talanx in Polen und Vietnam zu einem
Testfall. Beides sind Länder, in denen viele neue Kohleprojekte in Planung
sind. Laut einer Studie von Unfriend Coal ist die Talanx-Tochter Tuir Warta
der größte Versicherer auf dem polnischen Kohlemarkt und hat sich seit dem
Jahr 2013 an 18 Kohleversicherungsverträgen beteiligt.

Neue Untersuchungen haben außerdem ergeben, dass Talanx eine hohe
Verantwortung für die Entwicklung neuer Kohlekraftwerke in Vietnam trägt.
Talanx hält eine Minderheitsbeteiligung an dem Unternehmen PetroVietnam
Insurance (PVI), das sechs Kohlekraftwerke und Kraftwerkserweiterungen in
Vietnam versichert bzw. versichert hat. [2]

Regine Richter, Energie-Campaignerin bei urgewald, kommentiert: "Talanx
scheint eine Richtlinie beschlossen zu haben, die es dem Konzern erlaubt,
sich dem von anderen Versicherern angeführten Kohleausstieg anzuschließen,
ohne dass das Geschäftsinteresse allzu stark davon beeinträchtigt wird.
Angesichts der schweren Auswirkungen von Kohle auf das Klima und die
Gesundheit von Gemeinden vor Ort ist diese Logik untragbar. Talanx sollte
solche schmutzigen Projekte von weiteren Versicherungsdienstleistungen
ausschließen. Der Konzern muss aufhören dabei zu helfen, Länder wie Polen
und Vietnam in eine kohlenstoffintensive Zukunft zu drängen. Die Tatsache,
dass erneuerbare Energien in den meisten Ländern bereits wettbewerbsfähiger
geworden sind als Kohle, lässt auch aus betriebswirtschaftlicher Sicht an
den Kohleversicherungsgeschäften zweifeln."

Richter fügt hinzu: "Für die polnischen Kohleaktivitäten von Talanx muss
die neue Richtlinie zu einem schnellen Ausschluss von Projekten führen,
denn die Klimakrise lässt hier keinen Raum für Schlupflöcher. In Vietnam
muss Talanx seine Minderheitsbeteiligung an PVI nutzen, um Kohle zu
verbannen oder sich aus dem Unternehmen zurückziehen."

Vietnam ist ein Hotspot für neue Kohlekraftwerke: 16,2 Gigawatt (GW)
Kohleleistung sind installiert, weitere 42,9 GW sind in Planung. Damit ist
es das Land mit den drittgrößten Kohlekraftwerks-Neubauplänen weltweit.
Darüber hinaus hat Vietnam schon jetzt einen deutlichen Anstieg der
Luftverschmutzung durch Kohlekraftwerke erlitten, die allein im Jahr 2011
für 4.300 vorzeitige Todesfälle verantwortlich waren. Laut Forschern der
Universität Harvard könnte sich diese Zahl bis zum Jahr 2030 fast
verfünffachen.

Hong Hoang, Obama-Stipendiatin und Geschäftsführerin der vietnamesischen
Klimaschutz-NGO CHANGE, sagt: "Seit vier Jahren gibt es Proteste in Vietnam
gegen die Verschmutzung durch das von der PVI versicherte Kohlekraftwerk
Vinh Tan. Die Bewohner wünschen sich eine Zukunft auf Basis sauberer
Energiequellen anstelle von schmutziger Kohle. Sie wissen, die Versicherung
von Kraftwerken wie Vinh Tan 4 oder Hai Duong bedeutet eine Versicherung
der Klimakatastrophe und zunehmender Atemwegserkrankungen. Wir fordern
Talanx auf, PVI auf ein schnelles Ende der Kohle-Geschäfte vorzubereiten
und seinen Einfluss sofort zu nutzen, um den Bau neuer Kohlekraftwerke zu
verhindern."



[1] Talanx gibt an, das Unternehmen werde "in Einzelfällen und nach Prüfung
der technischen Standards eine limitierte Zahl von Ausnahmen beim
Versicherungsschutz zulassen", vgl.: 

www.talanx.com/newsroom/unternehmensmeldungen/2019/2019-04-18.aspx?sc_lang=de-de

[2] PVI versichert derzeit die Kohlekraftwerke Nghi Son 2, Duyen Hai 2, Hai
Duong, Vinh Tan 4 (Erweiterung), Thai Binh 1 und Thang Long. Die gesamten
CO2-Emissionen dieser Projekte lägen bei fast 1 Milliarde Tonnen. 

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Mai 2019

Herausgeber: urgewald e.V.
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UNTERNEHMEN/2773: HeidelbergCement - keine Achtung indigener Rechte in Indonesien (Kritische Aktionäre)


Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre e.V.

Pressemitteilung vom 08.05.2019

HeidelbergCement vernachlässigt Menschenrechte bei Projekten in
Indonesien und der Westsahara

- Watch Indonesia! fordert Einstellung von Zementfabrik-Projekt in
Indonesien

- HeidelbergCement hält an umstrittener marokkanischer Fabrik in der
Westsahara fest

- Umweltaktivist*innen demonstrieren bei Aktionärsversammlung gegen Klima-
und Naturzerstörung



Berlin/Köln, 08.05.2019. Anlässlich der Hauptversammlung von
HeidelbergCement am 9. Mai in Wiesloch werfen Watch Indonesia!, ROBIN WOOD,
medico international und der Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und
Aktionäre dem Baustoffkonzern vor, seinen menschenrechtlichen
Sorgfaltspflichten bei Projekten in Indonesien und der Westsahara nicht
hinreichend nachzukommen.

Keine Achtung indigener Rechte in Indonesien

Am Kendeng-Karstgebirge in Zentraljava, Indonesien, will die Tochterfirma
Indocement ein Zementwerk errichten. Die Lokalbevölkerung protestiert seit
Jahren energisch gegen das Vorhaben in dem ursprünglich geologischen
Schutzgebiet, denn es würde einem großen Teil einer indigenen Gruppe die
Lebensgrundlage entziehen.

"Die durch Indocement geplanten Eingriffe in das fragile Karst-Ökosystem
haben vielfältige Auswirkungen auf Mensch und Natur. Das wird nicht nur
durch verschiedene Expert*innen bestätigt, sondern ist auch das Ergebnis
der von Präsident Joko Widodo angeordneten Umweltstudie, die unter anderem
aufgrund der Bauvorhaben von Indocement am Kendeng-Gebirge durchgeführt
wurde. Das Kendeng-Gebirge ist Regenwasser- und CO2-Speicher und versorgt
die lokale Landwirtschaft mit Wasser. Die Zerstörung der Karstlandschaft
würde das Ende der kleinbäuerlichen Landwirtschaft bedeuten", kritisiert
Josephine Sahner von Watch Indonesia!. "Zahlreiche Wissenschaftler*innen
haben inzwischen an Politik und Unternehmen appelliert, die Ergebnisse der
Umweltstudie auch umzusetzen, bisher leider ohne Erfolg."

Die Lokalbevölkerung wurde nicht ausreichend in den Planungsprozess
einbezogen. "Die Mehrheit der Menschen am Kendeng-Gebirge ist gegen die
Errichtung einer Zementfabrik. HeidelbergCement muss seiner Verantwortunge
nachkommen, die es als multinationales Unternehmen laut den Leitlinien von
UNO und OECD hat, und das geplante Vorhaben zum Bau einer Zementfabrik im
Kendeng-Gebirge durch Indocement verhindern", fordert Watch Indonesia!.

HeidelbergCement profitiert von völkerrechtswidriger Besetzung der
Westsahara

Zudem ist HeidelbergCement Mehrheitsaktionär von Ciments du Maroc und will
dies offenbar auch in Zukunft bleiben. Das marokkanische Unternehmen
betreibt eine Zementfabrik nur wenige Kilometer außerhalb der Hauptstadt
Westsaharas , El Aaiún. Seit vier Jahrzehnten hält Marokko Teile der
Westsahara besetzt, kein Staat der Welt erkennt jedoch die Besetzung als
rechtmäßig an.

"HeidelbergCement lässt es zu, dass Ciments du Maroc ohne die erforderliche
Erlaubnis in unserem Land operiert", kritisiert Khadja Bedati von der
Sahrauischen Jugend, die auch auf der Hauptversammlung sprechen wird. "Ich
fordere HeidelbergCement auf, den menschenrechtlichen Sorgfaltspflichten
nachzukommen. Das Unternehmen darf nicht länger von der illegalen
Plünderung unserer Ressourcen profitieren."

Proteste vor der Hauptversammlung

Umweltaktivist*innen werden bei der Aktionärsversammlung in Wiesloch gegen
die weltweite Klima- und Naturzerstörung durch die Zementproduktion
demonstrieren.

"HeidelbergCement hat in 2018 gut Kasse gemacht. Die vorgeschlagene
Dividende ist auf Rekordniveau. Die Kehrseite dieses Profits sind Klima-
und Naturzerstörung rund um den Globus. HeidelbergCement darf sich hierfür
nicht aus der Verantwortung stehlen", fordert Jana Ballenthien von ROBIN
WOOD.

 * 

Quelle:
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UNTERNEHMEN/2772: Mit staatlicher Unterstützung Unternehmenskrisen bewältigen (idw)


Institut für Mittelstandsforschung (IfM) Bonn - 08.05.2019

Mit staatlicher Unterstützung Unternehmenskrisen bewältigen



Knapp 1,1 Millionen Erwerbstätige waren Ende 2018 zusätzlich zu ihrem
Einkommen auf staatliche Leistungen angewiesen - darunter rund 80.000
Selbstständige. Ein Wissenschaftlerteam des IfM Bonn hat nun untersucht,
aus welchen Gründen die Selbstständigen in die Grundsicherung eintreten
und wie lange sie diese in Anspruch nehmen.

Das monatliche Nettoeinkommen von Selbstständigen, die staatliche
Leistungen beziehen, liegt im Durchschnitt mit 390 Euro deutlich unter dem
von abhängig Beschäftigten in der Grundsicherung (746 Euro). "Ein
wesentlicher Grund, warum Selbstständige zusätzlich Arbeitslosengeld II
beantragen, sind Unternehmenskrisen. In diesen Phasen können die
Unternehmer und Freiberufler trotz intensiver Arbeitsleistung kein
ausreichendes Einkommen erwirtschaften", berichtet Hans-Jürgen Wolter,
Leiter des Studienprojekts. Nach Untersuchungen der IfM-Wissenschaftler
hat sich das Einkommen der Selbstständigen vor Eintritt in die
Grundsicherung im Durchschnitt um rund 60 % reduziert. Mehr als ein
Viertel von ihnen brauchte zunächst die eigenen Ersparnisse auf, bevor sie
Arbeitslosengeld II beantragten.

"Die Grundsicherung ermöglicht es vielen Selbstständigen, während einer
krisenhaften Phase ihr Geschäftsmodell anzupassen. Ohne diese Möglichkeit
könnten sie ihre selbstständige Tätigkeit unter Umständen nicht fortführen",
erläuterte Hans-Jürgen Wolter. Nach Untersuchungen der IfM-Wissenschaftler
gelingt es den meisten Selbstständigen, den Leistungsbezug
innerhalb der ersten beiden Jahre aufgrund steigender Einkommen zu
beenden. Der Wechsel in eine abhängige Beschäftigung oder zusätzliches
Haushaltseinkommen, das vom Partner erwirtschaftet wird, sind hingegen
seltener ausschlaggebend für den Austritt.

Tendenziell reduziert eine gute Ausbildung das Risiko für Selbstständige,
auf Arbeitslosengeld II angewiesen zu sein. Dagegen steigt es bei Personen
mit gesundheitlichen Einschränkungen und bei Alleinerziehenden, die
beispielsweise aufgrund von Kinderbetreuung ihre Eigenständigkeit nur
zeitlich eingeschränkt ausführen können. Kein negativer Effekt zeigte sich
indes bei Selbstständigen mit Migrationshintergrund.

Die Studie "Persistenz von Selbstständigen in der Grundsicherung" ist auf
der Homepage des Institut für Mittelstandsforschung (www.ifm-bonn.org)
abrufbar.


Weitere Informationen unter:

https://www.ifm-bonn.org//uploads/tx_ifmstudies/IfM-Materialien-273-2019.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1325

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Mittelstandsforschung (IfM) Bonn, 08.05.2019

WWW: http://idw-online.de
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MELDUNG/605: Anwaltstag 2019 - Die Anwaltschaft vom 15. bis 17. Mai zu Gast in Leipzig (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 9. Mai 2019

Anwaltstag 2019: Die Anwaltschaft zu Gast in Leipzig



Berlin (DAV). Für die einen ist der Rechtsstaat ein starker Staat, für
die anderen Schutz vor staatlicher Willkür. Was wir von ihm erwarten
und was jeder zu ihm beitragen kann, ist Thema des Deutschen
Anwaltstages (DAT) 2019. Die bundesweite Tagung der Anwaltschaft
findet vom 15. bis 17. Mai in Leipzig statt. Darüber informiert der
Deutsche Anwaltverein (DAV), der die Veranstaltung organisiert.

Der DAT ist der größte Kongress der Anwaltschaft in Deutschland.
Anwältinnen und Anwälte, Justiz, Politik, Wissenschaft und Presse
kommen hier jedes Jahr zu einem Austausch zusammen. Neben rechts- und
berufspolitischen geht es dabei auch um gesellschaftliche Themen. Auf
der gleichzeitig stattfindenden Fachausstellung AdvoTec informieren 70
Aussteller über ihre Produkte und Dienstleistungen. In den vergangenen
Jahren besuchten den Anwaltstag rund 2.000 Menschen. 2019 findet er
zum 70. Mal statt.

"Leipzig spielt in der Geschichte des DAV eine wichtige Rolle. Wir
freuen uns, den Anwaltstag in diesem Jahr hier ausrichten zu dürfen",
sagt Rechtsanwältin und Notarin Edith Kindermann, Präsidentin des DAV.
Gegründet wurde der DAV 1871 in Bamberg. Leipzig war von 1881 bis 1932
sogar Sitz des DAV.

Der diesjährige Anwaltstag dreht sich um den Rechtsstaat als
freiheitlich-demokratisches System, in dem jede und jeder Einzelne
ihre und seine Rechte geltend machen kann. "Die friedliche Revolution
jährt sich in diesem Jahr zum 30. Mal. Es passt sehr gut, dass der
Anwaltstag zum Thema Rechtsstaat 2019 in Leipzig stattfindet", fügt
die DAV-Präsidentin hinzu. Damals habe man für einen freiheitlichen
Rechtsstaat gekämpft.

Bei der Eröffnungsveranstaltung am Donnerstag, 16. Mai eröffnet Edith
Kindermann um 9 Uhr den DAT. Ein Grußwort wird neben Edith Kindermann
auch Christiane Wirtz, Staatsekretärin im Bundesministerium der Justiz
und für Verbraucherschutz, halten. Danach spricht der
Investigativjournalist Georg Mascolo in einem Festvortrag zum Motto
des Anwaltstags "Rechtsstaat leben".

Darüber hinaus bietet der Anwaltstag ein buntes Programm rund um das
Thema Rechtsstaat. Die Schwerpunktveranstaltung I "Checks and
Balances" am 16. Mai beschäftigt sich mit der politischen
Unabhängigkeit der Justiz anhand von internationalen Entwicklungen wie
der Situation in der Türkei und den Folgen der Justizreformen in
Polen. In der Schwerpunktveranstaltung II "Sprache schafft
Wirklichkeit" am 17.5. geht es um Sprache als anwaltliches
Handwerkszeug, aber auch als Einflussfaktor auf politische
Willensbildung und politische Entscheidungen.

Am 16.5. diskutiert eine weitere Expertenrunde über das Thema "Fake
News Tatort? Wie populäre Kriminalformate die Abläufe Justiz
darstellen". Eine andere Veranstaltung am Donnerstag beschäftigt sich
mit unbewussten Vorurteilen als Aufstiegshindernis, eine weitere mit
der parlamentarischen Frauenquote. Am 17.5. diskutiert eine
Expertenrunde über Fake News, Hate Speech und die öffentliche
Meinungsbildung. Auf einer weiteren Veranstaltung besprechen Experten
aus anwaltlicher Perspektive, ob Deutschland sich auf dem Weg in einen
Polizeistaat befindet.

Der DAT 2019 findet im Congress Center Leipzig statt. Das komplette
Programm finden Sie online unter www.anwaltstag.de. Unsere kostenlose
App zum Anwaltstag können Sie hier downloaden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung DAT 1/19 vom 9. Mai 2019
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MELDUNG/604: Rechtsanwaltsgebühren regelmäßig anpassen (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 9. Mai 2019

DAV und BRAK fordern: Rechtsanwaltsgebühren regelmäßig anpassen



Berlin (DAV/BRAK). Anlässlich des Antrags der FDP-Fraktion, den der
Bundestag am 9. Mai diskutiert, bekräftigen der Deutsche Anwaltverein
(DAV) und die Bundesrechtsanwaltskammer (BRAK) ihre Forderung nach
einer RVG-Anpassung. Damit Anwältinnen und Anwälte wirtschaftlich
arbeiten können, muss die gesetzliche Vergütung zumindest die
Tariflohnentwicklung widerspiegeln. Lineare Erhöhungen und
strukturelle Änderungen des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes (RVG) sind
notwendig, um den Zugang zum Recht sicherzustellen.

Die Rechtsanwaltsvergütung ist zuletzt 2013 an die wirtschaftliche
Entwicklung angepasst worden. Die Tariflöhne sind seitdem um 16
Prozent gestiegen. Daneben haben sich unter anderem die Gehälter der
nichtanwaltlichen Mitarbeiter und die Mieten erhöht. Daran muss sich,
so beide Anwaltsorganisationen, die Anpassung in der Gesamtsumme
orientieren.

"Die gesetzlich geregelte Rechtsanwaltsvergütung muss zeitnah
reformiert werden", sagt Rechtsanwältin und Notarin Edith Kindermann,
Präsidentin des DAV. Nur so könne der Zugang zum Recht weiterhin
gewährleistet sein. Eine wichtige Voraussetzung dafür sei, dass
anwaltliche Dienstleistungen für alle Menschen verfügbar und
erreichbar sind, auch in der Fläche. Das sei wiederum nur möglich,
wenn Anwältinnen und Anwälte von ihrer Arbeit leben können.

"Eine Vergütungsanpassung sollte allerdings nicht - wie in der
Vergangenheit - mit einer Erhöhung der Gerichtskosten einhergehen",
warnt Rechtsanwalt Dr. Ulrich Wessels, Präsident der BRAK. Es sei
Aufgabe des Staates, für Bürgerinnen und Bürger einen kostengünstigen
Weg zu den Gerichten und damit den Zugang zum Recht zu gewährleisten.
"Der Rechtsstaat muss in einer Demokratie immer finanzierbar sein", so
Wessels. Weder Bürger noch Unternehmen dürften davon abgehalten
werden, ihre Rechte zu verfolgen.

"Wir erwarten von den Regierungsfraktionen, dass sie den Einsatz der
Anwaltschaft für den Zugang zum Recht unterstützen", so die
Erwartungshaltung von DAV und BRAK.

Der DAV und die BRAK haben der Bundesjustizministerin Dr. Katarina
Barley bereits im April 2018 einen Forderungskatalog überreicht, der
die Anpassung der Rechtsanwaltsvergütung beinhaltet. Die
Bundestagsfraktion der FDP hat die Forderung aufgegriffen und
beantragt, dass die Bundesregierung noch vor der parlamentarischen
Sommerpause ein konkretes Konzept zur RVG-Reform vorlegt. Außerdem
solle eine regelmäßige Anpassung in kurzen Abständen gesetzlich
verankert werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 04/19 vom 9. Mai 2019
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SOZIALRECHT/073: Bundessozialgericht - Paritätischer begrüßt Schulbücher-Urteil (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 9. Mai 2019

Bundessozialgericht: Paritätischer begrüßt Schulbücher-Urteil und
fordert unverzügliche Reformen für Kinder in Hartz IV



Als "schallende Ohrfeige" für die Bundesregierung bewertet der Paritätische
Wohlfahrtsverband das gestern ergangene Urteil des Bundessozialgerichts, in
dem die Jobcenter verpflichtet wurden, die Kosten von Schulbüchern für
Kinder im Hartz IV-Bezug zu übernehmen. Der Verband forderte die
Bundesregierung auf, umgehend eine entsprechende Gesetzesänderung auf den
Weg zu bringen, und die Übernahme aller schulisch bedingten Kosten durch
die Jobcenter sicherzustellen, die für die Familien anfallen.

Der Paritätische sieht sich durch die Entscheidung des Bundessozialgerichts
in seiner Auffassung bestätigt, dass sich Schulkosten nicht pauschalieren
lassen und die im Regelsatz und im sogenannten Bildungs- und Teilhabepaket
enthaltenen Beträge wirklichkeitsfremd und deutlich zu gering bemessen
sind. "Es ist geradezu absurd, dass diese Bundesregierung durch alle
Instanzen geht, um zu verhindern, dass Jobcenter armen Eltern die Kosten
für die Schulbücher ihrer Kinder ersetzen müssen", kritisiert Ulrich
Schneider, Hauptgeschäftsführer des Paritätischen Gesamtverbands. Die
Frage, wie ernst es der Bundesregierung tatsächlich mit der Bildungs- und
Chancengerechtigkeit ist, dränge sich bei solchen Vorgängen auf.

Als Konsequenz fordert der Paritätische die Wiedereinführung eines
Rechtsanspruchs auf "Leistungen bei außergewöhnlichen Belastungen".
Schulisch bedingte Aufwendungen seien ohne Wenn und Aber in voller Höhe zu
erstatten. "Es ist geradezu beschämend, dass derartige
Selbstverständlichkeiten nicht auf politischem Wege realisiert werden
können, sondern allererst Gerichte mehr Bildungsgerechtigkeit erzwingen
müssen", so Schneider.

Der Paritätische weist darauf hin, dass das Schulbücher-Urteil auch auf
vergleichbare Bedarfe übertragbar sei, etwa auf Computer, Tablets, Software
und Drucker. Den betroffenen Menschen rät der Verband, diese Leistungen zu
beantragen. Die Bundesagentur für Arbeit wiederum sei aufgefordert, die
bislang restriktiv formulierten Verwaltungsvorschriften aufzuheben und
künftig im Sinne der Kinder und Jugendlichen bedarfsgerechte Leistungen zu
bewilligen. Die Jobcenter dürften die Antragsteller hier auch nicht auf
Darlehen verweisen, wie das Bundessozialgericht ebenfalls festgestellt
habe.

"Um davon sprechen zu können, dass Armut tatsächlich bekämpft wird,
bräuchte es endlich realistische, bedarfsdeckende Regelsätze in Hartz IV
und die Wiedereinführung einmaliger Leistungen statt unsinniger Pauschalen
und Darlehen", mahnt Schneider. "Hinzukommen muss ein einklagbarer
Rechtsanspruch auf Teilhabe für alle Kinder und Jugendlichen - und zwar
unter der Zuständigkeit der Jugendämter und nicht der Arbeitsverwaltung."

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin
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Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de
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STANDPUNKT/110: Keine Ente für Mohammed (Ingolf Bossenz)


Keine Ente für Mohammed

Christlich-islamischer Dialog im "Wettbewerb der Plausibilitäten"


Von Ingolf Bossenz, April 2019



Damit hatte ich nicht gerechnet. Als ich Mitte der 1980er Jahre die
Umayyaden-Moschee in Damaskus besuchte, zog ein kleiner
mausoleumsartiger Bau meine Aufmerksamkeit an. Mein Begleiter vom
syrischen Informationsministerium erklärte mir, dass es sich um den
Schrein handele, in dem sich das Haupt von Johannes dem Täufer
befinde. Der jüdische Bußprediger, der Jesus im Jordan taufte, verehrt
in einer der berühmtesten Moscheen des Morgenlandes?

Die Wege und Wirren der Geschichte prägten auch die Damaszener
Altstadt, die vom derzeitigen Krieg bislang verschont blieb. Wo heute
die Umayyaden-Moschee steht, wurden einst archaische Kulte zelebriert,
deren Tempel dann einer christlichen Basilika weichen musste, die
schließlich zur Moschee transformiert wurde. Ein gängiges Verfahren
obsiegender Religionen.

Die Geschichte der Menschheit ist auch eine Geschichte ihrer
Religionen. Mittels legendenreicher Tradierungen waren deren
Protagonisten bestrebt, ihre fantastischen Lehrgebäude mit göttlichem
Copyright zu schmücken. Dabei wurde gern auf bereits im Glutofen des
Glaubens gehärtetes Mythengut zurückgegriffen. Konnten die Israeliten
sich bei diversen himmlischen Heerscharen bedienen, standen dem
Christentum zudem die heiligen Schriften der Juden zur Verfügung. Der
Islam preist sich als "natürliche Religion des Menschen". Historisch
ist er das jüngste der drei monotheistisch-abrahamitischen Systeme und
fand in der Rüstkammer des Numinosen den größten Bestand an
heilsgesättigten Ingredienzen. Der Koran ist prall von Personen,
Propheten, Phänomenen, die für Juden und Christen zentrale
Glaubenselemente sind.

Angesichts der Konflikte im Gefolge muslimischer Zuwanderung nach
Europa präferieren die christlichen Kirchen den interreligiösen Dialog
als wichtigsten Weg zu wechselseitigem Verstehen. Dabei wird besonders
das gemeinsame religiöse Erbe betont. Nun sind Existenz und
Bewusstmachung eines solchen Erbes nicht unbedingt die Gewähr für
Harmonie und Frieden. Immerhin wurde der jüdische Tanach vom
Christentum komplett übernommen und im 2. Jahrhundert als Altes
Testament kanonisiert. Für die Widerlichkeiten des christlichen
Antijudaismus war dies kein Hemmnis. Ebenso wenig bewahrte die
koranische Präsenz jüdischer Propheten sowie von Jesus und Maria Juden
und Christen vor Verfolgung und Tod durch Anhänger Mohammeds.

Das wollen Anselm Grün und Ahmad Milad Karimi ändern. Der von dem
Benediktinerpater und dem Islamwissenschaftler gemeinsam verfasste
Band "Im Herzen der Spiritualität" soll anhand substanzieller Segmente
aus Lehre und Praxis der Glaubenssysteme anregen, "wie sich Muslime
und Christen begegnen können", so der Untertitel. Ich fragte Karimi,
wie denn die Kluft zwischen einem auf Ausgleich und Verständigung
setzenden Islam und seiner fundamentalistischen, Gewalt und Terror
rechtfertigenden Variante zu erklären und vor allem zu überwinden sei.
Für den aus Afghanistan stammenden Professor für islamische
Philosophie an der Universität Münster sind "Terroristen,
Fundamentalisten, Salafisten, Wahhabisten nicht salonfähig für eine
theologisch fundierte Auseinandersetzung mit der Religion". Es sei ein
"großer Missstand, dass Muslime mehrheitlich nicht religiös
ausgebildet sind". Es gebe "einen Wettbewerb der Plausibilitäten" bei
Auslegung und Interpretation der islamischen Schriften. Mit anderen
Worten: Welche Lesart sich wann, wo und wie lange durchsetzt, bleibt
eine schicksalhafte Frage.

Auch Jesus, den der Koran mehrfach erwähnt, soll im Buch von Grün und
Karimi Anknüpfungspunkte für religiöse Gemeinsamkeiten bieten. Der
Galiläer gilt im Islam als Gesandter Gottes, als einer der Propheten,
die es vor Mohammed gab. Mohammed ist deren letzter, abschließender,
das "Siegel der Propheten". Jesus ist für Muslime der "Sohn Marias",
nicht der "Sohn Gottes". Er starb nicht am Kreuz, konnte folglich
nicht auferstehen. Dass Gott "im Menschen Jesus den Weg ans Kreuz
gegangen ist", kann der Muslim Karimi, wie er in dem Band schreibt,
"nicht glauben, aber es ist auch kein Unglaube, der sich in mir
einstellt. Es ist vielmehr ein gläubiges Staunen, das mich als Muslim
bewegt und zugleich in Hochachtung zurücklässt." Der Katholik Grün
spart seinerseits nicht an Hochachtung für die Jesus-Botschaft des
Korans: "Es freut mich, wenn ich als Christ lese, dass der Koran Jesus
so positiv als einen Propheten sieht." Als Christ könne er "viele
Aussagen des Korans über Jesus" unterstreichen. Der Benediktiner
versteigt sich gar zu der (rhetorischen) Frage: "Denn was ist das für
ein Gottesbild, wenn Gott seinen Sohn opfern muss, um uns unsere
Sünden vergeben zu können?" Er formuliert die Hoffnung: "Und
vielleicht gibt es da Deutungsweisen, die auch für einen Muslim
möglich sind und ihm das Geheimnis einer Liebe offenbaren, die stärker
ist als der Tod."

Die Suche nach spirituellen Gemeinsamkeiten der Bekenntnisse ist
zweifellos vom ernsthaften Bemühen um entspannenden Ausgleich der
historisch und theologisch tiefen Gegensätze geprägt. Aber letztlich
sind religiöse "Wahrheiten" weder verhandel- noch austauschbar. Joseph
Ratzinger, damals noch Kurienkardinal, äußerte 2004 in einem
Interview, der "feste Glaube der Muslime an Gott" sei "eine positive
Herausforderung" für das europäische Christentum. Darauf angesprochen,
sagte mir Anselm Grün, seine Erfahrung sei, "dass Muslime besser
zurechtkommen mit Christen, die ganz im Glauben stehen, als mit
verwässerten Christen."

Das verheißt keine sonderlich guten Aussichten für den interreligiösen
Dialog. Denn der christliche Glaube im Abendland verwässert nicht nur.
"Die Gewässer der Religion fluten ab und lassen Sümpfe oder Weiher
zurück", prophezeite Friedrich Nietzsche. Das zeigt sich heute nicht
zuletzt im Umgang mit einst heiligen Hoheitssymbolen. So lässt der
österreichische Maler Siegfried Anzinger auf seinem Bild
"Auferstehung" - immerhin der zentrale Topos christlichen Glaubens -
Jesus samt Kreuz auf einer riesigen Ente reitend gen Himmel abheben.
Ein eher moderates Beispiel dafür, dass man mit Jesus alles machen
darf. Im Gegensatz zu Mohammed. Drohung, Terror, Mord von den
"Satanischen Versen" bis "Charlie Hebdo" haben dafür gesorgt, dass
Künstler, Karikaturisten und Kabarettisten in dieser Hinsicht die
Kunst- und Meinungsfreiheit lieber nicht mehr auf die Probe stellen.
Bleibt die Hoffnung, dass Karimis gemeinsam mit Grün verfasstes Buch
im "Wettbewerb der Plausibilitäten" der Vernunft einen kleinen Vorteil
verschafft.

Anselm Grün, Ahmad Milad Karimi: Im Herzen der Spiritualität. Wie sich
Muslime und Christen begegnen können. Herder, 288 S., geb., 20 EUR.

 * 

Quelle:

Ingolf Bossenz, April 2019

Der Schattenblick veröffentlicht diesen Artikel mit der freundlichen

Genehmigung des Autors.

Erstveröffentlicht in Neues Deutschland vom 20./21. April 2019

https://www.neues-deutschland.de/artikel/1117153.keine-ente-fuer-mohammed.html



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06922: Aus dem Mundwinkel hing ihm die Zigarette (SB)


Den Kopf leicht schräg geneigt, aus dem linken Mundwinkel hing ihm die
qualmende Zigarette, die Haare, die ihm noch geblieben waren, links
und rechts über den Ohren wirr und ungekämmt - wer erinnert sich an
diesen Großmeister? Natürlich, so unvergleichlich am Brett sitzen
konnte nur der Zauberkünstler aus Riga, Michael Tal. Eine Krawatte
trug er ungern, und so bot er durchaus ein nonkonformistisches Bild im
Gegensatz zu seinen sowjetischen Großmeisterkollegen, wenn die Reise
wieder einmal zu einer Schacholympiade ging. Tal konnte sich nicht
daran gewöhnen, beim Spiel adrett zu erscheinen. Daher trug er selten
ein neues Jackett. In abgetragenen Klamotten erst konnten seine
Gedanken frei fließen, beteuerte er, wie beispielsweise im heutigen
Rätsel der Sphinx, wo er seinen Schweizer Kontrahenten Wirthensohn in
zwei weiteren Zügen zur Kapitulation zwang. Zuvor jedoch hatte Tal die
weiße Stellung nach allen Regeln der Kunst überrollt, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06922: Aus dem Mundwinkel hing ihm die Zigarette (SB)]



Wirthensohn - Tal

Luzern 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Nur vermeintlich wurde der schwarze König ausreichend geschützt von
seiner Garde, denn nach 1.Tf4-f6+! Ke6-d7 2.Tf6-d6+ Kd7-e8 - 2...Kd7-
c7 3.Dc2-a4! - 3.Td6xc6 De7-d7 4.Dc2-g6+ Tf8-f7 - 4...Ke8-e7 5.Dg6-g5+
Ke7-e8 6.Tc6-d6 - 5.e5-e6 Dd7xc6 6.Dg6xf7+ Ke8-d8 7.e6-e7+ schlug der
weiße Angriff vernichtend durch.
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





FORSCHUNG/241: Psychologie-Studien liefern verzerrtes Bild der Wirklichkeit (idw)


Technische Universität Chemnitz - 08.05.2019

Psychologie-Studien liefern verzerrtes Bild der Wirklichkeit

Meta-Untersuchung der TU Chemnitz zeigt, dass bisherige Konventionen zur
Interpretation empirischer Studien in den Sozialwissenschaften kaum
aussagekräftig sind



Wie bedeutsam sind gefundene Effekte in empirischen Studien der
Psychologie? Um diese Frage zu klären, entwickelte der Statistiker Jacob
Cohen in den 1960er Jahren erstmals Konventionen. Diese besagen, dass etwa
eine Korrelation zwischen zwei Merkmalen von ".1" einen kleinen und eine
von ".5" einen großen Zusammenhang bezeichnet.

Sozialwissenschaftliche Disziplinen wie die Psychologie verwenden diese
Konvention seitdem, um ihre empirischen Ergebnisse zu interpretieren. So
entspricht etwa der durchschnittliche Effekt von Psychotherapie -
gegenüber unbehandelter Kontrollgruppen - einer Korrelation von etwa ".3",
was laut der Konventionen von Cohen als mittelgroßer Effekt gilt. Ob diese
Konventionen aber tatsächlich der Verteilung der realen empirischen
Effekte entsprechen, wurde nicht systematisch untersucht - bis jetzt.

Die Ergebnisse dieser umfassenden Studie lassen mögliche Rückschlüsse auf
bisher in Studien belegte Erkenntnisse aus den Sozialwissenschaften zu. So
ist zu vermuten, dass beispielsweise die Effekte psychotherapeutischer
Methoden geringer sein könnten, als angenommen. Die Forscher plädieren
daher dafür: "Die bisher publizierten Effekte scheinen die wahren Effekte
in der Grundgesamtheit deutlich zu überschätzen. Die Konventionen, die
bisher für die grobe Einschätzung über die Größe eines empirisch
gefundenen Effektes in der Psychologie benutzt wurden, sind aktuell so
nicht brauchbar und sollten in den nächsten Jahren angepasst werden",
plädiert Prof. Dr. Thomas Schäfer, zur Zeit der Untersuchung
wissenschaftlicher Mitarbeiter an der Professur Forschungsmethodik und
Evaluation der Technischen Universität Chemnitz. Weitere detaillierte
Untersuchungen an konkreten Fällen seien dafür nötig.

Effekte weit größer als bisher bekannt

In einer Metastudie konnten Schäfer und Dr. Marcus Schwarz, zur Zeit der
Verfassung der Studie Wissenschaftlicher Mitarbeiter an der Professur
Forschungsmethodik und Evaluation der Technischen Universität Chemnitz,
zweierlei zeigen: Zum einen scheinen die bisher in der Psychologie
publizierten Effekte in etwa doppelt so groß zu sein wie die wahren
Effekte in der Population. Das macht folglich den Vergleich eines
aktuellen Forschungsergebnisses mit bisherigen Ergebnissen sehr schwierig.
Gründe für diese drastische Verzerrung der publizierten Effekte sind
einmal der sogenannte "Publication Bias". Damit ist gemeint, dass nur
große oder signifikante Effekte publiziert werden, weil sie etwa
spektakulär sind und sich daher gut vermarkten lassen. Ein weiterer Grund
sind sogenannte "fragwürdige Forschungspraktiken", zum Beispiel das
gezielte Berichten von großen und das Unterschlagen von kleinen Effekten
in Studien mit mehreren Fragestellungen.

Zum anderen unterscheiden sich die Verteilungen der Effekte zwischen den
einzelnen Fachbereichen der Psychologie sehr stark, sodass etwa die
Biologische Psychologie mit durchschnittlich wesentlich größeren Effekte
hantiert als die Sozialpsychologie. "Wir sollen daher beim Interpretieren
von Studienergebnissen auf die Konventionen nach Cohen verzichten, da
diese nicht allgemeingültig sein können", folgert Schäfer aus den
Ergebnissen.

Kleine und große Effekte deutlich über empfohlenen Konventionen

Zu Beginn ihrer Untersuchung unterteilten die beiden Forscher die
Disziplin "Psychologie" in neun Fachbereiche wie die "Experimentelle
Psychologie", die "Sozialpsychologie" und weitere. Für jeden dieser
Fachbereiche suchte das Team zehn zufällige Fachzeitschriften aus. Aus
jeder dieser Fachzeitschriften zogen sie schließlich zufällig und über
alle Jahrgänge und Ausgaben hinweg zehn Fachartikel. Aus diesen 900
Artikeln wurden die "Effekte" extrahiert. Das sind meistens
Merkmalsunterschiede zwischen Gruppen oder die Korrelation zweier Merkmale
bei einer Stichprobe von Personen. Die Merkmalsunterschiede und die
Korrelationen rechneten die Wissenschaftler in standardisierte
Effektgrößen um, um sie über alle Arten von Studien hinweg vergleichen zu
können.

"In der Auswertung der Daten zeigte sich zunächst, dass die Mitte der
Verteilung dieser Effekte relativ gut die vorgeschlagenen Konventionen
trifft, die kleinen und großen Effekte aber deutlich über den empfohlenen
Konventionen lagen", resümiert Schäfer.

Neue Praxis des "Präregistrierens" soll Verzerrungen mindern

Im weiteren Verlauf der Studie werteten die beiden Forscher nun zusätzlich
knapp 100 Fachartikel aus, die in jüngerer Vergangenheit mit einer so
genannten "Präregistrierung" publiziert wurden. Präregistrierung bedeutet,
dass die Idee einer Studie und die für die Ergebnisse grundlegende
Methodik, zum Beispiel das Sammeln und Auswerten von Daten, für eine
bestimmte wissenschaftliche Fragestellung nicht wie sonst üblich am Ende
einer Studie, sondern bereits vor dem Sammeln der Daten online registriert
und teilweise auch schon in einem Peer-Review-Verfahren akzeptiert wird.
Dies soll ein gezieltes Nicht-Publizieren kleiner oder nicht-signifikanter
Effekte oder ein gezieltes Suchen nach signifikanten Effekten durch
statistisches "Herumprobieren" verhindern und somit ein eher unverzerrtes
Bild der wahren Effekte liefern.

Die Praktik der Präregistrierung ist als Reaktion auf die sogenannte
"Replikationskrise" in der Psychologie entstanden: "Damit ist die
Beobachtung gemeint, dass sich viele bekannte Effekte der Psychologie in
gleichen, nachfolgenden Studien nicht wiederfinden lassen, wie ein groß
angelegtes Projekt im Jahr 2015 gezeigt hat", so Schäfer. Ein bekanntes
Beispiel sei der "Priming-Effekt". Dieser Effekt beschreibt, dass
bestimmte subtile Reize wie das Lesen von Wörtern wie "alt" oder "Rentner"
auch unbewusst das menschliche Verhalten deutlich beeinflussen können, zum
Beispiel in Form einer signifikant verminderten Gehgeschwindigkeit.

"Solche Effekte sind sehr prominent, weil sie aufsehenerregend sind. Die
Effekte wurden in Folgeuntersuchungen aber oft nur einige wenige Male, oft
auch nur ein einziges Mal gefunden", macht Schäfer deutlich. Zahllose
Versuche, diese Effekte in Folgestudien zu replizieren, hätten die zuvor
beschriebenen Effekte nicht gefunden - seien aber auch nicht publiziert
worden. Durch diesen "Publication Bias" fehle also das nötige Korrektiv.
"Es besteht ein nicht zu unterschätzendes Risiko, dass die
Psychologie-Lehrbücher recht viele Zufallsbefunde beinhalten, die gar keine
Substanz haben."

Präregistrierung wirkt - Bringt aber kleinere Effekte

Die Forscher vermuteten: Wenn bisher vorrangig große beziehungsweise
signifikante Effekte publiziert wurden, dann sollten die
durchschnittlichen Effekte bei präregistrierten Studien kleiner ausfallen.
"Genau das war das Ergebnis, das sich beim direkten Vergleich der
ursprünglichen 900 Effekte mit den zusätzlichen 100 Effekten zeigte", sagt
Schäfer. Die durchschnittlichen Effekte seien bei präregistrierten Studien
nur noch halb so groß: "Die in der Vergangenheit publizierten empirischen
Effekte sind demnach deutlich in Richtung zu großer Effekte verzerrt",
sagt Thomas Schäfer. Sieht man sich nun die Verteilung der Effekte der
präregistrierten Studien an, wird zudem deutlich, dass diese deutlich
kleiner sind als die vorgeschlagenen Konventionen.

Ein weiteres Ergebnis war, dass sich die Effekte deutlich zwischen den
verschiedenen Fachbereichen unterschieden haben: Effekte in der
Biologischen Psychologie etwa waren deutlich größer als Effekte in der
Sozialpsychologie. "Das liegt vor allem daran, dass biopsychologische
Messungen (wie EKG oder die Hautleitfähigkeit) wesentlich genauer sind und
sich in Experimenten besser isolieren lassen als Messungen des sozialen
Erlebens und Verhaltens, die oft mit weniger verlässlichen Methoden wie
etwa Fragebögen durchgeführt werden müssen. Dieses Ergebnis sollte uns
dazu veranlassen generell auf Konventionen zu verzichten, da diese nicht
allgemeingültig sein können.


Veröffentlichung: 

Schäfer, T., & Schwarz, M. (2019).

The meaningfulness of effect sizes in psychological research: Differences
between sub-disciplines and the impact of potential biases.

Frontiers in Psychology, 10:813.

doi: 10.3389/fpsyg.2019.00813

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution85

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Chemnitz, 08.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/352: Ludwigsburg - Lernfestival 2019 der Pädagogischen Hochschule Ludwigsburg, 10.07.2019


Pädagogische Hochschule Ludwigsburg

Lernfestival 2019 der Pädagogischen Hochschule Ludwigsburg



Am 10. Juli 2019 veranstaltet die Pädagogische Hochschule Ludwigsburg zum
6. Mal das alle zwei Jahre stattfindende Lernfestival. An diesem Tag
können Kinder, Jugendliche und Erwachsene an der Hochschule Bildung aktiv
erleben.

Am Vormittag werden wie in den Vorjahren rund 2000 Schülerinnen und
Schüler und auch Vorschulkinder erwartet, die Workshops der Studierenden
und Lehrenden der PH besuchen. Hierzu sind von der Kita bis zur Oberstufe
alle Einrichtungen und Schulen eingeladen, mit ihren Gruppen und Klassen
auf den Campus zu kommen. Die Themen der Workshops reichen von
Naturwissenschaft, Technik, Nachhaltigkeit bis zu Sprache, Literatur,
Theater, Medien, Gesellschaft und mehr. Ein Großteil der
Vormittagsangebote ist bereits ausgebucht. Freie Plätze gibt es unter
https://veranstaltungen.ph-ludwigsburg.de

Am Nachmittag richten sich die Angebote an die Öffentlichkeit,
Studieninteressierte und an die eigenen Studierenden, Alumni,
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Auf dem Programm stehen
Informations- und Weiterbildungsangebote, ein großer Poetry Slam und der
Vortrag "Ganztagsschule - die Schule der Zukunft!", der im Rahmen des
Bildungsforums Ludwigsburg stattfindet. Hierzu sind insbesondere auch
Lehrerinnen und Lehrer sowie Eltern von Schulkindern herzlich eingeladen.
Parallel können Kinder eine medienpädagogische Vorlesung der Kinderuni
Ludwigsburg besuchen. Im Anschluss klingt der Tag bei Open-Air-Konzerten
und dem Sommerfest der Studierendenvertreter aus.


Weitere Informationen unter:

http://www.ph-ludwigsburg.de/lernfestival

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution246

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Pädagogische Hochschule Ludwigsburg, 07.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/351: Karlsruhe - Traumjob Informatiklehrerin, Studienangebote der Pädagogische Hochschule, 18.5.19


Pädagogische Hochschule Karlsruhe

Traumjob Informatiklehrerin: Pädagogische Hochschule Karlsruhe
informiert über Studienangebote



Informatik ist aus unserer Gesellschaft und unserem alltäglichen Leben
nicht mehr wegzudenken. Und Informatiklehrkräfte haben die spannende
Aufgabe, Schülerinnen und Schüler auf ihrem Weg in die digitale Welt zu
begleiten. Wer sich über das Fach Informatik für Lehramt sowie aktuelle
Studien- und Weiterbildungsangebote der Pädagogischen Hochschule Karlsruhe
informieren möchte, hat dazu beim Studieninfotag am Samstag, 18. Mai,
Gelegenheit. Von 10 bis 14 Uhr auf dem Campus Bismarckstraße, Gebäude 1
und 2.

Im Rahmen einer Hausmesse und bei Vorträgen stellen Studienberaterinnen
und -berater sowie Fachexpertinnen und -experten Studiengänge, Fächer und
Weiterbildungsangebote der bildungswissenschaftlichen Hochschule mit
Promotions- und Habilitationsrecht vor. Und Schülerinnen und Schüler,
Bachelorabsolventinnen und -absolventen sowie Weiterbildungsinteressierte
können sich über Bewerbungs- und Zulassungsverfahren sowie über
Anforderungen und Studieninhalte informieren. "Der Infotag bietet allen,
die auf der Suche nach einem geeigneten Bachelor- oder Masterprogramm
sind, einen abwechslungsreichen Einblick in unser vielseitiges und
zukunftsweisendes Studienangebot", sagt Prof. Dr. Christian Gleser,
Prorektor für Studium und Lehre der Pädagogischen Hochschule Karlsruhe.

VR-Brillen, ökonomische Lernspiele und Mappenberatung

Das Fach Informatik beispielsweise eröffnet beim Studieninfotag einen
Einblick in die Welt der Algorithmen: Besucherinnen und Besucher haben die
Möglichkeit, Minicomputer und VR-Brillen auszuprobieren und kleine
Programme zu schreiben. Angeboten wird Informatik an der Pädagogischen
Hochschule Karlsruhe in den Lehramtsstudiengängen Bachelor und Master für
Sekundarstufe I, außerdem als Erweiterungsfach oder Zertifikatskurs. Das
Fach Wirtschaft, das seit 2016 ein eigenständiges Fach in allen
Schulformen ist, zeigt an seinem Informationsstand unter anderem, wie
ökonomische Lernspiele entwickelt werden oder Wirtschaftslehre in Museen
gestaltet wird. Und am Stand der Technischen Bildung erfahren
Studieninteressierte, welche handwerklichen und inhaltlichen Basics das
Fach Technik vermittelt und dass Technik eine Kunst ist, die jeder und
jede lernen kann. Auf dem Programm der Fächer Chemie und Physik stehen
unter anderem Laborführungen und das Fach Kunst bietet Mappenberatung und
Atelierführungen an.

Das Vortragsprogramm am 18. Mai umfasst insgesamt acht Themen, darunter um
10.30 Uhr einen Überblick über das Studienangebot und um 12 Uhr
Informationen über das Zulassungsverfahren für die Bachelorstudiengänge
Lehramt. Angebote für Berufstätige, die sich im Bildungsbereich
qualifizieren und professionalisieren möchten, stellt das Zentrum für
wissenschaftliche Weiterbildung vor.

Lehramt, Kulturvermittlung oder Biodiversität und Umweltbildung?

Die Pädagogische Hochschule Karlsruhe bietet Bachelor- und
Masterstudiengänge für das Lehramt Grundschule und für das Lehramt an
Werkrealschulen, Hauptschulen und Realschulen an sowie die
Bachelorstudiengänge Pädagogik der Kindheit und 
Sport-Gesundheit-Freizeitbildung. Auch die Masterstudiengänge 
Biodiversität und Umweltbildung, Interkulturelle Bildung, Migration und 
Mehrsprachigkeit sowie Kulturvermittlung zählen zum Angebot der 
Pädagogischen Hochschule Karlsruhe.


Über die Pädagogische Hochschule Karlsruhe

Als bildungswissenschaftliche Hochschule mit Promotions- und
Habilitationsrecht forscht und lehrt die Pädagogische Hochschule Karlsruhe
zu schulischen und außerschulischen Bildungsprozessen. Ihr
unverwechselbares Profil prägen der Fokus auf MINT, mehrsprachliche
Bildung und Heterogenität sowie eine aktive Lehr-Lern-Kultur. Rund 180 in
der Wissenschaft Tätige betreuen rund 3.600 Studierende.

Weitere Informationen unter:

http://www.ph-karlsruhe.de

http://www.ph-karlsruhe.de/de/stud-lehre/studienangebot

https://zww.ph-karlsruhe.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution330

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Pädagogische Hochschule Karlsruhe, 06.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/478: Essen - Statuserhalt in der "sozialen Mitte", 21.05.2019


Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI)

Statuserhalt in der 'sozialen Mitte'. Zur Weitergabe von Ressourcen und
Mentalitäten.



Dienstag, 21. Mai 2019, 18.00 Uhr

Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI), Gartensaal

Goethestraße 31, 45128 Essen

Ein Vortrag in der Reihe "Mittelmaß" von Nicole Burzan und Miriam Schad

Die Lage der Mittelschichten ist Gegenstand aktueller Debatten um sozialen
Zusammenhalt und soziale Sicherheit. Dabei stellt sich angesichts der
großen Heterogenität mittlerer sozialer Lagen die Frage, wer überhaupt zur
'sozialen Mitte' gehört und wie diese Zugehörigkeit in soziologischen
Analysen operationalisiert werden kann.

Betrachtet man dabei neben ressourcenbasierten Ansätzen auch kulturelle
Dimensionen, gelten Angehörige der Mittelschichten meist als
leistungsbereit sowie politisch gemäßigt und zeichnen sich unter anderem
durch eine investive und maßvolle Lebensführung aus. Die Zugehörigkeit zur
Mitte wird im Rahmen dieser Lebensführung durch typische Praxen und
Strategien innerhalb des Lebenslaufs erhalten - und auch zukünftig für die
eigenen Kinder angestrebt. Diese Strategien der Statusstabilisierung
erscheinen jedoch angesichts aktueller Krisendiagnosen nicht mehr
selbstverständlich oder sind zumindest Irritationen unterworfen. Aufbauend
auf dieser Debatte wird in dem Vortrag ein aktuelles Kooperationsprojekt
zwischen der TU Dortmund und dem SOFI Göttingen (Förderung durch die DFG)
vorgestellt, in dem mit Hilfe von Familieninterviews intergenerationale
Mechanismen des Statuserhalts untersucht werden. Hierbei werden drei
exemplarische Berufsfelder untersucht, die unterschiedliche Segmente der
Mitte repräsentieren: Akademische Professionen in staatsnahen Sektoren,
mittelständiges Handwerk und qualifizierte Angestellte im technischen
Bereich. Kontinuitäten und Diskontinuitäten innerhalb der Familien und
mögliche damit einhergehende Berufs- oder Familienmentalitäten geraten
hierbei in den Blick.

REFERENT*INNEN

Nicole Burzan (TU Dortmund), Professorin für Soziologie

Miriam Schad (TU Dortmund), wissenschaftliche Mitarbeiterin am Institut
für Soziologie

MODERATION

Julika Griem, KWI-Direktorin

VERANSTALTER

Eine Veranstaltung des Kulturwissenschaftlichen Instituts Essen (KWI) in
der Vortragsreihe "Mittelmaß" unter Leitung von KWI-Direktorin Julika
Griem


Weitere Informationen unter:

https://kulturwissenschaften.de/veranstaltung/vortrag-statuserhalt-in-der-sozialen-mitte-zur-weitergabe-von-ressourcen-und-mentalitaeten-von-generation-zu-generation/

- Link zur Veranstaltung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution595

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI), 08.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TANZSPORT/533: Unna - "Der Tanz und die Lebensfreude" - 2 Kursangebote ab 15. Mai 2019


Stadt Unna

VHS-Aktuell: Der Tanz und die Lebensfreude



Kreisstadt Unna. Zwei VHS Tanzangebote versprechen Leichtigkeit und
Lebensfreude durch Bewegung und inspirierende Musik. Tanzpädagogin
Jamila Ben Said leitet ab Mittwoch, 15. Mai 2019, vier Tanzabende mit
orientalischen, spanischen und latin moves, sowie einen
Sonntagsworkshop am 19. Mai 2019 mit orientalischem Tanz. Dem Tanz
wird seit alters her heilende und stabilisierende Kraft zugeschrieben.
 Tanzen erzeugt ein körperliches und emotionales Wohlbefinden, ist gut
für die Gelenke, aktiviert das Herz-Kreislauf-System und beflügelt die
Seele. Der orientalische Tanz wird als älteste Kunstform der
Menschheitsgeschichte betrachtet, die durch Anmut, Geschmeidigkeit und
Harmonie bezaubert. Das Trommelsolo ist ein Höhepunkt im
orientalischen Tanz und steht im Zentrum des Sonntagsworkshops.

Für beide Kursangebote kann man sich aktuell in der VHS anmelden. Ab
15. Mai 2019 jeweils mittwochs in der Zeit von 20 bis 21.30 Uhr,
Teilnahmegebühr 44,- Euro. Für orientalischen Tanz am Sonntag, 19.5.2019
von 12 bis 16.30 Uhr beträgt die Teilnahmegebühr 36,00 Euro.

Anmeldungen nimmt die VHS unter der Telefonnummer 02303/103-713 oder
www.vhs-zib.de entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 9. Mai 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1276: Hannover - Burn. Finale und Abschied des Schauspiel-Ensembles, 27.05. bis 15.06.2019


SCHAUSPIEL HANNOVER

BURN

Finale und Abschied des Schauspiel-Ensembles

27.05. bis 15.06.19, Schauspielhaus, Cumberland + Theaterhof



»My my, hey hey / Rock and roll is here to stay / It's better to burn
out / than to fade away / My my, hey hey / Out of the blue / And into
the dark / They give you this, / but you pay for that / And once
you're gone, / you can never come back / When you're out of the blue /
and into the black. / The king is gone / but he's not forgotten / This
is the story / of a Johnny Rotten / It's better to burn out / than it
is to rust / The king is gone / but he's not forgotten.«

Eine Zeile aus dem Neil Young-Song diente für die letzte Spielzeit der
Intendanz von Lars-Ole Walburg als Motto: It's better to burn out than
to fade away!

Wir brennen! Und zwar lichterloh, golden und voller Inbrunst!

Deshalb zeigen wir ab dem 27. Mai auf der großen Bühne des
Schauspielhauses alle Stücke zum wirklich letzten Mal - und ab dem 7.
Juni verabschiedet sich das Ensemble nach zehn Jahren Intendanz in
Cumberland mit all dem, was es in dieser Zeit nicht auf der Bühne zu
sehen gab. Für das wir aber immer Feuer und Flamme waren!

Janko Kahle, Günther Harder und Lisa Natalie Arnold steigen in ihr
Projekt: Sexmission ein, Carolin Haupt ergründet in Out of the Blue
into the Black den bösen Menschen, Beatrice Frey schickt eine Hommage
hinaus in die Welt, Camill Jammal und Philippe Goos kommen nochmal mit
ihrem Mickybo und ich um die Ecke, Mathias Max Herrmann erfindet einen
Abend rund um den ehemaligen UN-Generalsekretär Dag Hammarskjöld
(Dag), Jonas Steglich bietet den (vorerst) letzten Drink in Sprit! an,
Daniel Nerlich dreht nochmal so richtig auf beim Konzert Proust w/
Doom Electronics, Regieassistentin Antonia Kritzer sieht der
Apokalypse in Endzeitstimmung I-III entgegen, Susana Fernandes Genebra
geht bis zum Grunde der Traurigkeit in ihrem portugiesischen Abend
Despedida, die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit stellt im Beefträger.
Perlen aus der Kommentarspalte vor, Tim Golla lässt seinen
Splittermann aufleben, Silvester von Hösslin fragt sich
Was weiß ich ...

Und das ist längst nicht alles! Zusätzlich zu diesen Projekten füllt
sich Cumberland noch einmal mit spontanen Lesungen, Installationen,
Ausstellungen, Monologen, Konzerten, Performances, einem Flohmarkt,
bei dem die Mitarbeiter*innen des Schauspiels vor den anstehenden
Umzügen Habseligkeiten von Dachböden und Kellern verkaufen und und
und! Von diesen kostenlosen Einmaligkeiten erfahren Sie direkt vor Ort
und auf schauspielhannover.de. Wir öffnen die Türen von Cumberland
jeden Tag ab 18:00 Uhr.

Am 15. Juni ist dann wirklich der letzte Tag, die letzte Nacht,
gekommen: Im Theaterhof feiern wir nach der Vorstellung Rotkäppchen
und der Wolf: Ein Drama gemeinsam mit Pollyester ein rauschendes Fest.
In diesen Tagen möchten wir herzlichst einladen: Zum Feiern, Erleben,
Verweilen, Glitzern und Glänzen! Dieser Abschied ist ein Aufbruch, vor
allem aber soll er ein großes Fest für die Erinnerung und das Jetzt
sein. Denn wir werden gehen, aber nicht vergessen sein.

Der Eintritt in die Galerie ist an allen Tagen frei, Tickets für die
im Monatsleporello angekündigten Projekte können Sie wie gewohnt an
den Theaterkassen, auf der Website und telefonisch erwerben.


DAS LETZTE HEFT 2009 - 2019

DAS SCHAUSPIEL HANNOVER UNTER DER INTENDANZ VON LARS-OLE WALBURG

Theater ist ein flüchtiges Medium, es ist in ständiger Bewegung mit
seinen Aufregungen, Höhenflügen und Abstürzen. Es muss in Bewegung
sein. Das gilt auch für seine Akteur*innen.

Am 15. Juni 2019 geht die zehnjährige Intendanz von Lars-Ole Walburg
zu Ende, das Ensemble und das künstlerische Team verstreut sich,
wandert weiter, zu neuen Orten, andere kommen. Das gehört zu unserer
Zunft, die Erneuerung zum künstlerischen Prozess. Aufbruch bedeutet
Abschied. Abschied bedeutet Aufbruch.

Die letzte nun erscheinende Ausgabe unseres HEFT, das den Spielplan
ästhetisch und gesellschaftspolitisch reflektiert, ist die
Dokumentation dieser zehn äußerst lebendigen Jahre: eine Hommage an
das Ensemble und die Mitarbeiter*innen dieses Theaters und zugleich
Spiegel dieser politisch hochbrisanten Zeit und den in ihr geführten
Auseinandersetzungen, Hoffnungen, Enttäuschungen und Fragen, denen
sich das Schauspiel Hannover unter Lars-Ole Walburg stets gestellt und
zuweilen auch angestiftet hat.

Von A-Z gegliedert, versucht die Dokumentation den besonderen Geist
dieser Jahre einzufangen. Theaterabende, Diskussionen und Menschen
werden hier noch einmal durch die Zeit versammelt. Das Buch richtet
sich nicht nur an die Zeugen dieser Dekade, sondern auch an jene, die
Theater als Ort der öffentlichen Debatte suchen.

Es ist erhältlich für 15 Euro an der Theaterkasse und zu allen
Vorstellungen. Achtung: Sichern Sie sich Ihr Exemplar rechtzeitig! Es
gibt nur eine kleine Auflage.

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse Mai 2019

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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TIERVERSUCH/781: EU-Tierversuchsrichtlinie - Deutschland gesteht Mängel ein (tierrechte)


Magazin tierrechte - Ausgabe 1+2/2019

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V

EU-Tierversuchsrichtlinie:

Deutschland gesteht Mängel ein

von Dr. Christiane Baumgartl-Simons



Wie bereits berichtet, hat die EU-Kommission ein
Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland wegen fehlerhafter
Umsetzung der EU-Tierversuchsrichtlinie in deutsches Recht
eingeleitet. Die Kommission führt darin 26 Punkte an, in denen
Deutschland das EU-Tierversuchsrecht nicht korrekt umgesetzt hat. Ende
November kündigte die Bundesregierung Nachbesserungen an.



2013 wurde die EU-Tierversuchsrichtlinie in Deutschland umgesetzt. Der
Bundesverband hat der damaligen Bundesregierung wiederholt gravierende
Umsetzungsfehler vorgehalten. Zwei Rechtsgutachten aus den Jahren 2012
und 2016 bestätigen dies in mindestens 18 Punkten. Mit Rückendeckung
dieser Gutachten gingen mehrere Beschwerden bei der EU-Kommission ein.

Zu den besonders schweren Verstößen zählen:


	Entgegen der Vorgabe der Richtlinie dürfen die deutschen Genehmigungsbehörden die Schaden-Nutzen-Abwägung nicht komplett eigenständig durchführen. Sie müssen sich in der wesentlichen Frage zur Unerlässlichkeit auf die Angaben des Antragstellers verlassen. Die Folge: Behörden müssen fast jeden Versuch genehmigen, sofern er formal korrekt gestellt ist und die Versuchsmethodik wissenschaftlichen Regeln entspricht.

	Tierversuche in der Ausbildung sind nur anzeigepflichtig. Rechtlich gesehen muss die Behörde die Anzeige zwar ebenso intensiv wie einen Genehmigungsantrag prüfen, aber die Begutachtung durch die Tierversuchskommission darf unterbleiben.

	Eine Obergrenze für schwerst belastende Tierversuche, die das EU-Tierversuchsrecht ausdrücklich anbietet, fehlt und

	Kontrollen werden nicht in der vorgeschriebenen Häufigkeit und Qualität durchgeführt.




Nötig: Klarstellung im Tierschutzgesetz

Deutschland hat in 16 Punkten zugesagt, die
Tierschutz-Versuchstierverordnung und das Tierschutzgesetz
nachzubessern. Die Beanstandungen erstrecken sich überwiegend auf
Kontroll- und Überwachungsaufgaben. Diese delegiert der Bund über die
Länder an die Kreisverwaltungen. Bei zehn Beanstandungen sagt die
Bundesregierung allerdings, sie habe das EU-Recht korrekt umgesetzt.
Bei dem fehlenden eigenständigen Prüfrecht der Behörden sichert die
Bundesregierung der EU-Kommission zu, den Text im Tierschutzgesetz zu
konkretisieren, so dass unmissverständlich klar wird: Die Behörden
sind verpflichtet, die Unerlässlichkeit - als zwingende Voraussetzung
zur Ermittlung der ethischen Vertretbarkeit eines Tierversuchs -
eigenständig festzustellen.


Keine Einsicht bei schwerst belastenden Tierversuchen

Die EU-Richtlinie bietet die Einführung einer nicht zu
überschreitenden Obergrenze für Schmerzen, Leiden und Ängste in
Tierversuchen an, die nicht überschritten werden darf. Diese gibt es
bisher im deutschen Tierversuchsrecht nicht. Von diesem Angebot der
EU-Tierversuchsrichtlinie hat Deutschland keinen Gebrauch gemacht.
Dabei belegen Gutachten, dass die Bundesregierung schon aus
verfassungsrechtlichen Gründen ein Verbot schwerstbelastender
Tierversuche hätte umsetzen müssen. Auch bei Versuchen in der Aus-,
Fort- und Weiterbildung bleibt die Bundesregierung bei der
Anzeigepflicht.


Fazit: Taktieren statt Tierschutz

Die Rechtsgutachten und die Antwort der EU-Kommission auf vorgebrachte
Beschwerden gegen Deutschlands Umsetzung der EU-Tierversuchsrichtlinie
belegen, wenn auch spät: Deutschland hat keinesfalls das Maximum für
den Schutz der Versuchstiere getan. Schlimmer noch: Die
Bundesregierung hat die fachlichen Einwendungen des organisierten
Tierschutzes systematisch ignoriert. Dieses politische Taktieren ist
ein absolutes No-Go.


Überfällig: Masterplan und akute Hilfsmaßnahmen 

Der Bundesverband verfolgt auf der Grundlage von Daten und Fakten
hartnäckig die maximale Fortentwicklung von Tierschutz und Tierrecht.
Im Fall der Tierversuche heißt das: Für den kompletten Ausstieg aus
dem Tierversuch muss ein Masterplan - gern nach niederländischem
Vorbild - auf den Tisch. Die Entwicklung tierleidfreier und
humanspezifischer Verfahren ist mit Maximalkraft von allen beteiligten
Gruppen zu verfolgen. Akute Hilfsmaßnahmen am "Unfallort" Tierversuch
sind unverzüglich durchzuführen. Ganz oben stehen hierbei: Sichern des
aktiven Prüfrechts der Behörden durch Änderung des Tierschutzgesetzes
sowie die Vorlage eines Kriterienkatalogs zur Ermittlung von
Unerlässlichkeit und ethischer Vertretbarkeit eines Tierexperiments.
Denn nur mit objektiven und vereinbarten Prüfkriterien kann geltendes
Recht auch tatsächlich angewendet werden.

 * 

Quelle:

Magazin tierrechte - Ausgabe 1+2/2019, S. 14

Menschen für Tierrechte

Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.
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KLIMA/703: USA - nach uns die Sintflut ... (SB)




Beim diesjährigen Treffen des Arktischen Rats wurde erstmals keine
gemeinsame Abschlußerklärung abgegeben. US-Außenminister Mike Pompeo
hatte sich geweigert, Bezüge zum Klimawandel in dem Entwurf zu
unterzeichnen. Zugleich ließ der frühere CIA-Chef und
Folterbefürworter eine Haßtirade gegen Rußland und China vom Stapel.
Andere Mitglieder des Arktischen Rats dagegen sind in tiefer Sorge,
weil sich die Arktis unter der globalen Erwärmung schneller verändert
als jede andere Weltregion.

Der 1996 gegründete Arktische Rat setzt sich zum einen aus
Vertretungen von sechs Organisationen der indigenen Völker der Arktis
und zum anderen von den Anrainerstaaten Dänemark, Finnland, Island,
Kanada, Norwegen, Rußland, Schweden und den USA zusammen. Darüber
hinaus haben weitere Staaten sowie Organisationen wie zum Beispiel
das Umweltprogramm der Vereinten Nationen oder der WWF einen
Beobachterstatus.

Bereits zu Beginn des 11. Treffens des Arktischen Rats Anfang Mai,
das unter Leitung Finnlands in der Stadt Rovaniemi stattfand,
kündigte der finnische Außenminister Timo Soini an, daß diesmal nicht
wie bisher üblich eine gemeinsame Abschlußerklärung abgegeben wird.
Statt dessen hat der Rat eine kürzere ministeriale Stellungnahme
veröffentlicht, in der der Klimawandel nicht erwähnt wird. Der
ursprüngliche Entwurf jedoch, den zu unterzeichnen die USA abgelehnt
haben, wurde von Soini unter dem Titel "Chair's Statement", also
Stellungnahme des Vorsitzes des Rats, der Öffentlichkeit zugänglich
gemacht. [1]

Darin wird der Klimawandel als "fundamentale Herausforderung"
bezeichnet und es werden ausdrücklich die Wichtigkeit des
Klimaübereinkommens von Paris sowie die Ergebnisse des
UN-Klimagipfels COP24 im polnischen Katowice anerkannt. Die USA haben
jedoch das Pariser Übereinkommen verlassen. Auf Frage der Medien
sagte Pompeo nur, daß das Pariser Abkommen nichts gebracht hat. Was
er dazu nicht sagte: Es hat deshalb wenig gebracht, weil es zu lasch
ist, unverbindlich bleibt und die darin festgehaltenen Nationalen
Klimaschutzverpflichtungen - so sie überhaupt eingehalten werden -
auf eine Welt hinauslaufen, die im Durchschnitt 3 bis 3,5 Grad
Celsius wärmer ist als die Welt zur vorindustriellen Zeit und deshalb
von schwerwiegenden Naturkatastrophen gekennzeichnet sein wird.

Die US-Regierung ist nicht etwa aus dem Pariser Übereinkommen
ausgestiegen, weil es zu wenig ambitioniert ist, sondern weil sie
sich an überhaupt keine internationalen Klimaschutzbestimmungen
gebunden fühlt. Die Trumpregierung leugnet, daß eine Erderwärmung
stattfindet, für die menschengemachte Treibhausgasemissionen aus der
Landwirtschaft und der Verbrennung fossiler Energieträger (Kohle,
Erdöl, Erdgas) hauptverantwortlich sind. In den USA gründet ein 
kleiner Kreis von Profiteuren der desaströsen Energiepolitik seinen 
Wohlstand nicht zuletzt auf die fossile Energiewirtschaft.

So schließt sich der Kreis zum Arktischen Rat und dem kaum
verhohlenen Zerwürfnis zwischen den USA und allen anderen. Dem noch
nicht genug, hat der US-Außenminister, der dem rechtsnationalen
Flügel der Tea Party innerhalb der Republikanischen Partei angehört
hat, das Podium genutzt, um sowohl China als auch Rußland
anzufeinden.

Die Rede Pompeos markiert einen folgenschweren Wendepunkt im
Verhältnis der USA zu den anderen Staaten hinsichtlich der Arktis. So
bezeichnete es Pompeo als "Luxus", daß sich der Arktische Rat zwei
Jahrzehnte lang fast ausschließlich mit wissenschaftlicher
Zusammenarbeit, kulturellen Angelegenheiten und Umweltforschung
befaßt hat. Diesen Luxus habe man in den nächsten hundert Jahren
nicht. Denn: "Wir treten in ein neues Zeitalter strategischen
Engagements in der Arktis ein", erklärte er und meinte damit
selbstverständlich nicht das strategische Engagement der USA, sondern
ihrer mutmaßlichen Widersacher. Die Arktis berge 13 Prozent des
unentdeckten Erdöls, 30 Prozent des unentdeckten Erdgases, reichlich
Uran, seltene Erden, Gold, Diamanten und Millionen Quadratkilometer
ungenutzte Ressourcen sowie Fische im Überfluß, versuchte Pompeo die
wirtschaftliche Ausbeutung dieser ökologisch hochempfindlichen Region
schmackhaft zu machen. [2]

China genieße Beobachterstatus im Arktischen Rat. Seine Worte und
Taten ließen allerdings Zweifel über seine Absichten in der Region
aufkommen, behauptete der US-Außenminister. Die Investitionen Chinas
in der Arktis seien durchaus willkommen - laut Pompeo betragen sie
fast 90 Mrd. Dollar im Zeitraum von 2012 bis 2017 -, doch sieht er
die Gefahr, daß China seine zivile Forschungspräsenz dazu nutzen
könnte, um dort seine militärische Präsenz zu stärken. Dazu zähle
auch der Entsatz von Unterseebooten "zur Abschreckung gegen
Nuklearangriffe".

Da fragt man sich, wenn das Pompeos Befürchtung ist, wer solche
Nuklearangriffe gegen China führen könnte. Weiter sprach der
US-Außenminister von einem "aggressiven Verhalten" Chinas in anderen
Teilen der Welt und setzte seine Feinbildproduktion mit den Worten
fort:

"Fragen wir uns einfach selbst: Wollen wir, daß die arktischen
Nationen im allgemeinen und die indigenen Gemeinschaften im
besonderen den Weg der ehemaligen Regierungen Sri Lankas oder
Malaysias gehen, die in Schulden und Korruption verwickelt sind?
Wollen wir, daß wichtige arktische Infrastrukturen wie die von China
in Äthiopien gebaute Straßen enden, die nach nur wenigen Jahren
zerfallen und gefährlich sind? Wollen wir, daß sich der Arktische
Ozean in ein neues Südchinesisches Meer verwandelt, das von
Militarisierung und konkurrierenden territorialen Ansprüchen geprägt
ist? Wollen wir, daß die empfindliche arktische Umwelt den gleichen
ökologischen Verwüstungen ausgesetzt ist, die von Chinas
Fischereiflotte in den Meeren vor ihrer Küste oder von unregulierten
industriellen Aktivitäten im eigenen Land verursacht werden? Ich
denke, die Antworten sind ziemlich klar."

Auch Rußland wird des aggressiven Verhaltens bezichtigt, weil es die
Nordostpassage, die durch seine Ausschließliche Wirtschaftszone
führt, für sich beansprucht und fordert, daß ausländische Schiffe
russische Lotsen an Bord lassen müssen. Auch kritisiert Pompeo die
Pläne, diesen Seeweg der Seidenstraßeninitiative Chinas anzugliedern.

Würde man Pompeo nur auf diesen einen der zahlreichen eklatanten
Widersprüche in seiner Rede ansprechen, daß er einerseits das
Verschwinden des Meereises als Chance für kürzere Handelsrouten
preist, im gleichen Atemzug die verkürzten Handelswege im Rahmen des
Seidenstraßenprojekts aber kritisiert, hätte er damit vermutlich
überhaupt kein Problem. Denn die USA sind gut, China und Rußland
böse. Mit so einem Weltbild lebt es sich leicht, und das um so mehr,
wenn man davon ausgeht, daß alles, was man macht, von Gott gewollt
ist. Das gilt nicht nur für den evangelikalen Endzeitapologeten
Pompeo, sondern auch für andere Mitglieder der US-Regierung wie zum
Beispiel Vizepräsident Mike Pence.

Malte Humpert, Gründer des Arctic Institute, erklärte in Anspielung
auf die Rede Pompeos , daß die Politik der Trump-Administration nun
auch in der Arktis angekommen ist. Habe man gehofft, der Arktische
Rat sei dagegen abgeschirmt, müsse man nun erleben, wie nach der
Politik "Make the Arctic Great Again" verfahren werde. Wie Humpert
sieht auch die heutige Leiterin des Arctic Institutes, Victoria
Herrmann, die Gefahr einer Schwächung des Arktischen Rats. Ein
solches Forum, das für seinen Zusammenhalt bekannt sei, werde nun
durch das "aggressive" Verhalten der USA gefährdet. Und weiter: "Die
absichtliche Vernachlässigung der Auswirkungen des Klimawandels auf
das Leben der nördlichsten Bürger Amerikas durch die
Trump-Administration ist eine weitaus größere Bedrohung unserer
nationalen Interessen als die gemeinsamen Ambitionen Chinas und
Russlands in der Region." [3]

Die USA haben das UN-Seerechtsübereinkommen nicht ratifiziert, maßen
sich aber an, in der Arktis dafür zu sorgen, daß dort laut Pompeo
keine "Gesetzlosigkeit" herrscht. Dabei sind es ausgerechnet die USA,
die sich zu keinen internationalen Klimaschutzbestimmungen
verpflichten wollen. Eine Folge dieser zügellosen extraktivistischen
Politik ist beispielsweise, daß die Trump-Administration die
Erdölförderung an der Nordküste Alaskas freigegeben hat.

Ähnlich wie die USA auch die Militarisierung des Weltraums
vorantreiben und dort die uneingeschränkte Vorherrschaft
beanspruchen, wollen sie in der Arktis das Sagen haben. Allerdings
ohne dabei Verpflichtungen einzugehen bzw. sich an die Pflichten zu
halten, die sie anderen auferlegen.

Würden alle Staaten eine Klimapolitik wie die USA betreiben, würde das
als erstes den Lebensraum und die Kultur der Indigenen in der Arktis
zerstören. Dann käme der ganze Planet an die Reihe, denn was im Hohen
Norden geschieht, ist zwar auch Folge globaler Entwicklungen, aber
nicht nur. Umgekehrt hat das Verschwinden des arktischen Meereises
ebenfalls Rückwirkungen auf die globale Erwärmung. Mit der
Einstellung, die die gegenwärtige US-Regierung an den Tag legt,
sollte sie die letzte sein, die irgend etwas in der Arktis zu sagen
hätte. Doch augenscheinlich hat US-Präsident Donald Trump mit dem
Evangelikalen und früheren Sonntagsprediger Mike Pompeo genau den
richtigen Mann für seine Nach-mir-die-Sintflut-Politik gefunden.


Fußnoten:

[1] https://arctic-council.org/images/PDF_attachments/Rovaniemi-Statement-from-the-chair_FINAL_840AM-7MAY.pdf

[2] https://www.state.gov/secretary/remarks/2019/05/291512.htm

[3] https://www.thearcticinstitute.org/the-arctic-institutes-reaction-to-the-outcome-of-the-11th-ministerial-meeting-of-the-arctic-council/

9. Mai 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis




OEBPS/Images/wett8634_(c)_2019_by_schattenblick.jpg





OEBPS/Images/bfai0266marcha-dignidad1.jpg





OEBPS/Images/sph06922-1.jpg





OEBPS/Images/sb-logo.png





OEBPS/Images/editorial_sb-zeitung.jpg





OEBPS/Images/nbofo552newsimage314477.jpg





OEBPS/Images/cover.jpg
Berihic

v K e

Elekironische Zeitung Schatenblick

[

BURGER/ FAKTEN

SEEBROCKE: Wir haben
Hannover Orange gefirb!

s Z das Mas
Senserben im Mittelmer .. (5 2)

POLITIK/ REDAKTION
Wkl asier Ausictien
fir Assangs

(5B ol st
dem Besuch bet ihrem Freund Ju-
i Asngs prseirs s die

poonal - Pressedienst atinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Guatemala

Der Marsch der Winde'ist ans 1

"Marsch der Wiirde" erreicht Guatemala-Stadt

e Land  vercidigen, von dem

BirgrchlernPacl Ander-
wartenden lemhswn

“Terroristen” ausgelegt ist und

Foo: Prensa Comuniaria

(Guatemala-Stads, S, Mai 2019,

s Dot M o i
hat am Mt

och. 8. M
schi Tagen dis wmmmm
Hanptstadt enci dem

Marsch haben | 500 guatemaltc-
o Biver“innen, mmmu =]
Uil i g
S e it o
e Kmnmum..mg v
sung seitens der

n
i

nen verrehen worden snd.

Noch Angben der Vreigung

htz der Menschenrschis-
Tedpuromen a Cuatently
UNDEFEGUA (Unidad de Pro-

teceidn 8 Defensores y Defensa-
s de Derechos Humanos en
Gl sind im o wd

300
sl pecindinsiin}
wegngen

Der"Manch der Wirde”, der von

9





